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Einleitung. 


JDen  Gegenstand  der  vorliegenden  Abhandlung  bildet  ein 
vielbewegtes  Jahr  der  liabsburgischen  Geschichte.  Indessen 
ist  es  nicht  meine  Absicht,  all  die  wichtigen  Veränderungen 
zu  schildern,  welche  der  frühzeitige  Tod  des  Königs  Ladislaus 
zur  Folg-e  hatte.  Ich  lasse  vielmehr  den  Thronwechsel  in 
Ungarn  und  jenen  in  Böhmen,  welch'  letzteren  erst  jüngst 
Bachmann  nahezu  erschöpfend  dargestellt  hat,  bei  Seite  liegen 
und  ziehe  nur  die  Vorgänge  im  Kernlande  der  Habsburger  in 
Betracht,  das  jetzt  bei  dem  Erlöschen  des  Mannsstammes  der 
Albrechtiner,  kraft  früherer  Verträge,  an  die  leopoldinische 
Linie  fallen  musste.  Somit  ist  der  Erbfolgestreit  zwischen 
dem  Kaiser,  der  als  Senior  des  Hauses  das  ganze  Land  in 
Anspruch  nahm  und  seinen  Verwandten,  dem  Bruder  Erzherzog 
Albrecht  und  dorn  Vetter  Herzog  Sigmund  von  Tirol,  sowie 
das  Nachspiel  desselben,  der  Einfall  Georgs  von  Podiebrad  in 
Oesterreich,  der  Gegenstand  der  Schilderung. 

Der  Erbfolgestreit  in  Oesterreich  nach  dem  Tode  des 
Königs  r^adislaus  und  die  Beilegung  desselben  durch  die  Ver- 
niitl<dung  der  Stände  und  unter  dem  Drucke  auswärtiger  Ver- 
liältnissc  ist  zwar  in  seinen  Umrissen  wohlbekannt  und  findet 
sich  in  (hm  allgemeinen  Geschichtswerken  von  Kurz,  Lich- 
nowsky,  l'alacky  u.  A.  im  ganzen  richtig  dargestellt.  Dennoch 
verdient  (hirselbe,  wie  es  scheint,  noch  einmal  untersucht  zu 
werden.  Denn  (u'ncM-seits  hat  man,  von  einzehum  seither  ans 
Licht  gezogenen  zerstreuten  Notizen  ganz  abgesehen,  es  bisher 
noch  nirgends  untcrnomnuMi,  g(u-M,de  die  reirhltaltigst(^  Quelle 
für  unseren   Gegenstand,  das  längst    publicirtc^   Gopeybuch    der 
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Stadt  Wien  zu  verwerthen,  obgleich  es  erst  durch  die  Benützung 
der  zaWreichen  in  demselben  enthaltenen  Actenstücke  möglich 
wird,  den  Verlauf  und  Ausgang  des  Streites. zu  verstehen.  Und 
wenn  auch  andererseits  bekanntlich  der  Herausgeber  dieser 
wichtigen  Quelle  selbst  eine  Analyse  seines  Fundes  geliefert 
hat,  so  kann  doch  auch  diese  nicht  befriedigen,  da  sich  Zeibig 
auf  den  Inhalt  des  Copeybuches  beschränkte,  ohne  die  übi'igen 
Quellen  mit  demselben  zu  vergleichen.  Diese  Vergleichung 
und  das  Ergebniss  derselben  für  die  Erbfolgefrage  selbst, 
bildet  das  eine  Problem  des  vorliegenden  Versuches. 

Eine  andere  Lücke,  deren  Ausfüllung  man  von  einer 
erneuten  Darstellung  jenes  Erbfolgestreites  erwarten  darf,  ist 
die  Beleuchtung  des  letzteren  durch  die  Verbindung  der  Schil- 
derung desselben  mit  einer  Betrachtung  der  früheren  Hausver- 
träge. Denn  da  der  Gegensatz  des  vom  Kaiser  beanspruchten 
Seniorats  und  des  von  seinen  Verwandten  betonten  Princips 
der  Gleichberechtigung  damals  nicht  zum  ersten  Male  zum 
Vorschein  kam,  sondern  bereits  in  den  früheren  Verträgen 
seinen  entsprechenden  Ausdruck  fand,  so  leuchtet  ein,  dass 
durch  die  richtige  Würdigung  der  letzteren  der  vorliegende 
Erbfolo-estreit  erst  vollkommen  verständlich  wird. 

Innerhalb  dieser  Verträge  bildet  die  Theilung  von  1379 
den  eigentlichen  Angelpunkt,  von  dem  aus  das  Haus  in  zwei 
besondere  Linien  auseinanderging,  der  aber  zugleich  den 
einstigen  Rückfall  der  Länder  der  einen  Linie  an  die  andere 
vorbereitete.  Seine  W^ichtigkeit  spricht  sich  schon  äusserlich 
betrachtet,  darin  aus,  dass  man  nur  für  ihn  die  kaiserliche 
Bestätigung  in  Anspruch  nahm.  Aber  wiewohl  die  Bedeutsam- 
k(;it  der  Theilung  von  1379  keinem  Zweifel  unterliegt  und 
\v(jhl  auch  nirgends  bezweifelt  wird,  so  herrscht  doch,  wie  in 
der  vorliegenden  Abhandlung  im  einzelnen  nachgewiesen  wii-d, 
vielfach  Unklarheit  über  die  eigentliche  Bedeutung  und  Trag- 
weite desselben,  eine  Erscheinung,  die  im  Grunde  auf  den  noch 
immer  nicht  völlig  überwundenen  Einfluss  Schrötters  viel- 
leicht auch  Schuize's  zurückzuführen  ist,  welche  beide  ihre 
Ansicht  über  den  Seniorat  aus  dem  für  echt  gehaltenen  maius 
Hchöjjf'ten. 

Wälirend  also  der  VcMtrag  von  1379  eine  neue  Phase 
innerhalb  der  Gesehieht«!  der  'l'heilungen  bezeichnet,  wirkte  in 
den   (liuch   dciiHeHKin   geschatleneu  Linien   oder   viehnehr,   da  es 
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in  dem  albrechtinischen  Hause  in  der  Folge  keine  Brüder 
gab,  eigentlich  nur  in  der  leopoldinischen  Linie  das  ältere  Her- 
kommen der  jAuszeigungen'  fort,  so  dass,  obgleich  wiederholt 
eigentliche  Theilungen  beabsichtigt  wurden,  solche  nicht  mehr 
erfolgten,  sondern  die  Mitglieder  der  Linie  sich  als  ,ungetheilte 
Erben'  betrachteten  und  nur  bezüglich  ihrer  Renten  sich  wechsel- 
seitig auszugleichen  suchten.  Wohl  brechen  daneben  die  Ten- 
denzen des  Seniorats  hie  und  da  hervor.  Die  urkundlichen 
Belege,  auf  welche  einst  Rudolf  IV.  den  Anspruch  auf  Allein- 
herrschaft zu  gründen  suchte,  waren  nicht  völlig  in  Vergessen- 
heit gerathen.  Aber  wenn  auch  Kaiser  Friedrich  HL  diese 
Hausprivilegien  vollinhaltlich  bestätigte,  so  waren  und  blieben 
dieselben  doch  zunächst  nur  ein  Anspruch,  dessen  Verwirk- 
lichung  einer  günstigeren  Zukunft    überlassen    werden    musste. 

Am  ehesten  noch  gegenüber  dem  Bruder  war  es  dem 
Kaiser  geglückt,  bisher  an  dergleichen  Aspirationen  festzuhalten. 
Denn  was  Albrecht  betrifft,  so  soll  im  nachfolgenden  versucht 
werden,  zu  zeigen,  dass  dieser  noch  bei  Ladislaus  Tode  nicht 
nur  ein  ungetheilter  Erbe,  sondern  in  Wahrheit  ein  Herzog 
ohne  Land  gewesen  sei,  als  welchen  er  sich  selbst  gegenüber 
seinem  Bruder  und  seinem  Vetter  bezeichnete.  Es  dürfte 
dadurch,  w^enn  diese  Behauptung  richtig  ist,  zugleich  ein  neuer 
Gesichtspunkt  für  die  Beurtheilung  seiner  freiliöh  trotzdem  nicht 
tadellosen  Handlungsweise  gegeben  sein. 

Der  Erbfolgestreit,  von  welchem  hier  die  Rede  ist,  bietet 
aber  noch  eine  andere  interessante  Seite  dar.  Bisher  war  es 
nämlich  wohl  vorgekommen,  dass  man  die  Länder  beliebig 
diesem  oder  jenem  Mitgliede  des  PTauses  zuwies.  Aber  der 
Zusammenhang  eines  und  desselben  Landes  war  bisher,  wenn 
man  von  den  Vorlanden  absieht,  deren  reichsrechtlichc  Stellung 
eben  eine  andere  war,  nie  zerrissen,  keines  der  grossen  Lehen, 
aus  denen  sich  der  Hausbesitz  zusammenfügte,  zersplittert 
worden.  Jetzt  aber  wurde  das  erste  und  man  darf  wohl  sagen 
glücklicherweise  das  einzige  Mal  das  Kernland  selbst,  jenes 
herrliche  Land  Oesterreich,  von  welchem  alle  Habsburger  den 
Namen  führten,  in  zwei  Theile  zerlegt,  ein  alter  historischer 
Zusammenhang  dem  unseligen  Theilungsprincipe  geopfert.  Mit 
dieser  Zersplitterung  erreichte  also  der  Aufhisungsproccss  seinen 
Höhepunkt.  Und  darin  dürfte  die  tiefere  Bedeutung  dieses 
Erbfolgestreites  zu  finden  sein. 
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Die  Hausyerträge. 


Seitdem  die  Habsburger  im  Besitze  der  österreichischen 
Herzogthümer  waren,  hatten  sie  ihre  Länder  gemeinsam  be- 
herrscht. Es  war  dies  eine  Folge  des  Rechtsinstitutes  der 
Gesammtbelehnung,  welches  zunächst  den  Zweck  verfolgte, 
den  Fürstensöhnen  ein  Collateralerbfolgerecht  zu  verschaffen 
und  die  strengen  Grundsätze  des  deutschen  Lehenrechtes  zu 
umgehen,  bald  aber  zu  Gunsten  der  neu  aufkeimenden  Rechts- 
anschauung von  der  Gleichberechtigung  aller  Söhne  ausgebeutet 
wurde.'  Schon  Rudolf  von  Habsburg  ertheilte  im  Jahre  1282 
seinen  Söhnen  Albrecht  und  Rudolf  die  Gesammtbelehnung 
mit  Oesterreich,  Steiermark  und  Krain  und  wenn  er  auch  ein 
Jahr  darnach  auf  Bitten  der  österreichischen  Unterthanen  die 
Bestimmung  traf,  dass  Albrecht  und  dessen  Nachkommen  allein 
jene  Länder  besitzen  sollten,  so  blieben  doch  dem  jüngeren 
Sohne  Rudolf,  alle  Ansprüche  und  Rechte  —  auch  der  herzog- 
liche Titel  —  vorbehalten  und  musste  beiden  Herzogen  gehuldigt 
und  der  Eid  der  Treue  geleistet  werden.  Ueberdies  konnte, 
da  Rudolf  die  Länder  auf  Albrecht  und  dessen  Nachkommen 
übertrug,  die  von  den  österreichischen  Ständen  angesti-ebte 
Alleinregierung  des  Aeltesten  nur  von  vorübergehender  Dauer 
sein.  Bereits  im  Jahre  1298  belehnte  Kaiser  Albrecht  seine 
sechs  und  wiederholt  1309  seine  noch  lebenden  fünf  Söhne. 
Ebenso  zeigen  die  Lehensbriefe  von  1331  und  1335,  dass  stets 
alle  Brüder  belehnt  wurden.  Noch  1345  ertheilte  Karl  IV. 
nicht  nur  dem  IIciz(il;(!  Albrecht  H.,  sondern  auch  seinen  beiden 
Sölmcn  Rudolf  und  Fiiudrich  die  Rcichslehcn  und  l.'JGO  enipting 
Herzog  Rudolf  die  Bclelmung  für  sich  und  seine  Brüder 
Friedrich,  vMbrecht  und  Leopold. - 

T)enig(!m;iss  führten  denn  auch  die  Herzoge  von  Oester- 
r(!ich    die  Regierungsgeschäftc    stets    gemeinsam.     Bald  in  Ge- 


'  Borditold,  die  Lande.sliolicit  Ocstcrroiclis  iiacli  di;ii  oclitni  und  iimclitcii 
Fr(!ilicitHbricfcii.  Müiichcii  1802,  8.  (Ji).  11.  .J.  V.  Siliiil/,i",  das  liecliL 
der  KrHtgeljurt.  Lei]»ziu  1851,  8.  'iSö,  ein  vortrofliieiius  Werk,  bei  dessen 
JJeniitzuii^j  indess  zu  hejuditen  iHl-,  dasH  der  Verfasser  das  jirivilef^iuni 
PViderieiaiiiirn   malus  von    I  \.'>Ct   nurli    für  eelit  hielt. 

■^  A.  Iliilicr,  iilicr  die  Kntsteliuuf^s/.eit  der  iisterr.  Freilieitsbriefe  (Sitz)),  d. 
k.  Ak.i.l.  d.   W.  X\MV,  31— 3ij).     BercbUdd  a.  a.  U.  S.  73. 
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sammtheit,  bald  einzeln  erledigten  sie  die  wichtig-sten  Geschäfte 
and  zwar  that  dies  nicht  etwa  blos  der  älteste,  sondern  auch 
die  jüngeren.  Wie  dies  Albrecht  IL  in  seinem  Hausgesetze 
von  1355  aussprach,  sollten  die  Herzoge  ,der  älteste  wieder 
jüngste  und  der  jüngste  wie  der  älteste  mit  einander 
lieblich,    tugendlich    und    brüderlich    in    allen  Dingen 

1  eben'.^ 

Es    wäre    nun    nur    ein    Schritt    weiter    auf  jener    Bahn 
o-ewesen,    die    man    in    der  Gesammtbelehnung   betreten    hatte, 
wenn    sich    die    jüngeren    Herzoge    nicht   mit    der  ihnen  zuer- 
kannten ideellen  Gleichberechtigung  begnügt,  sondern  eine  Thei- 
lung  wenn  nicht  ihrer  Länder  selbst,   so  doch  aller  Nutzungen 
derselben  (Oerterung  oder  Mutschirung)  nach  dem  Principe  der 
Parität  angestrebt    haben    würden.     Dies    geschah    thatsächlich 
bereits    ziemlich  früli  in  anderen  Ländern  und  wie  wir  in  der 
Folge  sehen  werden,    wurde  das  anderwärts  gegebene  Beispiel 
später  auch  von  den  Habsburgern  nachgeahmt.  Dass  in  Oester- 
reich  diese  in  der  Natur  der  Sache  gelegene  Entwickelung  erst 
etwas    später    eintrat,    mag    zum  Theile    der   besseren   Einsicht 
der  habsburgischen  Fürsten  zuzuschreiben  sein,  die  sich  hierin 
die    anderswo    gemachten    schlimmen    Erfahrungen    vor  Augen 
hielten,  zum  Theile  aber  wird  man  den  Grund  dieser  Erschei- 
nung   wohl    in    den    einer  Alleinregierung  lange  Zeit  hindurch 
günstigen    Verhältnissen    Oesterreichs    zu    suchen    haben.     Er- 
leichterte den  Söhnen  Albrechts  L    ihre    bekannte    brüderliche 
Liebe    und    Eintracht    das  Zusammenleben    und    machten    den- 
selben die   von    aussenher    drohenden    Gefahren    Eintracht   zur 
unabweislichen  Pflicht,    so   fügte  es  sich    andererseits    so,    dass 
Albrecht  ü.  durch  längere  Zeit  (seit  1339)  allein   regierte,    da 
von  dessen  Brüdern,  ausser  Otto,  keiner  männliche  Nachkommen 
hinterlassen   hatte,    Ottos   Söhne   Friedrich    und  Leopold    aber 
bei    dem    Tode    ihres   Vaters    noch    minderjährig    waren    und 
beide    in  jugendlichem  Alter    (1344)    starben,    und    dass    dann 
auch  Albreclits    ältester   Sohn   Rudolf  IV.    durch    längere    Zeit 
im  eigenen  und  im  Namen  seiner  minderjährigen  Brüder  Oester- 
reich  beherrschte.     Dass  übrigens    auch    das  Haus  Oesterreich 
unter    minder    günstigen  Verhältnissen    schon    früher,    als    dies 
der  Fall   war,    in    die    unselige  Bahn  der  Theilungen   geworfen 


'  Stcyerer,  Commeiitaiii  pro  liistoiia  Albt-rti  II.  p.   185. 
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worden  wäre,  zeigt  das  Verhalten  Ottos  des  Fröhlichen,  der 
schon  bei  Lebzeiten  Friedrichs  des  Schönen  eine  Theilung 
der  Länder  verlang-te  und  sich  nicht  früher  zufrieden  gab,  als 
bis  ihm  die  Verwaltung  der  Vorlande  übertragen  wurde. 

Thatsächlich  hatte  allerdings  stets  der  Aelteste  einen  über- 
wiegenden Einfluss  ausgeübt.  Aber  in  bewusstem  Gegensatze 
zu  dem  bisher  bestehenden  Verhältnisse,  suchte  erst  Rudolf  IV. 
den  Einfluss  des  Aeltesten  zu  mehren,  seine  Meinung  zur  mass- 
gebenden zu  machen  und  dieser  Stellung  desselben  rechtliche 
Anerkennung  zu  verschaffen.  Darum  Avurde  in  dem  sogenannten 
priuilegium  malus  die  Bestimmung  aufgenommen,  dass  ,unter 
den  Herzogen  von  Oesterreich  der  Aelteste  die  Herrschaft 
haben  und  dass  diese  nach  Erbrecht  auf  den  ältesten  Sohn 
übergehen  sollet'  Auch  legte  Rudolf  von  Anbeginn  seiner 
Regierung  an  allen  Nachdruck  auf  sein  Erstgeburtsrecht  2  und 
suchte  er  bei  jeder  sich  darbietenden  Gelegenheit  den  Umfang 
der  daraus  abzuleitenden  Befugnisse  zu  erweitern.  Allein  auf 
die  Dauer  vermochte  Rudolf  diese  Ansprüche  nicht  in  ihrem 
vollen  Umfange  festzuhalten.  Vielmehr  sah  er  sich  gezwungen 
mit  seinen  Brüdern  Albrecht  und  Leopold,  als  diese  das  Alter 
der  Volljährigkeit  erreicht  hatten,  einen  Vertrag  (18.  Novem- 
ber 1364)  einzugehen,  welcher  ,das  Streben  nach  Vereinigung 
des  Principes  der  Gleichberechtigung  aller  Brüder  mit  dem  des 
Vorzuges  der  Erstgeburt  deutlich  an  sich  trägt'. ^ 

Scheinbar  zwar  knüpft  dieser  Vertrag  der  Herzoge  an 
jenen  ihres  Vaters  an,  welcher  ausdrücklich  erneuert  und  für 
ewige  Zeiten  bestätigt  wird.  Auch  kamen  die  Brüder  überein, 
dass  sich  alle  Länder  und  Schätze  in  ihrem  gemeinsamen  und 
ungetheilten  Besitze  befinden  und  dass  in  Folge  dessen  sie  alle 
den  gleichen  Titel,  ein  jeder  von  allen  Ländern,  als  wenn 
sie  ihm  allein  gehörten,  führen  sollten.  Und  noch  in  einzelnen 
andern  Punkten  tritt  die  Idee  der  gemeinsamen  Herrschaft 
und  der  Gleichberechtigung  aller  hervor.  Keiner  sollte  sich 
oder  seine  Kinder  verheiraten,  ohne  Rath  und  Willen  aller 
andern.    Ebenso  sollte  keiner,  auch  nicht  der  älteste,  ohne  Zu- 


'  ,lntpr  fluces  Aiistric,  (|ui  senior  fiiorit,  tloininiuin  liabo;iut  dicte  terrc,  ad 
ciiins  ccinni  sciiiorpin  (iliiiin  dominium  iure  lierrdit>irio  doducatur,  ita 
tamrii,  quod  alt  eiusdcni  sanguinis  stipitc  non  recedat.' 

2  A.  Iluhcr,  Gcscliiclitn  dos   Herzogs  lludolf  IV.    S,   KW,  Anm.    1.57. 

'  J.  Uerchtold  a.  a.  ().  S,  70,  7'J.  ♦ 
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Stimmung  der  andern  durch  Kauf,  Verpfändung  oder  Belehnung 
irgend  etwas  von  ihren  Besitzungen  veräussern  dürfen.  Und 
wird  auch  dem  Aeltesten  ,die  oberste  Herrschaft  und  grösste 
Gewalt'  zuerkannt,  so  geschieht  dies  doch  nur  mit  der  aus- 
drücklichen Beschränkung,  dass,  trotzdem  sie  alle  ,der  sämmt- 
lichen  ungetheilten  Lande  gleiche  und  gemeinsame  Herren 
seien,  einer  so  gut  wie  der  andere,  ohne  Unterschied'. 
Allein  andererseits  Averden  eben  diesem  Aeltesten  so  bedeutende 
Vorrechte  zuerkannt,  dass  man  ihn  nicht  ganz  mit  Unrecht 
als  Alleinherrscher  betrachten  könnte.  Er  ist  der  ,Vorgeher, 
Besorger  und  Verweser'  seiner  Brüder.  Er  vertritt  das  her- 
zogliche Haus  nach  aussen :  er  empfängt  und  verleiht  die  geist- 
lichen und  weltlichen  Lehen  in  ihrer  aller  Namen  und  ist 
befugt,  wichtige  Regierungshandlungen  an  ihrer  aller  Statt  und 
zu  ihrer  aller  Händen  auszuüben.  Er  hat  die  , oberste  Kost 
und  den  grössten  Hof,  wie  dies  billig  sei,  da  er  ihrer  aller 
Bürde  trage.  Auch  darin  spricht  sich  der  dem  Aeltesten  ein- 
geräumte Vorzug  aus,  dass  dieser  allein  berechtigt  ist,  im  Falle 
der  Noth  eine  beliebige  Person  in  seinen  Ratli  aufzunehmen, 
während  die  jüngeren  Herzoge  hiebei  an  die  Zustimmung  der 
übrigen  Brüder  gebunden  sind.  Unter  seiner  Obhut  verbleiben 
das  Archiv  mit  den  Privilegien  und  die  Schatzkammer  mit 
den  Kleinodien.  Wenn  eine  Landsteuer  und  Unterstützung  von 
Seite  der  Untcrthanen  nöthig  wäre,  so  hat  der  Aelteste  dieselbe 
aufzulegen  und  einzulieben.  Auch  sollte  der  Aelteste  bei  der 
Einsetzung  der  Beamten,  Landvögte,  Hauptleute,  Pfleger  u.  s.  f. 
sowie  bei  der  Bestätigung  von  Freiheitsbriefen  und  der  Ge- 
währung neuer  Privilegien  nur  dann  in  Einvernehmen  mit  den 
übrigen  handeln,  wenn  diese  bei  ihm  wären,  wo  aber  dies 
nicht  der  Fall  wäre,  in  allen  diesen  Dingen  freie  Hand  behalten. 
Würde  dagegen  einer  der  jüngeren  Herzoge  als  Statthalter  in 
eines  der  österreichischen  Länder  geschickt,  so  sollte  er  nur 
so  viel  Gewalt  haben,  als  die  andern  ihm  übertragen  hätten 
und  namentlich  sollte  nie  einer  der  Jüngern  ohne  Zustimmung 
des  ält(!stcn  ein  Bündniss  schliesscn,  einen  Krieg  anfangen  oder 
eine  andere  wichtige  Angelegenheit  entscheiden  können.' 

Wälirend  also  dieser  Vertrag  die  gleiche  Erbberechtigung 
aller  Herzoge    als    eine  Folge    ihrer    Bolchnung    zu    gesummter 


'   Stcycrcr  1.  c.  p.   101 — 107.    Vgl.  Huhur  a.  a.   O.  S.    i;>7  iV.  uiul   Aiiiu.   .'5. 
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Hand  mit  dem  Rechte  der  Erstgeburt^  so  weit  es  sich  um 
die  wirkliche  Regierung  der  Länder  handelte,  zu  verein- 
baren suchte,'  sehen  wir  uns  unter  Rudolfs  Nachfolgern 
Albrecht  III.  und  Leopold  III.  auf  eine  völlig  neue  Basis  ver- 
setzt, die  weder  auf  dem  Hausgesetze  ihres  Vaters,  noch  auf 
dem  mit  dem  verstorbenen  Bruder  eingegangenen  Compromisse 
beruhte.  2 

Bereits  vor  der  grossen  Haupttheilung  von  1379  gingen 
die  Herzoge  Albrecht  III.  und  Leopold  III.  mehrere  Verträge 
mit  einander  ein,  denen  jedoch,  da  sie  alle  nur  auf  eine  be- 
stimmte Zeit  geschlossen  wurden,  blos  eine  vorübergehende 
Bedeutung  zukam.  Die  älteste  Urkunde  dieser  Art,  welche 
uns  erhalten  ist,  datirt  vom  25.  Juli  1373.  Jedoch  ei'sieht  man 
aus  der  später  erfolgten  Theilung  vom  3.  Juni  1375,  dass 
bereits  vor  dem  Jahre  1373,  zur  Zeit,  als  Herzog  Leopold  von 
seiner  Kreuzfahrt  nach  Preussen  (1370)  zurückkehrte,  eine 
Vereinbarung  über  die  Regierung  der  österreichischen  Länder 
getroffen  wurde,  die,  wie  es  scheint,  noch  von  den  Principien 
des  mit  Rudolf  IV.  geschlossenen  Vertrages  ausging.  Denn  in 
dem  Vertrage  vom  3.  Juni  1375  wird  vereinbart,  dass,  falls 
Herzog  Albrecht  denselben  nicht  erfüllen  würde,  der  Burggraf 
Friedrich  von  Nürnberg  als  Mittelsmann  an  Herzog  Leopold 
ausantworteu  solle :  ,den  brieff,  den  er  vns  (Albrecht)  gegebn 
hat,  da  er  von  Prcuszen  kom,  der  saget,  daz  wir  in  vnd  sein 
gute  bruderlich  vnd  on  geuerde  innehaben  scholten^^  Doch 
ist  diese  Urkunde  bisher  leider  nicht  ans  Licht  getreten. 

Wie  es  sich  aber  auch  immer  mit  diesem  Briefe  verhalten 
haben  mag,  jedenfalls  hatte  das  auf  demselben  beruhende  Ver- 
hältniss  nur  voi'übcrgehend  Geltung,  und  es  trat  an  Stelle  des- 
selben in  dci-  nächsten  Zeit  vielmehr  eine  Reihe  von  Verträgen, 
welche  immer  bestimmter  auf  eine  Ländertheilung  hindrängten. 
Diese  Vei-träge  lassen  sich  mit  den  Vereinbarungen  früherer 
Habsburger    nicht    auf   eine   und  dieselbe  Linie  stellen.     Zwar 


'    Vr.   F.   Scliilitter,    fünfte   Aijluuall.    uii.s    dein   ÜHiuir.   Stjuitsrcclit  S.   1.38  fl'. 

2  Ich  vurm!i{if  tlii;  (JriiiKlc,  welche  Sehrötter  a.  Ji.  O.  Ö.  1.')4  ff.  dafür  geltend 
iiiaclit,  duHS  durch  die  von  den  genannten  Herzogen  eingegangenen  Ver- 
träge daH  bestehende  Staatsrecht  nicht  alterirt  worden  sei,  nicht  anzu- 
erkennen. 

•'  Kurz,  Ocsterreicii  unter  .\ll)ri;chl  III.,  Ikil.  nr.  XXXII. 
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war  es  schon  früher  Sitte,  dass  das  Zweitälteste  Glied  der 
Familie  die  Vorlande  fast  selbständig  verwaltete,  was  eben  deren 
entfernte  und  getrennte  Lag-e  erforderte  und  deren  Eigenschaft  als 
eigentliches  Familiengut  im  Gegensatze  zu  den  grossen  Reichs- 
lehen erleichterte.  Eine  Theilung  in  die  Regierung  aller  Länder 
jedoch,  wurde  erst  durch  die  in  den  Jahren  1373 — 1379  ab- 
geschlossenen Verträge  vorgenommen,  wobei  zugleich  —  und 
dies  ist  für  unsere  Betrachtung  das  wesentliche  —  das  Vor- 
recht des  Aeltesteu  vollständig  fallen  gelassen,  das  Priucip  der 
Gleichberechtigung  beinahe  ängstlich   betont  wird. 

Zwar  scheint  gegen  die  Richtigkeit  dieser  letzten  Be- 
hauptung der  ungleiche  Umfang  der  Länder  zu  sprechen,  welche 
durch  die  seit  dem  Jahre  1373  vorgenommenen  Theilungen 
Leopold  und  Albrecht  zugewiesen  wurden.  Und  in  der  That 
ist  nicht  zu  leugnen,  dass  Albrecht,  welcher  Oesterreich  und 
Steiermark  erhielt,  gegenüber  seinem  Bruder,  welchem  Krain, 
Tirol  und  die  Vorlande,  ja  seit  dem  3.  Juni  1375  auch  Kärnten 
zufiel,  verkürzt  erscheint.  Sieht  man  aber  von  dem  factiscben 
Besitzstande  ab,  so  finden  sich  in  die  Verträge  zahlreiche  Be- 
stimmungen aufgenommen,  in  denen  sich  neben  der  noch  immer 
festgehaltenen  ideellen  Gemeinsamkeit  des  Besitzes  die  prin- 
zipielle Gleichberechtigung  der  beiden  contrahirenden  Theile 
ausspricht. 

So  wird  in  dem  Vertrage  vom  25.  Juli  1373,  der  für  die 
Dauer  von  zwei  Jahren  galt,  bestimmt,  dass  Herzog  Albi-echt 
in  Oesterreich  unter  der  Enns  das  Amt  eines  Landmarschalls, 
in  Oesterreich  ob  der  Enns  und  Steiermark  jenes  eines  Landes- 
hauptmannes besetzen  sollte,  während  Herzog  Leopold  das 
gleiche  Recht  in  den  ihm  zugewiesenen  Ländern  eingeräumt 
ward.  Alle  diese  Ilauptleute  aber  sollten  beiden  Herzogen  zu- 
gleich schwören.  Die  Nutzungen  aller  Länder  werden  zwischen 
diesen  gleich  gethcilt.  Besetzt  der  eine  Herzog  in  seinem  Ge- 
biete die  Aemter  zu  ihrer  beider  Nutz  und  Frommen,  so  kann 
dabei  entweder  der  andere  Herzog  oder  dessen  Hofmeister 
oder  wen  er  sonst  dazu  bestinnnt,  gegenwärtig  sein.  Die  Amt- 
leute, Pfleger,  Burggrafen,  müssen  beiden  Herzogen  schworen. 
Jeder  dei'  beiden  Ilcizoge  kann  in  diun  Gebiete  dos  andern 
seinen  Sitz  autschlagcn,  docli  mit  gewissen  Beschränkungen, 
welche  gleiclunässig  für  Bciide  gelten.  Keiner  von  Beiden 
darl'   ohne  Wissen  und  Willen    des    andern    irgend    ein  Gebiet 
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veräussern,  verpfänden  oder  belasten,  wohl  aber  kann  jeder 
von  ihnen  in  allen  ihren  Ländern  Sätze  lösen  und  gibt  sodann 
der  andere  die  Hälfte  der  Lösesumme,  so  geniesst  er  auch  den 
Anspruch  auf  die  Hälfte  des  eingelösten  Gutes.  Wenigstens 
bezüglich  der  früheren  Schulden  wurde  bestimmt,  dass  jeder 
die  Hälfte  derselben  zu  tilgen  habe.  Kleine  Lehen  soll  jeder 
für  sich  allein  leihen;  grosse  Lehen,  wie  da  sind:  Herrschaften, 
Städte,  Vesten,  Märkte,  Dörfer  leihen  sie  gemeinsam.  ^ 

Der  Vertrag  vom  25.  Juli  1373  wurde  noch  vor  Ablauf 
der  Zeit,  für  welche  derselbe  gelten  sollte,  auf  ein  weiteres 
Jahr  verlängert  (3.  Juni  1375).  Die  Bestimmungen  des  früheren 
Vertrages  über  die  Theilung  der  Einkünfte  und  die  Verleihung 
der  Lehen,  über  die  Einsetzung  und  Vereidung  der  Hauptleute, 
Amtleute,  Burggrafen  und  Pfleger,  über  die  Besetzung  der 
Aemter  und  Nutzungen,  über  die  Residenz  der  Herzoge  und 
die  Verpfändung  und  Einlösung  von  Gütern  werden  mit  geringen 
Modificationen  erneuert.  Doch  tritt  die  Bestimmung  neu  hinzu, 
dass  keiner  ohne  Zustimmung  des  andern  Krieg  beginnen  dürfe, 
ausser  er  würde  widerrechtlich  angegriffen,  in  welchem  Falle 
der  eine  dem  andern  beistehen  solle,  und  dass  die  Herzoge  im 
Falle  eines  gemeinsamen  Krieges  die  gemachten  Eroberungen 
,gleich^  besitzen  oder  theilen  sollten. 

Deutlicher  noch  als  in  den  bisher  erwähnten  Bestimmungen 
der  beiden  zuletzt  erwähnten  Verträge,  die  man  vielleicht  blos 
auf  die  trotz  der  erfolgten  Verwaltungs-  und  Rententheilung 
festgehaltene  Idee  der  Einheit  des  Besitzes  zurückführen  könnte, 
spricht  sich  die  Tendenz  der  Gleichberechtigung  in  den  Grund- 
sätzen der  bereits  im  Jahre  1375  in  Aussicht  gestellten  Länder- 
theilung  aus.  In  dem  Vertrage  vom  3.  Juni  1375  wurde  nämlich 
bestimmt,  dass  sich  während  der  Dauer  desselben  die  Herzoge 
über  alle  jMisshelligkeitcn,  die  sie  bisher  entzweit  hatten,  güt- 
lich einigen  sollten.  Wäre  dies  unmöglich,  so  sollten  sie  eine 
gleiche  Theilung  aller  ihrer  Länder  vornehmen.  Und  zwar 
soll(!n  —  hcisst  es  in  jener  Ui-kunde  —  in  diesem  Falle  das 
Land  Oc'sterreich  und  Stadt  und  Burg  zu  Wien  , gleich  von 
einander'  gethcilt  werden  und  ebenso  alle  andern  Lande  ,ein 
Land  gegen  das  and(!re  Land'.  Wären  sie  aber  nicht  im 
Stande    die    anch^iwi    Lande    mit    iXusiialinK^    von   Oestcrrcich   in 

'   Kurz  «.  ;i.  M.   H,il.  n,-.   XXIV. 
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einem  g-leichen  Verhältnisse,  J^and  geg'en  Land^  zu  theilen,  so 
soll  jedes  dieser  Länder  selbst  in  zwei  gleiche  T heile  g-e- 
t heilt  werdend' 

Mit  dieser  Angelegenheit  beschäftigt  sich  auch  der  nächst- 
folgende Vertrag,  welcher  zwischen  den  beiden  Herzogen 
am  5.  Januar  1376  zu  Wallsee  zu  Stande  kam.  Hier  gelobt 
Albrecht,  dass  er  mit  seinem  Bruder  Leopold  , lieblich  und  ein- 
müthig  leben  und  in  brüderlicher  Freundschaft  bei  ihm  bleiben 
wollet  Käme  es  aber,  was  Gott  verhüten  wolle,  zwischen 
ihnen  beiden  zu  Misshelligkeiten  und  würde  Leopold  eine 
Theilung  der  Fürstenthümer  fordern,  so  wolle  er  zu  einer 
solchen  bereit  sein  und  aus  seinem  Käthe  drei  Männer  be- 
stimmen, die  zusammen  mit  dreien  aus  Leopolds  Rathe  die 
Theilung  vornehmen  sollen.  Dieselben  sollen  zunächst  die 
Burg  zu  Wien  ,halb  voneinander,  so  sie  geleichest  mugen' 
theilen,  desgleichen  die  Stadt  Wien  und  das  Land  Oesterreich 
,von  einander  in  zwei  Theile^;  sodann  Land  gegen  Land  oder 
oder  je  ein  Land  in  zwei  Theile.  Um  aber  jede  Parteilichkeit 
auszuschliessen  und  die  Gleichberechtigkeit  zu  vollstem  Aus- 
drucke zu  bringen,  wird  hier  bestimmt,  dass  über  die  Frage, 
welcher  der  ausgeschiedenen  Theile  dem  einen  und  welcher 
dem  andern  Herzoge  zufalle,  das  Loos  entscheiden  solle.- 
Herzog  Leopold  stellte  seinem  Bruder  eine  ganz  gleichlautende 
Urkunde  aus.^* 

Der  Vertrag  vom  3.  Juni  1375  lief  am  25.  Juli  1376  ab. 
Doch  wurde  derselbe  in  seinen  wichtigsten  Bestimmungen 
nochmals  (6.  August  1376)  erneuert.  Weggeblieben  ist  der 
Passus  betreffend  die  Theilung  des  Ei-oberten.  Dagegen  lindet 
sich  der  Zusatz:  ein  jeder  von  Beiden  könne  dienen  und  Hilfe 
leisten,  wem  er  wolle;  doch  müsse  er  selbst,  ohne  an  den 
andern  einen  Anspruch  zu  erheben,  die  Kosten  solchen  Dienstes 
und  solcher  Hilfeleistung  tragen.  Keiner,  heisst  es  ferner,  dürfe 
ohne  den  andern  Steuern  auflegen  otler  einnehmen,  es  wäre 
denn,  dass  einer  von  dem  andern  zu  ferne  sei,  als  dass  er  ihn 
um  seine  Zustimmung  jiiigchen  könne  und  dass  ihn  , redliche 
und  anliegende;  Noth'  dazu  dränge,  die  Steuer  zu  erheben. 
Doch  müsse  er  von  letzterer  die  Hälfte  dem  Bruder  überlassen. 

'  Kurz,  !i.  a.  O.  Hoil.  nr.  XX.KIl. 

2  Ebd.  .1.  a.  O.   Heil.  nr.  XXX IV. 

3  Ebd.  u.  a.  O.  l,   iL'?. 
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Keiner  solle  sich  ohne  den  anrlein  in  Bündnisse  einlassen,  die 
dem  andern  Schaden  brächten  oder  g'ejg^en  ihn  gerichtet  wären. 
Schliesslich  wird  beiden  Herzogen  das  Recht  zuerkannt,  sich 
von  dem  vorliegenden  Vertrage  loszusagen,  in  welchem  Falle 
die  zu  Wallsee  geschlossene  Vereinbarung  mit  dem  in  der- 
selben in  Aussicht  gestellten  eventuellen  Theilungsraodus  wieder 
auflebe.' 

Nun  folgte  durch  längere  Zeit  keine  neue  Vereinbarung^. 
Erst  am  7.  Juli  1379  wurde  wieder  ein  Vertrag  geschlossen,  der, 
wenn  er  auch  nicht  als  die  in  den  früheren  Urkunden  ange- 
kündigte , gleiche  Theilung'  zu  betrachten  ist,  doch  gleich  dieser 
das  Princip  der  Gleichberechtigung  zum  Ausgangspunkte  nimmt. 
Um  die  brüderliche  Liebe  und  Freundschaft  aufrecht  zu  er- 
halten und  allen  Unwillen  zu  beseitigen,  wurde  nämlich  bestimmt, 
dass  vom  Tage  des  gegenwärtigen  Vertrages  angefangen,  die 
nächsten  fünf  Jahre  hindurch  und  dann  noch  einunddreissig 
Wochen,  d.  i.  bis  zum  Scholasticatage  des  Jahres  1385  die 
österreichischen  Provinzen  ungetheilt  verbleiben  sollten.  Doch 
wurden  die  letzteren  zum  Zwecke  der  Verwaltung  diesmal  in 
zwei  Gebiete  getheilt,  von  denen  Oesterreich  unter  und  ob 
der  Enns  die  eine,  alle  übrigen  Länder  die  andere  Hälfte  aus- 
machen sollten.  Liegt  in  dieser  ungleichen  Thcilung  der  Länder 
bereits  der  Uebergang  zu  dem  nächstfolgenden  Hauptvertrago 
und  darf  man  behaupten,  dass  der  letztere  dadurch  angebahnt 
wurde,  so  gehen  doch  die  folgenden  Bestimmungen  des  Juli- 
verti'ages  noch  ganz  und  gar  von  dem  Principe  vollständiger 
Gleichheit  der  Ansprüche  beider  Fürsten  und  einer  gegen- 
seitigen Abwägung  ihrer  Rechte  ans.  Denn  nur  so  ist  es  zu 
verstehen,  wenn  dem  Vertrage  zu  Folge  das  Loos  zu  bestimmen 
hatte,  welchen  Theil  ein  jeder  Bruder  zuerst  übernehmen  und 
mit  unbeschränkter  Gewalt  besitzen  möge  und  wenn  die  durch 
das  Loos  bestimmte  Verwaltungstheilung  bis  zum  Georgstage 
(h;s  Jahr(!s  13H2  dauern,  sodann  aber  ein  bis  an  das  Ende  des 
fünfjährigen  Tfirmines  währcindiir  Wechsel  i\o,r  l*i-ovinzcn  unter 
(Um  beiden  Herzogen  (untreten  sollte.  l)(!iin  der  G(!orgstag 
des  Jahres  1382  liegt  zwischen  dem  7.  .luH  1379,  au  welchem 
der  Vertrag  gescliloHsen  wurde  und  dem  Scholasticatage  des 
Jahres   l.'iHf),    an   welc,h(!iii   der  V(!rtrag  ablaufen    sollte,    gerade 

'   Kiiiz  ;i.  .1.  (».  i:.il    II r.  \,\\\'. 
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in  der  Mitte,  so  dass  sich  jedes  der  beiden  ausgezeigten 
Gebiete  gleich  lang  in  dem  Besitze  des  einen  wie  des  anderen 
Füi'sten  würde  befunden  haben.  Auch  bezüglich  der  Vorlande 
wurde  bestimmt,  dass  dieselben  Leopold  zwar  für  jedem  Fall 
während  der  ersten  Hälfte  des  Termins  behalten,  dann  aber 
dem  Bruder  abtreten  sollte.  Ferner  sollten  die  Einkünfte  aller 
Länder  in  zwei  gleiche  Theile  getheilt  werden  und  ein  jeder 
von  den  Brüdern  davon  die  Hälfte  beziehen.  •  Zum  Schlüsse 
heisst  es:  gehe  der  fünfjährige  Termin  zu  Ende,  ohne  dass 
unterdessen  ein  neuer  Vertrag  zu  Staude  gekommen  wäre  und 
dringe  einer  der  Herzoge  auf  eine  Ländertheilung,  so  müsse 
der  andere  unverzüglich  einwilligen  und  das  vollziehen,  was 
am  5.  Januar  137G  zu  Wallsee  zwischen  beiden  vereinbart 
wurde.  2 

Die  bisher  erfolgten  Theilungen  waren  zwar  nicht  mehr 
blosse  jOerterungen'  oder  ,Mutschirungen',^  wofern  man  unter 
diesen  nur  eine  Theilung  der  Nutzungen,  während  die  Haupt- 
stücke der  Regierung  gemeinsam  bleiben,  versteht, ^  wohl  aber 
waren  sie  blosse  Verwaltungstheilungen  gewesen,  wobei  man 
allerdings  insbesondere  die  beiderseitigen  Renten  mit  einander 
auszugleichen  suchte.  Es  war  dies  ein  Verfahren,  das  man 
damals  auch  anderswo  mit  Vorliebe  einschlug,  um  die  Ein- 
holung der  lehensherrlicheu  —  in  unserem  Falle  der  kaiser- 
lichen Erlaubniss,  welche  bei  einer  wirklichen  Theilung  nicht 
entbehrt  werden  konnte,  zu  umgehen.  Auch  sprach  sich  der 
gesunde  Sinn  des  Volkes  selbst  gegen  Verwaltungstheilungen 
entschieden  aus  und  wollte  nur  die  Theilung  der  Renten 
gelten  lassen.'' 


'  Ich  übergehe  die  iihii<^cii  Punkte  des  Vertrages,  da  sie  für  unsere  Zwecke 

von  geringem  IJelange  sind. 
2  Knrz,  a.  a.  O.  I,  171   f(. 
'  Wie  sie  Schulze  a.  a.  O.  252  nennt. 

*  Vgl.  Hchnlr.e  a.  a.  O.  2.S7  ff. 

*  So  sagt  P.  Suclionwirt  (herausg.  von  A.  Priniisser,  Wien  1827)  nr.  XXXIV. 
S.    107  in  dem  Siiruclie:  ,Von  der  fürsten  taiinng': 

Tailt  ir  die  zwei,   also  daz  Indtz, 
Ir  nifizzt  ew   lazz  |iuk(lien, 
WKrt  "fr  an  e.hrerten  micli  so  stolt/., 
Di  hersciiaft  w^rt  tzu  stukchen. 
Di  g ii  1 1  d i  ni e g t  Ü r  t a i  1  e n  wo  1 
Icglicher  in  sein  clmnier; 
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Im  Gegensatze  nun  zu  den  bisherig-en  Verträgen,  ist  als 
die  erste  wirkliche  Theilung,  wenn  auch  nicht  als  die 
in  den  früheren  Vereinbarungen  in  Aussicht  gestellte  , gleiche 
Theilung'  der  Hauptverfrrag  zu  betrachten,  welcher  drei  Monate 
nach  dem  jüngsten  Vertrage  (25.  September  1379)  von  den 
beiden  Herzogen  geschlossen  wurde.  Dieser  Vertrag  beruht 
auf  einer  völlig  neuen  Basis.  Derselbe  knüpft  weder  an  die 
Hausordnung  Albrechts  II.  noch  an  die  Vereinbarung  Rudolfs  IV. 
mit  seinen  Brüdern  an.  Er  ist  weder  aus  dem  Principe  der 
Gleichberechtigung,  noch  aus  jenem  des  Seniorates  abzuleiten, 
da  er  vielmehr  zu  beiden  Principien  den  schroffsten  Gegensatz 
bildet.  Die  demselben  eigenthümliche  Grundausicht  würde  man 
vielmehr  am  besten  als  das  Princip  der  Linea r-Succession 
bezeichnen  können.  In  der  That  hat  dieser  Vertrag  das  Aus- 
einandergehen des  habsburgischen  Hauses  in  zwei  Linien  — 
die  albrechtinische  und  die  leopoldinische  —  zur  Folge  gehabt 
und  ist  erst  nach  dem  Erlöschen  der  einen  Linie  deren  Länder- 
besitz an  die  andere  übergegangen.  Wohl  fehlte  es  auch  in 
der  Folge  nicht  an  Versuchen  im  Gegensatze  zu  diesem  Ver- 
trage die  Vorrechte  des  Seniors  wieder  aufleben  zu  lassen  und 
vorübergehend  ist  dies  auch  geglückt;  zuletzt  aber  kehrte  man 
immer  wieder  und  ausdrücklich  zu  dem  Septembervertrage  von 
1."j71J  zurück,  der  sich  ja  namentlich  auch  dai'in  von  den 
früheren  Vereinbarungen  zwischen  Albrecht  III.  und  Leopold  III. 
unterschied,  dass  ihm  nicht  wie  diesen  ein  provisorischer  Cha- 
rakter anhaftete,  sondern  dass  er  auf  ewige  Zeiten  gelten 
sollte.  Zufolge  der  angedeuteten  Grundidee  dieses  Vertrages 
aber  und  in  Anbetracht  des  Einflusses,  den  derselbe  auf  die 
nächste  Zeit  ausübte,  erscheint  es  gerechtfertigt,  die  folgenden 
Vertrilge  kürzer  zu  behandeln  und  aus  denselben  nur  jene 
i'uiikt«;  hervorzuheben,  an  denen  sich  trotz  der  veränderten 
({nui(l;iiiscliauung  das  Fi^rtwirkon  d(!r  Eingangs  berührten  Gegen- 
sätze erkcnniin  lässt.  Dann  ulhsrdings  weichen  wir  denselben 
Mdcli    in   *li-y    Vitl'^c.   niclirfucii   begegnen.      N.'unt'ntlirh    inncrlialb 


fiii}^    1111(1   .stet    i)(^i   ciniiiKlcr   sclinl 
Hcsloiheii;   (■'/.   i>iiiipt  jfinicr, 
Wo  man   .•in/,  ^litiMi   lanili'ii   weit. 
Wil    sliil<('li    niid   (liriiiiir   in.'iciHMi. 
Da   Hin/,  acliicr  in   rliiirt/.cr  tzdit 
üvv.'ilt   1111(1  liersi'lwift  .swaelien.' 
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der  leopöldinischen  Linie  wirkte  der  aus  dem  Gesammtbereiche 
der  habsburgischen  Länder  verdräng'te  Gesichtspunkt  der  Ge- 
meinsamkeit und  der  Gleichberechtigung-  fort.  In  der  albrechti- 
nischen  Linie  zwar  fiel  derselbe,  da  in  dieser  Brüder  nicht 
vorhanden  waren,  hinweg.  Dagegen  taiicht  der  eine  wie  der 
andere  Gedanke  in  den  nachfolgenden  Vorraundscbaftsstreitig- 
keiteu  öfters  auf.  Auch  solche  Stellen  kommen  forthin  in  Be- 
tracht, in  denen  sich  die  eventuelle  Erbberechtigung  der  einen 
Linie  auf  die  Länder  der  andern  ausgesprochen  findet. 

Letzteres  gilt  schon  von  dem  Hauptvertrage,  der  am 
25.  September  1379  geschlossen  wurde  und  der  dem  Herzoge 
Albrecht  das  Land  Oesterreich  unter  und  ob  der  Enns,  Burg 
und  Stadt  Steyer,  Hallstadt  und  Ischelland,  die  übrigen  Länder 
aber  sammt  Neustadt,  Neunkirchen,  der  Veste  Klamm  und  dem 
Markte  Schottwien,  Veste  und  Markt  Aspang  dem  Herzoge 
Leopold  zuwies.  Denn  in  demselben  findet  sich  die  Bestimmung: 
,0b  auch  davor  got  sey  vnser  dhainer  oder  nach  vnser 
dhains  erben  au  erben  abgiengen,  so  sullen  alle  des- 
selben lande,  fürstentümer  vnd  herschaften  an  den 
andern  vnd  sein  erben  gäntzlich  gevallen  vnd  erben'. 
Aber  auch  die  Ideö  der  Zusammengehörigkeit  aller  Länder  wird 
trotz  erfolgter  Theilung  festgehalten.  Wie  in  dem  Vertrage 
Rudolfs  IV.  mit  seinen  Brüdern  wird  auch  hier  bestimmt:  ,daz 
sich  vnser  yetweder  von  allen  den  obgenannten  landen  vnd 
herschaften  gesehreiben  vnd  auch  wappen  und  banyer  davon 
gefüren  mag  als  vor^^  Eben  darum  und  nicht  blos  deshalb, 
weil  man  es  als  zur  Steiermark  «-ehörio:  betrachtete,'-  wird  man 
bei  dieser  Theilung  das  Neustädter  Gebiet  zu  Leopolds  l^oose 
geschlagen  haben. "^ 

Diese  beiden  '  Principien  veranlassten  aber  noch  einen 
zweiten  nicht  minder  wichtigen  Vertrag,  der  vom  folgenden 
Tag(!  (26.  September  1379)  datirt.    Trotz  der  erfolgten  Theilung 

'  Raucli,  Kenim  Austiiacaruiu    Scriptores  III,  o9;j — 300. 

2  Wii;  Ncwalfl  a.  a.  O.  14*2  boinerkt.  Allein  es  ist  zu  l)oacIitf>u,  dass  «las 
Gi'biet  zur  Wiener  Hofschraniie  gehörte. 

'  Wie  Ebendorfer  1.  c.  .Sil  i)einorkt:  ,Et  no  in  postiTiini  snpir  titulo  dn- 
c.'itus  Anstriae  snr;:^orot  disccptatio,  etiani  sibi  et  liliis  oppidiini  Nmiae 
einitatis,  qiiod  in  luinc  dinisionein  sua  uota  tieqnaiinani  contulorat,  (jnod 
et  de  (jreinio  duculus  Aiixfritif  antiiinitns  esse  dinnscitur,  sibi  pro  sna 
ducali  residentia  deputatiir*. 
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—  licisst  es  in  demselben  ■ —  wollen  Albreclit  und  Leopold 
doch  auch  fernerhin,  sie  selbst  und  ihre  Erben,  in  brüderlicher 
Liebe  auf  ewige  Zeiten  bei  einander  bleiben.  Daher  ist  man 
übereingekommen,  dass,  wenn  einer  von  ihnen  früher  mit  Tod 
abginge,  der  andere  die  Vormundschaft  über  dessen  Kinder 
übernehme,  bis  dass  einer  der  Söhne  das  sechszehnte  Lebens- 
jahr erreicht  hat.  Stirbt  einer  von  ihnen  oder  die  Erben  des- 
selben u^nbecrbt  (geschech  auch,  da  got  vor  sy,  daz  vnser 
dheiner  oder  vnser  dheins  erben  darnach  on  erben  abgiengen), 
so  sollen  dessen  oder  deren  Lande  insgesammt  auf  den  andern 
und  seine  Erben  mit  allen  Rechten,  Würden  und  Ehren,  die 
an  den  v^orgenannten  Landen  haften  und  mit  allen  Nutzungen, 
die  dazu  gehören,  fallen.  Auch  soll  weder  einer  der  beiden 
Fürsten  noch  einer  von  deren  Erben  den  andern  oder  dessen 
Erben  seiner  Lande  und  Leute  enterben.  Zwänge  ihn  aber 
Noth,  sich  eines  Stückes  seiner  Lande  zu  entäussern,  so  soll 
er  sie  zuerst  dem  andern  oder  dessen  Erben  anbieten.  Wollen 
diese  das  betreffende  Gut  an  sich  bringen,  so  soll  er  ihnen  vor 
jedermann  den  Vorzug  geben,  wo  nicht,  so  mag  er  es  ander- 
weitig- verkaufen.' 

Wie  sehr  sich  der  Vertrag  vom  25.  September  1279  von 
den  bisherigen  Theilungen  unterschied,  und  dass  man  denselben 
im  Gegensatze  zu  den  früher  stattgefundenen  und  später  wieder- 
holten Renten-  und  Verwaltungstheilungen  als  eine  definitive 
Theilung-  ansah,  zeigt  unter  andern  auch  der  Umstand,  dass 
die  Herzoge  es  für  nothwendig  erachteten,  bei  dem  römischen 
Könige  Wenzel  um  die  Bestätigung  der  letzteren  nachzusuchen, 
welche  am   17.  Januar  1380  auch  erfolgte.^ 

Der  durch  die  Septemberverträge  von  1379  geschaffene 
Zustand''  wähi'te  zunächst  bis  zum  Tode  Herzog  Leopolds  111., 
welcher  um  9.  ,luli  1 3SG  bei  Sempach  fiel.  Und  nun  kehrte 
man    uiit(!r    dem   Eindrucke    der  Nachtheile,    welche    die  Thei- 

'  K.-iiicli  u.  ;i.  ().  III,  l'.tl;  lloniiayr,  .J.  Froili.  v.,  ll(;l)cr  Miiuloij;ilirif>:kcil, 
VoniiiiiKlscliaft  und  Gru.s.sjiiliiigkcit  im  üsterriMcliisclicn  Kaiser.st'iatc  und 
KaiserliauHC.  WifMi  1K0.S,  S.  Kil,  inHerirt  in  die  Urkunde  Kdiser  .Sif!fis- 
inundH  vuni  .'iO.  OctulMr   llll. 

'-'  Kur/.,  OeHteneicli   unter  All)i(!(lit  III.  I,   'MK),  nv.  41. 

^  Für  diiH  Folgende  vgl.  ;iiu-li  .Toliimn  Newald,  Gesrliiclite  von  («utten.stein. 
I.  Tlieil.  Wien  1«7(),  S.  l.'V.I  11".,  wo  üImt  dir  'J'liciluiincn  soweit,  .sie  Oester- 
i'eicli   l)efrHf'eM,  jjut,  gehandelt   iHt. 
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luDgen  für  das  Haus  Habsburg  zur  Folge  gehabt,  noch  einmal 
zu  dem  längst  verlassenen  Standpunkte  der  Einheit  des  Be- 
sitzes und  der  Regierung  des  Aeltesten  zurück.  Leopolds  IH. 
ältester  Sohn  Wilhelm  bat  den  Herzog  Albrecht  ÜL,  seinen 
Oheim,  dass  er  mit  Umgehung  der  früheren  Theilung  die 
österreichischen  Länder  wieder  , zusammenwerfe'  und  bei  ihm 
selbst,  sowie  bei  seinen  jüngeren  Brüdern  Leopold,  Ernst  und 
Friedrich  Vaterstelle  übernehme.  Albrecht  ging  auf  die  Bitte 
ein,  so  dass  er  die  Regierung  aller  Lande  auf  Lebenszeit  über- 
nahm. Würden  nach  Albrechts  Tode  dessen  Söhne  oder  Wilhelm 
und  dessen  Brüder  ihren  Theil  fordern,  so  sollten  alle  Land- 
herrn ihrer  Lande  ,beidenthalben^  darnach  trachten,  sie  unge- 
theilt  bei  einander  zu  erhalten.  Fruchtet  dies  aber  nichts,  so 
tritt  die  Theilung  von  1379  wieder  in  Kraft  und  fallen  den 
Söhnen  Albrechts  IH.  jene  Länder  zu,  die  diesem,  den  Söhnen 
Leopolds  HL  jene,  die  letztej-em  durch  die  besagte  Theilung 
zugewiesen  worden  waren.  Neue  Erwerbungen,  sei  es  durch 
Kauf  oder  Krieg,  die  Herzog  Albrecht  HL  während  seines 
Lebens  machen  wird,  sollen  nach  seinem  Tode  im  Falle  einer 
Ländertheilung  in  dieselbe  einbezogen  werden  und  zur  Hälfte 
an  seine  Söhne,  zur  Hälfte  an  Herzog  Wilhelm  und  dessen 
Brüder  fallen.' 

Die  Bitte,  dass  sie  um  ihres  eigenen  Frommeus  und  um 
desjenigen  ihrer  Nachkommen  willen,  sowie  zum  Nutzen  ihrer 
Länder  ungetheilt  mit  all  ihren  Landen  und  Leuten  bei  ein- 
ander bleiben  sollten,  ,also  daz  yedem  tail  geleich  ge- 
schech'  wiederholte  Albrecht  HL  in  seinem  Testamente.  Würden 
sie  dennoch  theilen  wollen,  so  sollten  sie  sich  an  den  Theilbrief 
halten,  den  er  einst  mit  seinem  Bruder  geschlossen.  Was  seit- 
dem zu  jedwedem  Theile  gekommen  sei,  solle  auch  dabei 
bleiben.'^ 

Albrecht  lü.  wünschte  demnach,  dass  es  sich  dereinst 
seine  Söhne  und  Neffen  an  den  Bestimmungen  der  Hausordnung 
ihres  Ahnherrn  Albrecht  IL  von  1355  genügen  lassen  sollten. 
Dabei  blieb  aber  gerade  die  wichtige  Frage,  wer  die  Regie- 
rung führen  sollte,  unbeantwortet.  Denn  dass  bei  ungetheiltem 
Besitze  nicht  alle  zugleich  regieren  konnten,  ist  klar.  Das  einstige 

'   K.LUcli   in,    KiO  IV.   Vtrl.   Kurz  .-i.  ;i.  (>.   II.   UvW.   LXVII,   LXVllI. 
'J  Kaiicli   III,  4(17   II'. 
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Herkommen  hatte  die  Regierung  dem  Aeltesten  zugewiesen,  oder 
doch  demselben  gewisse  Vorreclite  eingeräumt.  Lange  Zeit 
hindurch  war  dies  Herkomuien  durch  den  Umstand  begünstigt 
worden,  dass  die  Habsburger,  deren  gegenseitiges  Verhältniss 
in  der  angedeuteten  Weise  geregelt  werden  sollte,  Brüder 
waren.  Die  Rechte  der  Erstgeburt  und  die  Ansprüche  des 
Seniorates  (eigentlich  JVIajorates)  fielen  hier  zusammen.  Dies 
änderte  sich,  als  auch  das  habsburgische  Haus  in  Linien  aus- 
einander ging,  von  denen  überdies  die  jüngere  ein  reicherer 
Kindersegen  zu  grösserer  Begehrlichkeit  entflammte.  Schon 
hatte  diese  Thatsache  die  Theilung  von  1379  zur  Folge  gehabt, 
durch  welche  die  ältere  Linie  sich  so  sehr  verkürzt  sah.  Nun- 
mehr aber,  nach  Albrechts  HL  Tode  (1395)  trat  zum  ersten 
Male  der  Fall  ein,  dass  nicht  der  dem  geraeinsamen  Ahnherrn 
zunächststehende,  sondern  der  den  Lebensjahren  nach  älteste 
Habsburger  die  Rechte  des  Seniorates  geltend  zu  machen  suchte. 
Das  Seniorat  trat  erst  mit  diesem  Falle  in  seine  volle  Geltung  ein. 

Nach  Herzog  Albrechts  HL  Tode  nämlich  —  so  wird  uns 
von  zwei  von  einander  unabhängigen  Quellen  '  glaubwürdig 
erzählt  —  stellte  Herzog  Wilhelm  die  Behauptung  auf,  dass 
ihm  als  dem  Aeltesten  des  Hauses,  die  Regierung  in  Oester- 
reich  zustehe,  wobei  er  sich  auf  altes  FTerkommen  des  Landes 
und  auf , Privilegien^  berief,  in  denen  Kaiser  und  Fürsten  dieses 
FTerkommen  bestätigt  haben  sollten. 

Es  springt  in  die  Augen,  dass  in  dieser  Schroffheit  aus- 
gesprochen,   die    Behauptung    Wilhelms    den    Litentionen    des 


'  Appendix  zu  Hagen  (Pez  SS.  I,  1100):  ;i.  d.  1385  (recte  1395).  Itoni 
mortuo  duce  Alberto  coeperunt  siniiil  regnare  in  Austria  et  filins  »uns 
Albertus  et  auunculns  suus  Willielmus  et  ille  fam/uam  senior.  Fnit  ni.agna  lis 
intor  duos  auunculos,  videlicet  Albortuin  filiuni  All)erti  et  Willielniuni : 
quia  Allicrtus  filius  voluit  regiiare  sicut  verus  haeres  patris  et  terrae, 
Wilhelmus  vero  sicut  senior,  secundiim  (Vupdtatem  terrae  et  consuetiidinem 
ah  imperatorihus  et  principibus  pviviletjiatam,  et  sie  fuit  magnum  scisma 
ad  presens  inter  dominos  terrae  et  ciuitates,  antequam  fuernnt  simul  con- 
cordati,  (juod  dnberent  siinul  rognare  in  terra  Austriae,  tempore  ipsoruin 
quo  viverent,  postmodnm  senior  )>erpetue  deheret  regere  tevram,  sicut  fuissot 
de  antiqua  c-onsuetudino  terrae.  —  Contin.  nionach.  S.  Potri  Salisb.  (M. 
(i.  XI,  842)  a.  131)5:  ..Albertus  dux  Austrie  morte  naturali  expirauit 
. . .  rolinquens  filinni  iniicurn  eiusdem  nominis  sibi  snccedcre  volenteni  in 
Austria  liereditario  jure  Sod  dominus  Wilhelmus  filius  ducis  Leupoldi, 
suus  friitruelis,  suceedore  se  preteudit  iure  breuilcgiorum  et  antiquo  pre- 
Hcripte  coiiMuetudinis,  t/uod  senior  dnx  Austrie  reynare  de/teret. 
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Vertrages,  den  dieser  bei  der  , Zusammenwerfung'  der  Länder 
mit  Albrecht  abgeschlossen  hatte  und  noch  mehr  jenen  des 
Testamentes  des  letzteren  zuwiderlief.  Ging  dieses  von  dem 
Principe  völliger  Gleichheit  in  der  Stellung  aller  Habsburger 
aus,  so  hatte  zwar  seit  1386  Albrecht  III.  als  Aeltester  ver- 
tragsmässig  dieselbe  Stellung  eingenommen,  welche  jetzt  Wilhelm 
für  sich  in  Anspruch  nahm,  aber  nirgends  deutet  der  Vertrag 
selbst  für  die  Zukunft  die  Möglichkeit  einer  solchen  Stellung 
Wilhelms  an.  Nur  für  den  Fall  der  Mindeijährigkeit  Albrechts  IV. 
beim  Tode  seines  Vaters  sollte  Wilhelm  die  Vormundschaft  über 
jenen  übernehmen,  eine  Bestimmung,  neben  welcher  das  gänz- 
liche Stillschweigen  über  ein  etwaiges  Seniorat  nur  an  Bedeu- 
tung gewinnt.  Ueberdies  räumte  der  Vertrag  von  1386  jeder 
der  beiden  Linien  das  Recht  ein,  auf  eine  Theilung  mit  Zu- 
grundelegung jener  von  1379  zu  dringen  und  zwar  unbedingt, 
vor  allem  natürlich  im  Falle  drohender  Beeinträchtigung  der 
einen  Linie  durch  die  andere. 

Was  freilich  das  alte  Herkommen  betrifft,  auf  welches 
Wilhelm  sich  berief,  so  war  es  richtig  und  stand  auch  in  der 
Ueberzeugung  der  Zeitgenossen  fest,  dass  dasselbe  die  An- 
sprüche des  Aeltesten  auf  die  Regierung  der  Länder  be- 
günstigte. Allein  einerseit  war  bisher^  wie  gesagt,  der  Senior 
stets  von  mehreren  Brüdern  der  Aelteste  gewesen.  Der  gegen- 
wärtige Fall  aber,  wo  ein  der  jüngeren  Linie  angehöriger  Fürst 
die  Herrschaft  über  das  Ganze,  auch  über  die  Länder  des 
älteren  Zweiges  seines  Hauses  in  Anspruch  nahm,  war  neu; 
und  eben  darum  konnte  man  auf  ihn  das  ,alte'  Herkommen 
nicht  beziehen.  Andererseits  hatten  alle  bisher  geschlossenen 
Verträge,  so  verschieden  auch  die  Principien  gewesen  waren, 
auf  denen  sie  beruhten,  die  ideelle  Gemeinsamkeit  des  Ge- 
saramtbesitzes  durch  mannigfache  Bestimmungen  im  Sinne  einer 
mehr  oder  minder  ausgedehnten  Mitregentschaft  der  jüngeren 
Fürsten  zu  einem  ebenso  festen  Herkommen  ausgebildet.  Was 
endlich  die  Privilegien  betrifft,  auf  die  sich  Wilhelm  berufen 
haben  soll,  so  ist  es  zwar  zweifelhaft,  auf  welche  Doeumente 
derselbe  seinen  Anspruch  stützte.  Sollte  aber  selbst  das  malus, 
das  heisst  jene  Urkunde,  die  um  ehesten  zu  Gunsten  Wilhelms 
gedeutet  werden  konnte,  geuieint  gewesen  sein,  so  liess  sich 
doch  auch  aus  diesem  Privileg,  von  dessen  Unechtlieit  abge- 
sehen,   nur   durch   \'erdrehung   seines  wahren  Sinnes   eine  dem 
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Seniorate  günstige  Deutung  gewinnen.  Denn  dass  das  maius 
nicht  das  Seniorat,  sondern  die  reine  Primogenitur  erzielen 
wollte,  lehrt  die  in  demselben  enthaltene  ausdrückliche  Be- 
stimmung, dass  die  Herrschaft  von  dem  Vater  auf  dessen 
ältesten  Sohn  übergehen  und  dabei  niemals  von  einer  und 
derselben  Linie  (ab  eiusdem  sanguinis  stipite)  abgegangen 
werden  sollte.' 

In  der  That  drang  Wilhelm  mit  seinem  Ansprüche  nicht 
völlig  durch.  Vielmehr  ist  der  Holle nburger  Vertrag,  den  er 
am  22.  November  1395  mit  Herzog  Albrecht  IV.  einging,  als 
ein  Compromiss  zu  betrachten,  der  zwar  dadurch,  dass  Wilhelm 
auf  Lebenszeit  die  Mitregentschaft  in  Oesterreich  und  gewisse 
Vorrechte  vor  seinem  Vetter  zugestanden  wurden,  dessen  An- 
spruch berücksichtigte,  zugleich  aber  als  Aequivalent  dafür 
eine  Theilung  der  Renten  und  des  Schatzes  und  eine  wenn 
auch  nur  formelle  Anerkennung  der  Mitregentschaft  Albrechts  IV. 
in  Wilhelms  Ländern  aussprach.  Darum  erklärten  die  beiden 
Herzoge  gleich  Eingangs,  dass  sie  zeitlebens  mit  allen  ihren 
Landen  und  Leuten  , freundlich  und  lieblich'  bei  einander 
bleiben  wollten.  Darum  sollten  auch  alle  Hauptleute,  Burg- 
grafen, Pfleger  und  Amtleute  in  ihren  beiderseitigen  Ländern 
beiden  auf  Lebenszeit  Gehorsam  schwören;  desgleichen  die 
Lehensleute,  Avenngleich  die  Lehen  selbst  jeder  von  beiden 
Fürsten  in  seinen  Ländern  für  sich  verlieh,  die  ersten  Be- 
lehnungen in  Oesterreich  allein  ausgenommen,  welche  beide 
mit  einander  crtheilen  sollten.  Auch  der  Rath  sollte  beiden 
Herzogen  gemeinsam  sein ,  beiden  zu  Gehoj-sam  sich  ver- 
pflichten und  von  beiden  besoldet  werden.  Alle  Renten  und 
Nutzungen  werden  getheilt  und  jedem  von  beiden  fällt  die 
Hälfte  des  Ertrages  zu.  Ebenso  von  heimgefallenen  und  nicht 
wieder  hinausgegebenen  Gütern  und  Lehen.  Reisen,  die  einer 
von  ihnen  oder  beide  ins  Ausland  unternelnnen,  sowie  die 
Kosten  von  Botschaften  werden,  wenn  sie  auf  Rath  der  Land- 
lierrn  ei-folgen,  aus  gemeinsamen  Mitteln  bestritten.  Andere 
Reisen  bestreitet  jed<>,r  für  sich  allein.  Alle  Aemtcr,  Renten, 
Gülte  II.  s.  f.  in  ihren  beiderseitigen  Ländern  werden  mit  einem 
obersten  Hanptmanne  besetzt,  der  beiden  Gehorsam  und  Rechen- 
schaft schulfli«:  ist.     Den   Jiann   sollen   beide  mit  einander  vom 


'   Hrr.-Ii'olfl,  flic  J<nnflfplifili"it   r)-^teriTirlis  S,  Hl, 
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Reiche  empfangen.  In  dem  Lande,  wo  sie  beide  bei  einander 
sind,  leiht  Wilhelm  den  Bann,  in  Wilhelms  Abwesenheit  Herzog 
Albrecht.  Geldschulden  bezahlen  sie  zusammen.  Keiner  macht 
ohne  Wissen  des  andern  Schulden,  keiner  beginnt  ohne  des 
andern  Zustimmung  Krieg.  Der  Hausschatz  wird  genau  ver- 
zeichnet. Jeder  von  beiden  erhält  eine  versiegelte  Abschrift 
dieses  Verzeichnisses.  Der  so  verzeichnete  Schatz  soll  zu 
ihrer  beider  Nothdurft  .stille  liegend  Doch  ist  eine  Theilung 
desselben  beabsichtigt.  Denn  es  wird  bestimmt,  dass,  falls 
Wilhelm  oder  Albrecht,  ehe  der  Schatz  getheilt  ist,  sterben 
würde,  derselbe  zur  Hälfte  an  Wilhelms  Brüder,  zur  Hälfte  an 
Albrechts  Sühne  fallen  soll.' 

Der  Hollenburger  Vertrag  ist  von  Herzog  Wilhelm  in 
seinem  eio^enen  und  seiner  Brüder  Namen  geschlossen  worden. 
Von  letzteren  wurde  bereits  durch  diesen  Vertrag  dem  Herzoge 
Leopold  die  Nutzniessung  der  Vorlande  und  überdies  von 
Albrechts  und  Wilhelms  gemeinsamem  Gute  sechstausend  Gulden 
jährlich  zugewiesen.  Die  eigentliche  Auseinandersetzung  zwischen 
Wilhelm  und  Leopold  erfolgte  erst  ein  halbes  Jahr  darnach,  zu 
Wien  am  30.  März  1396.  Durch  diesen  Vertrag,  der  auf  zwei 
Jahre  gelten  sollte,  aber  am  9.  Januar  1398  '^  und  dann  noch 
einmal  (4.  April  1400)  ^  auf  zwei  Jahre  —  bis  Georgi  1402  — 
verlängert  wui-de,  erhielt  Wilhelm  die  Mitregentschaft  in  Oester- 
reich,  überdies  Steiermark,  Kärnten  und  Krain  sammt  allen 
Einkünften,  Belehnung  und  Vereidung  der  Bewohner;  Leopold 
Tirol  und  die  Vorlande  in  gleicher  Weise.  Da  aber  der  Er- 
trag des  letzteren  Landes  geringer  war,  als  jener  des  dem 
Herzog  Wilhelm  bestimmten  Theiles,  so  erhielt  Leopold  ausser- 
dem jährlich  sechstausend  Gulden  auf  die  Görzer  Schuld'  an- 
gewiesen. Von  den  in  der  Folge"  heimfallenden  Landen,  Leuten, 

'  Rauch,  I.  c.  lir,  Hl  I)'.  In  eiiicr  C'liionik  (Appoiulix  zu  ll.-ig'oii  s.  o.), 
wird  zwar  das  Ergebniss  dos  Hollofiburgcr  Vertrages,  iibereinstimnicnd 
mit,  dessen  Inlialt  dabin  furninlirt,  dass  l)eido  Herzoge  auf  Lebenszeit 
gerneinscliaftiicli  regieren  sollten,  als  weitere  Vereinliarung  aber  hinzu- 
gefügt, dass  in  der  l'\)lgc  st(!ts  dem  Aeltosten  die  Regierung  dos  Tjandcs 
zuzufallen  halx'.  Doch  fehlt  eine  derartige  Bcstiniinung  in  der  Vertrngs- 
urkunde   selbst. 

2  Vgl.  Kurz,  Oestorreieh  unter  Albrecht  IV.  1,   ->'.•. 

•''  Ebd.  T,  f.l. 

*  Die  Ansprüche  ans  dieser  Sclmld  waren  durch  ilen  llciUcnburger  Vertrag 
zur  Hälfte    Albrecht^,   zur   Hälfte   Wilhelm   zugewiesen   wurden, 
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Gülten  u.  dgl.  theilen  sie  zu  gleichen  Hälften  den  Ertrag. 
Wilhelm  sorgt  für  Herzog  Ernst  und  dessen  Gemalin  durch 
zwei  Jahre,  Leopold  für  Friedrich  ein  Jahr,  nach  dessen  Ab- 
lauf er  denselben  an  Wilhelm  übergibt,  auf  dass  auch  dieser 
ihn  ein  Jahr  lang  innehabe.  Wurde  auf  diese  Weise  für  den 
Zeitraum  von  zwei  Jahren,  namentlich  bezüglich  des  Erträg- 
nisses der  Renten,  volle  Gleichheit  angestrebt,  so  spricht  sich 
die  Zusammengehörigkeit  ihrer  beiderseitigen  Ländercomplexe 
und  der  daran  sich  knüpfende  wechselseitige  Anspruch  auf 
dieselben  in  der  Bestimmung  aus,  dass  ohne  beiderseitiges 
Wissen  nichts  verpfändet  und  veräussert  werden  soll,  und  dass 
Lehens-  und  Hauptleute,  Pfleger,  Burggrafen,  Richter  und  8tadt- 
räthe  des  einen  Herzogs  auch  auf  den  andern  vereidet  werden. 
Nach  Ablauf  von  zwei  Jahren  soll  dieser  Vertrag  ihnen  und 
ihren  Brüdern  unschädlich  sein  an  allen  den  Rechten  und 
Gütern,  die  ihnen  ihr  Vater  und  Herzog  Albrecht  hinterlassen 
hat  und  die  an  sie  beide  und  ihre  Brüder  gefallen  sind. 
Dringt  einer  von  beiden  nach  Ablauf  der  zwei  Jahre  auf  eine 
neue  Ordnung,  so  soll  eine  solche  innerhalb  drei  Monaten  nach 
erfolgter  Mahnung  geschehen. 

Hieran  schloss  sich  am  4.  Mai  1396  ein  Vertrag  zwischen 
den  Herzogen  Albrecht  IH.  einer-  und  Wilhelm  und  Leopold  IV. 
andererseits  über  den  Hausschatz,  welcher  während  der  nächsten 
zwei  Jahre  ungetheilt  beisammen  bleiben  und  von  keinem  von 
ihnen  angegriffen  werden  sollte.  Nur  in  Fällen  dringender 
Noth  und  mit  Zustimmung  einiger  ausdrücklich  bezeichneter 
hochgestellter  Räthe  sollte  letzteres  geschehen  dürfen  und  wenn 
nach  Ablauf  der  zwei  Jahre  einer  der  Herzoge  seinen  Antheil 
an  dem  Schatze  fordern  würde,  so  sollte  ein  Ausschuss  von 
neun  herzoglichen  Räthen,  von  denen  jeder  der  drei  Fürsten 
drei  zu  bezeichnen  habe,  über  die  erhobenen  Ansprüche  mit 
vollgiltig(;r  Macht  die  Entscheidung  treffen.'  Am  12.  Januar  1398 
einigten  sich  in  Anschluss  an  den  einstigen  Vertrag,  den  sie 
am  i).  Januar  (s.  o.)  erneuert  hatten,  Wilhelm  und  Leopold, 
die  Kleinode,  die  ihnen  von  Herzog  Albrechts  Hausschatze 
gehörten,  ungeschmälert  aiil'zubewahrcm  und  nicht  ohne  wechsel- 
seitige Zustimmung  zu   veiilussern.'^ 


'   Kur/.,   Oc.st.nci.-Ii    iinl.T  All)r(!flit    IV.    I.   1!(1.   J5oil.   iir.   II. 
2  Kb.l.    I,    IT'.I,    1;.m1.    m.    V. 
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Während  nach  dem  Vertrag  vom  30.  März  1396  die 
Herzoge  Ernst  und  Friedrich  durch  ihre  Brüder  apanagirt 
werden  sollten,  obgleich  der  erstere  bereits  das  volljährige 
Alter  erreicht  hatte,  fand  mit  diesem  am  20.  September  1402 
eine  Auseinandersetzung-  statt,  wonach  derselbe  mit  Wilhelm 
Steiermark,  Kärnten  und  Krain  verwesen  sollte.' 

Wichtiger  als  diese  Vereinbarung,  die  nur  vorübergehende 
Geltung  hatte,  waren  mehrere  Verträge,  welche  im  Jahre  1404 
geschlossen  wurden  und  durch  welche  die  bis  dahin  vielfach 
unklaren  und  verworrenen  Verhältnisse  zwischen  beiden  Linien 
des  Hauses  Habsburg  geklärt  und  entwirrt  werden  sollten.  Anlass 
dazu  gaben  einerseits  die  wechselseitigen  Klagen  der  Herzoge 
Albrecht  und  Wilhelm  über  vorgefallene  Verletzung  des  Hollen- 
burger  Verti-ages,  andererseits  Zerwürfnisse  Wilhelms  und  Ernsts 
mit  ihren  Brüdern  Leopold  und  Friedrich,  welche  nach  Ablauf 
der  früheren  Theilung  vergeblich  auf  eine  neue  Auszeigung  der 
Länderverwaltung  gedrungen  hatten.  Daher  compromittirten 
Albrecht  und  Wilhelm  in  ihren  Streitigkeiten  auf  Leopold  und 
Ernst  (23.  Februar  1404j^  und  diese  fällten  am  17.  März  1404 
ihren  Schiedsspruch.'^  Andererseits  wählten  die  Herzoge  der 
leopoldinischen  Linie  den  Herzog  Albrecht  zum  Schiedsrichter 
in  ihrer  Angelegenheit  (23.  Februar  1404).^ 

Es  ist  namentlich  die  letztere  Sache,  welche  unsere  Auf- 
merksamkeit in  Anspruch  nimmt.  Denn  an  demselben  Tage 
(22.  März  1404),  an  welchem  Herzog  Albrecht  seinen  Ausspruch 
fällen  sollte,  fertigten  Leopold,  Ernst  und  Friedrich  eine  Urkunde 
aus,  durch  welche  sie  auf  alle  Geldforderungen,  sowie  auf 
Oesterreich  ob  und  unter  der  Euns  unter  Berufung  auf  den 
Theilungsvertrag  ihrer  Väter  vom  Jahre  1379  zu  Gunsten 
Herzog  Albrechts  IV.  und  seiner  Söhne  verzichteten.  Stirbt 
aber  Albrecht  oder  sterben  dessen  Söhne  ohne  männliche  Leibes- 


'  Lichnovvsky,  Geschichte  des  Huuses  Habsbiiio^  V,  11.  E.  Kümmel,  zur 
Geschiclite  Herzog:  Ernst  des  Eisernen.  (Mittli.  d.  liist.  Ver.  f.  fSteierm. 
XXV.  Heft  1877)  S.  7. 

2  Kurz,  a.  a.  O.  I,  231,  Beilage  nr.  XXV:  Vollmacht  Herzog  Albrechts 
für  Leopold  und  Wilhelm ;  jene  Leopolds  ergibt  sich  aus  dem  Eingange 
des  Schiedspruches  (a.  Anm.  .{)  selbst. 

3  Rauch   1.  c.   III,  419  ff. 

<  Kurz  a.  a.  O.  I,  SM  ff.  nr.  XXVI:  Vollmnclit  Leopolds  und  Friedrichs 
für  Albrccht.  Jene  Wilhelms  und  Ernsts  ergibt  sich  aus  dem  Eingange 
des  Schiedspruches  (s.  u.)  selbst. 
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erben  zu  liinterlassen,  so  fällt  Oesterreich  .gänzlich'  an  Wilhelm 
und  dessen  Brüder  und  an  deren  Erben,  sowie  umgekehrt  ihre 
Länder,  wenn  sie  oder  ihre  männlichen  Leibeserben  ohne  Söhne 
abgingen,  an  Albrecht  und  dessen  Söhne  fallen.  Die  über- 
lebende männliche  Linie  sorgt  in  diesem  Falle  für  die  Töchter 
der  verstorbenen.  Und  so  wie  hier  der  Theilungsvertrag  von 
1379  in  seine  vollen  Rechte  wieder  eintritt,  von  Wilhelms 
lebenslänglicher  Mitregentschaft  in  Oesterreich  natürlich  abge- 
sehen, welche  ausdrücklich  vorbehalten  wird,  so  auch  bezüglich 
des  Schatzes,  der  entweder  zu  ihrer  aller  Nothdurft  liegen 
bleiben  oder  auf  Verlangen  nach  Linien  getheilt  werden  soll, 
so  dass  die  Hälfte  an  Herzog  Albrecht  und  dessen  Söhne,  die 
andere  an  Herzog  Wilhelm  und  dessen  Brüder  fallen  soll.^ 

Dem  entspricht  auch  der  Gegenbrief  Herzog  Albrechts, 
von  demselben  Tage,  worin  dieser  alle  Schuldforderungen  an 
die  Herzoge  Leopold,  Ernst  und  Friedrich  fallen  lässt  und 
seinem  Antheile,  d.  i.  der  Hälfte  der  Nutzungen  des  Landes  an 
der  Etsch,  die  ihm  in  Folge  der  Theilung  mit  Herzog  Wilhelm 
zugefallen  war,  entsagt,  so  dass  er  und  seine  Erben  wegen 
dieser  Nutzungen  weder  an  Herzog  Wilhelm  noch  an  dessen 
Brüder  und  deren  Erben  jemals  einen  Anspruch  erheben  dürfen. 
Geht  Herzog  Wilhelm  vor  Albrecht  mit  Tod  ab,  so  sollen 
Albrecht  und  seine  Erben  an  die  Brüder  Wilhelms  und  deren 
männliche  Erben  bezüglich  der  Länder  Steiermark,  Kärnten, 
Krain,  Tirol  und  Etsch,  sowie  bezüglich  aller  anderen  Lande 
dies-  und  jenseits  des  Arls,  welche  einst  Herzog  Leopold  (ihrem 
Vater)  bei  der  Theilung  laut  Theilbrief  zugefallen  sind,  keinen 
Anspruch  erheben.  Auch  in  Albrechts  Gegenbriefe  werden 
die  Bestimmungen  übei'  den  Hausschatz  wiederholt.  Die  Thei- 
lung zwischen  Albrecht  HL  und  Leo])old  HL  bleibt  in  Kraft, 
doch  unbeschadet  der  lebenslänglichen  Mitregierung  Wilhelms 
in  Oesterreich.  Kndlich  tritt  auch  naeii  diesem  Briefe  erst 
dann,  wenn  die  eine  Lini(!  im  Mannsstamme  erlischt,  die  andere 
in  deren   Rechte  auf  dui  hintcrlassenen  Länder  ein.' 

TTnd  während  durch  diese  beiden  Verträge  das  Verhältniss 
fj'-r  Lirii'ii  /.u  einander,  soweit  dies  die  eigenthümliche  Doppel- 
stellung   VN'illieliiis    ermöglichte,    geordnet     wurde,    fäUtc    auch 


'  K.ni'-ii  1.  r.  III.  ij'.i  ir. 
2  \:\»\.  11 1.  ii.'.  tv. 
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Albrecht  an  dem  nämlichen  Tage  in  dem  Streite  zwischen 
Wilhelm  und  Ernst  einer-  und  Leopold  und  Friedrich  anderer- 
seits seinen  Schiedspruch,  welcher  auf  drei  Jahre  Geltung;  haben 
sollte.  Derselbe  wies  dem  Herzoge  Wilhelm  als  Residenz  Wien, 
als  Verwaltungsgebiet  ausser  der  Mitregierung  in  Oesterreich 
die  Lande  Kärnten  und  Krain  sammt  Zubehör,  dem  Herzoge 
Leopold  mit  dem  Sitze  zu  Graz  Steiermark  und  Tirol  zu, 
jedem  von  beiden  mit  voller  Gewalt,  doch  unbeschadet  der 
Eide,  welche  Haupleute,  Pfleger  u.  s.  f.  in  all  den  genannten 
Ländern  Herzog  Albrecht  leisten  sollten  und  ohne  Nachtheil 
für  die  Nutzungen  und  sonstigen  Rechte,  welche  daselbst  Herzog 
Albrecht  zustanden.  Das  Land  jenseit  des  Arls  dagegen  sollten 
Wilhelm  und  Leopold  durch  drei  Jahre  miteinander  inne  haben. 
Spricht  sich  hierin,  sowie  in  der  Theilung  aller  Einkünfte  und 
heimfallenden  Güter,  wovon,  den  dem  Herzoge  Albrecht  ge- 
bührenden Antheil  abgerechnet,  jeder  von  beiden  die  Hälfte  er- 
halten sollte,  das  Princip  der  Gleichheit,  in  der  gemeinsamen  Be- 
streitung der  Kriegskosten  und  der  Erfordernisse  für  die  Burgliut, 
sowie  in  der  Bestimmung,  dass  keiner  von  beiden  ohne  Zu- 
stimmung des  andern  etwas  von  seinen  Landen  versetzen  und 
veräussern  und  Krieg  beginnen,  keiner  ohne  Wissen  des  andern 
grössere  erledigte  Lehen  verleihen  dürfe,  sowie  in  der  Ver- 
pflichtung zu  einträchtigem  Zusammenstehen  nach  aussen,  ,da 
dem  ganzen  Hause  Oesterreich  grösserer  Nutzen,  Ehre 
und  Frommen  daraus  entspi'ingeS  die  Zusammengehörigkeit  der 
sänimtlichen  Länder  aus,  die  hier  allerdings  bereits  in  so  weit 
abgeschM'ächt  ist,  dass  blos  die  Lehensleute,  nicht  aber  die  Haupt- 
leute, Pfleger,  Burggrafen  und  Amtleute,  wie  in  den  früheren  Ver- 
trägen auf  beide  Herzoge  vereidet  werden,  so  gelangte  anderer- 
seits ein  gewisser  Vorrang  Wilhelms  darin  zur  Geltung,  dass  dieser 
nicht  nur  in  den  ihm  zugewiesenen  Ländern,  sondern  auch  in 
Steiermark,  die  geistlichen  und  weltlichen  Lehen  ertheilen  sollte.' 
Der  frühzeitige  Tod  des  Herzogs  Albrecht  öffnete  eine  neue 
Quelle  des  Haders,  indem  er  zu  den  Streitigkeiten  über  Länder- 
theilung  und  Mitregentschaft  auch  noch  die  verhängnissvollen 
Vormundschaftsstreitigkeiten  gesellte.-    Denn  des  verstorbenen 


Raucli  1.  <•.  III,  i:m  ff. 
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Herzogs  Sohn  Albrecht  V.  war  ein  siebenjähriger  Knabe,  von 
dessen  Oheimen  Wilhehn,  lieopold  und  Ernst  nach  früheren 
Erfahrungen  wenig  Gutes  zu  erwarten  stand. 

Als  Aeltester  des  Hauses  und  nächster  Agnat  übernahm 
Herzog  Wilhelm  die  Vormundschaft.'  Derselbe  starb  aber 
schon  am  15.  Juli  1406,  ehe  noch  über  sein  ehrgeiziges  und 
herrschsüchtiges  Treiben  der  drohende  Krieg  mit  Albrechts 
Beschützer,  König  Sigismund  von  Ungarn  und  mit  dem  grollen- 
den Bruder  Leopold  zum  Ausbruche  kam.  Wilhelms  Tod  war 
das  Signal  zu  neuen  Streitigkeiten.  Da  sich  sofort  herausstellte, 
dass  die  Brüder  Leopold  und  Ernst  über  die  Frage  der  Vor- 
mundschaft und  Regentschaft  verschiedener  Ansicht  seien, 
legten  sich  die  Stände  des  Landes  unter  und  ob  der  Enns  ins 
Mittel,  wozu  sie  die  früheren  Hausordnungen  und  Familien- 
verträge ermächtigten.  Sie  traten  am  6.  August  in  Wien  zu- 
sammen und  schlössen  zum  Schutze  der  Rechte  des  jungen 
Fürsten,  sowie  zum  Schutze  des  Landes,  unter  sich  einen  Bund, 
mit  welchem  sich  eine  Kundgebung  verband,  die  neuerdings 
zeigt,  dass  man  den  Theilungsvertrag  von  1379  nicht  als  eine 
vorübergehende  Abmachung  sondern  als  eine  noch  immer  zu 
Recht  bestehende  Auseinandersetzung  betrachtete.  Die  Stände 
erklärten  nämlich  unter  Berufung  auf  den  Verzicht,  den  die 
Herzoge  Leopold,  Ernst  und  Friedrich  am  22.  März  1404  auf 
Oesterreich  geleistet  hatten,  dass  letzteres  dem  Fürsten  Albrecht  V. 
zugefallen  sei  und  sein  Recht  gewahrt  werden  müsse.-  Diese 
Festigkeit  hatte  zur  Folge,  dass  sich  die  Herzoge  Leopold  und 
Ernst  sowohl  iu  dieser  Frage  als  auch  bezüglich  der  Theilung 
ihrer  I>änder  dem  Ausspruche  der  Stände  unterwarfen  (1406, 
2.  September),  letzteres  allerdings  mit  der  bemerkenswerthen 
Beschränkung,  dass  dem  einen  von  ihnen  die  Vormundschaft, 
dem  andern  die  Verwesung  der  Steiermark  samnit  dem  Sitze 
zu  Graz  zufallen  und  dass  (mit  Berücksichtigung  ihres  Bruders 
Friedrich)  der  Ertrag  ihres  väterlichen  Erbes  in  drei  gleiche 
Th(!ilc  getheilt  werden  sollte.-^ 


über   IJcr/og  Si^-miiiKl   von  Ocstornicli   vuii    I  t:<'.)-  1  1  U!.   (Archiv  f.  östorr. 
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Die  letztere  Forderung  entsprach  dem  Principe  der  Gleich- 
berechtigung; welches,  da  es  ohne  weitere  Zersplitterung  der 
Länder  schwer  fiel  die  Grösse  der  einzelnen  Verwaltungsgebiete 
gegen  einander  auszugleichen,  da  auch  der  Erhaltungstrieb  der 
Länder  eine  demselben  feindliche  Theilung  kaum  möglich  er- 
scheinen Hess,  wenigstens  in  einer  gleichmässigen  Zuweisung 
der  Renten  Ausdruck  fand.  Eine  derartige  Vereinbarung  ent- 
sprach auch  der  bisherigen  Uebung,  der  zu  Folge  der  Vorrang 
des  Aeltesten  sich  in  einer  Bevorzugung  desselben  bezüglich 
der  eigentlichen  Regierung,  die  Gleichberechtigung  aller  in  der 
gleichen  Vertheilung  der  Einkünfte,  in  dem  gleichen  Anrechte 
an  dem  Hausschatze  geäussert  hatte.  Endlich  zeichnete  auch 
diese  Dreitheilung  der  Renten  den  Ständen  den  Weg  vor,  den 
sie  bezüglich  der  Ländertheilung  mit  ihrem  Ausspruche  zu 
betreten  hatten. 

Der  Spruch  der  Ständ-e  erfolgte  am  12.  September  1406. 
Derselbe  liess  die  Frage  der  Vormundschaft  offen.  Die  Stände 
überliessen  es  den  beiden  Fürsten  selbst,  sich  darüber  zu  einigen, 
wer  von  ihnen  sich  als  Vormund  und  Verweser  des  jungen  Her- 
zogs der  Regierung  ihres  Landes  unter  den  in  dem  Spruche 
enthaltenen  Bedingungen  unterziehen  wolle,  doch  so,  dass  von 
den  Brüdern  Leopold  und  Ernst  dem  einen  die  Vormundschaft, 
dem  andern  während  der  Dauer  derselben  mit  dem  Sitze  zu  Graz 
die  unumschränkte  Verwaltung  der  Steiermark  zufallen  sollte. 
Abgesehen  davon  trafen,  was  die  Theilung  der  leopoldinischen 
Länder  anlangte,  die  Stände  ihre  Entscheidung  nur  für  die  Zeit, 
zu  der  die  Vormundschaft  ablaufen  würde.  Dann  sollten  die 
Ijänder  der  leopoldinischen  Linie  in  drei  Gebiete:  1.  Graz  mit 
Steiermark,  2.  Laibach  mit  Kärnten,  Krain  und  Zubehör,  3.  Tirol 
,auf  gel  eichen  tail  der  nutz',  zerlegt  und  bezüglich  der  Wahl 
eines  dieser  Gebiete  dem  ältesten,  hierauf  dem  Zweitältesten  die 
Vorhand  gelassen  worden.  Die  Lande  jenseits  des  Arls  sollen 
die  drei  Herzoge  , brüderlich   und   gleich'   gemeinsam    besitzen. 

Dagegen  wurde  von  der  oberwähnten,  Graz  und  die  Steier- 
mark betreffenden  Öesti?nmung  abgesehen,  die  Frage,  was  mit 
den  übrigen  Ländern  der  leopoldinischen  Linie  währcaid  der 
Dauer  der  Voi'mundschaft  geschehen  solle,  in  dem  ständischen 
Spruelie  offen  gelassen  und  nur  das  Verlangen  gestellt,  dass 
den  drei  Brüd(!rn  ,von  vnserm  herren  von  Oesterreich  in  Iren 
nutzen    vnd   giiltcui,   viid   ircin    vcttcrlciclien    crib    giiloioh    viid 
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bruderleich  beschech.^  Aucli  wurde  bestimmt,  dass  jene 
Theilun^  in  drei  Gebiete,  welche  mit  dem  Ende  der  Vormund- 
schaft anheben  sollte,  zwei  Jahre  hindurch  zu  währen  habe 
und  dass  innerhalb  dieser  zwei  Jahre  die  Bi'üder  sich  über 
eine  Ordnung  einigen  sollten  ,die  brüderlich  vnd  gel  eich 
sei^  Ausdrücklich  werden  dem  jüngsten  der  Brüder,  Herzog 
Friedrich,  seine  Ansprüche  gewahrt.' 

Schon  am  14.  September  kündigte  Leopold  den  Ständen 
an,  dass  er  sich  mit  seinem  Bruder  Ernst  verständigt  und  dieser 
auf  die  Vormundschaft  verzichtet  habe,  dass  daher  er  selbst 
dieselbe  übernehmen  werde. -^  Eine  weitergehende  Vereinbarung 
zwischen  den  Brüdern  Herzog  Leopold  und  Herzog  Ei-nst  fand 
am  16.  September  statt.  Nochmals  erklärt  in  dieser  Urkunde 
Leopold,  dass  er  mit  Ernst  übereingekommen  sei,  die  Vormund- 
schaft über  Albrecht  V.  zu  übernehmen.  Wenn  diese  zu  Ende 
gehe,  so  verbindet  sich  Leopold  seinem  Bruder  Ernst  die  Wahl 
zu  lassen,  ob  er  Tirol  oder  Kärnten  und  Krain  sammt  Zubehör 
übernehmen  wolle.  Nimmt  aber  Ernst  während  der  Dauer  der 
Vormundschaft  seinen  Sitz  zu  Graz  nebst  der  Verwesung  der 
Steiermark,  so  muss  er  Kärnten,  Krain  und  Zubehör  an  Leopold 
abtreten.  Innerhalb  der  nächsten  zwei  Jahre  werden  die  drei 
Brüder  ihre  Länder  theilen,  bis  dahin  aber  die  Einkünfte 
derselben  mit  einander  beziehen  und  nichts  verpfänden  oder 
verkaufen. 3 

Aus  dieser  Urkunde  geht  ziemlich  deutlich  hervor,  dass 
damals  eine  Theilung  der  leopoldinischen  Länder  nicht  eintrat, 
dass  eine  solche  erst  innerhalb  der  nächsten  zwei  Jahre  erfolgen 
sollte.  Es  ist  dabei  offenbar  an  eine  ähnliche  Theilung  gedacht, 
wie  jene,  durch  welche  lo7'J  das  Haus  Habsburg  in  zwei  Linien 
zerfallen  war.  Vorläufig  blieben  die  Länder  der  jüngeren  Linie 
ein  zusammengi^höriges,  der  Idee  nach  ungetheiltes  Gebiet  und 
in  diesem  Sinne  ist  es  nicht  richtig,  wenn  man  '  behauptet  hat, 
dass  durch  den  Vertrag  vom  16.  September  1406  Herzog  Ernst 
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der  Eiserne  Herr  von  Steiermark  geworden  sei.  Allerdings 
fiel,  da  Leopold  die  Vormundschaft  übernahm,  der  getroffenen 
A'ereiubarung  gemäss,  für  die  Dauer  derselben  Herzog  Ernst 
die  Verwaltung  der  Steiermark  zu  und  derselbe  nahm  zu  Graz 
seinen  Sitz.^  Doch  beruhte  diese  Zuweisung  nur  auf  einer 
Verwaltuno:stheilunof,  welche  keinesweg-s  die  Mitreg-ieruno'  des 
einen  Bruders  in  den  Gebieten  des  andern  ausschloss.  In  der 
That  übte  in  der  nächstfolgenden  Zeit  einerseits  Herzog  Ernst 
in  Krain  neben  seinem  Bruder  Leopold  -  und  dieser  in  Tirol 
und  den  Vorlanden  neben  Friedrich  Regierungsrechte  aus,^ 
andererseits  bezog  Leopold  auch  aus  der  Steiermark  , einen 
teil  der  Nuzz'/  worin  keine  Beeinträchtigung  des  Herzogs 
Ernst  lag,  vielmehr  dem  Vertrage  zwischen  beiden  Genüge 
geleistet  wurde.  Die  spätere  Feindschaft  Herzog  Ernsts  gegen 
Leopold  ist  denn  auch  nicht  aus  diesem  Verhältnisse,  sondern 
aus  dem  Streben  des  ersteren,  einen  Antheil  an  der  Vormund- 
schaft zu  erlangen,  abzuleiten.  Wohl  aber  verstiess  der  Ver- 
trag vom  16.  September  1406  wider  die  Rechte  eines  Dritten, 
Auf  Herzog  Friedrich  nämlich  hatte  zwar,  wie  schon 
bemerkt,  der  Ausspruch  der  Stände  ausdrücklich  Bedacht  ge- 
nommen. Die  Vereinbarung  zwischen  Leopold  und  Ernst  aber 
Hess  ihn  unversorgt.  Friedrich  nahm  denn  auch  diese  Beein- 
trächtigung seiner  Interessen  nicht  ruhig  hin,  zumal  ihm,  als 
er  nach  Wilhelms  Tode  seine  Rechte  geltend  machen  wollte, 
von  den  Brüdern  die  Antwort  zu  Theil  ward:  er  möge  nur  in 
Schwaben  bleiben,  so  sollte  ihm  Gleiches  und  Brüderliches 
widerfahren.  Friedrich  deutete  diese  Worte  im  Sinne  der  Haus- 
ordnung von  1355,  wie  aus  seiner  später  erfolgten  Erklärung 
ersiclitlich  ist:  er  habe  nie  anders  gehandelt  nuch  gethan  ,denn 
uns  allen  briidcrn  auf  ein  geleichs,  einem  als  dem 
andern'."'  Darum  hatte  er  aucli  auf  die  Kunde,  dass  seine 
Brüder  im  Begriffe  ständen,  sich  nach  Rath  der  Stände  über 
eine  Ordnung  und  Auszeiguug  ihrer  Lande  und  deren  Er- 
trägniss  mit  einander  zu  vergleichen,  dem  Herzuge  Ernst  die 
N'^oUmacht  ertheilt,  in  Vereinigung  mit  seinen  zu  diesem  Zwecke 
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entsendeten  Käthen,  ihn  bei  den  ferneren  Unterhandlungen  zu 
vertreten  und  es  zu  Stande  zu  bring-en,  dass  die  Lande  und 
deren  Erträg'niss  brüderlich  und  gleich  getheilt  und  keiner  von 
ihnen  an  seinen  Rechten  verkürzt  werde.  Er  selbst  wolle, 
schrieb  Friedrich  an  Ernst,  das  Resultat  seiner  Bemühungen 
in  dieser  Sache  gerne  genehm  halten  und  darin  bei  ihm 
brüderlich  und  getreulich  auf  gleichem  Theil  bestehen  (19.  Sep- 
tember 1406).' 

Aber  auch  zwischen  Leopold  und  Ernst  gab  es  trotz  des 
letzten  Vertrages  noch  immer  Differenzen.  Einen  der  Streit- 
punkte bildeten  Neustadt  und  Neunkirchen,  die  zu  den  leopol- 
dinischen  Ijanden  gehörten,  bis  endlich  ein  Schiedsspruch  des 
Grafen  Hermann  IL  von  Cilli  (2o.  Februar  1407)  bestimmte, 
dass  sich  das  strittige  Gebiet  zwei  Jahre  in  Leopolds  sodann 
zwei  Jahre  in  Ernsts  Besitze  befinden  sollte. ^ 

Nun  schien  endlich  der  Friede  kümmerlich  hergestellt. 
Denn  auch  zwischen  Friedrich  und  dessen  Brüdern  scheint  ein 
Vertrag  über  Tirol  geschlossen  worden  zu  sein,  da  derselbe 
sich  in  einer  Urkunde  vom  20.  Juli  1407  auf  eine  , Ordnung 
vnser  prüder^  beruft,  kraft  deren  er  ,hie  im  lande  an  der  Etseh 
mit  voller  Gewaltsam  verbliben'  sei.-^  In  einer  Urkunde  vom 
22.  Juni  1407  gelobten  sich  Leopold  und  Ernst  gegenseitig, 
fortan  , lieblich,  freundlich  und  einhellig'  verbunden  zu  bleiben, 
und  einer  dem  andern  , gleich,  recht  und  brüderlich^  in  allen 
Dingen  zu  begegnen,  einander  beizustehen,  jede  ihrer  Ange- 
legenheiten als  Ein  Ding  zu  betrachten  und  stets  das  gemein- 
same Beste  ihres  Hauses  im  Auge  haben  zu  wollen.^ 

Dennocli  kam  es  nur  zu  bald  zwischen  beiden  zu  offenem 
Bruche,  während  zugleich  Ernst  sich  seinem  Bruder  Herzog 
Friedrich  immer  mehr  näherte  und  zu  dessen  Beschützer  auf- 
warf.'' Ja  Ernst  eignete  sich  jetzt  Friedrichs  Standpunkt  an,  in- 
dem er  ein  J3rittel  der  Einkünfte  der  Vormundschaft  zu  ertrotzen 
wusste.''  Bald  ging  er  einen  Sciiritt  weiter  und  forderte  Antheil 
an    dity  Vormundschaft    selbst,    wobei    ihm    das   vielleicht    nicht 
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ohne  sein  Zuthun  verbreitete  Gerücht,  Leopold  trachte  seinem 
Mündel  Albrecht  die  Kachfolge  in  der  Regierung  zu  entziehen, 
zu  statten  kam.  Für  uns  knüpft  sich  an  diese  Thatsache  die 
interessante  Wahrnehmung,  dass  Herzog  Ernst  das  Princip  der 
Gleichberechtigung  und  der  daraus  resultirenden  Mitbetheiligung 
auf  das  von  denselben  bisher  unberührt  gelassene  Gebiet  der 
Vormundschaft  übertrug.  Wirklich  erreichte  Herzog  Ernst 
seinen  Zweck.  Zwar  verblieb  dem  Herzoge  Leopold  die  Vor- 
mundschaft, doch  musste  er  zu  Folge  des  Vertrages  vom 
2.  Juni  1408  die  Summe,  welche  er  als  Vormund  erhielt,  mit 
seinem  Bruder  gleich  theilen  und  ebenso  die  Erträgnisse  ihrer 
gemeinschaftlichen  Länder,  ,die  VeW  allein  ausgenommen.  Die 
Amtleute  sollten  beiden  Gehorsam  geloben  und  Ernst  nimmt 
neben  Leopold  zu  Wien  seinen  Sitz.* 

So  hatte  also  Ernst,  soweit  es  sich  um  seine  eigene 
Person  handelte,  das  Princip  der  Gleichberechtigung  auch 
bezüglich  der  Vormundschaft  gerade  auf  jenem  Gebiete  zur 
Geltung  gebracht,  auf  welchem  sich  dasselbe  schon  früher  in 
vorzüglichem  Maasse  wirksam  erwiesen  hatte,  auf  dem  Gebiete 
der  Rententheilung.  Was  die  Amtleute  betrifft,  welche  beiden 
Fürsten  Gehorsam  leisten  sollten,  so  hat  man  ^  mit  Unrecht 
gemeint,  dass  unter  denselben  eigentlich  nur  die  von  Oester- 
reich  zu  verstehen  seien.  Sie  werden  in  dem  Schiedspruche 
vom  2.  Juni  als  , unsere  amtleute  derselben  vnser  lande' 
bezeichnet  und  es  ist  schwer  anzunehmen,  dass  die  Herzoge 
Oesterreich,  in  welchem  Leopold  nur  vormundschaftliche  Rechte 
übte,  als  ,unsere  lande'  und  dass  sie  unter  , denselben  unseren 
landen'  an  dieser  Stelle  etwas  anderes  sollten  verstanden 
haben,  als  an  einigen  anderen  Stellen  derselben  Urkunde  kurz 
zuvor.  Es  wiederholte  sich  hier  eben,  was  uns  auch  sonst 
nicht  selten  in  diesen  Verträgen  entgegentritt,  dass  trotz  der 
Ländertheilung  im  Sinne  der  ideellen  Zusammengehörigkeit 
die  Amtleute  beider  Gebiete  uuf  beide  Fürsten  vereidet  wurden, 
und  es  liegt  zugleich  in  diesem  Verhältnisse  ein  Beweis,  dass 
die  schon  vor  zwei  Jahren  in  Aussicht  gestellte  (definitive) 
Theilung  der  leopoldini^^cheu  Lande  bisher  noch  immer  unter- 
blieben war. 
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Ebenso  unrichtig  ist  es,  wenn  behauptet  wurde/  den 
Hauptpunkt  der  Vereinbarung  vom  2.  Juni  1408  bilde  die 
gegenseitige  Erklärung,  die  Vormundschaft  von  nun  an  gemein- 
schaftlich führen  zu  wollen.  Letzteres  bildete  vielmehr  erst 
das  Ergebniss  eines  neuen  verheerenden  Bürgerkrieges  und 
des  Schiedspruches,  welchen  nach  Beendigung  desselben  König 
Sigismund  von  Ungarn  am  13.  März  1409  fällte,  wonach  Leopold 
und  Ernst  gemeinsam  die  Vormundschaft  führen  und  sich  in  die 
Einkünfte  derselben  theilen  sollten.-  In  Folge  dessen  wohnten 
jetzt  die  beiden  Brüder  neben  einander  in  der  Burg  zu  Wien, 
ohne  dass  es  freilich  zwischen  ihnen  zu  einer  aufrichtigen  Aus- 
söhnung kam.  Vielmehr  schloss  Ernst  mit  dem  dritten  Bruder 
Friedrich  (21.  Juli  1409)  zu  Wien  einen  Vertrag,  dem  zufolge 
Friedrich  und  Ernst  im  Falle,  dass  der  eine  oder  der  andere 
von  ihnen  ohne  Hinterlassung  von  männlichen  Nachkommen 
sterben  würde,  sich  gegenseitig  als  Erben  aller  ihrer  Länder 
einsetzten  und  Ernst  seinen  Bruder  Friedrich  zum  Vormund 
seiner  Kinder  bestellte,  ohne  dass  von  Leopold  hiebei  auch 
nur  mit  einem  Worte  Erwähnung  gemacht  wurde. ^  An  dem- 
selben Tage  kündigte  Herzog  Ernst  den  Ständen  Tirols  seinen 
Bruder  Friedrich  als  ihren  Landesfürsten  an,  mit  der  Auf- 
forderung, ihm  und  keinem  andern  Gehorsam  zu  leisten,  da 
er  ihm  alle  Gewalt  über  diese  Lande  abgetreten  habe.* 

Mit  Leopolds  Tode  (3.  Juni  1411)  endete  Albrechts  V.  Vor- 
mundschaft. Zwar  behaupteten  Ernst  und  sein  Bruder  Friedrich, 
Albrecht  könne  noch  nicht  in  die  Regierung  eingeführt  werden, 
da  er  erst  mit  sechszehn  Jahren  die  Volljährigkeit  erreichte 
und  bis  dahin  einem  von  ihnen  die  Vormundschaft  gebühre. 
Aber  die  drohende  Haltung,  welche  nunmehr  König  Sigismund 
gegen  ihn  annahm,  bestimmte  Ernst  bald  zur  Nachgiebigkeit. 
Er  unterwarf  sich  einem  Schiedsgerichte,  welches  der  König 
als  Obmann  in  Pressburg  aus  einer  grossen  Zahl  von  geist- 
lichen und  weltlichen  Fürsten  und  Herren  zusammensetzte. 
Am  30.  October  1411  (;rfolgte  der  Ausspruch  König  Sigismunds, 
Welcher  Albreclit  ausnahmsweise   mit  vier/(!hn  Jahren  vulljährig 
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erklärte  und  Ernst  auftrug-,  Albrecht  den  ihm  als  Vormund 
zugefügten  Schaden  zu  ersetzen.'  Ernst  war  zwar  mit  der 
Entscheidung  sehr  unzufrieden.  Er  nannte  sie  ungerecht  und 
nahm  durch  einige  Jahre  eine  sehr  feindliche  Haltung  wider 
Sigmund  und  Albrecht  ein,  musste  aber  zuletzt  doch  zum 
Frieden  mit  beiden  sich  bequemen. 

Zwischen  Ernst  und  Friedrich  fand  nach  Wilhelms  Tode 
eine  neue  Theilung  statt,  bei  der  Herzog  Ernst  Steiermark, 
Kärnten  und  Krain,  d.  i.  das  späterhin  sogenannte  Inneröster- 
reich, Herzog  Friedricli  Tirol  und  die  Vorlande,  d.  i.  das  spätere 
Ober-  und  Vorderösterreich,  zufiel.^  Die  Theilungsurkunde 
selbst  ist  bisher  nicht  ans  Licht  gezogen  worden,^  es  lässt  sich 
daher  nicht  sagen ,  inwieweit  auch  in  dieser  Theilung  das 
ursprüngliche  gemeinsame  Recht  beider  Herzoge  auf  alle  Länder 
zum  Ausdrucke  kam,  .Schon  im  Jahre  1413  entstanden  zwischen 
denselben  neue  Irrungen,  betreffend  die  Theilung  und  Ver- 
waltung ihrer  Länder,  Wurde  die  Eintracht  diesmal  durch 
König  Sigismund  wieder  hergestellt,  so  erschien  sie  von  1414 
bis  1416  aufs  neue  getrübt,  da  inzwischen  auch  die  bekannten 
Vorgänge  auf  dem  Constanzer  Concil  das  ihrige  zur  Störung 
des  Friedens  zwischen  den  Brüdern  beigetragen  hatten.  Die 
Versöhnung  wurde  am  29.  September  1417  auf  der  Veste  Kropfs- 
bei-g  im  Unterinnthal  durch  den  Pfalzgrafen  Ludwig  und  den 
Erzbischof  Eberhard  von  Salzburg  vermittelt  und  der  Streit 
wegen  des  Besitzes  der  Länder  durch  einen  Vergleich  zu  Inns- 
bruck am  22.  December  und  durch  ein  definitives  Ueberein- 
kommen  vom  1.  Januar  1417  beendigt.  Darnach  sollten  fünf 
Jahre  lang  die  Länder  beider  Brüder  ungetheilt  bleiben.  Zur 
Gleichstellung  ihres  Einkommens  sollte  Friedrich  dem 
Herzoge  Ernst  Kottenburg  und  Hörtenberg  im  Innthale,  Ernst 
hingegen  dem  Herzoge  Friedrich  Brück  an  der  Leitha  und 
Stixenstein  nebst  Krumbach  oder  statt  Brück,  Schärfenberg 
überlassen.  Nach  Vtjrlauf  der  fünf  Jahre  sollte,  wenn  ein  Thoil 
es  wünsche,  eine  neue  Theilung  vorgenommen  werden  und 
Friedrich  die  Auswahl  haben.  Der  frühere  Vertrag  über  die 
Vonnuudsrliaft    wurde    orncuei-t.     Stirbt    der    eine    von    beiden 
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ohne  Leibeserben,  so  soll  nach  Landesgebrauch  das   Land  auf 
den  andern  fallen. ' 

Aus  der  letzten  Vertragsbestimmung,  sowie  aus  der  Ge- 
schichte der  Länder,  auf  welche  dieselbe  sich  bezog,  geht  her- 
vor, dass  man  keineswegs  gesonnen  war,  die  Gebiete  der 
leopoldinischen  Linie  zusammenzuwerfen,  etwa  so  wie  dies  nach 
Leopold  III.  bezüglich  aller  habsburgischen  Erblande  der  Fall 
gewesen  war.  Der  Vertrag  will  vielmehr  nur  besagen,  dass 
man  trotz  der  nach  Leopolds  IV.  Tode  erfolgten  Theilung  die 
leopoldinischen  Länder  in  dem  durch  den  Vertrag  von  1379 
festgesetzten  Umfange  noch  immer  als  ein  zusammengehöriges 
Ganzes  und  die  Herzoge  der  jüngeren  Linie  als  ungetheilte 
Erben  betrachtete.  Darum  stellte  Herzog  Friedrich,  als  er 
(9.  Januar  1420)  die  Herrschaft  Pludenz  und  das  Innthal  an 
Herzog  Albrecht  V.  von  Oesterreich  verpfändete,  seinem  Bruder 
Ernst  (29.  December  1420)  einen  Revers  aus,  wonach  jene 
Verpfändung  diesem  an  seinen  Rechten  nichts  benehmen  sollte. 2 
Noch  deutlicher  aber  tritt  dieses  Verhältniss  bei  den  Vorgängen 
der  nächsten  Jahre  hervor.  Als  nämlich  Ernst  der  Eiserne  am 
9.  Juni  1424  starb,  übernahm  Friedrich  der  Aeltere  (mit  der 
leeren  Tasche)  kraft  der  geschlossenen  Verträge  die  Vor- 
mundschaft über  die  Neffen  Friedrich  (V.)  den  Jüngern  und 
Albrecht  (VI.).  Die  Vormundschaft  währte,  obschon  Herzog- 
Friedrich  V.  bereits  im  Jahre  1431  in  das  sechszehnte  Lebens- 
jahr getreten  war,  bis  zum  Jahre  1434,  in  welchem  auch 
Albrecht  VI.  mündig  wurde.  Zwar  zögerte  auch  jetzt  noch 
Herzog  Friedrich  mit  der  förmlichen  Uebergabe  der  Lande  an 
seine  Neffen.  Doch  legte  sich  nunmehr  Herzog  Albrecht  V.  von 
Oesterreich  ins  Mittel  und  fällte,  von  beiden  Theilen  darum 
gebeten,  am  25.  Mai  1435  einen  Spruch,  wodurch  die  Verhält- 
nisse zwischen  ihnen  gei'egelt  wurden. 

Der  Vertrag,  ^''  welcher  sechs  Jahre  lang  gelten  sollte, 
bestimmte:  Herzog  Friedrich  der  Aeltere  tritt  an  Herzog 
Friedrich  den  Jüngern  zu  seinen  und  Herzog  Albrechts  Händen 
die  Lande,  welche  einst  Herzog  Ernst,  ihr  Vntiir,  innegehabt, 
d.  i.  Steiermark,  Kärnten   und  Kraiu   unverzüglich  ab.   Dagegen 
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behält  er  Tirol  und  die  Lande  jenseits  des  Arls,  und  zwar 
gleich  jenen  mit  , aller  Gewaltsam'  als  ,ein  vngetailter  vetter 
vnd  erb'.  Ist  die  erwähnte  (vorläufige)  Abtretung  der  Lande 
Herzog  Ernsts  an  dessen  Söhne  erfolgt,  so  steht  es  Herzog 
Friedrich  dem  Aeltern  frei,  zwischen  einem  der  beiden  aus- 
gezaigten  Gebiete,  den  niederen  Landen  (d.  i.  den  einstigen 
Landen  Herzogs  Ernsts)  oder  den  oberen  Landen  (d.  i.  seinem 
eigenen  bisherigen  Verwaltungsgebiete)  zu  wählen,  und  zwar 
soll  er  seinen  Entschluss  Friedrich  dem  Jüngeren  bis  zu  den 
nächsten  Weihnachten  bekannt  geben,  worauf  die  gegenseitige 
Uebergabe  bis  zum  Tage  Maria  Verkündigung  zu  erfolgen 
hat.  Der  Vertrag  betraf  auch  die  Geldschulden,  mit  welchen 
Herzog  Friedrich  der  Aeltere  als  Vormund  die  Länder  Herzog 
Ernsts  belastet  hatte.  In  dieser  Hinsicht  hatte  nun  Herzog 
Friedrich  der  Jüngere  begehrt,  sein  Oheim  sollte  alle  Ver- 
schreibungen,  die  er  auf  Schlösser,  Nutzungen  und  Renten  der 
niederen  Lande  gemacht  hätte,  wieder  einlösen,  Herzog 
Friedrich  der  Aeltere  aber  erwidert,  dass  er  hiezu  nicht  ver- 
pflichtet sei,  da  er  keine  beträchtlichen  Verschreibungen  gemacht, 
übrigens  als  ungetheilter  Erbe  der  niederen  Lande  dazu  das 
Recht  besessen  habe.  Andererseits  stellte  auch  Friedrich  der 
Aeltere  an  seinen  Neffen  ähnliche  Gegenforderungen.  Zwar 
entschied  hierüber  Herzog  Albrecht  V.,  es  sollten  alle  Ver- 
schreibungen Herzog  Friedrichs  des  Aeltern  und  Herzog  Ernsts 
vorgelegt  und  gegeneinander  abgerechnet  werden,  dass  aber  in 
der  That  die  Auffassung  Friedrichs  des  Aeltern,  der  sich  als 
ungetheilten  Erben  ansah,  nicht  unbegründet  war,  geht  aus 
dem  oben  erwähnten  Vertrage  von  1417  hervor  und  spiegelt 
sich  unter  anderm  auch  in  den  Eidesformeln  jener  Zeit.  Denn  so 
wie  die  Bürger  der  Stadt  Hall  kraft  des  früheren  Vertrages  1417 
erst  dem  Herzoge  Friedrich  dem  Aeltern,  dann  dessen  Bruder 
Ernst  und  den  männlichen  Nachkommen  beider  Fürsten  und 
im  Falle  des  Abganges  derselben,  dem  Herzoge  Albrecht  von 
Oesterreich  geschworen  hatten,*  so  wurden  jetzt  (11.  Juni  1435) 
die  Bürger  von  Neustadt,  welches  zu  den  Landen  Ernsts  gehört 
hatte,  , voran'  dem  Herzoge  Friedrich  dem  Jüngern,  dann 
Albrecht,  seinem  Bruder,  dann  Friedrich  dem  Aeltern,  ihrem 
Oheim,  und  allen   ihren    männlichen  Erben,    als    ihren  rechten, 
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natürlichen  Erbfürsten  und  wenn  diese  nicht  sind,  dem  Herzog 
Albrecht  dem  Aeltevn  und  seinen  Erben  vereidigt  ^  und  das- 
selbe fand  am  9.  December  1437  zu  Fürstenfeld  statt.^  Aller- 
dings enthielt  Herzog  Albrechts  V.  Schiedsspruch  die  Forderung, 
dass,  falls  Friedrich  der  Aeltere  nicht  die  inneren  Lande  wählen 
würde,  demselben  die  Briefe,  die  er  ihnen  über  ihre  Freiheiten 
ausgestellt  hatte,  zurückgegeben  und  so  wie  er  selbst  des  ihnen 
abgelegten  Eides,  so  auch  diese  der  ihm  geleisteten  Gelöbnisse 
entbunden  werden  sollten.  Allein  offenbar  sind  hier  nur  jene 
Eide  gemeint,  welche  sich  auf  die  Zeit  der  Vormundschaft 
bezogen  und  durch  dieselben  nicht  jene  ausgeschlossen,  welche 
dem  ,ungetheilten  Erben^  gebührten.  Daher  kann  auch  nicht 
gesagt  werden,  dass  der  Spruch  Albrechts  vom  25.  Mai  1435 
eine  dritte  Linie  ins  Leben  rief.^  Wohl  war  das  Insleben- 
treten  einer  solchen  zu  erwarten,  wenn  es  zu  der  in  dem  Spruche 
angedeuteten  Theilung  und  LcHnderwahl  kam.  Eine  solche  ist 
aber  damals  nicht  erfolgt  und  die  Angehörigen  der  leopol- 
dinischen  Linie  blieben  nach  wie  vor  ,ungetheilte  Erben'. 

Merkwürdig  ist  dagegen  auch,  wie  unter  Vermittlung  des 
für  das  Wohl  seines  Hauses  treu  besorgten  Herzogs  Albrecht  V. 
das  künftige  Verhcältniss .  Herzog  Friedrichs  des  Jüngern  zu 
seinem  Bruder  Albrecht  VI.  geregelt  wurde.  Denn  die  Ueber- 
einkunft  beider  vom  13.  Mai  1436  ist  in  vielen  Punkten  ein 
getreuer  Abklatsch  des  Vertrages,  den  einst  Rudolf  IV.  mit 
seinen  Brüdern  abgeschlossen  hatte.  Wie  diese,  sprechen 
Friedrich  V.  und  Albrecht  VL  die  Absicht  aus,  ungetheilt 
bleiben  zu  wollen  und  zwar  auch  in  Betreff  dessen,  was  sie 
durch  Kauf,  Schenkung,  Erbschaft  u.  s.  w.  bekommen  werden, 
alle  Beide  oder  einer  aus  ihnen.  Ganz  wie  dort,  wird  auch  hier 
der  Aelteste  als  ,Vorgeher,  Verweser  und  Versorger'  be- 
zeichnet, der  mit  aller  , Gewaltsam'  die  Lande,  Leute  und 
Güter  regieren  und  ,au8richten',  alle  geistlichen  und  weltlichen 
Lehen  verleihen  und  alle  anderen  , merklichen'  und  grossen 
Geschäfte  behandeln  und  verrichten  solle,  doch  stets  in  ihrer 
beider  Namen.  Ebenfalls  wird,  wie  dort  bestimmt,  dass,  falls 
Herzog  Albrecht  anderswo  wohne,    als    bei  Friedrich  oder  von 
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ihm  irg-end  wohin  g'eschickt  würde,  derselbe  dem  Nutzen  und 
Frommen  des  Herzogs  Friedrich,  seines  altern  Bruders,  nach- 
trachten  und  nur  die  Gewalt,  die  er  ihm  überträgt,  haben,  sich 
ohne  seinen  Rath,  Wissen  und  Willen  mit  niemand  in  ein 
Bündniss  einlassen,  keinen  Landkrieg  anfangen,  keine  , merk- 
liche' Sache  beginnen  solle.  Ferner  wird  bestimmt,  dass 
Friedrich  alle  Zinsen  und  Renten  einnehmen,  dafür  aber  seinen 
Bruder  standesgemäss  versorgen  solle,  dass  nichts  veräussert 
werden  dürfe  ohne  Wissen  und  Willen  beider,  wobei  jedoch 
Herzog  Albrecht  billigermaassen  dem  älteren  Bruder  , allermeist' 
zu  folgen  habe.  Friedrich  gibt  für  sich  und  seinen  Bruder 
[.in  vnser  ainer  namen  vnd  insigl")  alle  Bestätigungsbriefe  der 
Privilegien  und  Handvesten,  die  vom  Landesfürsten  ausgestellt 
werden.  Auch  gelobt  Herzog  Friedrich,  sich  ohne  seines  Bruders 
Rath  und  Beistimmung  nicht  zu  verheiraten.  Diese  Ordnung 
sollte  vorläufig  so  lange  dauern,  als  überhaupt  der  ungetheilte 
Besitz  der  oberen  und  niederen  Lande  (für  Herzog  Friedrich 
den  Aeltern,  Friedrich  den  Jüngern  und  Albrecht),  nämlich 
sechs  Jahre.' 

Herzog  Friedrich  der  Aeltere  starb  am  24.  Juni  1439 
noch  vor  Ablauf  der  sechs  Jahre,  für  welche  der  Vertrag 
zwischen  ihm  und  seinen  Neffen  dauern  sollte  und  noch  ehe 
es  zu  der  in  diesem  Vertrage  angedeuteten  Länderwahl  ge- 
kommen war.  So  wie  früher  Friedrich  der  Aeltere  die  Vor- 
mundschaft über  seine  Neffen  übernommen  hatte,  so  ging  jetzt 
die  Vormundschaft  über  seinen  einzigen,  erst  eilf  Jahre  alten 
Sohn  Sigmund  auf  Herzog  Friedrich  den  Jüngern  über.'- 

Nach  der  Analogie  früherer  Fälle  gebührte  eigentlich  dem 
ältesten  lebenden  Habsburger  die  Vormundschaft  und  dies  war 
im  gegebenen  Falle  König  Albrecht  U.,  Herzog  von  Oester^ 
reich.  Statt  dessen  sehen  wir  hier  als  eine  weitere  Folge  der 
Theilung  des  Hauses  in  Linien  den  Grundsatz  aufgestellt,  dass 
die  Vormundschaft  dem  ,ältesten  Fürsten  der  ungetheilten  Lande', 
d.  h.  dem  ältesten  Fürsten  unter  denjenigen  Verwandten  des 
Hauses,  welche  ihre  Länder  noch  ungetheilt  besassen,  zuzufallen 
habe.    Diese  Ansicht  lag  bereits  den  Verträgen  zwischen  Ernst 
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und  Friedrich  dem  Aeltern  vom  27.  Juli  1409  und  vom  1.  Ja- 
nuar 1417  zu  Grunde.  Auf  sie  gestützt  hatte  einst  Friedrich 
der  Aeltere,  obgleich  jünger  als  Albrecht  V.,  die  Vormundschaft 
über  Herzog  Ernsts  Söhne  ausgeübt  und  von  demselben  Ge- 
sichtspunkte Hessen  sich  auch  diesmal  die  Stände  von  Tirol 
leiten,  indem  sie  sich  einigten,  an  Herzog  Friedrich  den  Jüngern 
die  Vormundschaft  über  Sigmund  zu  übertragen.' 

Da  war  es  nun  aber  Albrecht  VI.,  welcher  seinerseits 
ebenfalls  Anspruch  auf  die  Vormundschaft  erhob.  Und  zwar 
forderte  er  nicht  etwa  blos  einen  Antheil  an  derselben,  wie  ihn 
einst  Herzog  Ernst  seinem  Bruder  Leopold  abgedrungen  hatte : 
er  verlangte  vielmehr,  so  wie  sein  Bruder  Friedrich,  die  Vor- 
mundschaft mit  Ausschluss  des  andern  für  sich  ganz  allein,- 
indem  er  erklärte:  Er  sei  auch  ein  rechter  Herr  von 
Oesterreich  und  habe  alle  Rechte  mit  seinem  Bruder 
ungetheilt  und  gemeinsam.  Eine  Erklärung,  die  für  Albrecht 
selbst  bezeichnend  ist,  aber  für  die  Rechtsfrage  natürlich  nichts 
beweist.  Denn  wohl  war  Albrecht  damals  noch  ein  mit  seinem 
Bruder,  ja  auch  mit  Sigmund  von  Tirol,  ungetheilter  Erbe. 
Daraus  floss  aber  für  ihn  noch  nicht  ein  Anspruch  auf  die  Vor- 
mundschaft und  selbst  wenn  ein  solcher  ihm  zugestanden  haben 
würde,  so  konnte  er  immer  nur  einen  Antheil  an  der  Vormund- 
schaft, nicht  aber  diese  für  sich  allein  mit  Ausschluss  des 
mindestens  gleichberechtigten  Bruders  fordern.  Das  ganze  Ge- 
bahren  Albrechts  wird  man  denn  auch  nicht  vom  Standpunkte 
des  Rechtes,  sondern  von  dem  einer  verschlagenen  Politik  zu 
fassen  haben,  von  welcher  geleitet  er  das  Ganze  in  Anspruch 
nahm,  um  wenigstens  einen  Theil  für  sich  zu  gewinnen.  Er  stand 
denn  auch  später  von  jener  Forderung  ab  und  verlangte  nun 
nur  den  gleichen  Theil  an  der  Vormundschaft  mit  seinem  Bruder.^ 
Doch  wurde  zuletzt  von  den  Ständen  Tirols  dem  Herzoge 
Friedrich  V.  allein  die  Vormundschaft  über  den  jungen  Herzog 
auf  vier  Jahre  übertragen.  Zugleich  aber  wurde  (25.  Juli  1439) 
festgesetzt,  dass  die  Vcrsciircibung,  welche  aus  dem  gegen- 
wärtigen Anlasse  Friedrich  der  Jüngere  den  Ständen  ausstellte, 
nicht   dem   Schiedssprüche   Herzog  Albrechts  V.  vom  Mai    des 
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Jahres  1435 ,  welcher  die  Beziehungen  der  steirischen  und 
tirolischen  Linie  auf  sechs  Jahre  hinaus  geregelt  hatte,  sowie 
überhaupt  keinem  Rechte  der  Herzoge  von  Oesterreich  Abbruch 
thun  solle,  dass  dagegen  auch  andererseits  jener  Schiedsspruch 
nicht  etwa  zum  Vorwand  gebraucht  werden  dürfe,  um  nach  Ablauf 
der  vier  Jahre  die  Entlassung  Herzog  Sigmunds  aus  der  Vor- 
mundschaft und  die  Abtretung  seiner  väterlichen  Länder  zu 
verzögern.  Es  sollten  also  auch  fernerhin  Herzog  Friedrich  und 
Herzog  Sigmund  im  ungetheilten  und  gemeinsamen  Be- 
sitze der  Länder  bleiben.  Sollte  aber  während  der  Vormund- 
schaftsdauer eine  Ländertheilung  zwischen  Friedrich  und  seinem 
Bruder  Albrecht  unvermeidlich  werden  und  sollte  Herzog  Albrecht 
die  Einbeziehung  der  Länder  Sigmunds  in  die  Theilung  fordern, 
so  soll  (analog  dem  Vertrage  von  1435)  Herzog  Friedrich  noch 
vor  dieser  Theilung  alle  Länder  und  Schätze,  überhaupt  alles, 
was  er  als  Sigmunds  Vormund  in  Besitz  genommen,  an  diesen 
herausgeben,  alle  Hauptleute,  Burggrafen,  Pfleger  und  Amt- 
leute und  die  ganze  Landschaft  der  ihm  geschworenen  Eide 
entbinden  und  sie  an  Herzog  Sigmund  anAveisen.  Nach  voll- 
brachter Theilung  soll  er  aber  die  Vormundschaft  über  den  jungen 
Herzog  und  die  Verwesung  alles  dessen,  was  diesem  zu  seinem 
Theile  noch  zufiele,  neuerdings  unter  den  früheren  Bedingungen 
bis  zum  Ausgange  der  vier  Jahre  übernehmen.' 

In  der  That  drängte  Albrecht  auf  eine  Entschädigung 
für  die  ihm  entgangene  Theilnahme  an  der  Vormundschaft  und 
eine  solche  wurde  ihm  auch  durch  den  Haller  Vertrag  vom 
5.  August  1439  zuerkannt. 2  Albrecht  VI.  wurden  die  Länder 
in  Schwaben,  welche  zu  dem  Verwaltungsgebiete  des  ver- 
storbenen Herzogs  Friedrich  gehört  hatten,  auf  drei  Jahre  fast 
in  ihrem  vollen  Umfange  zur  Regierung  zugewiesen.  Ueberdies 
erhielt  jetzt  Albrecht,  der  früher  ganz  auf  den  guten  Willen 
seines  Bruders  angewiesen  gewesen  war,  gewisse  Schlösser  und 
Gülten  in  Innerösterreich  und  zu  den  Renten  und  Gefällen, 
die  er  aus  den  vordem  Landen  beziehen  würde,  noch  überdies 
die  Summe  von  18.000  Gulden. 

Uebrigens  ist,  was  hier  Albrecht  zufiel,  wie  wir  unten  sehen 
werden,  nur  als  eine  vorübergehende,  nothdüx'ftige  Abfertigung 


'  Chmcl,  Materialien  I,  2,  ü.i,  iir.  XXXVI. 
2  Ebd.  nG,  nr.  XXXVII. 
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seiner  Ansprüche  zu  betrachten.  Eine  Theilung  war  diese  Ver- 
fügung nicht,  weshalb  man  auch  nicht  nöthig  hatte,  zuvor  in 
der  durch  den  erwähnten  Revers  Friedrichs  vorgesehenen  Weise, 
alle  Länder  der  leopoldinischen  Linie  zusammenzuw^erfen  und 
neu  aufzutheilen.  Eben  darum  dürfte  denn  auch  die  Verein- 
barung vom  5.  August  nicht '  als  eine  Verletzung  der  Schieds- 
sprüche Albrechts  des  Aeltern  von  1435  und  1436  zu  betrachten 
sein,  am  wenigsten  als  eine  solche  der  alten  Hausordnungen, 
welche  eben  durch  die  Lineartheilung  von  1379  bis  auf  weiteres, 
d.  h.  bis  zu  dem  Heimfalle  der  Länder  der  einen  Linie  an 
die  andere,  ihre  allumfassende  Wirkung  verloren  hatten  und 
höchstens  innerhalb  der  einen  oder  der  anderen  Linie  ihre 
fortgesetzte  Wirksamkeit  bewähren  konnten.  Der  Vertrag  vom 
5.  August  1459  präjudicirte  also  den  früheren  Vereinbarungen 
in  keiner  Weise:  trotz  desselben  waren  und  betrachteten  sich 
die  drei  Herzoge  als  ungetheilte  Erben. 

Das  eine  aber  ist  richtig,  dass  Friedrich  der  Jüngere  mit 
vollen  Segeln  darauf  lossteuerte,  den  Seniorat,  welcher  seit 
einiger  Zeit  in  den  Hintergrund  getreten  war,  zunächst  in  der 
Linie,  welcher  er  selbst  angehörte,  bald  auch  in  dem  Gebiete 
des  albrechtinischen  Zweiges  seines  Hauses  in  seine  vollen 
Rechte  einzusetzen.  Darum  hatte  sich  sein  Bruder  1436  zu 
jenem  Verti-age  bequemen  müssen,  welcher  der  Hausordnung 
von  1365  nachgebildet  war.  Zwar  deutete  der  jüngste  Vertrag 
der  Brüder  (vom  5.  August  1439)  hierin  einen  factischen  Rück- 
schritt an,  indem  sich  Herzog  Friedrich  durch  die  Verhältnisse 
gezwungen  sah,  Albrecht  die  Verwaltung  eines  besonderen  Ge- 
bietes und  innerhalb  desselben  sogar  die  Ertheilung  der  Lehen 
einzuräumen,  aber  immerhin  lag  der  Vei'trag  noch  innerhalb 
des  Rahmens  des  vorigen,  da  ja  Albrecht  nur  eben  so  viel 
Gewalt  besass,  als  ihm  der  Aelteste  zu  gewähren  für  gut 
befunden  hatte  und  da  derselbe  bei  Verpfjindungen  und  , Land- 
kriegen' nach  wie  vor  an  die  Zustimmung  des  Seniors  ge- 
bunden blieb. 

In  seinem  Sti'cben  sah  sich  Friedrich  sehr  gefördert  durch 
den  Tod  König  Albrechts  H.  (gestorben  27.  October  1439),  der 
ihn  selbst  zum  Senior  des  ganzen  Hauses  machte.  Freilich 
trat  ihm  auch  hier  sein  Bruder  Albrecht  in  den  Weg.  Denn  kaum 


'    Wif   .liifjor  n.   11.   (}.    \\'.i   rnfiiit. 
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war  die  Kunde  von  König-  Albrechts  Tode  zu  den  Herzog-en 
Friedrich  und  Albrecht  gelangt,  so  wurde  die  seit  kurzem  bei- 
gelegte Eifersucht  des  letzteren  aufs  neue  rege.  Wir  hören  von 
Zerwürfnissen  zwischen  beiden,  als  deren  Grund  wir  eben  den 
zu  Eingang  unseres  Aufsatzes  erwähnten  principiellen  Gegensatz 
betrachten  dürfen,  welcher  die  Anschauungen  Friedrichs  von 
jenen  seines  Bruders  trennte.  Denn  allerdings  handelte  es  sich 
zunächst  und  für  den  Fall,  dass  Albrechts  Witwe  einen  Sohn 
gebären  würde,  nur  um  einen  Vormund  für  denselben  und 
sowohl  das  Testament  Herzog  Albrechts  als  ein  bald  nach 
dessen  Tode  erfolgter  ständischer  Beschluss  hatten  dazu  neben 
der  zu  bestellenden  ständischen  Mitregierung  die  Witwe  selbst 
und  Friedrich  als  den  Aeltesten  des  Hauses  ausersehen.  Allein 
für  den  Fall,  dass  Elisabeth  keinen  Sohn  gebar,  tauchte  die 
Frage  auf,  an  wen  das  Herzogthum  Oesterreich  zu  fallen 
habe,  eine  Frage,  welche  Friedrich  in  einem  anderen  Sinne 
beantwortete  als  sein  Bruder  Albrecht,  indem  Friedrich  für 
den  zweiten  Fall  als  Aeltester  des  Hauses  das  ganze  heim- 
fallende Erbe  für  sich  in  Anspruch  nahm,  Albrecht  dagegen 
einen  gleichen  Antheil  an  dem  eventuellen  Ei'be  für  sich 
forderte. 

In  der  That  sprachen  in  letzterer  Hinsicht  zu  Gunsten 
Albrechts  die  früheren  Verträge:  die  Theilungsverträge  zwischen 
Albrecht  III.  und  Leopold  III.  vom  25,  und  26.  September  1379 
und  die  Verzichtsbriefe  der  Herzoge  Leopold,  Ernst  und  Friedrich 
auf  Oesterreich  vom  22.  März  1404,  da  es  in  denselben  hiess, 
dass,  wenn  die  eine  Linie  im  Mannsstamine  erlöschen  würde, 
die  Länder  derselben  an  die  männlichen  Ei-ben  der  andei-en 
Linie  fallen  sollten,  wenn  auch  der  unbestimmte  Wortlaut  nicht 
gerade  die  völlige  Gleichberechtigung  aller  Mitglieder  der 
letzteren  aussprach.  Immerhin  aber  war  die  Mitberechtigung 
der  jüngeren  Habsburger  Albrechts  VI.  und  Sigmunds  in  einem 
solchen  Falle  unleugbar  und  wurde  damals  von  den  öster- 
reichischen Ständen  auf  Grund  jener  Verträge  und  ,der  alten 
Freiheiten  der  Fürsten  von  Oesterreich' anerkannt.  Ausdrücklich 
erklärten  die  Stände,  wenn  Elisabeth  eine  Tochter  gebären 
würde,  ,daz  dann  vnsere  gnedig  herren  herzog  Frid- 
reich  vnrl  herzog  Albrecht  von  Ost  erreich  vnd  herzog 
Sigmund  i  i-  vetter  in  iren  erblichen  rechten  weren 
vnd   stunden,    als    daz    des   haws  von   Oesterreich  altes 
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herkommen  ausweiset'.'  Und  auch  in  den  Revers,  welchen 
Herzog  Friedrich  als  Verweser  des  Landes  Oesterreich  am 
1.  December  1439  den  Ständen  ausstellen  musste,  wurde  jene 
Stelle  aufgenommen.  2 

Indessen  gab  sich  Albrecht  mit  dieser  Anerkennung  dessen, 
was  ihm  für  die  Zukunft  von  Rechtswegen  zukam,  nicht  zu- 
frieden. So  wie  früher  die  Uebernahme  der  Vormundschaft  in 
Tirol,  so  diente  ihm  jetzt  jene  der  Verwesung  des  Landes 
Oesterreich  zum  Vorwand,  Entschädigungsansprüche  an  seinen 
Bruder  Friedrich  zu  erheben.  Albrecht  forderte  nicht  blos 
eine  gleiche  Theilung  der  Lande,  Güter  und  Nutzungen,  von 
der  väterlichen  Erbschaft,  wie  von  der  Gerhabschaft  über  Sig- 
mund und  Verwesung  des  Landes  Oesterreich,  sondern  auch 
gleiche  Theilung  alles  haaren  Geldes  und  der  fahrenden  Habe. 
Gegen  diese  Forderung  berief  sich  Friedrich  auf  Herzog 
Albrechts  V.  Spruch  von  1436,  der  ihr  gegenseitiges  Rechts- 
verhältniss  auf  sechs  Jahre  hinaus  geregelt  hatte.  Nur  dazu 
fand  Friedrich  sich  bereit,  seinem  Bruder  durch  die  nächsten 
zwei  Jahre,  d.  h.  bis  zum  Ablaufe  jener  1436  eingegangenen 
provisorischen  Ordnung  jährlich  8000  Pfund  Pfennige  zu  geben 
und  ihm  zwei  oder  drei  Schlösser  in  den  (innerösterreichischen) 
Erblanden,  deren  Renten  aber  in  jene  Summe  einzurechnen 
seien,  zu  überlassen.  Von  Oesterreich  und  Tirol  aber  sei  er 
seinem  Bruder  nichts  schuldig,  da  er  nur  als  Vormund  und 
Verweser  dieselben  inne  habe.  Von  beiden  Seiten  wurden 
nun  Schiedsrichter  eingesetzt,  welche  die  Sache  prüfen  und 
ihren  Spruch  fällen  sollten.  Zwar  vermochten  die  sechszehn 
Spnichmänner  sich  nicht  zu  einigen,  sondern  die  Schiedsrichter 
Friedrichs  und  jene  Albrechts  fällten  beide  am  3.  März  1440 
ihren  besonderen  Spruch.  Doch  stimmten  ihre  Aussprüche 
wenigstens  in  einem  wichtigen  Punkte  überein.  Sie  schlugen 
nämlich  übereinstimmend  vor,  dass  alle  Renten  der  väterlichen 
Erblande  Friedrichs  und  Albrechts  in  fünf  gleiche  Theile  ge- 
theilt  und  davon  durch  zwei  Jahre  zwei  Theile  dem  Herzoge 
Friedrich,  zwei  Theile  dem  Herzoge  Albrecht  zufallen,  das 
fünfte  Fünftel  nfibst  allen  ausserordentlichen  Einkünften  dem 
Herzoge  Friedrich   für  die  Regierung  der  I^ande    und   auf  den 


>  Kurz,  Oesterreich   iiriUr  K.  Friedricli   IV.     I,   21«,  Heil.  IL 
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Unterhalt  der  seiner  Obhut  anvertrauten  Schwester;,  Herzogin 
Katharina,  zufallen  sollte,' 

Zwar  kam  auf  dieser  Grundlage  damals  eine  Einigung- 
noch  nicht  zu  Stande.  Vielmehr  verband  sich  jetzt  die  Königin- 
Witwe  Elisabeth,  da  sie  Friedrich  ohne  Unterstützung  Hess, 
mit  Herzog  Albrecht,  dem  sie  zu  Komorn  am  10.  April  1440 
die  Vormundschaft  über  ihren  Sohn  in  Oesterreich  unter  und 
ob  der  Enns  übertrug  und  hievon  den  kurz  darnach  in  Wien 
versammelten  Landtag  in  Kenntniss  setzte.  Da  aber  auf  Ge- 
heiss  Friedrichs  die  Gesandten  der  Königin  und  Albrechts  von 
den  Ständen  nicht  angehört  und  die  Briefe  zurückgewiesen 
wurden,  entspann  sich  ein  Briefwechsel  zwischen  Albrecht 
und  seinem  Bruder,  der  für  den  Standpunkt  beider  höchst  be- 
zeichnend ist.  Der  Kaiser  weist  (25.  April  1440)  nicht  nur 
die  Ansprüche  Albrechts  auf  die  Vormundschaft  zurück,  sondern 
bezeichnet  sich  geradezu  als  den  ,Aeltesten  und  Regierer 
des  Namens  und  Stammes  des  Fürstenthums  und  des 
ganzen  Hauses  Oesterreich',  dem  nach  altem  Herkommen 
der  Fürsten  von  Oesterreich  allein  zustehe,  das  Land  unter 
und  ob  der  Enns  zu  regieren  und  die  hinterbliebenen  Kinder 
der  anderen  Herzoge  inne  zu  haben  und  über  dieselben  die 
Gerhabschaft  auszuüben,  worauf  Albrecht  (2.  Mai  1440)  er- 
widert, dass  ihm  von  einem  solchen  Herkommen  nichts  be- 
kannt sei  und  dass  ein  solches  auch  der  bei  anderen  Fürsten 
im  heiligen  römischen  Reiche  herrschenden  Gewohnheit  zu- 
widerlaufe. ^ 

Indess  drängten  die  schlimme  AVendung  der  Dinge  in 
Ungarn  und  Böhmen  einer-,  die  Erhebung  Friedrichs  auf  den 
deutschen  Thron  andererseits,  zu  gegenseitiger  Verständigung, 
die  denn  auch  zu  ?Ieimburg  am  23,  August  1440  auf  der  durch 
jene  Schiedssprüche  vorgezeichneten  Grundlage  erzielt  wurde. 
Dem  Kaiser  wurden  di'ei  Fünftel,  Albrecht  zwei  Fünftel  der 
Renten  zuerkannt,  auf  den  letzteren  überdies  zur  Sicherstelluug 
seiner  Einkünfte  mehrere  Städte  unrl  Schlösser  Innerösterreichs 

'  Chmel,  Geschichte  Kaiser  Friedrichs  IV.  II,  "24  fl".  Mateiialii'n  /.ur  österr. 
Geschichte  I,  75—80,  nr.  V.,  VI. 

*  Diese  Correspondenz  findet  sich  in  E.  Birks  gehultviillen  Hoiträgeii  zur 
Geschichte  d»M'  Königin  Elisabeth  von  Ungarn  ii.  .s.  I'.  (Quellen  und  For- 
schungen zur  Vaterland.  Ge.scliichti',  Lltor.itnr  und  Kunst.  Wion  1849, 
S.   'Jl-2   II'.,   S.   23«     •_';{»). 


46  [46] 

mit  ihrem  Gehorsam  ang-ewiesen. '  Diese  Uebereinkunft  sollte 
vorläufig-  zwei  Jahre  dauern.  Dag-egen  übertrugen  nunmehr 
Herzog  Albrecht  und  die  Königin  dem  Könige  Friedrich  die 
Vormundschaft  über  Ladislaus  von  neuem. 

Die  zwei  Jahre,  für  welche  diese  Uebereinkunft  geschlossen 
worden  war,  liefen  im  Frühlinge  des  Jahres  1442  ab  und  zu- 
gleich auch  jene  sechs  Jahre,  für  welche  der  Spruch  Herzog 
Albrechts  V.  von  1436  gelten  sollte.  Nun  hatte  Herzog  Albrecht  VI. 
freie  Hand  und  er  zögerte  nicht  seine  Ansprüche  neuerdings 
geltend  zu  machen.  Während  Kaiser  Friedrich  auf  der  Krö- 
nungsfahrt begriffen  war,  meldete  Albrecht  durch  seinen  Ge- 
schäftsträger, Magister  Hanns  von  Aich,  auf  dem  Landtage 
der  österreichischen  Stände  zu  Krems  (April  1442)  seine  An- 
sprüche an.  Er  Hess  der  Versammlung  eröffnen,  dass  die  inner- 
österreichischen Stände  sich  bemüht  hätten,  ihn  mit  seinem 
Bruder,  König  Friedrich  auszugleichen,  derselbe  habe  ihm  die 
Hälfte  der  innerösterreichischen  Renten  und  falls  er  mit  ihm 
ins  Reich  ziehen  wolle,  eine  angemessene  Summe  zu  den  Reise- 
kosten angetragen,  er  aber  habe  zuvor  eine  gänzliche  Theilung 
der  Lande  und  zwar  auf  drei  verschiedene  Arten  (nach  Be- 
lieben) verlangt.  Entweder  der  König  möge  die  Lande  theilen 
und  ihm  die  Wahl  lassen  oder  umgekehrt,  oder  was  ihm  das 
liebste  wäre,  die  Landschaft  solle  theilen.  Dies  verlangte 
Herzog  Albrecht  auf  Grund  des  Spruchbriefes  Herzog  Albrechts 
von  1436,  welcher  bestimmt  hatte,  dass  Kaiser  Friedrich  vor- 
läufig durch  sechs  Jahre,  die  nunmehr  abgelaufen  seien,  die 
sämmtliche  Erbschaft  verwalten  solle.  Zugleich  forderte  aber 
Herzog  Albrecht  nunmehr  bestimmt  einen  Antheil  an  der  Vor- 
mundschaft über  König  Ladislaus,  der  ihm  so  wie  jener  an 
der  Gerhabschaft  über  Herzog  Sigmund  vorenthalten  werde, 
während  doch  alles  im  unget heilten  Besitze  ihnen  beiden 
zustehe,  darin  ihm  sein  Bruder  ,gar  Unrecht  gethan  und  un- 
brüderlich mitgefahren  hätte'. "^ 

Da  die  Stände  einer  Entscheidung  dieser  heiklen  Frage 
vorsichtig  aus  dem  Wege  gingen,  indem  sie  erklärten,  sie 
glaubten    hiezu    nicht    befugt    zu    sein,    verband    sicli    Herzog 

•  Chmel,  GcHcliichte  Kaiser  FriodricIiH  IV.   II,  78.     Miiterialieii  zur  österr. 

OcHcliichte  I,  82,  iir.   IX. 
2  Chmel,  GeHchichte  Kaiser  Fri<jdrichs  IV.  II,  l'.)9.   Knll.ir.   Aiiiial.  Viiulobon. 
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Albrecht  mit  den  Cilliern  und  griff  mit  diesen  zugleich  zu  den 
Waffen.  Der  Krieg  verlief  aber  für  ihn  nicht  günstig,  weshalb 
er  bald  nach  Kaiser  Friedrichs  Zurückkunft  in  die  Erblande, 
mit  diesem  einen  neuen  Familienvertrag  schloss  (Neustadt, 
30.  März  1443),  wonach  Friedrich  die  nächsten  zwei  Jahre 
hindurch  die  väterlichen  Erblande  in  ihrer  beider  Namen 
regieren,  jedoch  die  Renten  zwischen  beiden  getheilt 
werden  sollten.  Herzog  Albrecht  verblieben  überdies  die  ihm 
bereits  im  vorigen  Vertrage  eingeräumten  Städte  und  Schlösser 
zu  alleinigem  Nutzgenuss,  wogegen  Friedrich  die  Nutzungen 
und  Renten  von  Neustadt  und  allen  anderen  Schlössern  und 
Herrschaften  diesseits  des  Semmerings,  soweit  dieselben  ihr 
väterliches  Erbe  waren,  allein  beziehen  sollte.  Um  aber  auch 
bezüglich  der  Einkünfte  aus  dem  Gebiete,  welches  jeder  von 
ihnen  allein  besitzen  sollte,  dem  Principe  der  Gleichheit  zu 
entsprechen,  sollten  die  aus  denselben  fliessenden  Renten 
zwischen  jetzt  und  dem  nächsten  St.  Georgstage  gegen  ein- 
ander abgewogen  werden,  auf  dass  jedem  von  beiden  ,als  vil 
geualle,  als  dem  andern^  Dafür  sollten  aber  auch  von  nun 
an  beide  zu  gleichen  Theilen  für  ihre  Schwester  Katharina 
sorgen  und  deren  Mitgift  und  Heiratsgut  auf  alle  ihre  Erb- 
lande geschlagen  werden.' 

Au.ch  die  Zeit  der  Vormundschaftsführung  über  Herzog 
Sigmund  und  der  Verwesung  Tirols  und  der  Vorlande  näherte 
sich  ihrem  Ende.  Der  den  Ständen  ausgestellte  Revers  vom 
25.  Juli  1439  verpflichtete  den  Vormund,  nach  vier  Jahz'en, 
also  im  Juli  1443,  dem  jungen  Herzoge  die  ihm  zustehenden 
Lande  zu  übergeben.  Statt  dessen  bewog  Friedrich  seinen 
Vetter,  ihm  die  Verwesung  seiner  Lande  noch  auf  weitere  sechs 
Jahre  zu  übertragen.  Es  geschah  dies  in  einer  Form,  welche 
uns  an  das  Verfahren  Herzog  Wilhelms  nach  Leopolds  HL 
Tod  erinnert.  Sigmund  —  heisst  es  in  der  betreffenden  Urkunde 
vom  31.  Juli  1443  —  habe  Se.  königl.  Gnaden  gebeten,  in  Anbe- 
tracht seiner  Jugend  und  des  Umstandes,  dass  ihm  in  solch 
schweren  Läufen,  wie  sie  sich  gegenwärtig  in  den  Landen 
allenthalben  zutrügen,  die  Regierung  schwer  fallen  würde,  ihn 
und  sein  Land  in  seiner  Vormundschaft,  Regierung  und  Ver- 
wesung zu  behalten,   was  Se.   Gnaden  auch  zugesagt  habe."^ 

'  Kurz,  Oesterreicli   unter  Kaiser  Friedrich  IV.  1,  •-'.■)4   fl".   Roil.   »r.   VI. 
*  Chiiiel,  Materalieu  1,   lüä.  Kcge.steu  l,  ur.    l-iWü. 
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Allein  diesmal  waren  es  die  Stände  von  Tirol;  welche  die 
Anerkennung  eines  derartigen  Uebereinkommens  verweigerten 
und  es  entspann  sich  hierüber  ein  längerer  Streit  zwischen  der 
Tiroler  Landschaft  und  König  Friedrichj  welcher  in  seinen 
Einzelheiten  hier  nicht  geschildert  werden  soll,  dessen  Verlauf 
und  Ausgang  aber  einzelne  Seiten  darbietet,  die  ebenfalls  zur 
Bestätigung  unserer  Ansicht  über  die  ganze  Rechtsfrage  dienen 
dürften.  Was  nämlich  die  Tiroler  zum  Widerstände  antrieb, 
war  nicht  die  Meinung,  dass  sie  zu  bestimmen  hätten,  welche 
Provinzen  jedem  einzelnen  Herzog  zufallen  sollten,  ^  aber  auch 
nicht  die  Meinung,  dass  Herzog  Sigmund  und  nur  dieser  ihr 
Erb  fürst  sei."^ 

Was  sie  zur  Opposition  bewog,  war  lediglich  der  Um- 
stand, dass  Friedrich  den  Revers,  welchen  er  ihnen  ausgestellt, 
mehrfach  verletzt  hatte,  dass  auch  der  neue  Vertrag  zwischen 
Sigmund  und  dem  Kaiser  jenem  Reverse  zuwiderlief,  wonach 
das  Land  Tirol  zunächst  nur  für  die  vier  Jahre  der  Vormund- 
schaft und  nicht  darüber  hinaus,  Friedrich  als  Verweser  Ge- 
horsam zugesagt  hatte  und  nach  Ablauf  dieser  Zeit  der  König- 
unter  allen  Umständen  und  vor  jedem  neuen  Uebereinkommen 
verpflichtet  war,  seinem  Mündel  die  väterlichen  Lande  zu  über- 
geben. Endlich  war  man  auch  der  Meinung,  Sigmund  habe, 
indem  er  jene  Verlängerung  der  vormundschaftlichen  Regierung 
begehrte,  nicht  aus  freiem  Antriebe  gehandelt.  Darum  forderten 
denn  auch  die  Tiroler  vor  allem,  dass  Sigmund  als  freier  Herr 
von  seinem  Lande  Besitz  ergreife.  Wolle  er  sodann  und  nach- 
dem er  sich  mit  Rath  und  Wissen  der  Landschaft  mit  ge- 
schworenen Räthen  umgeben  habe,  sich  zu  Verschreibungen 
gegen  den  römischen  König  herbei-  und  das  Land  noch  länger 
dem  Könige  oder  dem  Herzoge  Albrecht  überlassen,  so  möge 
er  das  immerhin  tlum.''  Es  entsprach  dies  den  Bestimmungen 
des  von  Friedrich  den  Ständen  gegebenen  Reverses,  welcher 
auch  für  den  Fall,  dass  während  der  Vormundschaftsdauer  eine 
Ländertheilung  angestrebt  werden  würde,  die  vorherige  Ueber- 
gabe  aller  viltcrlichen  Länder  an  Herzog  Sigmund  angeordnet, 
eine  Ländertheilung  selbst  aber,  und  zwar  eine  solche,  die  auch 


'   Wifi   Chiiiel,   GeHcliicIite   Kaiser  Fricdriclis   IV.   I,  4ls   .iMiiiiiimt. 
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Sigmunds  Länder  mit  in  sich  begreifen  würde,  ausdrücklich 
als  zulässig  bezeichnet  hatte.  Eben  darum  lässt  sich  denn  auch 
das  Verhalten  der  Tiroler  mit  jenem  der  österreichischen  Stände, 
als  diese  Albrecht  V.  als  Erben  seines  Vaters  gegen  die  Herzoge 
Wilhelm  und  Leopold  das  Land  wahrten,  nicht  in  eine  Linie 
stellen.'  Denn  in  letzterem  Falle  handelte  es  sich  in  der  That 
um  die  ausschliessliche  Berechtigung  Albrechts  auf  jene  Länder, 
die  seiner  Linie  durch  den  Vertrag  von  1379  auf  ewige  Zeiten 
zugewiesen  worden  waren,  im  ersteren  aber  um  ein  Gebiet, 
als  dessen  ,ungetheilte  Erben'  sich  alle  drei  Fürsten,  die  An- 
gehörigen einer  und  derselben  Linie,  betrachteten. 

Damit  soll  natürlich  nicht  das  Benehmen  Friedrichs  gegen 
seinen  Vetter  und  gegen  das  Land  Tirol  gebilligt  werden.  Im 
Gegentheile  scheint  seine  ganze  Haltung  in  dieser  Angelegenheit 
den  Verdacht  derer  zu  bestätigen,  die  damals  meinten,  er  gehe 
mit  der  Absicht  um,  als  Aeltester  unter  den  Habsburgern  die 
Regierung  aller  Länder  des  Hauses  allein  in  seine  Hand  zu 
nehmen  oder  Friedrich  und  Albrecht  seien  Willens  Tirol  in 
der  Art  aufzutheilen,  dass  Sigmund  höchstens  ein  Drittel  über- 
lassen werde  würde.^  Nur  ist  hinzuzufügen,  dass,  wenn  es 
hiess,  Friedrich  berufe  sich  bezüglich  des  Seniorats  auf  eine 
Verschreibung,  die  ihm  das  Recht  dazu  einräume,  darunter 
wohl  nicht  eine  der  älteren  Hausordnungen,  sondern  das  malus 
von  1156  zu  verstehen  sein  dürfte,  ^  welches  schon  Herzog 
Wilhelm  in  diesem  Sinne  gedeutet  zu   haben  scheint.^ 

Zunächst  allerdings  musste  auch  in  dieser  Frage  König 
Friedrich  auf  seinen  Bruder  Albrecht  Rücksicht  nehmen,  dem 
er,  um  den  Widerstand  Tirols  zu  brechen,  am  31.  August  und 
1.  September  1444  die  Verwaltung  der  Vorlande  und  der  Graf- 
schaft Tirol  übertrug,  zugleich  mit  der  Ermächtigung,  letzteres 
Land  mittelst  Unterhandlung  oder  mit  Gewalt  in  seine  und 
Friedrichs  Gewalt  zu  bringen  und  es  in  seinem  eigenen 
und  in  Friedrichs  und  Sigmunds  Namen  bis  zum  Jahre 
144-S    iune    zu    haben    und    zu    verwesen,    doch    so,    dass    die 
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Nutzung-en  und  Reuten  zwischen  den  beiden  Brüdern  getheilt 
werden  sollten. ' 

Was  aber  Sigmund  betrifft,  so  suchte  diesen  Friedrich 
in  eine  ähnliche  Stellung  zurückzudrängen,  wie  jene  war,  in 
der  sich  Herzog  Albrecht  V.  zu  Folge  des  Schiedspruches  von 
1436  befand.  In  einem  Vertrage,  den  er  zu  Neustadt  am 
28.  P^ebruar  1445  mit  Friedrich  einging,  musste  Sigmund  nicht 
nur  bekennen,  dass  jener  zugleich  mit  ihm  ein  ungetheilter 
Erbe  der  Grafschaft  Tirol  sei  und  dieses  Land  ihnen  beiden 
in  gleicher  Weise  angehöre,  sondern  in  Folge  dessen  auch 
geloben,  dem  römischen  Könige  und  dessen  Erben  mit  seinem 
Lande  jederzeit  beizustehen  und  in  allen  Sachen  zu  gehorchen, 
ohne  Zustimmung  Friedrichs  weder  Krieg  zu  führen,  noch  sich 
zu  verheiraten,  die  erledigten  Bisthümer  und  Prälatureu  nur 
nach  seinem  Rathe  zu  besetzen,  nichts  ohne  seine  Einwilligung 
zu  veräussern  oder  zu  verpfänden,  so  zwar,  dass,  wenn  dies 
doch  geschähe,  Friedrich  als  der  älteste  Fürst  von  Oester- 
reich  und  als  ungetheilter  Erbe  es  zu  jeder  Zeit  widerrufen 
könne  und  endlich,  falls  Friedrich  und  Albrecht  jemals  eine 
andere  Theilung  der  sämmtlichen  Erblande  vornehmen  wollten, 
und  dies  auch  von  ihm  begehrten,  ohne  Weigerung  darauf  ein- 
zugehen.- 

Aber  freilich  vermochte  Friedrich  derartige  Ansprüche 
auf  die  Dauer  nicht  festzuhalten.  Der  Compromiss,  den  schliess- 
lich in  diesem  Streite  die  Markgrafen  von  Baden  und  Branden- 
burg (zu  Constanz  Ende  December  1445)  zu  Stande  brachten, 
die  sogenannte  , Abrede',  enthält  nichts  von  einer  Abhängigkeit 
Sigmunds  von  Friedrich  in  allem  und  jedem,  von  einer  fast 
unbeschränkten  Oberherrlichkeit  Friedrichs  als  des  Aeltesten 
unter  den  habsburgischen  Fürsten.  Allerdings  aber  wurde  auch 
hier  bestimmt,  dass  die  Tiroler  den  Huldigungseid  dem  Herzoge 
Sigmund  und  seinen  zwei  Vettern,  dem  römischen  Könige 
Friedrich  und  dem  Herzoge  Albrecht  ,als  ungetheilten 
Miterben'  einem  wie  den  andern  zu  leisten  iiätten,^  eine 
Bestimmung,     welche    durchaus    dem    bisherigen    Verhältnisse 

'  Chmel,  Mnterialieu  I,  148.  Jäger  a.  a.  O.  •203—204.  Vgl.  auch  die  Ur- 
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entsprach,  aber  nicht  in  der  Idee  eines  g-emeinsamen  Besitzes 
des  ganzen  Hauses,  sondern  zunächst  blos  in  jener  eines 
g-emeinsamen  Besitzes  der  leopoldinischen  Linie  wurzelte.  Und 
dieses  Verhältniss  wurde  auch  von  den  Tiroler  Ständen  nicht 
einen  Augenblick  angezweifelt.  Denn  wohl  bezeichnete  jene  In- 
struction für  die  ständischen  Gesandten,  die  man  später  dem 
Compromisse  zu  Grunde  legte,  Sigmund  als  , Erbfürsten'  und 
Tirol  als  ,sein  väterliches  Erbe'.  Allein  so  zutreffend  auch  diese 
Bezeichnung  war,  so  hatte  sie  doch  nicht  im  Sinne,  ein  Recht 
der  ,ungetheilteu  Miterben'  an  das  Land  zu  läugneu  und  wenn 
jene  Ausdrücke  in  dem  Compromisse  fehlen,  so  dürfte  dies  da- 
durch zu  erklären  sein^  dass,  während  die  Tiroler  die  Rechte 
des  einen  und  zwar  des  bisher  verkürzten  unter  den  Erben  nach- 
drücklich betonen  wollten,  hier  vielmehr  die  ideelle  Berechti- 
gung aller  drei  Fürsten,  nicht  blos  des  Einzelnen  von  ihnen 
auszudrücken  war. 

Den  von  uns  entwickelten  Rechtsanschauungen  entsprach 
denn  auch  der  Vertrag,  welcher  am  6.  April  1446  zwischen 
Friedrich,  Albrecht  und  Sigmund  auf  sechs  Jahre  zu  Stande 
kam.  Darnach  sollten  die  drei  Fürsten  sechs  Jahre  hindurch 
die  Erblande  des  Hauses  ungetheilt  besitzen  und  jeder  im 
Besitze  jenes  Antheils,  der  ihm  durch  die  gegenwärtige  Ordnung 
angewiesen  wird,  diese  Jahre  über  verbleiben.  Dem  römischen 
Könige  sollen  die  nieder-  und  innerösterreichischen  Länder, 
Steier,  Kärnten,  Krain  sammt  Zubehör,  so  wie  die  Besitzungen 
jenseits  des  Semmering  zugewiesen  sein.  Herzog  Albrecht 
tritt  alle  diese  Länder,  die  er  bisher  als  Bruder  und  Miterbe 
zugleich  mit  Friedrich  innegehabt  hat,  auf  die  Dauer  der 
sechs  Jahre  ohne  Ausnahme  an  Friedrich  ab.  Dagegen  er- 
hält er  als  seinen  Antheil  die  gesammten  Verlande  mit  Aus- 
nahme des  Oberlandes,  welches  dem  Herzoge  Sigmund  auf 
sechs  Jahre  verbleiben  soll.  Die  Grafschaft  Tirol  in  dem  Um- 
fange, wie  sie  weiland  Herzog  Friedrich  als  ,ungetheilter'  Bruder, 
Vetter  und  Erbe  innegehabt  hat,  mit  sammt  dem  Oberlande 
diesseits  des  Wallensces  und  oberhalb  des  Bodensees,  soll  der 
Antheil  des  Herzogs  Sigmund  sein,  ebenfalls  auf  sechs  Jahre. 
Jeder  der  drei  Fürsten  soll  an  seine  Landleute,  Ftloger,  Burg- 
grafen, Amtleute  und  an  sämmtliche  Untertluinen  die  schrift- 
liche Aufforderung  erlassen,  jedem  in  seinem  Bezirke  auf  ilie 
Dauer  der  sechs  Jahre  den   sclinMit;('n  GeliDrsam   zu  erweisen. 
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Ohne  Wissen  und  Willen  der  andern,  soll  keiner  von  ihnen 
vor  der  Zeit  der  erblichen  Theilung,  irgend  etwas  von  seinen 
Besitzungen  veräussern  dürfen.  Nur  im  Falle  eines  Krieges, 
der  wegen  des  Hauses  Oesterreich  entsteht,  darf  jeder  von 
seinem  Antheile,  wenn  die  gewöhnlichen  Einkünfte  nicht  hin- 
reichen, so  viel  die  Noth  erheischt,  verpfänden,  doch  muss  er 
selbes  den  zwei  andern  ,ungetheilten  Erben'  vor  jedem  Fremden 
anbieten;  erst,  wenn  diese  zwei  Monate  zögern,  mag  er  das 
Augebot  jedem  Andern  machen,  doch  mit  Vorbehalt  der  Wieder- 
einlösung für  einen  jeden  von  ihnen  dreien.  Wer  sonst  etwas 
versetzt  oder  verpfändet,  dem  soll  das  bei  der  künftigen  Thei- 
lung  abgezogen  werden.  Wer  eine  von  den  Vorfahren  oder 
Vettern  verpfändete  Besitzung  wieder  einlöst,  dem  gehört  sie. 
Bei  der  Erbtheilung  soll  ihm  die  Kaufsumme  zurückgegeben 
werden,  die  Uebertheuerung  aber  allen  in  gleichen  Theilen  zu- 
fallen. Andere  Ankäufe  sollen  jedem  zum  Voraus  eigeuthümlich 
bleiben,  nach  der  Erbtheilung  aber  gegen  Erlag  der  Ankaufs- 
summe auch  an  einen  anderen  von  ihnen  übergehen  können.  Die 
Aemter  und  Pflegen  mag  jeder  in  seinem  Antheile  nach  Gut- 
dünken besetzen.  Ebenso  verleiht  jeder  in  seinem  Antheile 
die  Lehen  selbst.  Im  Gebiete  des  Anderen  reitet  jeder  unge- 
hindert aus  und  ein.  Was  jeder  durch  Heirat  oder  Vermächtniss 
erwirbt,  bleibt  demselben  vorbehalten.  Verlangt  einer  von  ihnen 
oder  alle  miteinander  nach  Verlauf  der  sechs  Jahre  eine  Thei- 
lung,  so  sollen  sie  dessen  ein  halbes  Jahr  zuvor  einander  er- 
innern. Erwirbt  oder  erobert  Herzog  Albrecht  im  Laufe  der 
sechs  Jahre  Städte,  Lande  und  Leute  oder  Güter,  die  zum 
Hause  Oesterreich  gehören,  so  soll  einem  jeden  seine  Gerechtig- 
keit daran  vorbehalten  sein.' 

Zwischen  Herzog  Sigmund  und  Herzog  Albrecht  wurde 
noch  ein  besonderer  Vertrag  (8.  April  1446)  geschlossen,  in 
welchem  Sigmund  sich  verpflichtete,  seinem  Vetter,  wegen  des 
geringeren  Erträgnisses  der  Vorlande,  jährlich  20.000  Gulden 
auf  die  Dauer  der  sechs  Jahre  zu  erlegen. - 

Ebenso  hatte  sich  Sigmund  am  Tage  nach  seiner  Ent- 
lassung aus  (l(!r  Vonniindschaft  (;U.  März)  gegen  den  römischen 
König    verpflichten    müssen,    demselben    auf   v'me    unbestimmte 
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Zeit  jährlich  2000  Mark  gut  gebrannten  Silbers  Wiener  Ge- 
wicht zu  bezahlen,  in  Anbetracht  der  Liebe,  Freundschaft  und 
Gunst,  die  ihm  derselbe  beweise  und  in  Anbetracht,  dass  der- 
selbe der  Aelteste  unter  den  Fürsten  von  Oesterreich 
sei  und  zu  des  römischen  Reiches  und  anderer  Fürstenthümer  und 
Länder  Regierung,  aus  welcher  dem  ganzen  Hause  Oesterreich 
Aufnahme   und   Nutzen   erwachse,   bedeutende   Mittel   bedürfe.' 

Endlich  verbanden  sich  noch  am  8.  April  1446  Friedrich 
und  Albrecht  zu  gemeinsamem  Vorgehen  für  den  Fall,  dass 
nach  Ablauf  der  sechs  Jahre  von  Seite  Sigmunds  oder  der 
Tiroler  gegen  die  von  Friedrich  beantragte  Ländertheilung 
Schwierigkeiten  gemacht  würden.  Die  beiden  Brüder  gelobten 
sich,  in  diesem  Falle  über  die  Theilung  der  durch  den  Ver- 
trag vom  6.  April  ihnen  zugewiesenen  Länder  sich  in  der 
Weise  zu  verständigen,  dass  zunächst  einmal  die  Renten  ihrer 
Antheile  mit  einander  verglichen  und  jedem  die  gleiche  Hälfte 
zugetheilt  werden  und  dass  Friedrich  die  inneren  und  niederen, 
Albrecht  die  vorderen  Länder  ohne  gegenseitige  ßeirrung  er- 
halten sollte.  Was  Tirol  betrifft,  gelobten  sie  sich,  mit  aller  Macht 
einander  zu  unterstützen,  damit  Sigmund  und  die  Tiroler  Land- 
lente  ihnen  eine  redliche  Theilung  von  wegen  der  Grafschaft 
Tirol  an  der  Etsch  und  im  Innthale  bewilligen  mttssten.  Für  den 
Fall,  dass  Herzog  Sigmund  im  Laufe  dieser  sechs  Jahre  oder 
darnach  mit  Tod  abginge,  sollten  beide  brüderlich  mit  aller 
Macht  daran  sein,  Tirol  als  erbliches  Land  an  sich  zu  bringen.'^ 

Während  also  hier  gegen  Friedrichs  Bemühungen,  dem 
Seniorate  in  seiner  Linie  Geltung  zu  verschaffen,  vielmehr  die 
Ansicht  von  der  gegenwärtig  ungetheilten  Erbschaft  und  einer 
künftigen  Theilung  die  Oberhand  behalten  hatte,  bei  welcher 
zum  ersten  Male  Herzog  Albrecht  ein  bestimmter  Antheil  der 
Lande  zufiel,  ging  dieser  am  4.  März  1450  mit  seinem  Vetter 
Sigmund  zu  Innsbruck  einen  Vertrag  ein,  der  ohne  Wissen 
und  Willen  König  Friedrichs  geschlossen  wurde,  ja  in  mehr- 
facher Hinsicht  gegen  die  Interessen  desselben  verstiess  und 
daher  nicht  nur  der  letzten  Vereinbarung  der  drei  Fürsten 
(vom  April  des  Jahres  144()j  sondern  dem  hergebrachten  Rechte 
überhaupt   zuwiderlief.     Angesichts    der  Schwierigkeit   bei    der 
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feindlichen  Gesinnung  der  schweizerischen  Eidgenossen,  die 
noch  österreichisch  gebliebenen,  aber  sehr  angefochtenen  Be- 
sitzungen zu  behaupten  und  der  Gefahr,  in  den  deutschen  Fürsten- 
und  Städtekrieg  verwickelt  zu  werden,  trat  Albrecht  an  seinen 
Vetter  gegen  eine  Geldentschädigung  (von  20.000  Gulden  in 
jedem  der  zwei  nächstfolgenden  Jahre  und  von  9000  Gulden 
für  den  Rest  der  Zeit),  auf  acht  Jahre  einen  Theil  der  Vor- 
lande ab,  nämlich:  die  Markgrafschaft  Burgau,  Freyburg  im 
Uechtlande,  Thurgau,  Hegau  und  andere  in  Schwaben  jenseits 
des  Arlberges  und  Ferns,  dann  jenseits  des  Wallensees  und 
Bodensees  gelegene  Besitzungen  und  behielt  für  sich  blos  Elsass, 
Sundgau,  Breisgau,  Villingen,  die  Herrschaft  im  Schwarzwald 
und  die  Herrschaft  Hohemberg. ' 

Hieran  schloss  sich  ein  Erbvertrag,  der  Friedrich  nicht 
minder  verkürzte  und  der  dem  Erbvertrage,  den  einst  ihre 
Väter  Ernst  und  Friedrich  der  Aeltere  geschlossen  hatten,  zu- 
widerlief. Erstens  nämlich,  schlössen  sie  eine  einseitige  Erb- 
verbrüderung ab,  indem  Herzog  Albrecht  die  Lande  Elsass, 
Sundgau,  Breisgau,  den  Schwarzwald  und  die  Herrschaft  Hohem- 
berg, sowie  auch  Schloss  und  Herrschaft  Forchtenstein  im  Falle 
seines  Abganges  ohne  Manneserben  —  oder  auch  ihres  Todes 
innerhalb  acht  Jahren,  falls  er  welche  bekäme  —  seinem  Vetter 
Sigmund  und  dieser  Tirol,  Feldkirch  und  Vorarlberg  hinwider 
dem  Herzog  Albrecht  in  gleichem  Falle  vermachte,  ihn  auch 
eventuell  zum  Vormund  seiner  Töchter  ernannte,  falls  er  deren 
hinterliesse.2  Zweitens  garantirten  sie  sich  gegenseitig  den 
Antheil  an  der  Verlassenschaft  ihres  jungen  Vetters 
Ladislaus,  falls  erinnerhalb  dieser  acht  Jahre  sterben 
sollte  (wie  es  auch  geschah).  Ja  selbst  die  Lande  des  römischen 
Königs  werden  eventuell  vertheilt;  Albrecht  soll  Steiermark, 
Kärnten,  Krain  und  Zubehör,  sowie  die  Schlösser  jenseit  des 
Semmerings  u.  s.  w.  erhalten,  dafür  dem  Herzog  Sigmund  die 
Vorlande  sammtlich  überlassen.* 
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Wir  wollen  hier  einen  Augenblick  inne  halten,  um  noch 
einmal  die  Verträge  zu  überblicken,  aus  welchen  sich  bisher 
das  gegenseitige  Rechtsverhältniss  der  drei  Fürsten  entwickelt 
hatte.  Da  werden  wir  nun  zwar  nicht  läugnen  können,  dass 
diese  Verträge,  sowie  jene  älteren  Hausordnungen,  auf  denen 
sie  ihrerseits  beruhten,  nicht  eben  viel  zur  Klärung  der  An- 
sprüche beigetragen,  dass  sie  vielmehr  die  Rechtsfrage  noch 
verwickelter  gestaltet  haben.  Mit  ihrer  Unterscheidung  zwischen 
vorübergehender  Auszeigung  und  dauernder  Theilung  hatten 
sie  das  schwierige  Problem  keineswegs  gelöst,  sondern  immer 
wieder  den  Samen  der  Eifersucht  und  Zwietracht  ausgestreut. 
Auch  krankten  die  Verträge  an  einem  inneren  Widerspruche, 
indem,  sie  mit  geringen  Ausnahmen,  zwar  in  der  Theorie  dem 
Principe  der  Gleichberechtigung  ihre  Anerkennung  nicht  ver- 
sagten, in  Wirklichkeit  aber  an  der  grösseren  Macht  der  That- 
sachen  auf  unüberwindliche  Hindernisse  stiessen.  Was  jene 
Gleichbei'echtigung  betrifft,  so  kam  sie  nur  in  der  Theilung 
der  Renten  zum  vollen,  reinen  Ausdrucke,  während  bezüglich 
der  Regierung  der  Aelteste  einen  gewissen  Vorrang  mit  Erfolg 
geltend  machte,  sei  es,  dass  ihm  im  Falle  einer  Theilung  das 
Recht  der  Vorwahl  zugestanden  wurde,  sei  es,  dass  ihm  auch 
ohne  eine  solche  das  grösste  Gebiet  zufiel.  Auch  der  ungleiche 
Umfang  der  Länder,  in  die  man  sich  theilen  wollte,  setzte  der 
theoretisch  anerkannten  Gleichheit  der  zuzuweisenden  Gebiete 
eine  Schranke,  die  man  zwar  einstens  (1375,  1376)  ebenfalls 
hatte  durchbrechen  wollen,  die  man  aber  jetzt  nicht  mehr  zu 
überspringen  wagte.  Denn  allerdings  hatten  die  fortgesetzten 
Theilungcn  die  schlimme  Wirkung  hervorgebracht,  dass  die 
getheilten  Länder  einander  allmälig  entfremdet  wurden,  dass 
jedes  derselben  sich  als  eine  besondere  politische  Individualität 
zu  fühlen  begann.  Auf  eine  vollständige  Separation  war  es 
dabei  zwar  kaum  je  abgesehen.  Man  erkannte  doch  immer 
wieder  den  Zusammenhang  des  ganzen  Hauses  Oesterreich  und 
seiner  Länder  an.  Sowie  aber  einei'seits  die  wachsende  Eifer- 
sucht der  Länder  sich  namentlich  darin  äusserte,  dass  die 
Stände  überall  den  Einfluss  fremder  Räthe  auf  ihr  r..and  aus- 
zuschliessen  suchten,  so  würde  andererseits  der  Versuch  um 
der  Ausgleichung  dynastischer  Ansprüche  willen,  die  alten  Erb- 
lande in  ghiich  grosse  Stücke  zu  zerlegen,  dem  entschiedensten 
Wi(l('fsprucli(!    der    Px^viilkc.iiingcn     b(^gegnet    haben.      TelxTall 
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wünschten  vielmehr  die  Stände  nach  Kräften  den  häufig-en 
und  für  die  I-iänder  so  nachtheiligen  Wechsel  der  Herrschaft 
hintanzuhalten;  überall  wünschten  sie,  dass  dem  Vater  der 
Sohn  in  der  Verwaltung'  desselben  Landes  folge.  Dies  waren 
gewichtige  Factoren,  mit  denen  die  habsburgischen  Fürsten 
rechnen  mussten,  falls  sie  nicht  in  unabsehbare  Kämpfe  unter 
einander  und  mit  den  Ständen  gerathen  wollten  und  es  dürfte 
aus  der  Scheu  vor  derartigen  Folgen  zu  erklären  sein,  dass 
sich  die  Herzoge  der  leopoldinischen  Linie  bisher  immer  nur 
mit  vorübergehenden  Verwaltungstheilungen  begnügt  hatten, 
einer  endgiltigen  Theilung  aber,  obwohl  man  sich  das  Recht 
auf  eine  solche  wahrte,  sorgsam  aus  dem  Wege  gingen.  Dazu 
kam  noch  der  Umstand,  dass  gerade  das  Haupt  des  Hauses 
zugleich  als  Kaiser  jener  Lehensherr  war,  dessen  Zustimmung 
bei  einer  definitiven  Theilung  nicht  umgangen  werden  konnte. 
Dass  aber  Friedrich  selbst  zu  einem  derartigen  Zugeständnisse 
zu  bewegen  gewesen  sein  würde,  dagegen  spricht  sowohl  sein 
früheres  als  sein  späteres  Verhalten. 

Die  Mitglieder  der  leopoldinischen  Linie  waren  daher 
bezüglich  ihrer  Länder  noch  immer  ,ungetheilte  Erben^,  aller- 
dings so,  dass  jedem  derselben  ein  besonderes  Gebiet  mit , voller 
Gewalt'  zur  Regierung  zugewiesen  war  und  dass  das  Streben 
des  Aeltesten  nach  Alleinherrschaft  sich  immer  nur  vorüber- 
gehend geltend  machen  konnte,  vielmehr,  sobald  es  die  Um- 
stände erlaubten,  sofort  wieder  angefochten  wurde.  Was  das 
Verhältniss  zur  albrechtinischen  Linie  betraf,  so  war  dieses 
durch  frühere  Verträge  (1379,  1404,  1439)  und  zwar  so  geregelt 
worden,  dass  im  Falle  des  Erlöschens  der  letzteren,  deren 
Lande  an  die  leopoldinische  Linie  fallen  sollten :  ,an  den  andern 
vud  sein  erben'  (1379),  ,an  Wilhelm  und  dessen  Brüder  und 
deren  Erben'  (1404),  an  , Herzog  E^riedricli,  Herzog  Albrecht 
und  H(!rz()g  Sigmund'  (1439).  Freilich  war  damit  noch  niclit 
gesagt,  dass  jedem  der  Erben  der  gleiche  Anspruch  auf  die  heiin- 
fallenden  Lande  zugestanden  werde.  Allein  eben  die  Unklar- 
h(;it,  welche  in  dieser  Hinsicht  den  erwähnten  Verträgen  eigen 
war,  begünstigte  die  Ansicht,  dass  die  Grundsätze,  welche  bisher 
bezüglich  der  leopoldinischen  Länder  wenigstens  in  der  Theorie 
gegolten  hatten,  auch  auf  die  anfallenden  Gebiete  übertragen 
werden  iriüssten.  So  fassten  die  zunächst  betheiligten  P^ürsten 
y\ll)reclil  und  SigiiiuiKi  ilie  Sache  aiil"  und  von  diesem  Standpunkte 
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aus  hat  man  das  separate  Uebereinkommen  (4.  März  1450) 
der  beiden  Herzog-e  zu  beurtheilen,  die  sich  bei  Zeiten  gegen 
eine  zu  gewärtigende  Uebervortheihing  durch  den  römischen 
König  sicher  stellen  wollten. 

Dass  in  der  That  dieser  noch  immer  an  den  Ansprüchen 
des  Seniorates  mit  ganzer  Seele  festhielt,  lehrte  schon  die 
nächste  Zeit.  Der  sechsjährige  Zeitraum,  für  welchen  der 
Vertrag-  vom  6.  April  1446  gelten  sollte,  lief  nämlich  am 
6.  April  1452  ab. 

Ernste  Zwischenfälle  verzögerten  den  Abschluss  einer 
neuen  Uebereinkunft  bis  in  den  Anfang  des  Jahres  1453.  Im 
April  des  Jahres  1452  weilte  der  Kaiser  in  Italien.  In  seiner 
Abwesenheit  brach  in  Oesterreich  jener  Aufstand  aus,  der 
nach  Friedrichs  Rückkehr  mit  der  Entlassung  des  Königs 
Ladislaus  aus  der  Vormundschaft  endete. 

So  wie  nämlich  früher  gegenüber  seinem  Bruder  und 
gegenüber  seinem  Mündel,  dem  Herzog  Sig-mund  von  Tirol, 
hatte  Friedrich  auch  gegenüber  Ladislaus  es  versucht,  die 
Stellung  des  Seniors  von  neuem  zu  befestigen.  Noch  war  ja 
die  Erinnerung  an  jene  Privilegien  nicht  erloschen,  auf  welche 
sich  stützend  einst  Rudolf  die  alleinige  Berechtigung  des  Seniors 
zur  Regierung  Oesterreichs  behauptet  hatte.  '  Schon  Wilhelm 
(1395)  hatte  gegenüber  Albrecht  IV.  von  neuem  den  durch 
das  maius  von  1156  vorgezeichneten  Standpunkt  eingenommen, 
Herzog  Ernst  (seit  1414)  sich  wieder  den  von  Rudolf  IV.  auf- 
gegebenen erzherzoglichen  Titel  beigelegt.  -  In  den  folgenden 
Jahren  zog  Albrecht  V.  jene  Urkunden  aus  ihrem  Dunkel  und 
Hess  sich  Transsumte  davon  ausstellen.''  Und  wenn  Friedrich 
und  Albrecht  sich  im  Streite  mit  den  Cilliern  (1.  Mai  1438) 
auf  österreichische  Privilegien  beriefen ,  welche  durch  die 
Fürstung  der  letzteren  verletzt  würden,  ^  so  wai'en  es  wieder 
nur  jene  Documente,  auf  welche  sie  ihren  Anspruch  gründen 
konnten.  Was  Kaiser  Friedrich  selbst  betrifft,  so  deutete  sein 
ganzes    Benehmen     auf    dergleichen    Aspirationen    liin.      Hatte 


'  Vfrl.  Watteiibach,  Iter  Austriiuuin   (Aicli.  f.   K.  C.  G.-Q.  XIV.  (>). 
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schon  Albrecht,  sein  Bruder,  sich,  wenn  auch  nur  vorüber- 
gehend, den  Ansprüchen  des  Seniors  beug-en  müssen,  und  zog 
die  angestrebte  Verlängerung  der  Vormundschaft  über  Sigmund 
dem  Könige  Friedrich  den  Vorwurf  zu,  dass  er  als  Aeltester 
die  Alleinherrschaft  dauernd  an  sich  zu  bringen  suche,  so 
hörte  man  die  gleiche  Klage  auch  in  Oesterreich,  als  Friedrich 
den  König  Ladislaus,  obgleich  derselbe  bereits  am  22.  Februar 
1452  zu  seinen  , bescheidenen  Jahren'  gekommen  war  und  mit 
diesem  Zeitpunkte  nach  den  Bestimmungen  von  1439  die  Vor- 
mundschaft und  Verwesung  ein  Ende  nehmen  sollte,  in  seiner 
Hand  behielt.  '  Man  fand  eine  Bestätigung  des  Verdachtes 
darin,  dass  Friedrich  in  Urkunden  Oesterreich  als  sein 
Land,  die  Burg  zu  Wien  als  seine  Burg  bezeichnete. 
Das  Gerücht  wusste  zu  erzählen,  der  Kaiser  habe  von  zweien 
Kurfürsten  und  von  einigen  Baronen  Oesterreichs  Verschrei- 
bungen  erwirkt,  wonach  in  Zukunft  stets  der  Aelteste  des 
Hauses  Oesterreich  alle  Lande  und  Herrschaften  des- 
selben regieren  sollte.'^ 

Und  letzteres  Gerücht  war  nur  zu  wohl  begründet.  Denn 
allerdings  vermochte  der  Kaiser  mit  dem  Ansprüche  auf  die 
Verlängerung  der  vormundschaftlichen  Regierung  auch  in 
diesem  Falle  nicht  durchzudringen.  Aber  wie  es  in  seinem 
Charakter  lag,  äusserlich  zwar  nachzugeben,  an  den  theoreti- 
schen Ansprüchen  jedoch  nur  um  so  zäher  festzuhalten,  so 
stellte  er  auch  jetzt  (Neustadt,  (x  Januar  1453),  unter  dem  un- 
mittelbaren Eindrucke  der  Demüthigungen,  welche  ihm  die 
Stände  Oesterreichs  bereiteten,  mitten  im  Drange  widriger 
Ereignisse,  jene  merkwürdige  Urkunde  aus,  in  welcher  er  alle 
jene  Privilegien  von  den  Kaisern  Julius  und  Nero  bis  auf 
seinen  Ahnherrn  Rudolf  bestätigte,  auf  welche  sich  einst 
Rudolf  IV.  als  Senior  des  Hauses  berufen  hatte.  Noch  war 
damals  Friedrichs  Verhältniss  zu  Sigmund  von  Tirol,  wie  zu 
l^adislaus  ein  gespanntes.  Daher  erneuerte  der  Kaiser  in  der 
erwähnten  Urkunde  den  aus  dem  niaius  von  1156  abgeleiteten 
erzherzoglichen  Titel  nur  für  die  Angehörigen  seiner  — 
der  steieiischen  —   Linie.  ' 


'  Chmr^l,   H;it)sl)nrtrisclm   Exciirscs   VI.   (Sit/.lx  r.  .In- W.  Aka«1.  XVIII,   86). 
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Da  Friedrich  hier  aus  kaiserlicher  Machtvollkommenheit 
und  unter  Zustimmung  der  Kurfürsten  das  malus  von  1156, 
wonach  stets  der  Aelteste  unter  den  Herzögen  von  O esterreich 
regieren  sollte,  vollinhaltlich  bestätigte,  so  sollte  man  meinen, 
er  habe  damit  alle  bisherigen  Verträge  sammt  ihren  in  Aus- 
sicht gestellten  Theilungen  der  Länder  annullirt,  und  auch 
Albrecht  habe  dem  wenigstens  stillschweigend  zugestimmt,  da 
er  ja  den  Titel  Erzherzog  annahm,  und  überhaupt  damals 
wieder  mit  seinem  Bruder  auf  gutem  Fusse  stand.  Allein 
eine  solche  Folgerung  wäre  zum  mindesten  übereilt.  Wohl 
mochte  der  Kaiser  im  Stillen  hoffen,  es  werde  in  Zukunft  die 
Gelegenheit  sich  bieten,  auf  jene  Urkunde  gestützt,  die 
Rechte  des  Seniors  zu  verwirklichen.  Allein  im  Augenblicke 
waren  solche  Pläne  unausführbar.  Friedrich  begnügte  sich 
auch  hier,  wie  sonst,  mit  der  Erwerbung  eines  Anspruches, 
dessen  Verwirklichung  erst  in  späteren  Tagen  reifen  mochte; 
für  den  Augenblick  ging  er  mit  seinem  Bruder  vielmehr 
eine  Uebereinkunft  ein,  die  zu  jener  Bestimmung  des  malus 
in  grellem  Widerspruche  stand.  So  wie  nämlich  zuvor 
(4.  März  1450)  sich  Albrecht  und  Sigmund  separat  verständigt 
hatten,  so  schlössen  jetzt  (8.  Januar  1453)  die  Brüder  für  sich 
eine  lebenslängliche  Hausordnung,  nur  mit  dem  Unter- 
schiede, dass  dem  Herzog  Sigmund  der  Beitritt  offen  gelassen 
wurde. 

Darnach  sollte  der  Kaiser  Steiermark,  Kärnten  und  Krain, 
sowie  die  Besitzungen  in  Oesterreich  auf  Lebenszeit  behalten. 
Hingegen  verbürgte  der  Kaiser  seinem  Bruder  Albrecht  die 
lebenslängliche  Regierung  aller  Vorlande,  selbst  jene  nicht 
ausgenommen,  die  1450  an  Sigmund  gekommen  waren.  Ueber- 
dies  gab  der  Kaiser  seinem  Bruder  als  Ersatz  für  seine  An- 
sprüche auf  die  , niederen'  Lande,  und  zur  p]inlösung  von 
Schlössern  und  Städten  in  den  Vorlanden,  die  einst  dem  Hause 
Oesterreich  gehört,  aber  seither  abhanden  gekommen  waren, 
108.000  Gulden,  welche  Summe  jedoch  auf  Freiburg  im  Brois- 
gau,  Breisach,  Neuburg  und  Ensisheim  sichergestellt  werden 
sollte,  um  nach  Albrechts  un])eerbtein  Tode  ausser  der  ohne- 
dies dem  Kaiser  zustehenden  erblichen  Gerechtigkeit  auf  die 
oberen  Lande,  an  Friedricli  und  dessen  Leibesei'ben  zurückzu- 
fallen. Bezüglich  solcher  Lande  und  Hiirrschaften  aber, 
welche  ausser  den  in  diese  Thcilitng  einbezogenen  an 
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sie  durch  Tod,  auf  dem  Wege  der  Erbschaft  oder  sonst 
fallen  würden,  behält  sich  jeder  von  beiden  seine 
, Erbschaft  und  Gerechtigkeit^  vor.  Stirbt  einer  von 
beiden,  so  gehen  die  erblichen  Rechte  in  ihrer  beider  Ver- 
waltungsgebieten (regierung)  und  die  sonstigen  Ansprüche  auf 
alle  Lande  des  Hauses  Oesterreich  auf  den  Ueberlebenden  und 
auf  die  Leibeserben  des  Verstorbenen  über,  ganz  so,  als  ob 
diese  , Ordnung'  nicht  geschehen  wäre.  Denn  diese  , Aus- 
zeigung  und  Regierung'  soll  nur  für  ihrer  beider  Lebenszeit, 
nicht  aber  darüber  hinaus  gelten.  Jeder  von  beiden  kann 
seiner  Gattin  innerhalb  seines  Gebietes  Heiratsgut  verschreiben ; 
doch  fällt  dasselbe  nach  dem  Tode  der  Frau  an  die  beiden 
Fürsten  und  deren  Erben  wieder  zurück.' 

Daran  schloss  sich  am  zweitnächsten  Tage  (10.  Januar 
1453)  ein  zweiter  Vertrag,  in  welchem  der  Kaiser  seinen 
Bruder  ermächtigte,  nachdem  sie  sich  unter  einander  über  die 
vorerwähnte  Ordnung  geeinigt  hätten,  sich  auch  mit  Sigmund 
zu  verständigen,  der  als  ,ein  ungetheilter  Vetter  und 
Erbe'  Lande  und  Herrschaften  besitze,  die  werthvoUer  seien 
als  die  ihrigen ,  auch  in  friedlicherem  Zustande  sich  befänden 
und  daher  geringere  Erhaltungskosten  verursachten.  Daher  sei 
es  billig,  dass  Sigmund  seinem  Vetter  Albrecht,  dessen  Gebiet, 
die  oberen  Lande,  grossentheils  versetzt  seien,  einen  ent- 
sprechenden Beitrag  zu  deren  Einlösung  leiste.  Kaiser  Fried- 
rich gelobt  im  voraus,  diese  Taiding  genehm  halten  zu 
wollen.'-  Allein  Herzog  Sigmund  weigerte  sich  lange,  der 
Neustädter  Hausordnung ,  welche  die  einstige  Innsbrucker 
Uebcreinkunft  desselben  mit  Hfirzog  Albreeht  von  1450  auf- 
hob,  beizutreten,  und  setzte  sich  vielmehr  mit  dem  gleich  ihm 
gekränkten  Vetter  Ladislaus  in  Verbindung.  '■'  Leider  fehlen 
uns  die  Acten  über  die  Verhandlungen,  welche  in  dieser 
Sache  zwischen  Albrecht  und  Signumd  gepflogen  wurden. 
Erst  im  Frühlinge  des  Jahres  1455  erfolgte  zu  Innsbruck  eine 
vorläufige  Verständigung  der  beiden  Fürsten  in  der  Art,  dass 
sich,  wie  es  scheint,  Sigmund  wirklich  herbeiliess,  einen 
grossen  Tlieil  der  ihm   1450  überlassenen  schwäbischen   Lande 
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an  Albrecht  wieder  abzutreten.  ^  Allein  nun  war  es  der 
Kaiser,  welcher  dagegen  plötzlich  Schwierigkeiten  erhob.  Es 
gab  nämlich  noch  einige  Punkte,  über  die  sich  die  beiden 
Herzoge  damals  nicht  zu  verständigen  vermochten,  und  über 
welche  sich  dieselben  zuletzt  in  der  Art  einigten,  dass  deren 
Erledigung  der  Tiroler  Landschaft  überlassen  werden  sollte. 
Als  nun  aber  zu  diesem  Zwecke  ein  Landtag  einberufen 
werden  sollte,  traf  plötzlich  ein  kaiserliches  Schreiben  (vom 
17.  Juli  1455)  ein,  welches  den  Landtag  untersagte.  Herzog 
Sigmund  selbst  aber  erhielt  unmittelbar  darnach  von  dem 
Kaiser  die  schriftliche  Weisung,  sichs  nicht  beigehen  zu 
lassen,  ohne  sein  Vorwissen  und  ,wider  ihrer  drei  un- 
getheilter  Fürsten  Verschreibung'  mit  dem  Erzherzoge 
Albrecht  irgend  welche  Ordnung  im  Hause  Oesterreich  zu 
machen,  ein  Verbot,  das  um  so  mehr  auffallen  muss,  als 
Friedrich  (1453)  selbst  seinen  Bruder  ermächtigt  hatte,  mit 
Sigmund  wegen  Aufbesserung  seiner  Renten  zu  unterhandeln, 
und  damals  mit  allem  sich  einverstanden  erklärt  hatte,  worüber 
beide  sich  verständigen  würden.  Offenbar  und  mit  Recht  be- 
sorgte Friedrich,  dass  es  bei  dieser  Gelegenheit  zu  einer  An- 
näherung zwischen  Albrecht  und  Sigmund  kommen  werde,  die 
ihm  ebenso  wenig  willkommen  sein  konnte,  als  die  eben  da- 
mals erfolgte  Verbindung  Sigmunds  mit  König  Ladislaus  und 
dem  Cillier.  2 

Allerdings  zerschlug  sich  damals  die  projectii'te  Zusammen- 
kunft Albrechts  mit  Sigmund,  freilich  nicht  in  Folge  des  kaiser- 
lichen Verbotes,  sondern  aus  anderen  Gründen.  Namentlich 
waren  es  die  Brüder  Vigilius  und  Bernhard  Gradner,  die  be- 
kannten Günstlinge  Herzog  Sigmunds,  welche  aus  Furcht,  dar- 
über der  an  sie  verpfändeten  Güter  verlustig  zu  gehen,  die 
Verständigung  der  beiden  Fürsten  zu  vereiteln  suchten.  Aber 
Herzog  Albrecht  fand  diesen  Günstlingen  seines  Vetters  gegen- 
über einen  mächtigen  Verbündeten  an  der  Tiroler  Landschaft. 
Und  so  kam  es,  dass  der  Sturz  der  beiden  Gradner  auf  das 
engste  mit  dieser  Sache  sich  verflocht.  Auf  demselben  Land- 
tage zu  Brixen  {Sc[)tember  bis  December  145öj,  auf  welchem 
der  Sturm   wider  die  Gradner    losbrach ,    scheint   endlich    auch 


'  Vgl.  A.  Jäger  u.  a.  O.  247. 
2  Jäger  ji.   !i.   O.  248—2-19. 
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die  Verständigung  zwischen  den  beiden  Herzogen  erfolgt  zu 
sein.  Eine  Urkunde  ist  uns  freilich  auch  über  diesen  Tag 
nicht  erhalten ,  indessen  geht  aus  einem  späteren  Vertrage ' 
die  wichtige  Thatsache  hervor,  dass  Albrecht  und  Sigmund 
sich  dahin  einigten,  dass  jener  die  Vorlande  insgesamnit 
lebenslänglich  regieren  solle,  und  wird  uns  auch  nicht  mit- 
getheilt,  wann  diese  Vereinbarung  zu  Stande  kam,  so  dürfen 
wir  nach  allen  Anzeichen  doch  vermuthen,  dass  eben  auf  dem 
Tage  zu  Brixen  eine  derartige  Uebereinkunft  getroffen  worden 
ist.  So  erscheint  in  der  Folge  Herzog  Albrecht  wieder  im 
Besitze  der  Grafschaft  Burgau,  die  er  zuvor  (im  Innsbrucker 
Vertrage  von  1450)  an  seinen  Vetter  abgetreten  hatte,  und  die 
(er  nunmehr  19.  September  1457)  an  Herzog  Ludwig  von 
Niederbaiern  verpfändete.  "^ 

Schon  aus  dem  Gesagten  geht  hervor,  dass  sich  die  Be- 
ziehungen der  Brüder  Friedrich  und  Albrecht  seit  dem  Ver- 
trage vom  8.  Januar  1453  wieder  getrübt  hatten,  wozu  wohl 
der  Umstand  das  meiste  beigetragen  haben  dürfte,  dass  Al- 
brechts Ehrgeiz  im  Jahre  1455  tief  in  die  gegen  den  Kaiser 
gerichteten  Umtriebe  der  Kurfürsten  verwickelt  war.  Albrecht 
Hess  sich  nämlich  damals  von  den  Kurfürsten  von  Köln  und 
Trier,  Pfalz  und  Brandenburg  das  Versprechen  geben,  ihm, 
falls  es  zur  Wahl  eines  rtimischen  Königs  komme,  zur  Er- 
langung dieser  Würde  behilflich  zu  sein.  Da  nun  ein  Theil 
der  Kurfürsten  ihre  Zusage  an  die  Bedingung  geknüpft  hatte, 
dass  zu  einer  solchen  Wahl  der  Kaiser  seine  Zustimmung 
geben  müsse,  kam  die  Sache  zur  Kenntniss  des  letzteren,  und 
musste  zur  neuen  Entfremdung  zwischen  den  beiden  Brüdern 
beitragen.  Denn  wohl  entschuldigte  der  Erzherzog  sein  Vor- 
haben mit  der  Sorge  um  das  Ansehen  und  die  Ehre  des 
Hauses  Oesterreich,  dem  er  so  die  Krone  zu  erhalten  und  die 
Schmach  der  seitens  der  Kurfürsten  beabsichtigten  Absetzung 
des  Kaisers  zu  ersparen  hoffe.  Dass  ihm  aber  doch  sein  Vor- 
gehen später  vieltacli  und  vor  allem  wohl  von  dem  Kaiser 
selbst  zum  Vorwurfe  gemacht  wurde,  beweist  der  sicherlich  un- 
glückliche Versuch  des  Erzherzogs,  hinterdrein  durch  Zeugniss- 


'    Vom    Kl.   Mai    1  t öH ;  h.   iiiitcii. 
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briefe    der    Kurfürsten     die    Redlichkeit    seiner    Absichten     zu 
erweisen.' 

Eine  weitere  Ursache  der  Entfremdung  Kaiser  Friedrichs 
und  seiner  Verwandten  bildete  die  Cilli'sche  Erbfolgefrage, 
Als  nämlich  der  letzte  Graf  von  Cilli,  Ulrich  II.,  am  10.  No- 
vember 1456  zu  Belgrad  ermordet  wurde,  sollte  gemäss  dem 
Vertrage,  den  die  Grafen  Friedrich  und  Ulrich  von  Cilli  am 
16.  August  1443  mit  den  Habsburgern  abgeschlossen  hatten, 
deren  Herrschaften  Cilli,  Oberburg  und  Sternberg,  sowie  alle 
ihre  übrigen  Besitzungen  im  deutschen  Lande  der  Steiermark 
und  im  heiligen  römischen  Reiche  an  die  steierisch-tirolische, 
und  falls  diese  aussterben  sollte,  an  die  österreichische  Linie 
des  Hauses  Habsburg  fallen,-  und  in  der  That  säumte  der 
Kaiser  nicht,  sofort  Ansprüche  auf  die  Erbschaft  zu  erheben. 
Allein  obgleich  dies  der  Kaiser  sowohl  im  eigenen  als  im 
Namen  seines  Bruders  Albrecht  und  des  Herzogs  Sigmund 
that,  ^  vermochten  sich  doch  die  Erbberechtigten  nicht  zu 
einigen.  Vielmehr  entstand  sofort  ein  Streit  um  die  Erbschaft 
wobei  nicht  weniger  als  vierundzwanzig  Bewerber  auftraten. 
Was  Graf  Ulrich  in  Ungarn  besass,  aber  auch  die  übrigen  Gebiete 
forderte  König  Ladislaus  als  der  nächste  männliche  Verwandte 
des  Verstorbenen  für  sich.  Bezüglich  der  zum  deutschen 
Reiche  gehörigen  Besitzungen  betrachteten  sich  die  einen  als 
natürliche,  die  andern  als  testamentarische  Erben,  wie  Albrecht 
und  Sigmund,  die  Herzoge  von  O esterreich,  von  denen  der 
letztere  insbesonders  die  Grafschaft  Ortenburg  beanspruchte, 
Michael,  Graf  von  Maidburg,  Graf  Johann  von  Görz,  die 
Grafen  von  Modrusch  u.  a.  ^  Andererseits  weigerte  sich  die 
Witwe  des  Grafen  Ulrich  von  Cilli,  vor  der  Befriedigung  ihrer 
eigenen  Ansprüche  die  erledigten  Lande  dem  Kaiser  zu  über- 
geben. Sie  kam  mit  ihren  Räthon,  Burggrafen  und  Pflegern 
überein,  dass  auf  einem  Rechtstage,  den  die  Parteien  beschicken 
müssten,    ,vor    anderen   Fürsten    des    römischen    Reiches'    tue 


'  Vgl.  A.  Bachinann,  Die  eisten  Versuche  zu  einer  römisclien  Königswalil 
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einzelnen  Ansprüche  untersucht^  und  erst  nach  der  Entscheidung 
dieses  Tages  die  betreffenden  Herrschaften  den  als  berechtigt 
anerkannten  Erben  abgetreten  werden  sollten.' 

Begreiflicherweise  wollte  der  Kaiser  die  Entscheidung 
über  die  Rechtsfrage  nicht  dem  Ausspruche  eines  Reichs- 
fürsten-Gerichtes unterwerfen.  Auf  seineu  Ruf  versammelten 
sich  vielmehr  zu  Graz  die  Stände  Steiermarks,  Kärntens  und 
Krains  und  beschlossen,  dass  alle  Städte,  Burgen  und  Schlösser 
des  Grafen,  welche  zum  Reiche  gehörten,  in  die  Hände  des 
Kaisers  als  des  Reichsoberhauptes  übergeben  werden  sollten. 
Wer  nun  behaupte,  einen  Erbanspruch  zu  haben ^  der  möge 
das  Erbe  vom  Kaiser  erbitten."-  Gestützt  auf  diesen  Landtags- 
beschluss  eilte  der  Kaiser  nach  Süden,  wo  es  ihm  gelang,  Jan 
Wittowetz,  den  Hauptmann  der  Gräfin  Katharina,  zu  gewinnen 
und  im  Einverständnisse  mit  demselben  Stadt  und  Schloss  CUli 
in  Besitz  zu  nehmen. 

Allein  wie  konnte  man  erwarten,  dass  auch  König  Ladis- 
laus  sich  dem  Ausspruche  der  inner-österreichischen  Stände 
unterwerfen  werde?  Schon  früher  hatte  dieser  an  Jan  Witto- 
wetz und  die  anderen  Räthe  des  verstorbenen  Cilliers  den 
Befehl  ergehen  lassen,  bis  zur  rechtlichen  Austragung  der 
Erbschaftsstreitigkeiten  keine  Stadt,  Burg  oder  Herrschaft 
herauszugeben,  da  er  ein  gutes  Recht  darauf  besitze.  Und  in 
demselben  Sinne  lauteten  die  Briefe,  welche  die  österreichischen 
Herzoge  Albrecht  und  Sigmund  an  Wittowetz  ergehen  Hessen. 
Und  wirklich  wurde  letzterer  durch  König  Ladislaus  wieder 
umgestimnit,  so  zwar,  dass  er  plötzlich  den  Kaiser  überfiel 
und  in  der  Burg  Ober-Ciüi  belagerte.  Zwar  erreichte  Witto- 
wetz seine  Absicht  nicht;  vielmehr  zog  er  nach  achttägiger 
vergeblicher  Bemühung  von  Cilli  wieder  ab.  Der  Krieg  aber 
zwischen  dem  Kaiser  einer-,  Ladislaus  und  der  Grätin  von 
Cilli  andererseits  währte  fort,  zumal  König  Ladislaus  zugleich 
eine  Reihe  noch  immer  unausgeglichener  Forderimgen  aus  der 
Zeit  der  Vormundschaft  erneuerte.  Den  Wechsel  vollen  Krieg 
beendete  ein  Waffenstillstand,  dessen  Abschluss  König  Ladis- 
laus nicht  lauge  überlebte.' 


'   (.'hroniiiii  der  edlen   Grafen  von  Cilli   728. 
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Bei  dem  Tode  des  juugen  König-s  war  also  der  Cilli'sclie 
Erbfolgestreit  noch  nicht  beendet.  Wohl  schloss  der  Kaiser 
bald  darnach  —  am  24.  December  1457  —  mit  der  Witvre 
des  Grafen  Ulrich  eine  Uebereinkunft  ab.  in  welcher  diese 
für  alle  Ansprüche  an  die  Erbschaft  entschädigt  wurde.  ^  Aber 
die  Frage,  was  nunmehr  mit  den  Cilli'schen  Landen,  die  der 
Kaiser  zunächst  für  sich  selbst  in  Besitz  nahm,  geschehen 
werde,  harrte  noch  der  Erledigung,  und  zugleich  fiel  jetzt,  da 
mit  König  Ladislaus  der  Mannsstamm  der  albrechtinischen 
Linie  erlosch,  kraft  der  öfters  erwähnten  Verträge  Oesterreich 
der  leopoldinischen  Linie  des  Hauses  Habsburg  zu. 

Was  Albrecht  betrifft,  so  ist  es,  um  dessen  Lage  bei 
Ladislaus'  Tode  zu  begreifen,  nöthig,  noch  einmal  die  Stellung 
in  Betracht  zu  ziehen,  die  derselbe  in  den  Yorlanden  einnahm. 
Wiederholt  waren  ihm  diese  ganz  oder  theilweise  überlassen 
worden.  Doch  beruhte  diese  Uebertragung ,  was  für  das 
richtige  Verständniss  alles  Folgenden  von  Bedeutung  ist,  nicht 
auf  einer  Verwaltungstheilung,  sondern  sie  war  blos  eine  im 
Interesse  der  ganzen  Linie,  ja  des  ganzen  Hauses  getrofiene 
politische  Massregel,  die  sich  in  gar  nichts  von  jener  Zu- 
weisung der  Vorlande  an  ein  besonderes  Mitglied  des  Hauses 
unterschied,  wie  sie  schon  in  der  den  Theilungen  vorangehen- 
den Periode  angetrofi'en  wird.  Ganz  in  demselben  Sinne  hatte 
ihm  Friedrich  vorübergehend  (1444)  sogar  die  Verwaltung  der 
Grafschaft  Tirol  übertragen,  wobei  dem  Kaiser  gewiss  nichts 
weniger  vorschwebte,  als  die  wenn  auch  nur  vorübergehende 
,Auszeigung^  seines  Bruders.  Zwar  blieb  der  Erzherzog  im 
]3esitze  der  Vorlande;  ja,  wie  wir  sahen,  wurde  sogar  die 
llegierung  derselben  ihm  später  von  Herzog  Sigmund  auf 
Lebenszeit  überlassen.  Aber  in  dem  Vertrage,-  durch  welchen 
später  (10.  Mai  1458)  Erzherzog  Albrecht  auf  die  Vorlande 
zu  Gunsten  Herzog  Sigmunds  verzichtete,  bezeichnete  er  dieses 
Gebiet  in  seinem  vollen  Umfange  als  ein  solches,  das  an  letz- 
teren ,von  seinem  vater  erblich  angefallen'  sei,  und  das 
ihm  dieser  nur  zufolge  von  Taidungeu  und  Verschreibungen 
,regi(!rungsweis  ynnzuhaben'  vergönnt  habe.  Und  auch  nur 
unter  dieser  Voraussetzung  wird  es  verständlich,  dass  Albrecht 


'  Clinu'l,  Refjestcn  3571. 
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in  der  Folg-e  —  aber  noch  vor  jener  Verzichtleistung'  auf  die 
schwäbischen  Besitzungen  —  gelegentlich  bemerken  konnte, 
dass  er  im  Gegensatze  zum  Kaiser  und  Sigmund  noch  nicht 
mit  Land  versehen  seiJ 

Wohl  scheint  diese  Erklärung-  dem  früher  constatirten 
Rechtsverhältnisse  der  ,ungethei]ten  Erben^  zu  widersprechen, 
und  die  Ansicht,  dass  Sigmund  von  den  Tirolern  als  ihr 
alleiniger  Erbfürst  betrachtet  wurde,  zu  begünstig-en.  Allein 
bei  näherer  Betrachtung  schwindet  dieser  Widerspruch,  so  dass 
Albrechts  Aeusserung  vielmehr  als  eine  Bestätigung  unserer 
Ansicht  zu  betrachten  ist.  Allerdings  durfte  sich  nämlich 
Herzog  Sigmund  als  Erben  seines  Vaters  und  der  Lande,  die 
er  von  diesem  überkam,  betrachten,  und  zwar  so  lange,  bis 
eine  neue,  wenn  auch  nur  eine  Verwaltungstheilung  der  ,un- 
getheilten  Erben'  eintrat.  Eine  solche  Theilung  aber  setzte^, 
wie  wir  oben  sahen,  die  vorausgegangene  Zusammenwerfung 
aller  in  dieselbe  einzubeziehenden  Gebiete  voraus,  wozu  es 
bekanntlich  bisher  nicht  gekommen  war.  So  lange  also  eine 
solche  nicht  erfolgte,  blieb  jedem  einzelnen  Herzoge  das  Erb- 
recht der  in  seinem  Besitze  befindlichen  Lande  vorbehalten, 
selbst  dann,  wenn  er,  wie  Sigmund,  sich  entschloss,  die  Re- 
gierung eines  Theiles  derselben  auf  einen  seiner  Verwandten 
zu  übei'tragen.  In  dieser  Hinsicht  standen  sich  Sigmund  einer-, 
seine  steierischen  Vettern  andererseits  gleichberechtigt  gegen- 
über, und  es  lag  in  diesem  Verhältnisse  allerdings  der  Keim 
einer  Ausbildung  neuer  Linien,  vorausgesetzt,  dass  es  nicht 
mehr  zu  einer  Zusammenvvei'fung  und  neuen  Austheilung  des 
Linearbesitzes  kam. 

Andererseits  aber  geht  aus  dem  Gesagten  hervor,  dass 
Albrecht  in  der  That  bishei'  ein  Herzog  ohne  Land  und  auf 
den  guten  Willen  seinei'  Verwandten  angewiesen  war.  So 
wenig  dabei-  auch  Herzog  Albrechts  Charakter  unsere  Sym- 
pathie in  Anspiuch  nehmen  kann,  und  so  einleuchtend  auch 
dei-  Nachtheil  ist,  der  aus  den  fortgesetzten  '^riieilungen  dem 
ganzen  Hause  erwuchs,  so  ist  docii  andererseits  nicht  zu  ver- 
keriin;ii,  dass  sich  vom  Standpunkte  der  Theilungen  aus  Herzog 
Albreclit  veiküi'zt  fiiideii  musste,   und   wir  werden  es  begreiflich 
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finden,  dass  sich  derselbe  die  nun  dargebotene  Gelegenheit 
nicht  entschlüpfen  lassen  wollte,  um,  sei  es  in  der  Cilli'schen 
Angelegenheit  sei  es  in  Bezug  auf  Oesterreich  endlich  die  An- 
erkennung seiner  verkürzten  Rechte  zu  erlangen. 


Der  Erbfolgestreit. 

Im  Lande  ob  der  Enns  fand  schon  am  4.  December  1458 
—  wahrscheinlich  zu  Linz  —  eine  Versammlung  der  vier 
Stände  (^Parteien')  des  Landes  statt,  auf  welcher  Prälaten, 
Herren,  Ritter  und  Knechte  sich  einigten,  den  Landfrieden  zu 
halten  ,in  abwesen  ains  regirunden  fursten,  solang  bis  daz 
vnser  gn.  herschaft  von  Oesterreich  aynig  werden  ains  regi- 
runden fürsten,  dem  sie  dann  gehorchen  wollend  Wolfgang 
von  Walsee  als  Hauptmann  des  Landes  ob  der  Enns  mit  zweien 
von  jeder  der  vier  Parteien  sollten  in  der  Landschaft  Namen 
alle  Geschäfte  verwesen.  Alle  Renten  und  Nutzungen  sollten 
aufbewahrt  und  davon  die  Nothdurft  des  Landes  bestritten 
werden.  Alle  Rechtssachen  in  der  Hauptmannschaft  sollten 
sechs  Wochen  lang  verschoben  sein.  Die  Städte  sollten  keinen 
der  Fürsten  oder  ihrer  Diener  einlassen,  ausser  er  gelobt,  dies 
ohne  Schaden  der  Stadt  und  der  anderen  Fürsten  zu  thun. 
An  den  vier  Landesgrenzen  sollten  zur  P]rhaltung  des  Landes 
acht  Hauptleute  gesetzt  werden.  Der  von  Walsee  als  Haupt- 
mann sollte  an  die  Landleute,  die  den  Tag  nicht  besucht, 
schreiben,  was  hierüber  ihre  Meinung  sei.  Auch  sollte  er  nach 
Wien  zu  der  unteren  Landschaft  reiten  und  derselben  die 
gemachte  Ordnung  verkünden.' 

Während  uns  aber  ausser  den  Beschlüssen  dieses  Tages 
liber  das  weitere  Verhalten  der  Stände  ob  der  Enns  in  dem 
nachfolgenden  Erbfolgestrcite  nur  weniges  überliefert  ist,  sind 
wir  verhältnissmässig  gut  über  die  Vorgänge  im  Nachbarlande 
unter  der  p]nns  unterrichtet,  namentlich  über  die  Stellung  der 
Stadt  Wien  in  diesem  Streite,  was  wir  dem  glücklichen  Um- 
stände   zu    verdanken    haben,    dass    sich    noch    die    officielle 
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städtische    Actensammlung-    jener     Zeit    iü     dem     sogenannten 
Copeybuche  erhalten  hat.  ^ 

Georg  von  Podiebrad  setzte  am  28.  November  1457  von 
Prag  aus  die  Stadt  Wien  officiell  von  dem  Ableben  des  Königs 
in  Kenntniss.2  In  diesem  Schreiben  bezeichnete  er  die  , Pesti- 
lenz' als  Ursache  seines  frühen  Todes,  und  auch  in  jene 
städtische  Actensammlung  trug  man  die  Bemerkung  ein,  dass 
der  König  im  achtzehnten  Lebensjahre  ,an  der  Pestilenz',  am 
Mittwoch  vor  St.  Katharina,  zwischen  3  und  4  Uhr  Nach- 
mittags, gestorben  sei.^  Wie  man  indess  bald  darnach  in  Wien 
über  dies  unerwartete  Ereigniss  dachte,  lehrt  uns  ein  Brief, 
den  am  20.  December  ein  gewisser  Johann  Rhode  an  Aeneas 
Sylvius  gerichtet  hat.  Rhode,  der  als  königlicher  Secretär 
bezeichnet  wird,^  und  der  kürzlich  erst  aus  Prag  in  Wien  ein- 
getroffen war,  äussert  sich  über  diesen  Punkt,  wie  folgt:  ,Sehr 
verschieden  lauten  die  Reden,  welche  über  des  Königs  Todesart 
in  Umlauf  sind.  Was  mich  betrifft,  so  bin  ich,  obwohl  ich  nicht 
glaube,  an  Kenntniss  des  wahren  Sachverhaltes  irgend  jeman- 
dem nachzustehen,  da  ich  vielmehr  häufig  mit  dem  Könige  selbst 
in  seiner  Krankheit  verkehrte,  der  Meinung,  dass  es  besser  sei 
für  den  Augenblick  zu  schweigen,  als  zu  sprechen,  indem  ioli 
überzeugt  bin,  dass  die  Sache  von  selbst  täglich  klarer  Averden 
wird.  Oder  sollte  wirklich  den  kräftigen  königlichen  Jüngling, 
der  zuvor  nicht  den  mindesten  Schmerz  empfand,  und  mit 
dem  ich  noch  am  Montag  vorher  bis  3  Uhr  Nachts  in  grösster 
Heiterkeit  zubrachte,  im  Zeiträume  von  siebenunddreissig  Stun- 
den irgend  eine  natürliche  Todesart  betroffen  haben,  während 
keiner,  auch  nicht  der  mindeste  von  uns,  seinem  Hofgesinde, 
die  wir  ihm  während  seiner  Krankheit  stets  zur  Seite  waren, 
oder  sonst  irgend  jemand  von  dieser  Todesart  befallen  wurde?' 
Rhode  fährt  sodann  fort:  , Herzog  Albrecht  weilt  hioi'  wud 
erwai'tet  den  auf  ihn  entfallenden  Theil  der  königlichen  Erb- 
schaft. Der  Kaiser  wird  zu  Wiener-Neustadt  erwartet.  Zwischen 


'  Zcibig,  CopnyhiH;li  rlor  ijcniHiiion  Stat  Wirii  (^Fuiit.  ror.  Aiistr.  II,  7.  Bd.). 
Vgl.  desselben:  Uel)er  das  Copeilmch  gemeiiior  Stadt  Wien  (Sitzber. 
d.  W.  Akad.  IX,  r,ii2  ff.). 

2  Copeybuch  59—60,  nr.  XX. 

3  Ebd.   -.1. 

*  Vgl.  Voigt  im  Arcb.  f.  K.  ö.  G.-(^  XVI,    120,  zu  nr.  üül. 


[69]  69 

ilmen  wird  der  Cardinal  von  St.  Angelo  die  Vermittelung  über- 
nehmen. Denn  es  heisst,  dass  Herzog-  Sigmund  bereits  unter- 
wegs sei'.  1  ,Ich  selbst/  schliesst  der  Verfasser  des  Briefes, 
,werde  mich  in  meine  Kirche  zurückziehen,  und  erst,  wenn  aus 
dem  Gewölk  der  österreichischen  Stürme  die  Sonne  wieder 
hervorbricht,  neuerdings  auftauchen.'  2 

Das  Vorgefühl  solcher  Stürme  spiegelt  sich  auch  in  den 
Massnahmen  ab,  welche  damals  von  Seiten  des  Wiener  Stadt- 
rathes  getroffen  wurden.  Bürgermeister  von  Wien  war  damals 
Jacob  Starch,  ein  Landshuter  von  Geburt,  nach  Michael  Beheim^ 
ein  Mann  von  wechselnder  Gesinnung,  die  namentlich  in  den 
späteren  Verwickelungen  des  Kaisers  mit  seinem  Bruder  zu 
Tage  trat.  Bürgermeister  und  Rath  sassen  erst  kurze  Zeit  im 
Amte,  nachdem  der  frühere,  dem  Hubmeister  Konrad  Hölzler 
ergebene  Stadtrath  am  31.  October  1457  unter  noch  unaufge- 
hellten  Umständen  ausser  der  Ordnung  und  vorzüglich  auf  Be- 
trieb der  Eizinger  abgesetzt  worden  war.  ^ 

Zwei  Aufgaben  vor  allem  waren  es,  welche  die  Aufmerk- 
samkeit der  Stadträthe  in  diesem  Augenblicke  in  Anspruch 
nahmen.  Erstlich  musste  die  Frage  erwogen  werden,  welche 
Stellung  die  Stadt  gegenüber  der  Erbfolgefrage  einzunehmen 
habe,  da  sich  bei  dem  bekannten  Charakter  der  berechtigten 
Fürsten  eine  baldige  Lösung  derselben  im  Sinne  brüderlicher 
Versöhnlichkeit  nicht  wohl  erwarten  Hess.  Ausserdem  drohte 
der  für  den  Augenblick  herrenlosen  Stadt  eine  andere  und 
unmittelbare  Gefahr.  Unter  den  böhmischen  Söldnerhauptleuten 
jener  Zeit  nimmt  der  sogenannte  Ledwenko  (Mladwanek)  einen 
der  ersten  Plätze  ein.  Sein  eigentlicher  Name  war  Wanek 
oder  Wenzel  von  Rachmanow.  Es  ist  ungewiss,  ob  er  von 
Geburt  ein  Böhme,  Mährer,  Slovak  oder  Oesterreicher  war, 
aber  es  ist  ausser  Zweifel,  dass  auf  seiner  Burg  Neubach,  wo 
er  nach  Fürstenart  lebte,  alles  böhmisch  verhandelt  wurde. 
Seit  1451    lässt    sich    sein  Treiben    in    den  Gegenden    an    der 


'  Letzteres  ist  bekauntlich  falsch;  s.  unten. 

-  Aeneae  Siluü  epistolae,    nr.  öäl    ( Basoler  Aussähe).     Vpl.    dazu  Palacky, 

Zeupcnvcrliör  über  den  Tod  König  Ladislaws  (Abhaudhingen  d.  kgl.  böhm. 

Gesellschaft  d.   Wiss.   1856,  S.   ID.  44). 
3  Michael  Beheim,  Buch  von  den  Wienern  S.  0,  V.  2  ff. 
*  Geschichtsquellen   der  Stadt  Wien.   I.  Abth.    II.  Bd.   Wien  1870.  S.  -JTi. 
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March,  sowohl  in  Ungarn  als  in  Oesterreicli,  verfolgen,  und 
besonders  die  Städte  Pressburg  und  Wien  hatten  von  seiner 
Uebermacht  und  Raubsucht  schwer  zu  leiden,  denn  er  trieb 
das  Räuberhandwerk  im  grossen  Stile.  Doch  stand  er  auch 
den  benachbarten  Fürsten  bei,  so  oft  sie  seine  Hilfe  begehrten 
und  bezahlten.  So  wurde  Ledwenko  im  Dienste  des  Kaisers 
am  29.  April  1457  in  der  Stadt  Cilli  zugleich  mit  mehreren 
kaiserlichen  Ruthen  von  Johann  Witowec,  dem  damaligen 
obersten  Hauptmanne  des  Königs  Ladislaus,  überfallen  und  ge- 
fangen genommen.'  Jetzt  aber  war  er  wieder  frei  und  zeigte 
sich  von  neuem  auf  dem  früheren  Schauplatze  seiner  Räube- 
reien, an  der  March,  wo  er  mehrere  Täber  anlegte,  von  denen 
aus  er  das  Landvolk  brandschatzte  und  die  Kaufleute  unter- 
wegs überfiel.-  Es  handelte  sich  also  für  den  Wiener  Stadt- 
rath  auch  um  Veranstaltungen,  die  geeignet  wären,  dieser 
Gefahr  zu  begegnen. 

Bürgermeister  und  Rath  beriefen  daher  die  Gemeinde 
ein,  in  deren  Versammlung  bezüglich  der  Erbfolgefrage  be- 
schlossen wurde,  dass  sie  mit  einander  stehen  und  auf 
keinen  Theil  sich  schlagen  wollten. ^  Wie  dies  in  gefähr- 
lichen Zeiten  öfters  geschah,  verstärkte  sich  der  Stadtrath 
durch  Delegirte  aus  dem  Plenum  der  Gemeinde.-*  Sonst  be- 
stand die  Einrichtung,  dass  alljährlich  in  der  nächsten  Raths- 
versammlung  vor  St.  Thomastag  (21.  December)  Bürgermeister 
und  Rath  ihr  Amt  niederlegten,  und  sodann  am  Thomastage 
selbst  die  , Genannten'  sich  auf  ein  Glockenzeichen  im  Rath- 
hause  versammelten,  um  die  Wahlzettel  für  den  neuen  Bürger- 
meister und  Rath  abzugeben,  die  der  Landesfürst  seinerseits 
in  ihrem  Amte  bestätigte.'  Diesmal  jedoch  fasste  die  Gemeinde 
vielmehr  den  Beschluss,  dass  Bürgermeister,  Richter,  Rath, 
und  die,  , welche  aus  den  Genannten  und  der  Gemeinde  zur 
Ordnung  der  Stadt  gegeben  sind',  in  ihrem  Amte  ,bis  auf  eine 


'  Palacky,  Gesell,  von  Böhmen  IV,   1,  514. 

2  Ann.  Mellicenses  u.  1457.  Coppybnch  öl,  nr.  XLI. 

3  Vt,H.  Copcybiich  57:  ,daz  der  rat,  genant  vnd  gemain,  als  sy  am  nagsten 
pei  einander  gewesen,  vlierain  worden  sein  vnd  verlassen  hal>en,  daz  wir 
vns  anf  kainen  tail  l<!gen  sullen'. 

*  Sie  werden  in  der  Folge   (Copeybiieh  üG)    bezeiclinet:    ,ans    der    geniain, 

die  zu  der  stat  Ordnung  vnd  notdurtft  zu  betrachten  geben  sein'. 
»  Copeybuch  288,  nr.  CXLIII. 
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künftige  Herrschaft^  verbleiben  sollten,'  Zugleich  wurde  , damit 
sy  getuu  mug-en,  des  sy  von  rechtens  wegen  iedem  künftigen  erb- 
herrn  ze  tun  schuldig  sein^  auch  eine  , Ordnung'  zur  Bewahrung 
der  Stadt  (zwischen  dem  23.  und  dem  26.  November  1457)  2 
aufgestellt,  eine  Massregel  die  man  heutzutage  etwa  als  Ver- 
hängung des  Belagerungszustandes  bezeichnen  würde. 

Darnach  sollten  nur  die  vier  Hauptthore  der  Stadt:  das 
am  rothen  Thurm,  das  Stuben-,  das  Kärtner-  und  das  Schotten- 
thor offen  gelassen,  dagegen  die  anderen  Thore  mit  Ausnahme 
der  Nebenpförtchen  (für  die  Fussgänger)  geschlossen  und  mit 
Ketten  gesperrt,  aber  auch  die  Nebenpforten,  damit  man 
wisse  wer  ein-  und  ausgehe,  mit  Wächtern  besetzt  und  in 
früher  Abendstunde  geschlossen  werden.  Besondere  Wachen 
sollten  im  Werderthurm,  im  Salzthurm  und  au  dem  Thore  des 
letzteren  aufgestellt  und  auch  zur  Behütung  der  übrigen  Thore 
und  Thüren  die  nöthigen  Vorkehrungen  getroffen  werden.  Den 
Hauptleuten  wurde  aufgetragen.  Zäune  und  Gräben  auszu- 
bessern. Zwei  Bürger  wurden  beauftragt,  die  Sturmglocken 
sammt  den  Schlüsseln  des  Thurmes  dazu  in  Verwahrung  zu 
nehmen.  Die  Meister  der  Handwerkerzechen  und  ihr  Gesinde, 
desgleichen  die  fremden  , Gäste'  und  ,Lägerer'  sollten  auf  das 
Rathhaus  beschieden  und  ermahnt  werden,  zu  Bürgermeister, 
Kath  und  Bürgergemeinde  sich  zu  halten  und  sich  gleich  dieser 
auf  keinen  Theil  zu  legen.  Die  gleiche  Mahnung  sollte  der 
Kector  der  Universität  an  die  Studenten  richten  und  diese  sollten 
bestimmt  werden,  sich  ruhig  zu  verhalten  und  Nachts  nicht  auf 
der  Gasse  zu  gehen.  Die  vermögendsten  Bürger  sollten  sich 
mit  Knechten  und  Rossen,  die  Bäcker  mit  Mehl,  jeder  Hauswirth 
mit  Getreide  und  Mehl  versehen.  Der  Marschall  sollte  darauf 
sehen,  dass  in  den  Herrenhäusern,  der  Stadtrichter,  dass  in  den 
, Läden  und  Kochhütten'  keinerlei  ,Gastumb'  gehalten  werden, 
wovon  indessen  das  Admonter,  das  EUerbacher'*  und  das  Regens- 
burger Haus,  sowie  die  , rechten,  gewöhnlichen  Gasthäuser' 
ausgenommen  seien.     In  den  , Landhäusern'  wurden  alle  Arten 


«  Vgl.  Copeybuch  86,  nr.  XLII. 

2  Ueber  die  Zoithcstimmunp  s.  unten. 

"'  Das  Copo.ybucli,  ö'i,  sagt:  ,1)ch  von  Elherhacli  Hatis'.  Gemeint  ist  aber 
wühl  Hertliolds  von  Ellerbnch  Ilaua  am  ftraben  und  Kolilmarkt,  worüber 
Sc-lilager,   Wiener   SUizzeu.    N.   F.   IF,  ;i.'i2   IV.   zu   vergleieiien   ist. 
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von  Spiel  untersagt. '  Die  Gastgeber  sollten  jede  Nacht  ein 
schriftliches  Verzeichniss  ihrer  Gäste  dem  Bürgermeister  über- 
geben; jedermann  sollte  wissen,  wen  er  bei  sich  beherberge. 
Gegen  Feuersgefahr  wurde  die  Feuerordnung  von  14542  er- 
neuert. Ferner  wurde  jedem  Hauswirthe  anbefohlen,  stets  an 
seinem  Hause  die  ,nerb'  zu  der  Gassenkette  und  Schlüssel  und 
Schloss  dazu  in  Bereitschaft  zu  halten,  um  im  Falle  der  Auf- 
forderung des  Bürgermeisters  oder  der  obersten  Hauptleute  die 
Ketten  in  den  Gassen  legen  und  sperren  zu  können.  Vor  allem 
aber  und  auf  das  strengste  wurde  eingeschärft,  dass  niemand 
,verbunden^  d.  i.  mit  geschlossenem  Helm  und  bewaffnet  auf 
der  Gasse  einhergehen  oder  über  die  (Thor)brücken  ein-  und 
ausreiteu  dürfe,  sondern  dass  sich  ein  jeder  aufbinden  müsse, 
auf  dass  man  ihn  erkennen  möge.  Bezüglich  derer,  welche 
hinausreiten  wollen,  wird  noch  überdies  gefordert,  dass  sie  nur 
gegen  Vorweisung  einer  Polize  an  den  Thoren  durchgelassen 
werden  sollten.  Wichtig  für  die  Folge  wurde  eine  Anordnung, 
welche  speciell  die  ,Landleute^,  d.  i.  die  Landherren,  betraf. 
Diese  sollten  mit  ihrem  Gefolge  in  die  Stadt  zwar  eingelassen 
werden,  zuvor  aber  sollte  jeder  derselben  am  äusseren  Thor 
einem  dazu  verordneten  Manne  geloben,  dass  er  und  sein  Ge- 
folge ohne  Schaden  für  die  Stadt  ein-  und  wieder  ausreiten 
werde.  Die  Namen  dieser  Landleute  und  die  Anzahl  ihres 
Gefolges  sollten  jede  Nacht  dem  Bürgermeister  schriftlich  ver- 
zeichnet übergeben  werden.  Wollte  aber  ein  Landmann  mit 
grosser  Anzahl  Volkes  einreiten  oder  ein  Fremder  einziehen,  so 
sollte  das  nicht  ohne  Wissen  des  Bürgermeisters  geschehen. 
Zugleich  erging  die  Aufforderung  an  jedermann,  woferne  er 
etwas  in  Erfahrung  brächte,  woraus  der  Stadt  Schaden  entstehen 
könnte,  dies  bei  dem  Eide,  den  er  der  Stadt  geschworen  habe, 
an  den  J3üi'germeister  und  Rath  zu  bringen. 

Hieran  schlössen  sich  weitere  Anordnungen,  um  die  Wehr- 
kräfte der  Stadt  zu  ordnen  und  zu  vermehren.  Man  beschloss 
zweihundert  Fussknechte  als  Wache  in  den  Bollwerken  und 
unter  den  Thoren  aufzunehmen.  Die  reicheren  Bürger  wurden 
aufgefordert,  sich  mit  Knechten  und  Rossen  zu  versehen,  die 
geistlichen  Körperschaften  in   Wien  und  jene,    welche   daselbst 


'  jWeder  auf  dum   prel,  iiofli   im   jirff,    nncli    mit    kjirtcii    in    dliaiiier  weis'. 
■'  GüacLiclitsquelleu  der  8t;i<it  Wien.   I.   Alilh.   11.    Üaiid    S.  So  fl". 
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Häuser  und  Höfe  besasscn,  Schützen  anzuwerben.  Wie  in 
früheren  Fällen  dieser  Art,  wurden  nach  den  Vierteln  der 
Stadt  vier  oberste  Hauptleute  aufgestellt:  Für  das  Kärntner- 
viertel Konrad  Pilgrim,  für  das  Widmer-  (Holzthor)  Sebastian 
Ziegelhauser,  für  das  Schottenthor  Friedrich  Ebner,  für  das 
Stubenthor  Nikolaus  Ernst.  Ueberdies  wurden  für  jedes  der 
Thore:  das  Stuben-,  das  Kärntner-,  Holz-,  Schotten-,  Werder- 
thor, am  Salz-  und  am  Rothenthurm  je  drei  oder  je  zwei 
Hauptleute  bestimmt,  um  vorkommenden  Falles  die  Leute  an 
den  Thoren  zu  ordnen,  oder  um  (an  dem  Kärntner-,  Stuben-, 
Rothenthurm-  und  Schottenthor)  die  Wache  bei  Tag  und  Nacht 
zu  besorgen.  Auf  den  Schall  der  Sturmglocke  sollten  sich  die 
bürgerlichen  Mannschaften  zu  Fuss  und  Ross  versammeln:  und 
zwar  jene  im  Kärntnerviertel  am  Neumarkt,  die  im  Widmer- 
viertel am  Graben,  die  im  Schottenviertel  am  Hof,  die  im 
Stubenviertel  am  Lugegk. '  Die  Mitglieder  des  Rathes  aber, 
soweit  sie  nicht  Hauptleute  seien,  sollten  sich  auf  dem  Rath- 
hause  einfinden  und  der  Bürgermeister  das  Banner  der  Stadt 
führen.  Schon  jetzt  aber  wurden  in  vier  Häuser  der  Stadt  — 
in  das  des  Apothekers  Vincenz  am  Graben,  zu  Heinrich  Franck, 
Konrad  Pfuntimasch  und  Mert  Schrott  je  fünfundfünfzig 
Geharnischte  als  ,Schartleute^  gelegt,  die  dem  Bürgermeister 
und  den  obersten  Hauptleuten  sofort  zur  Verfügung  stehen 
sollten.-  Die  Thürme  und  Thore,  die  Ringmauern  und  Basteien, 
Erker  und  Brustwehren  wurden  ausgebessert.^ 

Während  so  die  Stadt  ihre  Neutralität  gegenüber  den  be- 
vorstehenden Ereignissen  zu  wahren  suchte,  trafen  auch  die 
in  Wien  weilenden  Räthe  des  verstorbenen  Königs  Ladislaus, 
darunter  Burggraf  Älichael  zu  Maidburg,  Graf  zu  Retz  ^  und 
Graf  Bernhard  von  Schaumburg  jene  Anstalten,  welche  die 
gegenwärtige  Sachlage  erheischte,  indem  sie  am  27.  November 
die  Siegel  des  Königs,   sowohl  das  kleine,   welches  der  könig- 


'  Dieselben  Versiimmlungspuukte  werden  in  der  Fcuorurdnung  vom  ö.  Juli  1458 
(s.  u.)  bezeichnet. 

2  Copeybuch  öl — öü,  wo  die  Ernennung'  der  Il;in|ilKMitc  ;iuf  den  2H.  No- 
vember angesetzt  wird.  Deinnucli  füllt  die  ,Urdnuiig'  jcdonlalls  zwisi-ben 
dem  23.  und  "2(5.  November. 

5  Schlager,  Wiener  Skizzen,   IH,}'.,  S.   172  tf. 

*  Vgl.  über  diesen  W.  Kopal.  llardegg  (in  Blätter  des  Vireins  f.  Landesk. 
Oesterr.   u.  d.    K.   XI.  Jalirg )    U;:;   ff. 
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liehe  Secretär  Meister  Sigmund  Forscliover  inne  gehabt,  als 
auch  das  Siegel  des  Marschallamtes,  dessen  sich  bisher  Graf 
Bernhard  von  Schaumberg  als  Landmarschall  bedient  hatte,  unter 
Petschaft  legten.  ^  Wahrscheinlich  wurde  zugleich  beschlossen, 
dass  bis  auf  weiteres  der  Hofmarschall  Niklas  Druchsess  die 
Bitrg  behüten,  der  Hubnieister  Hans  Müluelder  das  Hubamt 
fortführen  sollte."^ 

Schon  am  folgenden  Tage  (28,  November)  begannen  die 
Verhandlungen.  Herzog  Albrecht,  der  in  Wien  weilte,  begab 
sich  in  das  Marschallhaus,  um  durch  seinen  Anwalt,  den  Mark- 
grafen von  Rötl  3  den  Käthen  des  verstorbenen  Königs  seinen 
Schmerz  über  das  Ableben  ihres  Herrn  auszudrücken  und 
ihnen  zu  eröffnen,  dass  er  keinen  ,Voi'theik'  für  sich  suchen 
wolle,  sowie  dass  er  bereit  sei  ihnen  mit  Rath  und  That  bei- 
zustehen, um  dem  Lande  Eintracht  und  Frieden  zu  erhalten.^ 
Auch  in  der  Versammlung  des  Wiener  Stadtrathes  und  der 
Gemeine  fand  sich  der  Herzog  an  demselben  Tage  ein,  um 
hier  ebenfalls  sein  Beileid  über  den  Tod  des  Königs  zu  be- 
zeugen und  zu  verkünden,  dass  er  in  der  Erbschaftsfrage 
keinen  ,Vortheil'  anstrebe,  sondern  nur  ,was  gleich,  billig,  ehr- 
lich und  rechtlich  wäre'.'' 

Aber  auch  die  Stände  traten  bereits  jetzt  mit  der  Stadt 
Wien  in  Unterhandlung.  Graf  Bernhard  von  Schaumberg  und 
mit  ihm  eine  Anzahl  von  Herren,  Rittern  und  Knechten  gaben 
dem  Stadtrathe  ihre  Absicht  kund,  einen  Landtag  auszu- 
schreiben und  forderten  denselben  auf,  ihnen  Beistand  zu 
leisten.  Die  Antwort  des  Stadtrathes  erfolgte  am  28.  November. 
Derselbe  hob  hervor,  dass  von  den  Käthen  des  verstorbenen 
Königs  einige  zu  Prag,  andere  auf  Botschaft  abwesend  seien. 
Wollten  trotzdem  Bernhard  und  seine  Genossen  einen  Land- 
tag ausschreiben,  so  theile  man  ihnen  mit,  dass  sich  Rath  und 
Gemeinde  neutral  verhalten  würden.  Auch  machte  der  Stadt- 
rath  die  Herren  auf   das  Gelöbniss  aufmerksam,    welches  nach 
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dem  jüng'st  erfolgten  Beschlüsse  der  Gemeinde  jeder  Ein-  oder 
Ausreitende  der  Stadt  zu  leisten  habe.' 

Doch  die  Landherren  gaben  sich  mit  dieser  Antwort 
nicht  zufrieden.  Daher  erschienen  am  folgenden  Tage  (29.  No- 
vember") Albrecht  von  Ebersdorf,  Obersterbkämmerer  von 
Oesterreich  und  Wolfgang  Oberhaimer  vor  dem  Rathe  und 
verlangten,  dass  man  die  Gemeinde  auf  den  folgenden  oder 
den  zweitnächsten  Tag  (30.  November  oder  1.  December)  ein- 
berufe, damit  derselben  der  von  Maidburg,  der  von  Schaum- 
burg-  und  die  übrigen  Herren  ihr  Anlieg-en  vorbringen  könnten. 
Hierauf  ward  ihnen  zur  Antwort:  der  Rath,  die  Genannten  und 
,aus  der  gemain,  die  zu  der  ordming  g-eben  seinn^  seien  blos 
dazu  gesetzt  und  bei  einander  im  Rathhause,  um  das,  was  in 
diesen  Zeitläuften  an  sie  gebracht  würde,  anzuhören  und  an 
die  Gemeinde  zu  bringen.  Genannte  und  Gemeinde  aber 
könnten  sie  vor  Sonntag  (4.  December)  nicht  einberufen,  da 
dieselben  erst  heute  beisammen  gewesen  wären  und  denselben 
nicht  zugemuthet  werden   könne,    sich   so   oft   zu  versammeln. - 

Die  Herren  schieden  mit  dieser  Antwort  ab.  Am  folgen- 
den Tage  erschienen  sie  aber  in  verstärkter  Zahl,  darunter  die 
Grafen  von  Maidburg  und  Schaumberg."'  Im  Namen  aller 
wiederholte  der  von  Ebersdorf,  dass  es  ihre  Absicht  sei,  mit 
Wissen  und  Willen  der  Stadt  einen  Landtag  auszuschreiben. 
Sie  begehrten,  die  Stadt  solle  bei  und  mit  ihnen  stehen  ,bis 
auf  eine  gemeine  Landschaft',  um  sich  bis  dahin  auf  keinen 
Theil  zu  legen,  sondern  dem  nachzugehen,  was  die  gemeine 
Landschaft,  d.  i.  der  Landtag  beschliessen  werde.  Durch  ein 
derartiges  Zusammenhalten  werde  man  am  besten  im  Stande 
sein,  etwaigen  Forderungen  oder  Anliegen  der  Landesfürsten 
in  Betreff  ihrer  Erbansprüche  einträchtiglich  zu  begegnen. 
Doch  auch  diesmal  beharrte  der  Bürgermeister  auf  seinem 
früheren  Standpunkte.  Er  wies  überdies  auf  den  Beschluss 
der  Gemeinde  hin,  sich  auf  keinen  Theil  zu  legen,  weshalb  er 
und  der  Rath  ihr  Ansuchen    auch    nicht   bei  der  Gemeinde  zu 
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befürworten  im  Stande  seien.  Daher  möchten  die  Herren  ent- 
weder selbst,  oder  durch  den  Stadtrath  am  nächsten  Sonntage 
(4.  December)  ihr  Anliegen  vor  die  Gemeinde  bringen.  Damit 
gaben  sich  denn  auch  die  Herren  zufrieden. '  Ob  aber  am  4.  De- 
cember die  Bürgergemeinde  wirklich  zusammentrat  und  wie 
die  in  derselben  gefassten  Beschlüsse  lauteten,  wird  uns  leider 
nicht  mitgetheilt.  Doch  scheint  jenes  der  Fall  gewesen  zu  sein 
und  die  spätere  Haltung  des  Stadtrathes  lässt  vermuthen,  dass 
man  wiederholt  beschlossen  habe,  sich  ,bis  auf  eine  gemeine 
Landschaft'  auf  keinen  Theil  zu  legen. 

Ausser  den  Landständen  entfaltete  auch  Herzog  Albrecht 
schon  jetzt  eine  rührige  Thätigkeit.  Dabei  verkannte  er  nicht, 
dass  die  Haltung  der  Stadt  Wien  in  dem  voraussichtlichen 
Streite  mit  dem  Bruder  von  ausschlaggebender  Bedeutung  sein 
werde.  So  wie  er  daher  den  Adel  des  Landes  an  sich  zu 
ziehen  suchte,  so  war  er  nicht  minder  bemüht,  die  Stadt  aus 
ihrer  Neutralität  in  sein  Lager  herüber  zu  locken.  Dazu  musstc 
er  sich  um  so  mehr  gedrängt  fühlen,  als  schon  jetzt  manche 
sich  dahin  vernehmen  Hessen,  dass  die  Regierung  des  Landes 
dem  Aeltesten  von  Oesterreich  gebühre."-  Reden  dieser  Art 
blieben  natürlich  auch  ihm  nicht  verborgen  und  bestimmten 
ihn,  den  diplomatischen  Schachzug   schon  jetzt    zu    versuchen. 

Es  war  am  5.  December  —  am  Nachmittag  jenes  Tages 
an  welchem  zu  Wien  die  Exequien  für  den  verstorbenen  König 
begangen  wurden  —  •'  als  sich  auf  Herzog  Albrechts  Aufforderung 
und  in  dessen  Hause  die  Räthe  des  Königs  Ladislaus  ver- 
sammelten. Es  waren  dies  Graf  Michael  von  Maidburg,  Graf 
Bernhard  von  Schaumberg  und  die  Herren  Albrecht  von  Ebers- 
dorf, Jörg  Hager,  der  Hubmeister  Mülvelder  und  Wolfgang 
Missingdorfcr.  Ihnen  eröffnete  Albrecht  durch  den  Markgrafen 
von  Rötl,  er  sei  eigentlich  nach  Wien  gekommen,  in  der  Absicht, 
zwischen  Ladislaus  und  dem  Kaiser  zu  vermitteln.  Nunmehr 
aber  sei  er  ,Miterbe',  als  solcher  wünsche  er  keinen  ,Vortheil' 
für  sich,  sondern  nur  seine  ,Gerechtigkeit^  Zugleich  aber  Hess 
er,  um  schon  jetzt  den  Reden  jener  zu  begegnen,  welche  be- 
haupteten, dass    ,der   Aeltestc    von    Oesterreich    regieren  solle' 
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einen  ,Ordnungsbrief^  verlesen,  der  Jüngst'  zwischen  ihm  und 
dem  Kaiser  ausgegangen  und  in  welcliem  bestimmt  worden  sei, 
wie  es  hinfür  bezüglich  etwaiger  Erbschaften  und  des  Anfalls- 
rechtes stehen  solle.  Er  bat  die  Herren,  dies  zu  beherzigen 
und  ihm  sammt  der  Landschaft  zu  seiner  Gerechtigkeit  zu 
verhelfen,  indem  er  nicht  unterliess  hinzuzusetzen,  dass  er  eine 
Theilung  des  Landes  als  nicht  erspriesslich  für  sein  Haus  er- 
achte. Er  ersuchte  sie,  fiills  der  Kaiser  selbst  kommen  oder 
seine  Räthe  hieher  schicken  würde,  ihn  davon  zu  benachrich- 
tigen und  sprach  endlich  auch  die  Absicht  aus,  mit  der  Stadt 
Wien  in  Verhandlung  treten  zu  wollen.^ 

Der  , Ordnungsbrief  7  auf  welchen  sich  hier  Herzog  Albrecht 
beruft,  ist  ohne  Zweifel  der  Vertrag,  welchen  er  mit  dem  Kaiser 
am  8.  Januar  1453  geschlossen  hatte,  die  lebenslängliche  Haus- 
ordnung, in  welcher  sich  bezüglich  aller  in  dieselbe  nicht  ein- 
bezogenen Länder,  die  an  sie  durch  Tod  und  Erbschaft  fallen 
würden,  ein  jeder  von  beiden  seine  , Erbschaft  und  Gerech- 
tigkeit' vorbehalten  hatte. 

Allein  trotz  des  Hinweises  auf  diesen  , Ordnungsbrief' 
gingen  die  Räthe  des  verstorbenen  Königs  einer  bestimmten 
Erklärung  über  die  Ansprüche  Albrechts  und  des  Kaisers  vor- 
sichtig aus  dem  Wege.  Sie  dankten  blos  dem  Herzoge  für 
seine  gnädige  Gesinnung  und  sprachen  die  Hoffnung  aus,  dass 
sich  Friedrich,  Albrecht  und  Sigmund  mit  einander  freundlich 
einigen  würden.  Sollte  eine  solche  Einigung  auf  Hindernisse 
stossen,  so  wollten  sie  ihrerseits  mit  der  Landschaft  gern  zu- 
sammenwirken, um  alle  Hemmnisse  beseitigen  zu  helfen.  Ueber- 
haupt  seien  sie  willens,  nichts  , neben  der  Landschaft'  zu  thun, 
wie  sich  solches  für  , fromme  Landleute'  zieme. - 

Wir  dürfen  wohl  annehmen,  dass  ungefähr  ebenso  wie 
die  den  Räthen  des  Ladislaus  abgegebene  Erklärung,  auch  jene 
gelautet  haben  wird,  mit  welcher  sich  nunmehr  neuerdings 
Albi'echt  an  den  Stadtrath  wendete.  Auch  diesen  ersuchte  er, 
ihn  sofort  von  des  Kaisers  oder  seiner  Käthe  Ankunft  zu  be- 
luichrichtigen.  Er  fügt»!  die  Bitte  hinzu,  die  Stadt  möge  nicht 
zulassen,  dass  man  ihn  von  seinen  gerechten  Ansprüchen  ,ge- 
waltsani  dränge',  bevor  die  gemeine  Landschaft  zusammentrete. 
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Aber  auch  die  Stadt  suchte  in  ihrer  Antwort  auf  dieses 
Anbringen  (7.  December)  offenbar  jede  Erklärung-  zu  ver- 
meiden, die  als  ein  Heraustreten  aus  den  Schranken  der  einmal 
beschlossenen  strengsten  Neutralität  gedeutet  werden  konnte. 
Daher  sagte  man  dem  Herzoge  zwar  die  Erfüllung  der  ersten 
Bitte  zu.  Hinsichtlich  der  zweiten  aber  lautete  die  Antwort 
ziemlich  unbestimmt;  der  Herzog  möge  selbst  bedenken,  wie 
weit  die  Macht  der  Stadt  in  dieser  Sache  reiche;  ein  Hinaus- 
gehen über  die  Grenzen  dieser  Macht,  eine  Zusage,  die  sie 
nicht  erfüllen  könnte,  würde  ihm  mehr  schädlich  als  nutz- 
bringend sein,  so  unlieb  es  auch  der  Stadt  sein  würde,  wenn 
ihm  bis  zur  Zeit  des  Zusammentrittes  der  Landschaft  Gewalt 
widerführe.  Die  Stadt  sei  jedoch  gern  bereit,  mit  der  Land- 
schaft ,für  ihre  gnädigste  Herrschaft^  zur  Anbahnung  der  Ein- 
tracht und  des  Friedens  mitzuwirken.' 

Unmittelbar  darnach  traf  ein  Schreiben  des  Kaisers  (vom 
5.  December  1457)  an  den  Wiener  Stadtrath  ein,^  welches  sich 
von  dem  Anbringen  Albrechts  vor  allem  darin  unterschied, 
dass  in  demselben  nur  von  den  Ansprüchen,  die  er  selbst  auf 
Oesterreich  besitze,  nicht  auch  von  denen  Albrechts  und  Sig- 
munds die  Rede  war  und  dass  die  Bürger  einfach  aufgefordert 
wurden,  sich  an  ihn  zu  halten,  während  Albrecht,  wir  dürfen 
wohl  sagen,  mit  kluger  Berechnung  stets  betonte,  dass  er  keinen 
Vortheil  begehre,  sondern  nui'  das,  was  recht  und  billig  sei. 
Die  Wiener  heben  dies  denn  auch  in  der  Beantwortung  des 
kaiserlichen  Schreibens  (10.  December),  welche  übrigens  über- 
einstimmend mit  der  Albrecht  ertheilten  Antwort  hiutet,  hervor.^ 

Jedenfalls  erkannte  die  Bürgerschaft,  dass  der  Inhalt  des 
kaiserlichen  Schreibens  geeignet  sei,  den  befürchteten  Zwiespalt 
der  habsburgischen  Brüder  zu  beschleunigen.  Daher  lehnten 
sie  (14.  December)  das  Ansinnen  Albrechts,  der  mit  seinen 
Ruthen  im  Rathhause  ersciiien  und  sie  bat,  ihm  den  Brief 
Friedrichs  mitzutheilen,  ab.  Und  da  jetzt  Albrecht,  welcher 
früher  nur  verlangt  hatte,  dass  man  ihn  vor  ,gewalt8amer 
Drängniss'  vor  dem  Zusammentritt  der  gemeinen  Landschaft 
bewahren    möge,    ähnlich    dem    Kaiser    eine    ,Begoiirung'    that, 
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d.  i.  seine  Erbansprüche  bereits  jetzt  anerkannt  wissen  wollte, 
weigerte  sich  der  Ratli  dies  zu  thun  und  ersuchte  ihn  vielmehr, 
sich  mit  ihrer  früheren  Antwort  zu  begnügen.' 

Am  folgenden  Tage  (15.  December)^  beschied  Herzog 
Albrecht  die  königlichen  Räthe  ^  neuerdings  zu  sich.  Da  sich 
darunter  einige  befanden,  welche  am  5.  December  nicht  er- 
schienen waren,  so  wiederholte  Albrecht  seine  vorige  Erklärung. 
Zugleich  theilte  er  ihnen  mit,  dass  der  Kaiser  an  die  Stadt 
Wien  eine  Aufforderung  gerichtet  habe,  deren  Wortlaut  ihm 
zwar  nicht  bekannt  geworden  sei,  die  ihn  aber  veranlasst  habe, 
nunmehr  auch  seine  und  Sigmunds  Erbansprüche  bei  der  Stadt 
anzumelden.  Zuletzt  theilte  der  Erzherzog  den  versammelten 
Käthen  die  Antwort  der  Bürgerschaft  auf  sein  Anbringen  mit.^ 

Doch  begnügte  sich  Albrecht  auch  mit  diesen  Schritten 
nicht.  Voll  Misstrauen  gegen  den  kaiserlichen  Bruder,  voll 
Besorgniss  vor  plötzlicher  Vergewaltigung,  trat  er  bald  darauf 
durch  den  Markgrafen  von  Rötl  mit  Niklas  Druchsess  und 
mit  dem  Hubmeister  Hans  Mülvelder  in  Unterhandlung.  Herr 
Niklas  habe  die  Burg  zu  Wien,  Mülvelder  das  Hubamt  inne. 
Er  begehre  daher  von  ihnen,  dass,  wenn  der  Kaiser  auch  an 
sie  ein  ähnliches  Ansinnen,  wie  an  die  Stadt  gerichtet  habe 
oder  richten  werde,  sie  ihn  davon  sofort  in  Kenntniss  setzen 
würden.  Denn  er  und  Herzog  Sigmund  hätten  gleichfalls  Erb- 
rechte an  der  Burg  und  an  dem  Hubamte.  Er  wolle  ihnen 
auch  nicht  verhehlen,  wai-um  er  ihnen  dies  alles  sagen  lasse. 
Denn  als  der  Kaiser  nach  König  Albrechts  Tode  auf  Grund 
einer  Verschreibung  die  Vormundschaft  über  König  Ladislaus 
angetreten  habe,  da  wäi'en  sie  beide  nach  Wien  gezogen ;  der 
Kaiser  sei  im  Praghaus,  er  bei  dem  Geukramer  (einem  Wiener 
Bürger)  eingekehrt.  Des  Morgens  aber,  als  er  dachte,  der 
Kaiser  werde  im  Praghaus  aufwachen,  da  wäre  derselbe  in  der 
Burg  aufgestanden.  Sollte  nun  solches  sich  abermals  ereignen, 
so  würden  dadurch  er  und  sein  Vetter  Sigmund   übervortheilt. 
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Doch  traue  er  ihnen  dergleichen  nicht  zu  und  hoffe  viel- 
mehr, dass  ihm  und  Sigmund  von  ihnen  nicht  ähnliches  wider- 
fahren werde. 

Niklas  Druchsess  erwiderte:  es  sei  wahr:  er  habe  die 
Burg  nunmehr  inne.  Doch  möge  der  Herzog  ohne  Zweifel 
sein,  dass  er  mit  der  Burg  sich  als  ein  frommer  Mann  erweisen 
werde.  Gemächer  und  Gewölbe  seien  so  vorgesehen  und  be- 
wahrt, dass  man,  wie  er  hoffe,  dieselben  im  besten  Zustande 
vorfinden  werde.  Der  Herzog  möge  übrigens  versichert  sein, 
dass  er  ohne  Mitwisseu  der  Räthe  und  der  Landschaft  in 
Bezug  auf  die  ihm  anvertraute  Burg  nichts  unternehmen  werde. 
Bisher  sei  von  Seite  des  Kaisers  nichts  an  ihn  gelangt,  sollte 
dies  aber  der  Fall  sein  oder  ihm  von  irgend  jemandem  mit 
Gewalt  begegnet  werden,  so  hoffe  er,  dass  sowohl  der  Herzog  als 
auch  die  Landschaft  dies  nicht  zulassen,  sondern  ihm  Beistand 
leisten  würden,  da  es  sein  Vorsatz  sei,  sich  gegen  Fürsten 
und  Land  nicht  anders  zu  verhalten,  als  einem  Biedermanne 
zukomme. 

Aehulich  lautete  des  Hubmeisters  Antwort.  Auch  dieser 
erwiderte,  dass  bisher  von  keiner  Seite  ein  Ansinnen  an  ihn 
gestellt  worden  sei,  dass  aber,  wenn  ein  solches  an  ihn  ge- 
richtet werden  sollte,  er  nichts  ohne  Einvernehmen  mit  den 
Käthen  und  der  Landschaft  thun  wolle,  wie  er  auch  bisher  in 
seinem  Amte  stets  nur  im  Auftrage  der  Räthe  gehandelt  habe. ' 

Inzwischen  hatte  eine  Versammlung  zu  Ebers  dort 
stattgefunden,  auf  welcher  königliche  Räthe  mit  ,ettlichen  der 
eltisten  vnd  pesten  im  lannd'  erschienen  waren  ,ausgenomtMi 
den  von  Walsse^  Die  Versammlung  beschloss  zusammenzu 
halten  und  nur  in  Verbindung  mit  der  gemeinen  Landschai't 
vorzugehen,  zu  welchem  Behufe  die  , Eltesten'  nach  Wien  be- 
rufen werden  sollten,  um  dahin  für  die  vier  Stände  des  Landes 
einen  Landtag  auszuschreiben.  Von  dieser  Absicht  setzte  dii 
Ebersdorfer  Versammlung  den  Wiener  Stadtrath  mit  dem  An- 
sinnen in  Kenntniss,  von  dem  Gelübde  bei  den  Thoren  zu 
Gunsten  der  , Landleute'  (Ständemitglieder)  abzustehen.  Dt  r 
Stadtratlj  lehnte  jedoch  (^11.  Docember)  dies  Ansinnen  nach 
eingeliolter  Meinung  der  CJemeinde  ab,  indem  er  erklärte,  dass 
letztere   hiezu   nicht  Misstiauen   gegen  die  Landleute  bestimme 
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und  dass  sie  mit  ihrem  Beschlüsse  diese  nicht  verletzen  wollten, 
dass  vielmehr  andere  gewichtige  Gründe  sie  bestimmt  hätten 
jenen  Beschluss  bezüglich  der  Gelöbnisse  in  ihre  , Ordnung' 
aufzunehmen.  Der  vStadtrath  hebt  hervor,  dass  die  Bürger- 
schaft zu  ihrem  Beschlüsse  ebensowohl  die  Rücksicht  für  die 
Landschaft  als  für  die  Landesfürsten  geleitet  habe.  Er  weist 
auf  die  unsichere  Lage,  auf  Krieg  und  Aufregung  in-  und 
ausserhalb  des  Landes  hin,  welche  derartige  Vorkehrungen  er- 
fordert hätten.  Es  stehe  zu  befürchten,  dass  es  auf  dem  Land- 
tage selbst  zu  Zerwürfnissen  zwischen  den  Landleuten  kommen 
werde,  und  dass  sich  mit  den  Landleuten  Fremde  in  die  Stadt 
einschleichen  und  Unfrieden  stiften  könnten.  Der  Rath  stellt 
es  übrigens  den  zu  Ebersdorf  Versammelten  anheim,  ihn  vor- 
kommenden Falls  eines  besseren  zu  belehren,  nöthigenfalls  diese 
seine  Antwort  der  gemeinen  Landschaft  selbst  vorzulegen,  i 

Am  18.  December  richtete  von  Graz  aus  der  Kaiser  ein 
neues  Schreiben  an  die  Stadt,  welches  die  frühere  Aufforderung 
bereits  mit  der  bestimmten  Begründung  wiederholte,  dass  sie 
sich  zu  ihm  ,als  dem  Aeltesten  von  Oesterreich*  halten 
solle,2  eine  Mahnung,  die  am  folgenden  Tage  (19.  December) 
an  alle  Städte  und  wohl  um  dieselbe  Zeit  auch  an  die  übrigen 
Stände  Oesterreichs  erging.  ^ 

Am  23.  December  fand  in  Wien  eine  Versammlung 
von  Landständen  ,niderhalb  und  ob  der  Enns'  statt, ■•  auf 
welcher  beschlossen  wurde ,  einen  Landtag  auf  St.  Agnesen 
(21.  Januar  1458)  zum  Zwecke  der  Vereinbarung  mit  den 
fürstlichen  Erbansprechern  auszuschreiben,  sowie  auch  Söldner 
anzuwerben,  welche  wider  den  Söldnerhauptraann  Ledwenko, 
der  sich  neuerdings  im  Lande  zeigte,  unverzüglich  an  die 
March  gelegt  werden  sollten.  Das  Ausschreiben  des  Land- 
tages ,  welches  am  folgenden  Tage  (24.  December)  erlassen 
wurde ,  forderte  zugleich  die  einberufenen  Stünde  auf,  sich 
zu  Ross  und  Fuss  für  den  Fall  bereit  zu  halten,  dass  es 
sich  um  die  Beschützung  des  Landes  gegen  einen  feind- 
lichen   Einfall    oder    gegen    einen    ,muth\villigen    Krieg    wider 


'  Copeybiicli  (J2— 0;(,  ur.  XXIII. 

2  Ebd.  üö,  iir.  XXV. 

'  Ebd.  üö  iir.  XXVI  —.  Cbmel,   Rcnfostcn  .'{äGV».    Meziinlicli  der  Malimiiig-  :iii 
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Landrecht',  von  wem  immer  auch  derselbe  begonnen  würde, 
handeln  sollte.^ 

Auf  dieser  Zusammenkunft  wurden  von  den  Versammelten 
aus  allen  vier  Ständen  Verweser  eingesetzt,  welche  bis  zum 
Zusammentritte  der  Landschaft  selbst,  ,des  Landes  Nothdurft' 
verrichten  sollten  und  zwar  wurden  dazu  Graf  Michael  von 
Maidburg,  Graf  Bernhard  von  Schaumberg,  Wolfgang  von 
Wallsee  und  Ulrich  Eizinger  ausersehen, ^  in  deren  Namen  auch 
bereits  die  Einberufungsschreiben  für  den  künftigen  Landtag 
erlassen  wurden. ^  Diesen  legte  die  Bürgerschaft  von  Wien 
die  beiden  letzten  Schreiben  des  Kaisers  (vom  18.  und  19.  De- 
cember)  vor,  welche  sie  sodann  (27.  December)  ohne  Zweifel 
mit  Zustimmung  der  Verweser  dahin  erwiderte,  dass  sie  die- 
selben dem  künftigen  Landtage  vorlegen  werde,  von  welchem 
sie  sich  keineswegs  trennen  wolle. ^ 

Erzherzog  Albrecht  nahm  den  letzten  Brief  des  Kaisers 
zum  Anlasse,  die  Gesinnung  der  Stadt  Wien  neuerdings  zu  er- 
forschen und  zugleich  seine  und  diesmal  auch  Sigmunds  Ansprüche 
näher  zu  begründen.  Am  7.  Januar  1458  erschien  Albrecht  vor 
dem  Stadtrathe  und  der  Gemeinde  auf  der  Schule  zu  St.  Stephan 
mit  der  Erklärung,  dass  durch  den  Tod  des  Königs  Ladislaus 
das  Land  an  den  Kaiser,  an  ihn  und  an  Sigmund  gefallen  sei 
,auf  ainen  nicht  mer,  noch  mynner  denn  auf  den  andern^  Zum 
Beweise  dessen,  berief  sich  Albrecht  auf  den  Theilungsbrief 
ihrer  Ahnen  Albrecht  und  Leopold  (1379),  auf  den  Verzicht- 
brief und  die  Verschreibung  (Revers),  welclien  der  Kaiser  be- 
treffend die  Vormundschaft  über  Ladislaus  den  vier  Parteien 
des  Landes  (1.  December  1439)  ausgestellt  und  auf  die  gegen- 
seitige Verschreibung  zwischen  ihm  und  dem  Kaiser  vom 
8.  Januar  1453.  All'  diese  Schriftstücke  wolle  er  seinerzeit 
der  Landschaft  vorlesen  und  ihr  auch  die  Ansprüche  Sigmunds 
auseinandersetzen.    Ei-  liabc  zwar  früher  erklärt,  dass  er  keinen 


'  ('opoybnch  G8, 

-  liot'/torps  orlH'llt  (I.ar.ana,  ilnaa  iliror  anf  dorn  L.infitan'e  von  St.  Apfiios 
aiiHilriickrKrli  frvv/ilmf,  wird  und  dasM  ilmoii  dio  Gewalt  damals  von  den 
vorsammnltcn  Ständon  vorlängeit  wurdo  s.  ii.  S.  '.)(>.  Daocpon  ist  es  falsch, 
wenn  Zoihig  (Sitzli.  IX,  öOl)  illesn  Verweser  iininittolbar  iiaeli  dem  Tode 
flcs  K(>ni(fH  Lndisinns  an  die  Spitze  des   Fjandcs  treten  lässt. 

^  .T.  Kinzl,  Chronik  der  Städte  Krems,  Stein  n.   s.  f.     Krems  18(50,    S.  öli. 
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Vortheil,  sondern  blos  das  zu  erlang-eii  strebe,  was  ihm  nach 
Recht  und  Billigkeit  zukomme  und  würde  es  auch  dabei  seiner- 
seits bis  auf  den  Landtag  haben  bewenden  lassen,  wäre  nicht 
der  Kaiser  mit  seiner  Behauptung  hervorgetreten.  Mit  der 
Antwort  der  Stadt  an  den  Kaiser  erklärte  sich  Albrecht  ein- 
verstanden. Dagegen  begehrte  er  nochmals  zu  wissen,  wess  er 
sich  gegen  die  Stadt  versehen  sollte,  falls  er  vor  dem  Zu- 
sammentreten der  Landschaft  in  Wien  überfallen  oder  mit 
Gewalt  von  seiner  Gerechtigkeit  gedrungen  würde.  Nochmals 
betheuerte  er,  dass  er  für  sich  keinen  Vortheil  wünsche  und 
dass  er  es  auch  nicht  gern  sehe,  dass  das  Land  Oester reich 
,von  dem  sie^  (er  selbst,  Friedrich  und  Sigmund)  ,ihren 
Namen  haben',  getheilt  werde;  nur  dürfe  die  P^rbfrage  nicht 
nach  dem,  was  zwei,  drei  oder  vier  davon  halten,  sondern  sie 
müsse  von  der  gemeinen  Landschaft  entschieden  werden,  an 
deren  Ausspruch  er  ein  Gefallen  finden  wolle.  1 

Darauf  gaben  am  folgenden  Tage  (8.  Januar),  ebenfalls 
in  der  Schule  zu  St.  Stefan,  Bürgermeister,  Richter,  ßath.  Ge- 
nannte und  Gemeinde  eine  schriftliche  Erwiderung,  in  welcher 
sie  die  Frage  Albrechts,  wess  er  sich  gegen  die  Stadt  im  Falle 
einer  Vergewaltigung  zu  versehen  habe,  in  der  nun  schon 
wiederholt  angedeuteten  Art  beantworteten,  nur  dass  sie  hinzu- 
setzten, es  sei  ihnen  von  einem  derartigen  Anschlage  wider 
ilin  nichts  bekannt.  Sie  selbst  sähen  nichts  lieber,  als  wenn 
sich  die  Fürsten  über  ihre  Erbansprüche  freundlich  einigten, 
wozu  sie  zusammen  mit  der  Landschaft  ihre  Hand  gerne  bieten 
würden.  Albrecht  entgegnete  hierauf,  dass  er  allerdings  weder 
vor  ihnen  noch  vor  den  Landesverwesern  Besorgniss  hege; 
ihre  allzeit  guten  Gesinnungen  gegen  sein  Haus  seien  ihm  ja 
wohl  bekannt.  Aber  es  gingen  , Löcher'  in  die  Burg  und  sie 
besässen  die  Stadtthore  und  die  Schlüssel  dazu.  Deshalb  frage 
er,  was  er  von  ihnen  für  den  Fall,  dass  Fremde  in  die  Stadt 
kämen,  die  ihn  von  seinem  Rechte  drängen  wollten,  zu  erwarten 
habe.  Darauf  die  Antwort:  sie  hätten  weder  jetzt  die  Burg 
innc,  noch  sei  dies  zuvor  der  Fall  gewesen.  Jedenfalls  aber 
Sülle  ihm  nie  mit  ihrem  Rath  und  Wissen  Gewalt  widerfahren, 
da  sie  viebiujhr  entschlossen  seien,  sich  glcicl»  den  Landes- 
verwesern   als    , fromme,  getreue  Leute'   gegenüber   ihrer  Herr- 
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scliaft  und  der  Landschaft  zu  benehmen.  Der  Herzog  war 
denn  auch  mit  dieser  Antwort  zufrieden.  Ueberdies  gereichte 
ihm,  wie  er  selbst  bemerkte,  der  Umstand  zur  Beruhigung, 
dass  auch  die  Antwort,  Avelclie  die  Verweser,  mit  denen  sich 
die  Stadt  in  Uebereinstimmung  befand,  ihm  und  dem  Kaiser 
ertheilt  hatten,  seinen  Anschauungen  entsprach.' 

Dennoch  fand  er  bald  Anlass,  die  Stadt  an  ihr  bei  dieser 
Gelegenheit  abgegebenes  Versprechen  zu  ermahnen.  Der  Kaiser 
theilte  nämlich  in  einem  Schreiben  vom  10.  Januar  -  den  Wienern 
die  Absicht  mit,  einen  seiner  Räthe  —  in  einem  zweiten  Schreiben 
an  die  Stadt  von  demselben  Datum''  wird  als  solcher  Mert 
Traunsteiner  bezeichnet  und  als  Zweck  seiner  Sendung  die 
Cilli'sche  Angelegenheit,  insbesondere  die  Besitzergreifung  des 
Cillier  Hofes  angegeben  —  herübez'zusenden,  mit  dem  Ersuchen, 
ihn  in  der  Erfüllung  seines  Auftrages  nicht  zu  beirren  und  ihn 
ohne  Gelöbniss  ein-  und  auszulassen.  Welcher  Art  die  Ant- 
wort war,  die  auf  diese  Zuschrift  erfolgte,  wissen  wir  leider 
nicht.  Die  Verweser  des  Landes  hatten  nämlich  eben  damals 
(13.  Januar)  einige  aus  ihrer  Mitte  nach  Neustadt  an  den 
Kaiser  abgesendet  und  diesen  wurden  zwei  Wiener  Raths- 
herren,  Oswald  Reicholf  und  Konrad  Pilgreim  zugesellt  mit 
einem  Schreiben  des  Bürgermeisters  und  Rathes  an  den  Kaiser, 
worin  einfach  auf  die  mündliche  Antwort  verwiesen  ist,  welche 
diese  Boten  auf  das  Ansuchen  des  Kaisers  ertheilen  würden. ^ 
Indess  scheint  es,  dass  die  Wiener  sich  strenge  innerhalb  der 
Grenzen  jener  , Ordnung'  hielten,  welche  sie  kurz  nach  Ladis- 
laus'  Tode  aufgerichtet  hatten,  und  welche  blos  dem  einreiten- 
den Landherrn,  nicht  aber  den  Leuten  des  Kaisers  ein  Gelöbniss 
auferlegte.  Denn  bei  einer  späteren  Gelegenheit  erklärt  der 
Stadtrath  selbst,  dass  die  Räthe,  das  Hofgesinde  und  die  Diener 
aller  drei  Fürsten  ohne  Gelübde  in  die  Stadt  gelassen  zu 
werden   pflegen.'' 

Da  traf  aber  unmittelbar  nachdem  diese  Boten  Wien 
verlassen     hatten,     ein     neues    Schreiben     des    Kaisers     (vom 


'  Copeybuch  70 — 71. 

^  Ebd.  73 — 74  nr.  XXXIl,    wo    tlio    nprcclinungf    des    Djitiim.s;     11.  .Ijinuar 

falHc-li   int. 
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12.  Januar)  ein,  welcher  der  Stadt  anzeigte,  er  werde  nächstens 
selbst  kommen,  um  von  den  nach  König  Ladislaus  Tode  ihm 
zugefallenen  Landen  Besitz  zu  nehmen.' 

Dieses  Schreiben  und  die  beiden  Briefe  des  Kaisers  vom 
10.  Januar,  sowie  den  Inhalt  der  Botschaft  an  denselben,  theilte 
der  Stadtrath  in  Gegenwart  der  Herren  Ulrich  Eizinger,  Druchsess 
und  Oberheimer  dem  Herzoge  Albrecht  mit,  der  indessen  an 
der  letzteren  wenig  Gefallen  fand  und  vielmehr  meinte,  dass 
es  bezüglich  der  Gelöbnisse  an  den  Thoren  bei  den  früheren 
Beschlüssen  bleiben  sollte.  Der  Kaiser,  er  selbst  und  Sigmund 
hätten  ein  jeder  gar  viele  Käthe  und  Diener,  so  dass,  sollten 
diese  alle  ohne  Gelübde  eingelassen  werden,  leicht  Zerwürfnisse 
entstehen  könnten  und  es  nicht  bei  jener  Zusage  bleiben  würde, 
die  ihm  auf  der  Schule  gemacht  worden  sei.  Offenbar  um  ihn 
zu  beruhigen,  theilte  ihm  Ulrich  von  Eizing  mit,  dass  die  Ver- 
weser, welche  zu  dem  Kaiser  abgesendet  worden  seien,  den 
Auftrag  hätten,  diesen  zu  bewegen,  dass  er  die  ganze  Ange- 
legenheit (all  Sachen),  d.  i.  die  Erbschaftsfrage  bis  auf  den 
nächsten  Landtag  auf  sich  beruhen  lassen  möge.  Die  Antwort 
des  Kaisers  sollte  seinerzeit  Herzog  Albrecht  mitgetheilt  werden. 
Von  diesem  Sachverhalte  setzte  der  Stadtrath  sofort  die  zwei 
Gesandten  aus  ihrer  Mitte,  die  bereits  an  den  Kaiser  abge- 
gangen waren,  in  Kenntniss,  um  ihrerseits  die  mit  ihnen  reisen- 
den Herren  von  diesem  Zwischenfalle  zu  unterrichten. ^ 

So  wie  Albrecht  scheint  auch  der  Kaiser  noch  immer 
nicht  auf  den  Versuch  vei-zichtet  zu  haben,  vor  allem  die  Stadt 
Wien  für  seine  Auffassung  der  Dinge  zu  gewinnen.  Denn 
durch  ein  Schreiben  vom  11.  Januar,  das  aber  dem  Stadtrathe 
von  Wien  erst  am  14.  Januar  übergeben  wurde,  forderte  er 
diesen  auf,  etliche  aus  seiner  Mitte  nach  Neustadt  zu  senden, 
um  mit  denselben  ,etwas  merklicher  vnd  genotiger  sachen'  zu 
besprechen,  über  die  er  diesmal  füglich  nicht  schreiben  könne. ^ 
Der  Stadtrath  scheint  indessen  diese  Aufforderung  mit  Miss- 
trauen aufgenommen  zu  haben.  Denn,  nachdem  er  das  Schreiben 
der  versammelten  Gemeinde  vorgelesen,  forderte  er  die  beiden 
Boten  der  Stadt,   die  ohnedies  zu  Neustadt  weilten,   schriftlich 

'   Chmel,  Kegesten  3573. 

2  (!opeybnch  76,  rir.  XXXV. 

3  Wie  es  sclieint,  ergingen   ähnliche  Schreiben    an   alle   StKdte.     .Jenes  für 
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86  [86] 

auf'^  sich  hierüber  mit  den  Herren,  die  zugleich  mit  ihnen  in 
Neustadt  weilten,  ins  Einvernehmen  zu  setzen  und  sich  zu 
erkundigen  ,ob  wir  solh  schickens  mügen  vertragen  bleiben'.  ^ 
Sichtlich  suchte  die  Stadt  einseitige  Verhandlungen  mit  dem 
Kaiser  zu  vermeiden. 

Während  wir  so  den  Kaiser  einer-,  den  Herzog  Albrecht 
andererseits  in  ihrem  Interesse  eifrig  wirken  sehen,  ist  uns 
über  das  Verhalten  des  dritten  Bewerbers,  des  Herzogs  Sigmund 
während  dieser  Phase  des  Erbstreites  nur  weniges  bekannt. 
Sigmund  hatte  die  Führung  seiner  Sache  dem  Vetter  Albrecht 
anvertraut,  mit  welchem  ihn  in  diesem  Falle  das  gemeinsame 
Interesse  auf  das  engste  verband.  Ueberdies  wirkte,  wie  es 
scheint,  zu  seinen  Gunsten  französische  Intrigue, 

Aus  einem  Schreiben  nämlich,  welches  Dietrich  von  Alzei 
und  Walter  Schwarzenberg  am  13.  Januar  1458  von  Neustadt 
aus  an  den  Frankfurter  Stadtrath  richteten,  geht  hervor,  dass 
sich  kurz  zuvor  am  kaiserlichen  Hofe  eine  Gesandtschaft  des 
Königs  von  Frankreich  eingefunden  hatte  ,um  eines  Bündnisses 
willen,  wie  es  heisst^^  Vermuthlich  war  dies  dieselbe  Ge- 
sandtschaft, bestehend  aus  den  beiden  königlich  französischen 
Käthen  Johann  von  Finstingen,  Marschall  von  Lothringen  und 
Johann,  Präceptor  von  Isenlieim,^  welche  auch  an  Herzog 
Sigmund  abgesendet  worden  war  und  deren  Instruction  an  den 
letzteren  sich  noch  erhalten  hat.  In  dieser  wird  es  den  Ge- 
sandten zur  Pflicht  gemacht  ,mit  Rath  und  That  in  des  Königs 
Namen  und  nach  Möglichkeit  den  Herzog  und  dessen  Gemalin  zu 
unterstützen,  sowohl  dem  Kaiser  als  auch  dem  Herzog  Albrecht 
von  Oesterreich  gegenüber  und  in  Bezug  auf  die  Erbschaft 
des  verstorbenen  Königs  Ladislaus  nicht  zuzugeben,  dass  der 
Herzog  irgendwie  verkürzt,  betrogen  oder  beschwert  werde, 
sondern  dass  vielmehr  demselben  seine  Rechte  gewahrt  werden^^ 
Dass  diese  Vermuthung  richtig  ist  und  dass  es  sich  bei  der 
in  Neustadt  erscheinenden  französischen  Ambassade  um  ganz 
andere  Dinge  als  um  ein  Bündniss  handelte^  lehrt  ein  anderes 
Schreiben,    das    spätei'liin    (12.    August    1458)    der    kaiserliche 


1  Copcybuch  76,  nr.  XXX VI,  77,  XXXVII. 

2  J.  J.'insseii,  Frankfurts  Rc',k'lifl(;nrres|)(iiicleii/,  II,  2,   l'M,  nr.   -'K). 

^  Sein   voller   Naniu    war:    .Johann    v.    Capedenorio,    Präceptor    dos    Hauses 
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Münzmeister  Erwin  von  Stege  von  Neustadt  aus  an  den  Frank- 
furter Schöffen  Johann  Hane  richtete^  worin  es  heisst:  ,Der 
König  von  Frankreich  instig'ierte  die  Widerspenstigen  gegen 
unsern  allergnädigsten  Herrn,  den  Kaiser,  mit  heimlichen  Am- 
bassiaten  und  Geld.     Jedoch  fruchtlos'.^ 

Am  14.  Januar  Avurde  von  den  Verwesern  und  dem  Stadt- 
rathe  zu  Wien  ein  Aufruf  erlassen,  welcher  offenbar  den  Zweck 
hatte,  während  des  nahe  bevorstehenden  Landtages  die  Auf- 
rechthaltung der  öffentlichen  Ruhe  zu  sichern  und  jede  Ge- 
legenheit zu  einem  Zusammenstosse  der  feindlichen  Parteien 
aus  dem  Wege  zu  räumen.  Darum  wurde  angeordnet,  dass 
niemand  ,üble,  unehrbare,  schändliche,  verläumderische,  be- 
zichtigende Worte  rede,  schreibe,  dichte  oder  singe'.  Wer 
einen,  der  dies  doch  thäte,  ergreife  und  dem  Stadtrath  über- 
gebe, solle  von  der  Stadt  zweiunddreissig  Gulden  erhalten, 
der  Schuldige  aber  an  Leib  und  Gut  bestraft  werden.  Schlitten- 
fahrten, Saitenspiel,  Tänze  und  andere  öffentliche  Lustbarkeiten 
wui'den  untersagt  und  neuerdings  wurde  eingeschärft,  dass 
niemand  , verbunden'  in  den  Gassen  sich  zeigen  solle. ^  Ferner 
erging  bald  darnach  unter  Trompetenschall  ^  im  Namen  der 
Stadt  ein  öffentlicher  Aufruf,  der  seinem  Wortlaute  nach  uns 
leider  nicht  bekannt  ist,  aber  der  Bürgerschaft  in  der  Folge 
schwere  Sorgen  bereiten  sollte,  da  man  denselben  so  deutete, 
als  sei  durch  ihn  allen  in  Wien  einreitenden  Landleuten  während 
ihres  Aufenthaltes  daselbst  Sicherheit  ihrer  Person  wider  jeder- 
n)aun  zugesagt,'  während  die  Stadt  eine  derartige  Zusage 
offenbar  nur,  soweit  dies  von  ihr  selbst  und  ihren  Angehörigen 
abhing,  geben  wollte  und  konnte. 

Eine  Woche  später  am  Agnesentage  (2L  Januar  1458) 
wurde  zu  Wien  der  Landtag  ,von  der  newn  heiTschaft  wegen 
des  fürstenturabs  Osterreich'  eröffnet.^  Herzog  Albrecht  hatte 
sich  für  denselben  bestens  vorbereitet,  indem  er  Tags  zuvor 
(20.  Januar)  den  rechtskundigen  Gregor  von  Haimburg  in 
seine  Dienste  aufnahm.'' 


>  Janssen  a.  a.  (K  II,  2,   18'J,  nr.  218. 

2  Copey)>ucli  73,  nr.  XXXI. 

3  Ebd.   1-20,  nr.  LXVIII. 

*  Ebd.  108,  nr.  LVII,  vgl.  aber  ebd.   181,  nr.  LXIX. 

^  Die  Verhandlungen  dieses  Tages  bei  Chmol,  Materialien  II,   144  tV. 

ß  Dienstrevers  bei  Climel  a.  a.  O.  14M. 
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Was  den  Kaiser  betrifft^  so  hatte  derselbe  zwar  der  Bot- 
schaft g-egenüber,  die  an  ihn  abgegangen  war,  wiederholt  die 
Absicht  ausgesprochen,  sich  selbst  nach  Wien  begeben  und 
sich  daselbst  mit  Albrecht  und  Sigmund  vereinen  zu  wollen.* 
Aber  fürs  erste  unterblieb  des  Kaisers  Reise  nach  Wien,  sei 
es  in  Folge  der  ihm  eigenthümlichen  Unentschlossenheit  in  der- 
gleichen Dingen,  sei  es  in  Folge  des  tief  wurzelnden  Miss- 
trauens  gegen  seinen  Bruder.  Von  Seite  des  Kaisers  erschienen 
nur  dessen  Räthe:  Ulrich,  Bischof  von  Gurk,  Ulrich  Riederer, 
Domprobst  zu  Freising,  Hans  von  Stubenberg,  Niclas  von 
Liechtenstein  von  Murau,  Jörg  von  Volkersdorf,  Andreas  Holn- 
ekker  und  Hans  von  Rorbach.^ 

Auch  Herzog  Sigmund  blieb  dem  Landtage  ferne.  Er 
hatte  die  Führung  seiner  Sache  seinem  Vetter  Albrecht  über- 
tragen. Ueberdies  lag  von  ihm  ein  Schreiben  vor,  worin  er 
sich  seine  Ansprüche  vorbehielt,  zugleich  die  Absicht  aus- 
sprach, demnächst  sich  selbst  nach  Oesterreich  zu  begeben. ^ 
Dagegen  hatte  Georg  von  Podiebrad,  der  Gubernator  Böhmens, 
als  Boten  Benes  von  Weitmil  und  Jobst  von  Einsiedel  abge- 
sandt. Desgleichen  fanden  sich  Gesandte  des  Herzogs  Wilhelm 
von  Sachsen  ein. 

Am  Tage  der  Eröffnung  des  Landtages,  der  bei  den 
A\igustinern  sich  versammelte,  am  21.  Januar  1458  ,vür  Essen' 
fanden  sich  die  Gesandten  des  Kaisers  bei  den  Ständen  ein. 
Sie  hüben  damit  an,  wie  ihr  Herr,  der  Kaiser  über  des  Königs 
Ableben  ,hoch  erschrocken'  sei.  Da  er  nun  aber  auf  des  Ver- 
storbenen Lande  , merkliche  Gerechtigkeit'  zu  haben  vermeine, 
und  auch  habe,  und  da  es  an  s-ich  nothwendig  sei,  dass  das 
Fürstenthum  Oesterreich  unter  Ein  Haupt  und  zwar  unter  die 
Regierung  des  Kaisers  als  des  Aeltesten  von  Oester- 
reich gelange,  so  forderten  sie  deingemäss  die  Landschaft  auf, 
denselben  ,ohne  alle  Irrung  und  Verzug'  '  und  ,ohne  Fürwort 
und  Vorbedingung'  •''  in  Wien  einzulassen  und  ihm  die  Regie- 
rung des  Landes  zu  übergeben,  damit  er,  was  seinem  Hause  und 
dem  Lande  zu  Ehre,  Nutz   und   Frommen  gereiche,    betrachten 

'   Clinicl   a.  a.   <).    IJ,    14.0. 

^  Klxl.   II,  1.  c. 

'  Ebenda. 

*  ,on  alle  irriuig  vnd  auszug'. 

^  ,on  uUe  furhart  vnd  f'urgeding". 
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könne.  Sie  erboten  sich  in  seinem  Namen,  dass  er  sich,  so 
bald  er  komme,  mit  seinem  Bruder  und  mit  seinem  Vetter 
Sigmund  über  ihre  Ansprüche  freundlich  vereinen,  und  wo 
dies  nicht  gelingen  würde,  die  Sache  der  Landschaft  oder  wem 
es  immer  sei  zu  gütlicher  Vereinbarung  übertragen  wolle. 
Auch  sagte  der  Kaiser  Straflosigkeit  allen  denen  zu,  die  sich 
in  vergangenen  Tagen  wider  ihn  vergangen  hätten  und  ver- 
sprach, die  hergebrachten  Freiheiten  des  Landes  aufrecht  er- 
halten zu  wollen. 

Auch  Albrecht  meldete  seine  und  seines  Vetters  Sigmund 
Ansprüche  an  und  bat  zugleich,  dass  man  ihn  vor  Vergewal- 
tigung schützen  möge.  '  Er  erklärte  nochmals,  dass  er  für  sich 
und  Sigmund  nichts  fordere,  als  was  , gleich,  billig  und 
recht'  sei.  Er  sei,  fügte  er  hinzu,  nicht  dagegen,  dass  der 
Kaiser  eingelassen  werde,  doch  so,  dass  man  ihn  in  keinerlei 
Gewähr  oder  Regierung  einlasse  und  ihm  keine  Huldigung 
leiste,  bevor  er  sich  mit  ihm  und  Sigmund  geeinigt  habe; 
denn  sie  alle  hätten  gleiche  Ansprüche  auf  das  Land,  keiner 
mehr  als  der  andere;  die  Hausgesetze  besagten  keineswegs, 
dass  der  Aelteste  regieren,  die  Jüngern  ihm  in  die  Hand 
sehen  sollten.  Dies  suchte  der  Erzherzog  aus  dem  früheren 
Herkonimen  seines  Hauses  darzuthun.  Endlich  erbot  er  sich, 
in  seiner  Sache  auf  den  Ausspruch  der  Landschaft  zu  com- 
promittiren. 

Zuletzt  wurde  von  den  Ständen  die  Botschaft  des  Guber- 
nators  angehört.  Dieser  hatte,  wie  wir  oben  sahen,  in  einem 
Schreiben  vom  28.  November  1457  der  Stadt  Wien  das  Ab- 
leben des  Königes  I^adislaus  ofticiell  angezeigt.  Bei  dieser 
Gelegenheit  hatte  er  der  Stadt  mitgetheilt,  dass  der  sterbende 
Fürst  alle  seine  Länder  und  nicht  allein  das  Königreich  Böhmen 
in  seinen  Schutz  und  Schirm  befohlen  habe,  auf  dass  dei-  Friede 
bewahrt  werden  und  Jedermann,  geistlich  und  weltlich,  reich 
und  arm,  bei  seinen  Rechten  verbleiben  möge.  Seinerseits 
hatte  Georg  von  Podiebrad  in  jenem  Briefe  sich  bereit  erklärt, 
des  Königes  letzten  Willen  zu  erfüllen,  dies  um  so  mehr  als 
der  Wunsch  des  Verstorbenen  mit  seinem  eigenen  zusammen- 
treffe, und  hatte  daher  das  Fürstenthum  Oesterreich  sowie  die 
Stadt  Wien  ermahnt,  auch   ihrerseits  des  letzten  Wunsches  des 


'   Vgl.  Copeybuch  «3,  iir.  XLII. 
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verstorbenen  Fürsten  eingedenk  zu  bleiben  und  die  Eintracht 
im  Innern  zu  erhalten;  er  selbst  sei  gerne  bereit,  ihnen  in 
dieser  Hinsicht  mit  Rath  und  Hilfe  beizuspringen.  ' 

Ungefähr  ebenso  lautete  in  ihrem  ersten  Theile  die  Wer- 
bung, welche  nunmehr  der  Sprecher  der  böhmischen  Gesandt- 
schaft Jobst  von  Einsiedel  den  Ständen  vortrug.  Der  ver- 
storbene König  —  fuhr  der  Redner  fort  —  habe,  als  er  noch  bei 
guter  Vernunft  gewesen,  den  Gubernator  zu  sich  gerufen  und 
in  Anwesenheit  zahlreicher  Prälaten  und  Barone  gebeten,  er 
möge  sich,  sowie  bisher,  auch  nach  seinem  Tode  den  Frieden 
seiner  verwaisten  Lande  zu  Herzen  gehen  lassen.  Darum  ein- 
mahne der  Gubernator  die  Landschaft,  gegen  die  Erben,  den 
Kaiser,  Herzog  Albrecht  und  Herzog  Sigmund,  sich  so  zu 
halten,  dass  nicht  Aufruhr,  Krieg  oder  Blutvergiessen  geschehe^ 
sondern  Land  und  Leuten  der  Friede  erhalten  bleibe.  Nach- 
dem sodann  Jobst  einige  specielle  Aufträge  seines  Herrn  vor- 
gebracht, betreffend  die  Brautgesandtschaft  nach  Frankreich, 
welche  auf  der  Heimkehr  österreichisches  Gebiet  betreten  werde, 
dann  die  Geldsumme,  welche  Georg  und  andere  böhmische 
Herren  behufs  dieser  Gesandtschaft  dem  Hubmeister  Hölzler 
vorgestreckt,  und  welche  der  letztere  nunmehr  zurückerstatten 
sollte,  endlich  betreffend  die  Bezahlung  der  Dienerschaft  des 
Königs  Ladislaus  und  das  Schloss  Peckstall,  welches  der  König 
dem  Apel  Viztum  versprochen  liatte,  ging  er  zu  dem  Haupt- 
punkte seiner  Sendung  über. 

Bekanntlich  war  nämlich  König  Ladislaus  aller  Wahr- 
scheinlichkeit nach  dem  Beulentyphus,  der  damals  in  Böhmen 
herrschte,  erlegen.-  Auch  Georg  hatte  in  dem  an  die  Wiener 
gerichteten  Schreiben  die  , Pestilenz'  als  Ursache  seines  Todes 
bezeichnet.  Allein  der  unerwartet  frühzeitige  Tod  des  jungen 
Königs,  verbunden  mit  dem  Gange  der  politischen  Ereignisse, 
gab  bakl  zu  verschiedenen  Deutungen  Anlass  und  es  dauerte 
nicht  lange,  so  bildete  der  Parteigeist  die  letzteren  zu  dem. 
Gerüchte  aus,  der  König  sei  von  Georg  Podiebrad  und  dessen 
Gemalin  Johanna  von  Rozinital  vergiftet  worden.  Besonders  in 
Breslau  und  in  Wien  faiulen  derartige  Gerüchte  Glauben  und 
Veibreitung.      In    Hrolaii    war    t^s    der  Hass    wider  den  Ketzer 

'  Copoybucli  .')'.• — (iO,  iir.  XX. 

*  Für   da»  l'olgcniln    vj^l.  l'.ilacky,    Zcugoiivi  rliiir    ii.  s.  f.  a.  a.   O.  .S.  8  If. 
8.   43  ff. 
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Georg,  der  diese  Beschuldigung-en  begünstigte.  In  Wien,  wo, 
wie  wir  oben  sahen,  schon  Rhode's  Brief  an  Aeneas  Sylvius 
einen  derartigen  Verdacht  ziemlich  unverhohlen  ausspricht,  waren 
es  namentlich  die  deutschen  Aerzte  des  verstorbenen  Königs, 
welche,  nach  Oesterreich  zurückgekehrt,  ganz  offen  von  Ver- 
giftung sprachen,  so  dass  endlich  der  Stadtrath  es  für  gerathen 
erachtete,  denselben  Stillschweigen  zu  gebieten.  ^  Freilich  er- 
reichte dieses  Gebot  seinen  Zweck  nicht.  Man  dichtete  viel- 
mehr auf  Georg  und  dessen  Frau  Spott-  und  Schmählieder,  in 
denen  neben  denselben  bald  auch  Rokyzana  und  Eizinger  als 
Mitschuldige  erscheinen.'-  Als  den  Verfasser  eines  dieser  Lieder 
bezeichnet  sich  ausdrücklich  Hans  Wispeck  ,zu  Wien  in  Oester- 
reich'. Der  Stadtrath  zu  Wien  scheint  denn  auch  schon  in  seinem 
vor  Eröffnung  des  gegenwärtigen  Landtages  ergangenen  Aufrufe 
darauf  bedacht  gewesen  zu  sein,  der  Verbreitung  derartiger  Lieder 
zu  begegnen,  indem  er,  Avie  wir  sahen,  das  Reden,  Schreiben, 
Dichten  und  Singen  verläumderischer  Worte  untersagte. 
Allein  Georg  genügte  dies  nicht.  Jobst  von  Einsiedel 
hatte  vielmehr  die  Weisung,  derartigen  üblen  Nachreden 
energisch  entgegenzutreten.  Er  that  dies  denn  auch,  indem  er 
seine  Werbung  an  die  Stände  mit  den  Worten  schloss:  der 
Gubernator  habe  vernommen,  dass  sich  das  Gerücht  allhier  ver- 
breitet habe,  es  sei  der  König  vergiftet  worden.  Wer  dies  zu 
behaupten  wage,  der  trete  hervor!  Um  den  kranken  König 
hätten  sich  Bischöfe,  Räthe,  Kämmerer,  Aerzte  und  andere 
Personen  befunden  und  Avohl  gesehen,  dass  es  sich  nicht  also 
verhalten  habe.  Warum  sollten  auch  die  Böhmen  dies  gethan 
haben,  da  sie  doch  von  seiner  Krönung  an  I^adislaus  treu 
gewesen  und  ihm  freiwillig  einen  Gehorsam  bezeugt  hätten,  wie 

'  Aeneas  Syluius,  Vita  Friderici  p.  471 — 47-1  (Kollar,  Analecta  Vindob.  II.) 
und  desselben  Ilistoria  Bobenn'ae  cap.  70.  Vg-l.  dazu  Palaeky,  Zeugen- 
verhör  47  ff. 

2  R.  V.  Lilieneron,  Die  liistor.  Volkslieder  der  Deutschen  vom  13.  bis  16. 
Jahrhundert,  I.  Bd.,  Leipzig-  18G5,  S.  489  ff.,  hat  mehrere  dieser  Volks- 
lieder mitgetlieilt.  Das  älteste  davon  liegt  in  zwei  Recensioncn  vor,  von 
denen  die  erste,  obgleieli  auch  von  österreichischer  Gesinnung,  noch  nicht 
die  Anklage  eines  Mordes  enthält.  Die  zweite  kann  erst  nach  der  Aus- 
lieferung Eizingers  (20.  October,  nicht  im  August,  1458)  an  den  Kaiser, 
ja  nach  Strophe  1(5  erst  früliestens  ein  Jahr  nach  dem  Tode  des  Königs 
{'SS,  November  14ö8),  entstanden  sein.  Vgl.  auch  Dlugnsz,  Hist.  Tolon. 
1.  XIII,  p.  22Ji. 
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weder  sein  Grossvater,  noch  sein  Vater  ihn  zu  erzwingen  im 
Stande  gewesen  seien.  Ja  noch  vor  der  Krönung  hätten  sie 
ohne  Schwertstreich  sich  ihm  unterthänig  gemacht,  wie  jeder, 
der  die  Wahrheit  sagen  wolle,  gestehen  müsse.  Sei  dem 
König  etwas  widerfahren,  so  möchte  dies  eher  von  denen,  die 
überall  in  seiner  Nähe  waren,  ausgegangen  sein,  nicht 
aber  von  den  Böhmen,  deren  Land  nie  in  dem  Rufe  gestanden 
habe,  dass  es  seine  Könige  vergifte.  Der  König  sei  bei  ihnen 
frei  gewesen  und  habe  sich  unter  ihnen  frei  bewegt  5  sie  hätten 
mit  ihm  gelebt  und  er  mit  ihnen,  nicht  wie  ein  Herr,  sondern 
gnädiglich  wie  einer  ihres  Gleichen.  Sie  hätten  ihm  ,sein  Kunig- 
reich  gelost'  wozu  sie  nicht  schuldig  gewesen  seien,  sich  mit 
Steuern  für  ihn  hoch  angegriffen  und  als  er  wider  die  Türken 
zog,  hätten  sie  sich  erboten,  ohne  jeden  Sold  und  jede  Schadlos- 
haltung den  sechsten  Mann  zur  Rettung  seines  Leibes  und  der 
Christenheit  ausziehen  zu  lassen,  was  nie  zuvor  einem  Könige 
geschehen  sei.  Daher  bitte  er  sie,  sich  solches  zu  Herzen  zu 
nehmen  und  der  Wahrheit  mehr  denn  schnöden  Worten  zu 
glauben.  Das  wolle  er  um  sie  alle  gern  verdienen  und  darauf 
begehre  er  eine  Antwort. 

Mit  dieser  Rede  des  böhmischen  Gesandten  schloss  der 
Vormittag.  Nach  dem  Essen  um  2  Uhr  wurden  Rath,  Genannte 
und  Gemeine  der  Stadt  Wien  auf  die  Schule  zu  St.  Stephan 
beschieden,  um  auch  ihnen  die  Botschaft  der  streitenden  Habs- 
burger mitzutheilen. 

Am  folgenden  Tage  (22.  Januar)  theilten  die  Verweser 
und  der  Stadtrath  den  Ständen  mit,  welcherlei  Ansuchung  an 
sie  ergangen  sei  und  wie  sie  sich  dazu  verhalten  hätten.  Die 
Verweser  legten  zugleich  die  Vollmacht,  die  ihnen  ,bis  auf 
den  Landtag'  übertragen  worden  sei,  in  die  Hände  der  Stände 
nieder.  Hierauf  wurde  ein  ständischer  Ausschuss  von  32  Mit- 
gliedern gewählt,  aus  jeder  der  vier  , Parteien',  aus  den  Prä- 
laten,   den  Herren,    der  Ritterschaft  und  den  Städten  je  acht.  ' 


'  Die  Namen  bei  Chinel,  Materialien  II,  iL").  Aus  der  Erwähnung  des 
Abtes  zu  Lam))ach  und  eines  Abgeordneten  der  Stadt  Linz  geht  hervor, 
da.«)s  auf  dem  Landtage  auch  Oesterroicli  ob  der  p]nns  vertreten  war. 
Unter  den  Aussc^huHsmitgliedern  sind  besonders  jene  ,von  steten'  be- 
achtenswerth.  Wien  ist  durch  den  Hiirgto'moistcr  .Jakob  Starch  und 
durch  drei  Katbfiiicrren  vcjrtreten.  Sonst  erschoinoii  noch  Korii-Ncuburg, 
Tuln,  Stein  und  Linz  durcli   je  einen  Verfn-ter  im  Ausschusse  repräsentirt. 


[93]  93 

Diesen  32  Ausschussmitgliedern  wurden  auf  Wunsch  der  Land- 
schaft die  vier  Verweser,  Graf  Michael  von  Meidburg,  Graf 
Bernhard  von  Schaumberg,  Wolfgang  von  Wallsee  und  Ulrich 
von  Eizinger,  beigeordnet.  Der  auf  diese  Art  verstärkte  Aus- 
schuss  einigte  sich  nach  mehrtägigen  Berathungen  über  die 
Antwort,  welche  am  31.  Januar  bei  den  Augustinern  den  Maclit- 
boten  des  Kaisers  und  Herzogs  Albreclit  schriftlich  übergeben 
wurde. 

Die  Antwort  an  die  Gesandten  des  Kaisers  lautete:  Sie 
dankten  ihm  für  seine  gnädige  Erbietung  und  Zusage.  Auch 
würden  sie  es  gern  sehen,  wenn  der  Kaiser  selbst  nach  Wien 
käme  und  sich  die  drei  Fürsten  über  ihre  Ansprüche  auf  das 
Land  und  die  Regierung  gütlich  vereinten.  Wenn  letzteres 
geschehen  sei,  wollten  sie  ihnen  all  das  thun,  wozu  sie  als 
fromme  und  getreue  Landherren  verpflichtet  seien.  Endlich 
dankten  sie  für  die  Zusage  des  Kaisers,  ihnen  ihre  Freiheiten 
bestätigen  zu  wollen,  und  baten  auch  Albrecht  und  Sigmund, 
ihnen  dieselbe  Zusage  zu  machen. 

Während  aber  hierauf  Meister  Ulrich  Biederer  im  Namen 
des  Kaisers  den  Ständen  dankte,  gab  sich  Herzog  Albrecht 
mit  der  Antwort  der  Stände  nicht  zufrieden.  Zwar  hatte  auch 
er  zuvor  erklärt,  er  sei  nicht  dagegen,  dass  der  Kaiser  einge- 
lassen werde.  Aber  er  vermisste  in  der  Antwort  der  Stände 
jene  Bedingung,  unter  der  allein  er  mit  dessen  Einlassung  ein- 
verstanden war.  Nur  so  wie  er  selbst  sollte  der  Kaiser  zu- 
gelassen, in  keinerlei  Gewähr  noch  Regierung  eingesetzt,  es 
sollte  ihm  keine  Huldigung  geleistet  werden,  bevor  er  sich  nicht 
mit  ihm  und  Sigmund  geeinigt  haben  würde.  Die  Erklärung 
der  Stände  musstc  ihm  um  so  bedenklicher  erscheinen,  da  sie 
die  Antwort  auf  das  Anbringen  des  Kaisers  war  und  dabei- 
leicht  als  eine  stumme  Billigung  der  Art,  in  welcher  dieser 
eingelassen  werden  wollte,  gedeutet  werden  konnte.  Auch 
darin  genügte  ihm  der  Bescheid  der  Stände  nicht,  dass  er 
jeder  Erklärung  der  Rechtsfrage  vorsichtig  aus  dem  Wege 
ging.  Darum  sagte  Albrecht:  Die  Antwort  dünke  ihm  zu 
,Hnster^  Er  begehre  eine  , Erläuterung*,  zumal  bezüglich  ,des 
Herkommens  im  Hause  Oesterreich';  erfolge  eine  Erklärung  der 
Stände  hierüber  nicht,  so  wolle  er  den  Rechtsweg  betreten, 
und  zwar  zunächst  bei  der  Landschaft,  die  hier  beisummen  sei, 
über    die  Frage,    ob    der  Kaiser    in    der  Ai"t,    wie    er    begehre, 
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in  Wien  eingelassen  werden  solle  oder  vielmehr  nur  so,  wie 
er  selbst  sich  hier  befinde,  d.  h.  nicht  als  der  ,Aelteste'  und 
ohne  Uebergabe  der  Regierung,  bevor  eine  gütliche  oder 
rechtliche  Einigung  erfolgt  sei.  Schlage  die  Landschaft  sein 
Begehren  ab,  so  wolle  er  sich  in  der  Sache  an  die  Entscheidung 
des  Pfalzgrafen  und  seiner  Käthe,  und  woferne  die  Landschaft 
auch  dies  Anerbieten  nicht  gelten  lassen  wolle,  an  jene  des 
Herzogs  Ludwig  von  Baiern  wenden,  und  gehe  auch  hierauf 
die  Landschaft  nicht  ein,  so  appellire  er  über  Rechtsver- 
weigerung ^  an  den  Pfalzgrafen  bei  Rhein,  Vicar  des  Reiches, 
oder  falls  sie  dies  zu  ferne  dünke,  an  den  Herzog  Ludwig  von 
Baiern  (beide  Gegner  des  Kaisers). 

Mit  schlauer  Berechnung  deutete  also  der  Herzog  an, 
dass  er  im  Gegensatze  zu  seinem  Bruder,  der  höchstens  die 
Mitwirkung  der  Stände  zu  einem  gütlichen  Ausgleiche  mit 
den  Verwandten  zuzugeben  geneigt  schien,  bereit  sei,  seine 
Sache  den  Ständen  zu  rechtlicher  Entscheidung  zu  über- 
lassen. Aber  nur  zum  Theile  gingen  die  Stände,  auf  deren 
Selbstgefühl  diese  Erklärung  berechnet  war,  auf  Albrechts 
Wünsche  ein. 

Am  folgenden  Tage  (L  Februar)  erfolgte  die  Antwort 
der  Stände.  Auf  eine  Rechtserörterung  Hessen  sie  sich  aut-li 
jetzt  nicht  ein.  Wohl  aber  gaben  sie  die  von  Albrecht  vev 
langte  ,Erklärung^  ihrer  früheren  Antwort  dahin  ab,  dass  sich 
alle  vier  Parteien  Abends  zuvor  geeinigt  hätten,  sich  an  keinen 
Theil  zu  schlafen,  auch  keinem  Theile  Gehorsam  und  Gelöbniss 
leisten  zu  wollen,  so  lange  sich  nicht  die  drei  Fürsten  selbst 
unter  einander  geeinigt  haben  würden.  Auch  erklärten  sie, 
dass  eine  Vergewaltigung  des  Herzogs  allerdings  nicht  nach 
ihrem   Willen   wäro.- 

Albrecht  nalini  diese  Antwort  mit  sichtlicher  Befriedigung 
entgegen.  Entlii(!lt  sie  auch  nicht  alles  das,  was  er  wollte,  so 
präjudicirte  dieselbe  doch  in  der  Streitfrage  nicht.  Daher 
rühmte  er  die  Treue,  welche  die  Stände  jederzeit  den  Fürsten, 
seinen  Vurvordern,  erwiesen  hätten  und  fügte  schliesslich  hinzu: 
,ihm  wäre  ein  Handbreit  Fleckl  Erdreiciis  hier  lieber 
als  anderswo  ein  jfanzer  Acker'. 


'   ,fl<>  jijjpfHirt  er  der  besweriing'. 
2  Vgl.  Copeybucli  81,  nr.  XLII. 
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Auch  der  böhmischen  Gesandtschaft  wurde  von  Seiten  der 
Versammelten  Bescheid.  Die  freundschaftlichen  Gesinnung-en, 
die  der  Gubernator  dem  Lande  entgegenbringe,  habe  man 
dankbar  vernommen  und  man  werde  seinerzeit  die  , künftige 
Herrschaft^  in  Oesterreich  von  diesen  Gesinnungen  in  Kenntniss 
setzen,  die  ihm  gewiss  auch  deren  Dank  einbringen  würden. 
Bezüglich  der  Gesandtschaft  nach  Frankreich  wolle  man  die 
Fürsten  von  Oesterreich  von  deren  Heimkehr  durch  ihr  Land 
benachrichtigen,  um  derselben  ihrerseits  das  gewünschte  sichere 
Geleite  zu  verschaffen.  Bezüglich  der  übrigen  Forderungen 
verwiesen  die  Stände  den  Gubernator  an  den  künftigen  Landes- 
fürsten. Auf  das  Gerücht  über  die  Vergiftung  des  Königs 
endlich  erwiderten  die  Stände:  ihnen  selbst  sei  nur  bekannt, 
dass  Ladislaus  ,von  Gotzwallt*  gestorben  sei.  Möglich,  dass 
andere  Gerüchte  in  Umlauf  seien,  die  von  geringen  Leuten 
in  jLeuthäusern^  vorgebracht  würden,  woran  aber  nichts  liege, 
da  ja  auch  Fürsten  und  Könige  von  sich  reden  lassen  müssten. 
Daher  möge  sich  ihr  Herr  um  derlei  Reden  nicht  kümmern, 
zumal  sie,  falls  sie  dieser  Sache  auf  den  Grund  kämen,  ihm 
gewiss  den  Beweis  liefern  wollten,  dass  sie  an  dergleichen 
Reden  kein  Gefallen  fänden. 

Ausser  den  Habsburgern  erhob  damals  auch  der  Herzog 
Wilhelm  von  Sachsen  als  Gemal  Annas,  der  älteren  Schwester 
Königs  Ladislaus  Ansprüche  auf  Oesterreich.  Daher  war  sein 
rühriger  Agent  und  Rath,  Propst  Dr.  Heinrich  Leubing,  sofort 
nach  des  Königs  Tode  nach  Wien  geeilt,  um  dort  die  Stimmung 
zu  erforschen.  Schon  am  12.  December  1457  ertheilte  dieser 
seinem  Herrn  brieflich  den  Rath,  seine  Erbansprüche  auf 
Oesterreich  bei  den  Wienern  anzumelden,  damit  sich  dieselben 
nicht  beeilten,  sich  zu  ,belierreu'. '  Wirklich  überbrachten  jetzt 
des  Herzogs  Boten  ein  Schreiben  (vom  9.  Januar  1458)  an  die 
Stände,  worin  Wilhelm  als  Gemal  Annas,  ,gebornen  Königin 
von  Ungarn  und  Ijöhmcn,  Dalmatien,  Kroatien,  Herzogin  von 
Oesterreich,  Luxemburg,  Markgräfin  zu  ^Mähren'  u.  s.  f.  ,und 
Schwester  des  verstorlvnen  Königs  von  väterlicher  und  nüitter- 
licher  Seite',  nebst  den  anderen  Königreichen  und  Fiirsten- 
tluiniern   insonderheit  Oesterreich  als  an  seine  Gemalin  und  ihn 


'   l'alacky,    in   Fontes  XX,    1 UJ,   iir.    P-'O.    r.il.uky,   Cicsiliiclitt-    von    Böhmen 
IV,  2,   1«. 
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eiblicli  g-efallen  bezeichnete,  die  Stände  aufforderte,  ihm  zu 
huldigen,  zu  diesem  Zwecke  einen  Landtag  zu  berufen  und 
seinen  Abgeordneten,  die  er  zu  dieser  Versammlung  schicken 
wolle,  sicheres  Geleite  zu  gewähren.  Die  Antwort  der  Stände 
auf  diese  Zumuthung  ist  uns  nicht  bekannt.  Im  Grunde 
lag  sie  bereits  in  der  Antwort,  die  sie  dem  Kaiser  und 
Herzog  Albrecht  ertheilt  hatten.  Des  inneren  Zusammenhanges 
willen  möge  hier  noch  erwähnt  sein,  dass  sich  in  der  ersten 
Hälfte  des  Monates  März  1458  auch  an  die  Wiener  eine  säch- 
sische Gesandtschaft  wendete,  wobei  es  nicht  ganz  klar  ist,  ob 
dies  dieselben  Boten  waren,  welche  wir  auf  dem  Landtage 
trefien ,  oder  eine  neue  Botschaft.  Der  ,Gelaubbrief'  vom 
29.  Januar  1458  lautete  auf  den  Grafen  Ernst  von  Gleichen, 
Herrn  zu  Blanckenheim  und  Conrad  zu  Pappenheim,  des 
heiligen  Reiches  Erbmarschall  und  herzoglichen  Hofmeister. 
Die  Werbung  derselben  an  die  Stadt  betraf  das  rückständige 
Heiratsgut  und  die  Erbansprüche  Herzog  Wilhelms  auf  Oester- 
reich.  Die  Antwort  der  Stadt  erfolgte  am  12.  März  durch  den 
Bürgermeister  in  Beisein  mehrerer  angesehener  Bürger.  '  Be- 
züglich des  Heiratsgutes  wies  die  Antwort  auf  die  Quittung 
hin,  aus  der  hervorgehe,  dass  die  Stadt  ihren  Antheil  an  dieser 
Schuld  bereits  entrichtet  habe,  bezüglich  des  Erbanspruches 
wies  dieselbe  die  Gesandten  an  den  Kaiser  und  an  die  Herzoge 
Albrecht  und  Sigmund."^  In  der  That  ritten  die  sächsischen 
Boten  nach  Neustadt  zum  Kaiser.^' 

Eine  Folge  der  Beschlüsse  des  Landtages  war  es,  dass 
den  Grafen  Bernhard  von  Schaumberg  und  Michael  von  Maid- 
bnrg  und  den  Herreu  Ulrich  Eizinger  und  Wolfgang  von 
VVallsee  neuerdings  die  Regierung  des  Landes  ,bis  auf  einen 
künftigen  Landtag'  übertragen  wurde.  ^ 

Im  Ganzen  kann  man  sonach  das  Ergebniss  des  Agnesen- 
landtages  nur  als  ein  äusserst  düi-ftiges  bezeichnen.  Die  Schlich- 
tung des  Erbfolgestreites  war  demselben  nicht  gelungen,  ja  die 
Stände  hatten    sogar  die  Initiative    in    dieser  Sache    abgelehnt. 

'  Friedrich  Ebtner',  NicIiiH  TeHcliler,  StP])lian  Tengk,  Ernst  Wisler,  Sieben- 
Imr^'cr,  Zipf,'elliaiis('r,  (Iniiiiils  ■StiKUsclircibcr,  Aiio-ustin  IMnein  mul  Michael 
Wciiirif^or. 

2  Copcybmii   lOö— IOC. 

3  Ebd.   IM. 

*  An«. II.  Chr.   Au^tr.   (Senki-nbcr^'')  .".1.     Vgl.  Coiicybuch   80,  84. 
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Nur  in  einem  Punkte  ist  wenigstens  ein  anscheinender  Erfolg 
der  Landschaft  zu  verzeichnen.  Wie  nämlich  aus  einer  späteren 
Berufung  auf  den  Agnesenlandtag  hervorgeht,  baten  damals  die 
Stände  die  drei  Fürsten,  dass,  wie  auch  sonst  deren  gegen- 
seitige Einigung  lauten  würde,  jedenfalls  dabei  das  Land 
Oesterreich  ob  und  unter  der  Enns  ungetheilt  erhalten  bleiben 
möge:  und  die  Gewährung  dieser  Bitte  wurde  auch  im  Namen 
der  drei  Fürsten  zugesagt.^ 

Jetzt  erst  (5.  Februar)  erwiderte  auch  die  Stadt  Wien 
das  Schreiben  des  Kaisers  vom  12.  Januar.  Die  Antwort 
stimmte  mit  der  Erklärung  des  Landtages  fast  wörtlich  über- 
ein. Dem  Schreiben  war  ein  Anhang  (anima)  beigefügt,  ent- 
haltend die  Antwort  auf  die  mündliche  Anfrage  der  Boten  des 
Kaisers,  wess  sich  dieser,  falls  er  nach  Wien  käme  und  ihm 
daselbst  etwas  Widriges  geschähe,  von  der  Stadt  zu  versehen 
habe.  Und  zwar  lautete  die  Autwort  entsprechend  jener,  welche 
dem  Herzog  Albrecht  auf  eine  ähnliche  Anfrage  ertheilt 
worden  war.  - 

Aber  schon  am  folgenden  Tage  (6.  Februar)  traf  ein 
neues  Schreiben  des  Kaisers  (aus  Neustadt  vom  5.  Februar)  an 
den  Stadtrath  ein,  worin  derselbe  sein  Befremden  darüber  aus- 
sprach, dass  ohne  sein  Wissen  und  Willen  eine  Regierung  ein- 
gesetzt worden  sei.  Er  trug  dem  Rathe  auf,  dahin  zu  wirken, 
dass  diese  Verwesung  nicht  in  Kraft  trete,  sondern  vielmehr 
etliche  aus  den  Ständen  baldigst  zu  ihm  geschickt  würden,  wie 
er  denn  auch  seinen  Bruder  Herzog  Albrecht  eingeladen  habe, 
entweder  selbst  nach  Neustadt  zu  kommen  oder  Boten  an  ihn 
zu  senden,  da  er  als  ,Fürst  und  Erbherr'  die  Sache  friedlich 
schlichten  wolle.  ^  Gleichlautende  Schreiben  richtete  der  Kaiser 
an  die  vier  Verweser  und  an  jeden  der  vier  Stände.^ 

Der  Landtag  war  bereits  geschlossen."'  Noch  aber  weilte 
eine     Anzahl     von     Ständemitgliedern     in     Wien     und     diese 

«  Vgl.  Chmel,  Materialien  11,  153,  nr.  CXXIV. 

2  Copeybuch  78. 

3  Ebd.  79,  nr.  XXXIX.  Am  8.  Februar  langte  die  Autwort  des  Kaisers 
(ddo.  7  Februar)  auf  das  Schreiben  der  Stadt  vom  ü.  Februar  in  Wien 
an.  Die  Antwort  (Copeybucli,  80—81,  nr.  XL)  lautete  weseutlicli  der 
vom   ').  Februar  gleicli. 

♦  Ebd.  80. 

*  Wie  sich  au.s  den  späteren  Einwürfen  Herzog  Albreelit."!  gogtn  rüc  Recht- 
müsnigkeit  der  Botschaft  an  ilon  Kaiser  ergibt. 
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beschlossen,  je  zwei  von  jeder  Partei  an  den  Kaiser  abzuordnen, 
wozu  sich  die  vier  Verweser  g-esellen  sollten,  um  den  Kaiser 
zur  Anerkennung  der  Regentschaft  zu  bewegen  und  zwischen 
den  Fürsten  zu  ,unterteidigen^  Die  Mitglieder  der  ständischen 
Botschaft  waren :  der  Abt  von  Göttweih,  der  Propst  zu  St.  Andrä, 
Jörg-  von  Puchheim,  Albrecht  von  Ebersdorf,  Bernhard  von 
Tehenstein,  Jörg  Seusenegger,  Oswald  Reicholf  und  Peter 
Walkan  von  Kloster-Neuburg.  ^ 

Eigenthümlich  war  die  Stellung,  in  welche  durch  diese 
Beschlüsse  Herzog  Albrecht  gerieth.  Vermochte  er  auch  nicht 
den  Beschluss  der  Stände  zu  hintertreiben,  so  lehnte  er  es 
doch  für  seine  Person  ab,  sich  nach  Neustadt  zu  begeben  oder 
Bevollmächtigte  dahin  zu  senden:  seine  Vollmacht,  im  Namen 
Sigmunds  zu  teidingen,  sei  erloschen,  da  dieser  demnächst  selbst 
ins  Land  kommen  werde.  Und  da  der  Kaiser  hierüber  sein 
Missfallen  zu  erkennen  gab  und  erklärte,  dass  er  trotzdem 
sich  die  Herstellung  des  Friedens  im  Lande  zur  Aufgabe 
machen  werde,  2  so  wendete  sich  Albrecht  am  IL  Februar  1458 
neuerdings  an  die  zu  St.  Stephan  versammelte  Stadtgemeinde, 
oflfenbar  in  der  Absicht,  wenigstens  diese  für  seine  Anschauung 
zu  gewinnen.  Durch  seinen  Sprecher  Gregor  von  Heimburg 
brachte  er  der  Versammlung  die  ihm  von  den  Ständen  ge- 
machte Zusage  in  Erinnerung.  Bei  der  damals  gegebenen 
, Erläuterung'  werde  es  aber  nicht  verbleiben,  wenn  die  Vei-- 
lautbarung  richtig  sei,  dass  der  Kaiser  noch  immer  nach  der 
Regierung  des  Landes  stelle  und  geäussert  habe,  ,er  traue  sich 
das  mit  seiner  Macht  zu  Wege  zu  bringen'.  Wenn  der  Herzog 
hinzufügte,  dass  Ledwenko  jet/.t  das  Land  bekriege;  , durch 
wen  oder  wessentwillen  das  geschehe,  das  lasse  er  dahingestellt', 
so  war  der  Zusammenhang  dieser  beiläufigen  Bemerkung  mit 
der  soeben  ausgesprochenen  Besorgniss  wohl  nicht  leicht  zu 
missdeuten.  Die  eingesetzte  Regentschaft  des  Landes  hiess  der 
Herzog  gut,  dagegen  beschwerte  er  sich,  wohl  um  in  der  Ge- 
meinde Parteiungen  hervorzurufen,  die  er  zu  seinem  Vortheil 
hätte  wenden  können,  und  wie  es  scheint  von  einer  gewissen 
J^artei  in  der  Büi'gei-schaft  dazu  angeregt,  dass  Bürgermeister, 

'  Copoybuch  80. 

2  Sdireihen  des  Kaisers  im  die  HUrgcr  von  Froystadt  (Archiv  1".  K.  ö.  G.-Q., 

XXXI,    3.^7).     AeLnliclie    Zu.scliriften    dürften    damals    auch    au    andere 

SUidto  ert^uugeii  sein  (».  unten). 
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Richter  und  Rath  hier  ohne  der  Genannten  und  Gemeinde 
Wissen  und  wider  der  Stadt  Gerechtsame  und  altes  Herkommen 
gesetzt  seien,  und  dass  ,ein  Mang-el  an  dem  Gericht  und 
Schrannrechte  sei^,  Klagen,  die  um  so  seltsamer  berühren 
mussten,  als  sie  erst  jetzt  erhoben  wurden.  Wenn  Albrecht 
sich  ferner  gegen  die  Verbote  verwahrte,  die  der  Kaiser  an  die 
Amtleute  hier  im  Lande  gerichtet  habe,  wodurch  er  gewisser- 
maassen  den  grösseren  Anspruch,  den  er  auf  die  Regierung 
habe,  andeuten  wolle,  so  dürfte  sich  dies  auf  Weisungen, 
ähnlich  denjenigen  beziehen,  durch  die  der  Kaiser,  wie  den 
Freystädtern ,  ^  wohl  auch  den  übrigen  Städten  des  Landes 
auftrug,  bis  auf  Weiteres  ohne  seinen  Befehl  von  der  Steuer 
und  den  übrigen  landesfürstlichen  Renten  Niemanden  etwas  zu 
entrichten. 

Die  Antwort  des  Bürgermeisters  beschied  den  Herzog  be- 
züglich des  ersten  Punktes,  nämlich  der  , Erläuterung'  auf  den 
Bescheid,  den  ihm  der  Landtag  gegeben  habe,  was  die  verlangte 
Erneuerung    des   Rathes  betraf,    auf  die  unmittelbar  nach  dem 
Tode  des  Königs  Ladislaus  gefassten  Beschlüsse  der  Gemeinde. 
Gregor  bemerkte  entschuldigend:  sein  Herr  habe  letzteres  nicht 
gewusst.    Dagegen  scheint  ihm  die  Antwort  des  Bürgermeisters 
auf   den    ersten   Punkt   nicht    genügt    zu    haben.     Er   wendete 
sich  deshalb  unmittelbar  an  die  Gemeine  mit  der  Frage,  ob  sie 
einhellig  die  Antwort,  die  soeben  der  Bürgermeister  ihm  er- 
theilt,  gutheisse,  da  der  Herzog  dies  nicht  berührt  haben  würde, 
wäre  er  nicht  darum  angegangen  worden.    Darauf  schwieg 
die  Gemeine  stille.     Erst  als  der  Bürgermeister  fragte,    ob  sie 
es  bei  der  soeben  in  ihrem  Namen  ertheilten  Antwort  bewenden 
lassen    wollten,    da  riefen  ,mit  gemeiner  Stimme'  alle:    Ja,   ja! 
es  wäre  ihr  Aller  Wille  und  gut  Gefallen.  Noch  einmal  fragte 
Albrecht,  wess  er,  falls  der  Kaiser  ,gewaltiglich'  her  in  die  Stadt 
komme,  sich  von  dieser  zu  versehen  habe.     Man  gab  ihm  zur 
Antwort,  dass  er  nichts  anderes  als  alles  Gute  erwarten  möge. 
Was    sie    für    seine    und    der    beiden    anderen   Fürsten   Sicher- 
heit ihrerseits    zu    thun  vermöchten,    daran    solle    es   denselben 
nicht  gebrechen.   Dagegen  weigerte  sich  der  Rath,  dem  Herzog 
diese  Antwort  schriftlich   zu  geben.     Er  habe  fromme  Herren, 
Ritter  und  Knechte  genug  um  sich,  die  dessen  wohl  eingedenk 


1  Archiv  f.  K.  ö.  G.-Q.,  XXXI,  337. 
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bleiben  würden.  Damit  schied  der  Herzog'  —  wir  dürfen  wohl 
sagen  unbefriedigt  —  ab.  ' 

Es  fällt  auf,  dass  von  der  Schranne  in  der  Antwort,  die 
der  Bürgermeister  dem  Herzog  gab,  nicht  die  Rede  ist.  Wir 
erfahren  nun  späterhin  gelegentlich,  dass  während  der  Zeit,  ehe 
der  Erbfolgestreit  beigelegt  worden  war,  Hans  Angervelder  als 
Stadtrichter  von  Wien  vom  Herzoge  Albrecht  mit  dem  Banne 
beliehen  wurde.  ^  Es  liegt  nahe,  anzunehmen,  dass  Albrechts 
Ansinnen  sich  eben  darauf  bezog,  dass  man  ihm  das  Recht  zu- 
gestehe, den  Gerichtsbann  in  diesem  Falle  zu  verleihen,  und 
dass  man  auf  diesen  Wunsch  nachträglich  wirklich  einging,  was 
allerdings  auffallend  bleibt.  Die  Belehnung  Angervelders  muss 
jedenfalls  noch  vor  Ostern  erfolgt  sein,  da,  wie  wir  unten  sehen 
werden,  in  der  Osterwoche  ein  Wiener  als  Spiessgeselle  Led- 
wenko's  von  Stadtwegen  enthauptet  wurde.  Möglich  also,  dass  es 
gerade  dieser  Fall  war,  um  dessentwillen  die  Bürgerschaft  nicht 
länger  zögerte,  dem  Wunsche  Herzog  Albrechts  zu  entsprechen. 

Während  dies  in  Wien  vorging,  war  (8. — 22,  Februar) 
zu  Neustadt  zwischen  dem  Kaiser  einer-,  den  vier  Regenten 
und  den  Abgeordneten  der  vier  Parteien  des  Landtages  an- 
dererseits unterhandelt  worden.  Die  Antwort  des  Kaisers,  die 
als  Resultat  dieser  Verhandlungen  den  Abgeordneten  nach  Wien 
mitgegeben  wurde,  unterschied  sich  von  dem  Anbringen  der 
kaiserlichen  Machtboten  auf  dem  Agnesenlandtage  in  einem 
sehr  wesentlichen  Punkte,  Der  Kaiser  —  hiess  es  —  sehe  der 
Ankunft  Sigmunds  mit  Vergnügen  entgegen.  Er  selbst  habe 
ihn  unmittelbar  nach  dem  Tode  des  Königs  Ladislaus  und 
noch  jüngst  zu  sich  eingeladen.  Da  aber  seine  Ankunft  sich 
verziehe,  andererseits  Gefahr  für  das  Land  im  Verzuge  sei, 
so  erneuere  er  die  Forderung,  dass  man  ihn  in  Wien  und 
zwar  in  die  Burg  einlasse.  Hatte  er  aber  zuvor  auf  dem 
Landtage  dies  Ansinnen  als  der  ,Aelteste  Fürst  von  Oesterreich' 
gestellt,  so  gab  er  jetzt  zum  ersten  Male  diesen  Anspruch  auf 
und  verlangte  Einlass  in  die  Burg  , ungefährdet  einem 
jeden  an  seinen  Rechten',  ,blos  in  Anbetracht  dessen,  dass 
er  in  kaiserlichen  Würden  sei*,  zumal  er  sich  mit  seinem 
BrudiM-   1111(1  Vett(;r  ,nacli   Rath  der  Landschaft'   vergleichen 


'  Copeybuch  83 -8Ü,  iir.   XLII. 
2  Ebd.   162, 


[101]  .  101 

und  für  das  Wohl  des  Landes  Sorge  tragen  wolle.  Und  mit  kluger 
Berechnung,  um  gleichsam  schon  jetzt  zu  zeigen,  wie  sehr  ihm 
das  Wohl  des  Landes  am  Herzen  liege,  zugleich  freilich  auch  nicht 
ohne  den  Hintergedanken^  auf  diese  Weise  ein  Präjudiz  zu 
schaffen,  erklärte  Friedrich  sich  bereit,  wegen  der  zur  Sicherung 
des  Landes  aufgenommenen  Söldner  ,GreschefFtbriefe^  an  den 
Hubmeister  (Hans  Mülfelder)  abgehen  zu  lassen.  '  Die  Frage  der 
Regentschaft  Hess  er  unberührt.  Der  Kaiser  erkannte  indess  die- 
selbe wenigstens  stillschweigend  an,  wie  daraus  hervorgeht,  dass 
er  auch  fernerhin  mit  den  Verwesern,  freilich  ohne  sie  als  , Re- 
gierung' zu  bezeichnen,  verkehrte  und  später  sogar  die  Grefangen- 
nehmuug  Eizingers  durch  Herzog  Albrecht  unter  andern  deshalb 
missbilligte,  weil  jener  gleich  seinen  drei  Amtsgenossen  ,auf  sein 
Begehren  und  seinen  Befehl'  in  Wien  sich  aufgehalten  hätte.  2 
In  Neustadt  hatte  sich  während  jener  Verhandlungen  des 
Kaisers  mit  den  Ständen  auch  der  Erzbischof  von  Salzburg 
Sigmund  von  Volkersdorf  eingefunden  und  seine  Vermittlung 
in  einem  Streite  augeboten,  dei*,  wie  er  sagte,  ihm  um  so  mehr 
zu  Herzen  gehe,  da  sein  Stift  in  Oesterreich  reich  begütert 
und  er  selbst  in  jenem  Lande  gebürtig  sei.  Der  Kaiser  nahm 
den  Antrag  an,  worauf  die  erzbischöflichen  Räthe  sich  nach 
Wien  begaben,  um  in  Verein  mit  den  vier  Regenten  den  Herzog 
Albrecht  ebenfalls  zur  Annahme  der  Vermittlung  ihres  Herrn  zu 
bewegen.  Aber  Albrecht  begegnete  auch  diesem  Ansinnen  mit 
der  ihm  eigenthümlichen  Doppelzüngigkeit.  Er  bestritt  den 
Regenten  und  den  Abgeordneten,  die  nach  Neustadt  gegangen 
waren,  die  von  denselben  in  Anspruch  genommene  Berechtigung, 
sich  zu  den  Verhandlungen  mit  dem  Kaiser  als  von  der  ge- 
meinen Landschaft  ei'mächtigt  zu  betrachten,  ein  Einwurf,  der 
sich  allerdings  insoferne  machen  Hess,  als  der  Landtag,  wie 
wir  oben  sahen,  zur  Zeit  der  Absendung  jener  Boten  an  den 
Kaiser  bereits  geschlossen  war  und  die  in  Wien  noch  an- 
wesenden Ständemitglieder    sich    nicht    mehr    als    die  , gemeine 

1  Copeybnch  87  -  8S,  iir.  XLIII. 

2  Ebd.  102,  nr.  LIV.  Darnach  sind  aucli  die  Worte  in  des  anon.  cliron. 
Austr.  .01  zu  verstellen:  ,Es  bleib  auch  noch  den  tag  das  landt  Oestei'- 
reich  mit  repfier  unbesetzt,  dann  herr  Uhich  der  Elzingcr,  der  von  Schaum- 
percglih,  der  vf)n  Mcytbergg  vnd  der  von  Walsee  brachten  dennoch  von 
dem  römischen  khayser  und  den  zweyen  fürsten  zuwegen,  das  man  in 
liess  die  regierung  uncz  autV  ain  khüuflftigen  laundtag'. 
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Landschaft'  selbst  betrachten  durften.  Aber  Albrecht  ging  noch 
weiter,    indem    er  jetzt    zum    ersten    Male    die  Rechtmässigkeit 
des  Landtages  selbst  in  Frage  stellte,  , welchen  etliche  für  eine 
gemeine  Landschaft  gehalten  hätten,    etliche  nicht'.     Er   habe, 
Hess    der  Herzog    den  salzburgischen  Käthen  nach  einer  Schil- 
derung   der  Vorgänge    auf  dem  Agnesentage  sagen,    seine  und 
Herzog  Sigmunds  Sache  ,an  eine  gemeine  Landschaft  gesetzt', 
während    der  Kaiser    nur    ,nach  Rath   der  Landschaft'  handeln 
wolle.     Würde    er    sich    nun    ausserhalb    derselben    in    irgend 
welche  Verhandlungen    einlassen,    so    möchte   man  sagen,    dass 
er    der  Landschaft,    wie  er  dies  liebe,    schöne  Worte  gebe,    in 
seinem  Herzen  aber  anderer  Meinung  sei.     Die  salzburgischen 
Räthe  aber,  die  vier  Regenten  und  die  Abgeordneten  der  Stände 
gaben   ihre  Bemühungen  nicht  auf,    den  Herzog  umzustimmen. 
Am  folgenden  Tage  fanden  sie  sich  abermals  bei  ihm  ein  und 
baten  ihn,  nicht  den  Schein  absichtlicher  Verzögerung  auf  sich 
zu    laden,    sondern    sich    persönlich    zum    Kaiser    zu    verfügen, 
dessen  Wunsch    es    sei,    dass   alle  drei  Fürsten  an  einem  Orte 
zusammen  kämen,  um  sich  miteinander  zu  vergleichen.  Albrecht 
erwiderte:  es  sei  nicht  seine  Absicht,  die  Sache  zu  verschleppen, 
da  im  Gegentheile  wohl    der  Kaiser  und  Herzog  Sigmund   mit 
Land  versehen    seien,    er   aber   nicht,    so    dass    er  das    grösste 
Interesse  an  einer  Vereinbarung  habe.  Nur  wolle  er  sich  nicht 
aus  der  Verabredung  der  Landschaft  setzen  und  schlage  daher 
vor,    dass   sie    alle    drei,    der  Kaiser,    er    selbst  und  Herzog 
Sigmund,      geraeinsam      einen     Landtag     ausschreiben 
sollten,    und    falls    dieser    nicht    so    lange    beisammen 
bleiben  könnte,  bis  sie  untereinander  geeinigt  wären, 
dass    sodann    dieser  Landtag    etliche   aus  seiner  Mitte 
bevollmächtige,     zwischen     ihnen     die    Sache    auszu- 
tragen; doch,  setzte  er  hinzu,  sei  dies  nicht  so  zu  verstehen, 
als  handle  es  sich  hiebei   um  die  Frage,  ob  er  und  sein  Vetter 
an    dem    angefallenen  Lande   einen  y\ntheil  haben  sollten  oder 
nicht,    da  dies  vielmehr  selbstverständlich  sei,    und  der  Kaiser 
selbst   dies    zugestehe,    sondern    nur    um  die  Ermittelung  eines 
Weges,    der    ,zu    einer  Richtung'  dienen  könnte.     Denn  jeder- 
mann wisse,  dass  sie  ,gleiche  Erben'  seien  und  er  vertraue, 
dass  Niemand  so  getreulich  sich  um  ihre  Vereinigung  bemühen 
würde,    als    diejenigen,    welche    den  Unfrieden,    der    sonst  ent- 
springen   möchte,    am  ineistoa   entgelten   und  des  Friedens  am 
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meisten  g-eniessen  würden.  Sollten  nun  die  von  der  Landschaft 
hiezu  erkorenen  Personen  meinen,  dass  eine  Zusammenkunft 
der  drei  Fürsten  der  Sache  förderlich  sei,  so  werde  er  nichts 
dageg-en  einzuwenden  haben.  Auch  solle  es  ihn  freuen,  wenn 
der  Erzbischof  oder  seine  Räthe  auf  dem  Landtage  sich  ein- 
finden und  zur  Anbahnung-  der  Einigkeit  mitwirken  würden. 
Als  nun  aber  die  Regenten  und  die  Ständeboten  mit  Albrecht 
insgelieim  zu  reden  wünschten,  lehnte  dies  der  Herzog  ab, 
indem  er  erklärte,  dass,  wenn  einer  von  ihnen  ihm  irgend  ein 
persönliches  Anliegen  vorzubringen  habe,  er  ihn  gerne  anhören 
wolle,  dass  er  aber  in  den  die  Landschaft  betreffenden  Ange- 
legenheiten sie  insgeheim  anzuhören  nicht  Willens  sei. 

Den  Inhalt  dieser  Unterredung  theilte  Albrecht  am  24.  Fe- 
bruar 1458  der  in  der  Schule  zu  St.  Stephan  versammelten 
Gemeinde  durch  Gregor  von  Haimburg  mit,  weil,  wie  er  der- 
selben entbieten  Hess,  es  sich  hiebei  um  Dinge  handle,  welche 
das  Land  Oesterreich  und  dessen  , Hauptstadt'  Wien  betreffen 
und  auf  dass  nicht  von  anderer  Seite  der  Verlauf  der  Sache 
etwa  so  dargestellt  werde,  als  sei  der  Herzog  bei  den  Ver- 
fiandlungen  mit  den  salzburgischen  Räthen  und  mit  den  Re- 
genten von  der  Vereinbarung  mit  dem  Landtage  abgegangen, 
da  er  —  so  setzte  der  in  der  Versammlung  persönlich  an- 
wesende Herzog  selbst  hinzu  —  vielmehr  seine  und  seines 
Vetters  Sache  nach  wie  vor  an  eine  gemeine  Landschaft  setzen 
wolle.  Für  diese  Mittheilung  sagte  der  Bürgermeister  im  Namen 
der  ganzen  Gemeinde  Dank  und  sprach  zugleich  die  Hoffnung 
aus,  dass  die  Fürsten  sich  friedlich  einigen  würden,  wozu  die 
Stadt  gerne  mitwirken  wolle.' 

Am  1.  März  ei'gingen  Briefe  des  Kaisers  an  die  Stände, 
an  die  Regenten  und  an  die  Stadt  Wien.  Der  Kaiser  kün- 
digte in  denselben  seine  Absicht  an,  sich  demnächst  selbst  mit 
sammt  seinei-  Gemalin  nach  Wien  zu  begeben.  Da  er  aber 
vernommen  habe,  dass  sich  zu  Wien  etliche  seiner  Widersacher 
befänden,  daselbst  wohnten,  und  ein-  und  ausgelassen  würden, 
so  begehre  er  schriftliche  Auskunft  darüber,  wie  es  mit  der 
Besetzung  der  Thore  und  der  Stadt  bestellt  sei  und  fordere 
sie  auf,  falls  ihm  in  der  Stadt  irgend  etwas  Widriges  wider- 
fahre, ihm   lliltc   Mild   Heistand  zuzusagen.'^    Darauf   erwiderten 

'   Copeybiich  «H,  iir.   XLIV   u.    V2l. 
2  Ebfl.  <fJ   ff.  111-.  XLV— XLVII. 
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am  5.  März  die  Stände  und  die  Stadt,  der  Kaiser  möge  es 
entschuldigen,  dass  sie  sein  Schreiben  nicht  sofort  beant- 
Avorteten,  da  sie  zuvor  unter  einander  sich  über  die  beste  Art, 
dem  Wunsche  des  Kaisers  zu  entsprechen,   berathen  müsstenJ 

Aber  an  demselben  Tage,  an  welchem  diese  vorläufige 
Antwort  an  den  Kaiser  abging,  trat  ein  Ereigniss  ein,  das 
zwar  in  seinen  Motiven  trotz  der  verhältnissmässig  nicht  ge- 
ringen Anzahl  bezüglicher  Documente  heute  noch  dunkel  bleibt, 
das  aber  doch  mit  den  hier  behandelten  Ereignissen  in  einem 
wenn  auch  nicht  unmittelbaren  Zusammenhange  stehen  dürfte, 
und  das  Verwickelungen  zur  Folge  hatte,  welche  die  hadernden 
Habsburger  bestimmt  zu  haben  scheinen,  sich  rascher,  als  dies 
wohl  sonst  geschehen  wäre,  über  die  strittige  Erbschaft  zu  ver- 
ständigen. 

Am  Abend  des  5.  März  Hess  nämlich  Herzog  Albrecht 
den  Verweser  Ulrich  Eizinger  durch  Wolfgang  Oberhaimer  2 
zu  sich  auf  das  Praghaus  (am  Liechtenmarkt),  das  er  bewohnte,^ 
rufen  und  machte  ihm  ohne  Zeugen  Eröffnungen,  aus  denen 
der  Regent  ersah,  dass  er  nicht  ungehindert  von  dannen  kommen 
werde.  Es  wird  uns  nicht  mitgetheilt,  was  eigentlich  der  Herzog 
dem  Eizinger  zum  Vorwurf  machte  und  es  scheint,  dass  Albrecht 
den  Grund  seines  Zornes  letzterem  nicht  sofoi-t  deutlich  zu  er- 
kennen gab,  da  sich  dieser  dvirch  die  Betheuerung  zu  retten 
suchte,  er  sei  nie  gegen  den  Herzog  gewesen,  ja  er  würde, 
hätte  es  an  ihm  gestanden,  ihm  vor  allen  andern  die  Regie- 
rung des  Landes  übergeben  haben.  Aber  Albrecht  fiel  ihm  in 
die  Rede :  , Eizinger  Du  bist  mein  Gefangener.^  Zwar  antwortete 
Eizinger  hierauf:  , Gnädigster  Herr,  die  Sache,  wo  man  sie  hört, 
wird    Euer    fürstliche    Gnaden    nicht   ehren,    da    ich   zu   Euch 


>  Copoybuch  95,  nr.  XLVIII.  96,  nr.  XLIX. 

2  Vgl.  Copeyltuc}!  97,  nr.  L.  Chmel,  Materialien  II,  157,  nr.  LXXVI  u. 
158,  nr.  CXXVII. 

3  Das  Praghaus  war  von  Stephan  Fugenstaler,  Bürger  zu  Wien,  au  Herzog 
Albreclit  gekommen.  Doch  auch  Herzog  Sigmund  hatte  daran  Miteigen- 
thum.  Denn  am  10.  Februar  1  157  gelobt  Hans  Gngelwoyt,  dem  Erz- 
herzog Albrecht  und  Herzog  Sigmund  ilir  Haus  und  Hof,  genannt  das 
Praghaus,  zu  Wien  am  Liechtenmarkt  gelegen ,  auf  seine  Lebtage  als 
ihrem  Wirth  zu  verwesen  gegeben,  dies  treu  zu  thun.  Liclinowsky,  Reg. 
nr.  2195.  Nach  Albrechts  Tode  fiel  es  dem  Kaiser  zu,  der  es  Johann 
Frcihorrn  zu  Neuburg  um  Inn  und  zu  Rorbacii  1105,  18,  Oct.  verlieh. 
Arcliiv  f.  K.  ö.  (i.-q.  X,  4Ü7,  nr.  801. 
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gekommen  bin  in  dem  Vertrauen,  das  ich  zu  Euch  gehabt  habe 
und  mich  keinerlei  Feindschaft  von  Euch  versehen  habe/  Als 
aber  nun  der  Wortwechsel  immer  lauter  wurde,  drangen  die 
Räthe  und  die  Diener  des  Herzogs  in  das  Gemach  ein,  ergriffen 
Eizinger  und  führten  ihn  in  ein  Gefängniss  ab, '  wo  ihn  Albrecht 
angeblich  in  Ketten  legen  liess.^ 

Das  Ereigniss,  die  Gefangennehmung  eines  Mannes,  der 
stets  so  sehr  im  Vordergrunde  der  Parteikämpfe  gestanden 
hatte  und  auch  jetzt  wieder  als  einer  der  Regenten  an  der 
Spitze  der  Ständebewegung  sich  befand,  rief  das  grösste  Auf- 
sehen hervor.  Noch  im  Laufe  der  Nacht  scheint  der  Kaiser 
zu  Neustadt  davon  unterrichtet  worden  zu  sein.  Denn  vom 
6.  März  datirt  ein  Schreiben  Friedrichs  an  die  Wiener,  worin 
er  sein  Missfallen  über  das  Geschehene  ausspricht  und  die 
Aufforderung  an  die  Bürger  richtet,  die  sofortige  Freilassung 
Eizingers  zu  erwirken.'^  Gleichzeitig  überbrachten  des  Kaisers 
Machtboten  Lienhart  Harraclier,  Hans  Grodenekker  und  Hans 
Gfeller  mündlich  dieselbe  Werbung.^  Noch  an  demselben  Tage 
(6.  März)  wurde  eine  Versammlung  der  Wiener  Stadtgemeinde 
auf  dem  Rathhause  einberufen,  in  welcher  auch  die  Regenten, 
der  von  Kuenring,  Albrecht  von  Ebersdorf  und  andere  in 
Wien  anwesende  Ritter  zugegen  waren.  Unter  andern  ergriff 
Sigmund  Eizinger  das  Wort.  Er  erinnerte  die  Stadt  an  die 
, Vertröstung',  die  sie  durch  öffentlichen  Aufruf  bei  Beginn  des 
Landtages  allen  Landleuten  gegeben  habe,  wonach  diese  unge- 
kränkt in  Wien  verweilen  und  ungekränkt  von  dannen  ziehen 
sollten.  Zwar  bestritt  die  Bürgerschaft,  dass  der  Aufruf,  der 
von  ihr  ausgegangen  war,  diese  Bedeutung  gehabt  habe,  da 
sie  nur  für  sich  selbst  und  ihre  Angehörigen  nicht  aber  im 
Namen  eines  Andern  eine  derartige  Sicherheit  habe  geben 
können.'^  Aber  es  wurde  doch  wenigstens  beschlossen,  sich 
bei  Herzog  Albrecht  für  Eizingers  Freilassung  zu  verwenden. 
Wirklich  begab  sich  eine  Deputation  zu  dem  Erzherzoge,  um 
ihm    anzubieten,    dass    man    mit   Leib    und    Gut    für    Eizinger 


'  Anon.  ehr.   Austr.  54. 
2  Ebendorfer  1.  c.  892. 
^  Copcybuch  97,  nr.  L. 
*  Ebd.  nr.  LI. 
5  Ebd.  131. 
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haften  und  denselben  entweder  vor  den  künftigen  Landes- 
fürsten oder  vor  den  künftigen  Landtag  zur  Verantwortung 
stellen  wolle.  Die  Gesandtschaft  hatte  zugleich  den  Auftrag, 
den  Herzog  Albrecht  um  die  Ursache  zu  fragen,  weshalb  er 
ihn  gefangen  genommen  habe  und  ihn  zu  bitten,  die  Herren 
aus  Adel  und  Rath,  die  man  an  ihn  sendete,  bei  Eizinger  vor- 
zulassen, um  diesen  zu  befragen  ,ob  solh  ausnemen  sein  will 
wer,  damit  er  mit  solliem  ausnemen  nicht  in  ain  schuld  gelegt 
wurde'.  Doch  Albrecht  entgegnete  den  Abgeordneten  blos,  er 
habe  Eizinger  weder  um  seinen  Leib  noch  um  sein  Gut  ge- 
fangen. 1  Man  möge  aber  eine  Bürgerversammlung  auf  die 
Schule  einberufen;  dort  wolle  er  ihnen  , etliche'  Ursachen  er- 
zählen, weshalb  er  Eizinger  verhaftet  habe. 

Am  7.  März  fand  die  Bürgerversammiung  im  Propst- 
hofe statt,  wohin  sich  auf  Albrechts  Einladung  Rath  und 
Geraeine  aus  der  Schule  verfügten.  Hier  Hess  der  Herzog 
den  Bürgern  durch  Gregor  von  Haimburg  , etliche  Ursachen' 
der  Verhaftung  Eizingers  erzählen;  das  grösste  aber,  Hess  der 
Herzog  sagen,  habe  er  sich  vorbehalten  seinerzeit,  so  das 
Noth  werde,  zu  sagen.  Der  erneuten  Bitte,  Eizinger  auszu- 
liefern, zeigte  sich  Albrecht  im  allgemeinen  nicht  abgeneigt; 
nur  müsse  es  ,mit  Versorgnuss',  d.  h.  unter  gewissen  Bürg- 
schaften, geschehen. 2 

Worin  jene  , etlichen  Ursachen'  bestanden,  durch  die  der 
Herzog  die  Gefangennehmung  Eizingers  vor  den  Wiener  Bürgern 
zu  motiviren  suchte,  hat  der  Stadtschreiber,  dem  wir  die  sonstigen 
Nachrichten  verdanken,  anzuführen  unterlassen.  Es  dürften 
indess  diese  Ursachen  dieselben  gewesen  sein,  welche  wohl 
eben  damals  Gregor  von  Heimburg  in  einer  vermuthlich  vor 
der  Universität  gehaltenen  Rede  andeutete.  Nach  einer  ziem- 
lich allgemein  gefassten  Einleitung,  in  welcher  Gregor  es  zu 
rechtfertigen  unternimmt,  dass  der  Herzog  auf  blosse  Ver- 
dachtgründe hin,  Eizinger  festgenommen  habe,  werden  hier 
dem  letzteren  vor  allem  (He  kurz  vor  dem  Tode  des  Königs 
Ladislaus  in  Oestcrreich  stattgehabten  Vorgänge  zur  Last 
gelegt:  wie  derselbe  sich  an  der  Spitze  derjenigen 
befunden    habe,    die    damals    den   jungen   König,    statt 


'   ('ui)r-ybitch    lO'.l,   iir.   J.VIII. 
■•i  Klxl.  '.»H   -'J'.t. 
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seiner  Einladung-  nach  Wien  Folg-e  zu  leisten,  ge- 
zwungen hätten,  sich  in  ihr  Lager  jenseits  der  Donau 
zu  beg-ebeu,  wie  er  den  Stadtrath  von  Wien  beliebijs; 
ein-  und  abgesetzt,  wie  er  den  jungen  Mathias  Hunyadi 
beinahe  in  seine  und  seiner  Genossen  Gewalt  gebracht 
und  überhaupt  ganz  nach  Willkür  Anordnungen  ge- 
troffen habe.' 

Man  begreift,  dass  sich  der  Adel  und  die  Stadt  mit  einer 
derartigen  Ei'klärung  nicht  zufrieden  gab,  wie  ja  der  erstere 
in  einem  späteren  Schreiben  -  dieselbe  ausdrücklich  als  unbe- 
gründet bezeichnet  hat.  Daher  begaben  sich  am  folgenden 
Tage  (8.  März)  abermals  Herren  aus  dem  Adel,  der  Propst 
und  die  Stadträthe  zu  Albrecht  und  suchten  ihn  zur  Freilassung 
Eizingers  zu  bewegen;  doch  umsonst,  nur  dass  ihnen  Albrecht 
nun  ,mehr  und  schwerere  Ursachen'  erzählen  Hess,  die  indess 
ebenfalls  der  Stadtschreiber,  dem  wir  vermuthlich  diese  Nach- 
richten insgesammt  verdanken,  mitzutheilen  unterlässt.'^ 

Auch  die  Rechtfertigungsschrift,  welche  Albrecht  dem 
Stadträthe  überreichen  liess,^  gibt  uns  über  Eizingers  Schuld 
keinen  Aufschluss.  Denn  es  heisst  in  dem  Actenstücke  blos, 
dass  er  Eizinger  , merklicher  sach  halben  vns  vnd  vnsern  stamm, 
auch  daz  ganz  fürstentumb  Oesterreich  swerlich  berürende'  ver- 
haftet habe,  dass  sich  aber  deshalb  niemand  fürchten  möge, 
da  die  Angelegenheit  weder  die  Stadt  im  allgemeinen,  noch 
die  Büi'ger  insonderheit  beträfe  und  da  er  Willens  sei,  dieselbe 
,nach  Rath  gemeiner  Landschaft'  zu  erledigen. 

Bei  dieser  Erklärung  Albrechts  hatte  es  denn  auch  fortan 
sein  Bewenden.''  Umsonst  wendeten  sich  Uh-ichs  Brüder  Oswald 


'  Siehe  Anhang  aus  Ms.  1'2,  Hl-i  der  Hofhibliothek  in  Wien  Fol.  46b. — 48a. 
Die  oben  ausgesprochene  Vermuthung,  dass  diese  merkwürdige  Rede  au 
die  Universität  gerichtet  worden  sei,  gründet  sich  auf  die  Ansprache: 
,viri  doctissimi'  und  auf  die  Worte:  ,Omnes  quippe  nostis  et  qui  liberalibus 
studiis  opcram  datis  etc.'  sowie  auf  die  juristische  Begründung  der  licclit- 
fertigung  und  auf  die  Anwendung  der  hiteinischen  Sprache. 

2  Copeybuch   110. 

3  Ebd.  ^18— <.)'.». 
*  Ebd.  99,  LH. 

'•>  Nach  dein  geschilderten  Verlaufe  dieser  Angelegenheit  ist  es  kaum  erst 
nöthig  hervorzuheben,  wie  unbegründet  die  übrigens  rescrvirt  niitgetheilte 
Angabe  Dlngosz',  Hist.  Polon.  1.  XIII,  ]>.  'J22  (Leipziger  Ausgabe)  ist, 
welcher    bemerkt:    ,Un(le   et  ipse  Vhicus    Ki/.inger    per    .Mbertuni    ducoui 
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und  Stephan  Eizinger  von  Schrattenthal  aus  (8.  März)  sowohl 
an  die  Stadt  Wien  als  auch  an  die  daselbst  weilenden  Land- 
leute.' Umsonst  auch  forderte  der  Kaiser  in  einem  neuen 
Schreiben  (8.  März)  noch  dringender  als  zuvor  die  Freilassung 
Eizingers,  indem  er  auf  die  Gefahr  eines  Krieges,  der  sich 
aus  der  Sache  ergeben  könnte  und  auf  das  böse  Beispiel,  das 
hiedurch  anderen  gegeben  würde,  sowie  auf  den  Umstand  hin- 
wies, dass  sich  Eizinger  zugleich  mit  den  drei  anderen  Ver- 
wesern auf  sein  Geheiss  um  des  Besten  und  der  Eintracht  des 
Landes  willen  in  Wien  aufgehalten  und  der  Stadt  zugesagt 
habe,  dass  er  zu  Wien  niemanden  einen  Schaden  zufügen  wolle ; 
dieses  Versprechen  habe  Eizinger  erfüllt,  Avoraus  sich  für  die 
Stadt  umgekehrt  die  Schuldigkeit  ergebe,  nicht  zu  gestatten, 
dass  ihm  Gewalt  widerfahre.'^  Ebenso  fruchtlos  waren  die  Be- 
mühungen Meister  Johann  Hinderbachs  und  Hans  Neydekkers, 
die  in  dieser  Angelegenheit  der  Kaiser  nach  Wien  sendete.-^ 

Wohl  wurde  das  Schreiben  des  Kaisers  am  9.  März  von 
der  Stadt  dem  Herzoge  mitgetheilt,  der  aber  blos  erwiderte, 
dass  er  selbst  an  den  Kaiser  über  die  Ursache  seiner  Hand- 
lungsweise schreiben  wolle  und  hoffe,  dieser  Averde  seine  Dar- 
stellung des  Sachverhaltes  ebenso  zu  würdigen  wissen,  wie 
jene  der  Freunde  Eizingers.*  Und  als  man  nun  dem  Herzoge 
vorschlug,  es  solle  Eizinger  zur  Rechtsprechung  dem  Kaiser 
übergeben  werden,  so  lehnte  er  auch  dieses  ab,  wohl  aber 
deutete  jetzt  Albrecht  die  Schuld  Eizingers  etwas  bestimmter 
mit  den  Worten  an:  ,wie  er  gehandelt  hab  sein  fürstlich 
person  antreffend,  auch  mit  falschen  briefen  vnd 
gifft  vnd  noch  genötiger  sachen',  die  er  jetzt  nicht  um- 
ständlicher erzählen  wolle.'^  Erst  nach  anhaltenden  Vorstellungen 
gab  endlich   (11.  März)  Albrecht  in  der  Form  einiger  Artikel 


Aiistriae,  germanum  Friderici  imperatoris  et  consiiles  Vienneiises  captus,  ad- 
hiJiitis  tormentis  .siiigulas  calliditates,  tractatns  et  ingenia,  quibns  venenatio 
liuiiisinodi  (ik'8  Königs  Ladislaus)  per  eos  practicabatur,  detexisse  assertus 
est.    Vgl.  ebd.  2:V>. 
'  Copeybuch   108,  nr.  LVII. 

2  Ebd.   UM,  nr.   LIV. 

3  Ebd.   110. 

<  Ebd.  104,  nr.  LV. 

'•>  Ebd.    110,  nr.   LVIII.  Vgl.   aiion.   clir.  Austr.  .',rt,   der  iiior  ein  Actcnstück 
benutzte. 
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die  Bedingungen  an,  unter  denen  er  einer  Anzahl  namentlich 
bezeichneter  Grafen,  Herren,  Ritter,  Knechte  und  Bürger^ 
Eiziuger  übergeben  Avolle.  Diese  sollten  eine  gewisse  zu  ver- 
einbarende Zeit  hindurch  von  Personen,  deren  Wahl  sie  in 
Einverständniss  mit  Albrecht  zu  treffen  hätten,  Eizinger  der 
Art  überwachen  lassen,  dass  ohne  des  Herzogs  Wissen  und 
Willen  niemand  zu  ihm  kommen  könne.  Inzwischen  sollte  ein 
Landtag  ausgeschrieben  werden,  auf  welchem  Eizinger  dem 
Herzoge  wieder  übergeben  werden  raüsste,  um  vor  der  Land- 
schaft gegen  ihn  den  Rechtsweg  zu  betreten.  Sollte  aber  der 
Landtag  nicht  zusammenkommen  oder  aus  irgend  einem  Grunde 
auf  demselben  die  Sache  nicht  entschieden  werden,  so  sollte 
es  noch  durch  einige  Zeit  mit  Eizingers  Haft  in  der  oben  an- 
gedeuteten Weise  gehalten,  nach  Ablauf  einer  bestimmten  Frist 
jedoch  derselbe  wieder  dem  Herzoge  übergeben  werden  und 
hiemit  zugleich  für  Eizingers  Bürgen  HandgelÖbniss  und  Pflicht 
erlöschen.  Die  Pön  wurde  für  jeden  der  ihn  , ausnehmenden' 
Herren  mit  3000,  für  jeden  Edelmann  mit  2000,  für  jeden 
Bürger  mit  1000  Gulden  angesetzt.^ 

Aber  zur  Ausführung  dieses  Projectes,  welches  nur  zu 
deutlich  zeigte,  wie  wenig  es  Herzog  Albrecht  mit  Eizingers 
Ledigung  Ernst  war,  kam  es  nicht.  Vielmehr  bezeichnete  der 
Adel  in  der  Antwort  (12.  März)  auf  das  an  ihn  gerichtete 
Schreiben  der  Brüder  Eizinger  die  Artikel  als  schwer  erfüllbar 
und  wenn  derselbe  auch  es  unverhohlen  aussprach,  dass  er  kein 
Anzeichen  einer  Schuld  auffinden  könne  und  dass  ihm  das 
Benehmen  des  Herzogs  den  Eindruck  mache,  als  habe  dieser 
blos  die  Absicht,  die  Bittsteller  mit  leeren  Worten  abzufertigen/' 
so  unterblieben  doch  fortan  von  dieser  Seite  weitere  Schritte, 
zumal  bald  darnach  die  Fehde  mit  Ledwenko  die  Aufmerk- 
samkeit der  Stände  nach  einer  andern  Richtung  hin  in  An- 
spruch nahm. 

Nur  die  Familie  Eizinger  selbst  und  deren  nächster  An- 
hang ruhten  nicht,  sondern  suchten,  da  sich  die  Verwendimg  der 
Stadt  Wien   und  des  daselbst  weilenden  Adels  fruchtlos  erwies. 


'  Die  Namen    im  Copeylmclio    107.     Es    sind    eimuidzwaiizi^    Herren    und 
Ritter  und  der  alte  und  neue  Kath  von  Wien  genannt. 

2  Copeyl)udi   lOÜ— 108. 

3  Ebd.   HO,  nr.  LVIII.     Vgl.  auon.  ehr.  Austr.  öü. 
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durch  den  Kaiser  einer-,  durch  die  neugewählten  Könige  von 
Ungarn  und  Böhmen  andererseits  einen  Druck  in  der  Sache 
auszuüben.  Von  den  Verwandten  Eizingers  aufgefordert,  be- 
gehrte jetzt  (12,  März)  der  Kaiser,  dass  ihm  Uhich  Eizinger 
zur  Verantwortung  übergeben  werde J  Ein  neues  Schreiben 
Oswald  und  Stephan  Eizingers  an  die  Stadt  Wien  (13.  März) 
schloss  bereits  mit  der  Drohung,  dass,  falls  sich  die  Bürger 
ihres  Bruders  nicht  annähmen,  sie  sich  selbst  die  Folgen  davon 
zuzuschreiben  haben  würden. ^ 

Ernster  als  die  Verwendung  des  machtlosen  Kaisers  und 
die  Drohworte  der  Eizinger  war  es,  dass  auch  Georg  von  Po- 
diebrad  (13.  März)  ein  Schreiben  an  die  Wiener  richtete,  worin 
er  unter  Hervorhebung  der  Verdienste  Eizingers  um  den  ver- 
storbenen König  sein  Befremden  über  dessen  Verhaftung  aus- 
sprach und  sie  aufforderte  ,da  sie  jetzt  ihrer  selbst  mächtig 
und  frei  und  mit  Gelübden  und  Eiden  an  keinen  regierenden 
Fürsten  gebunden  seien'  darauf  zu  dringen,  dass  Eizinger,  der 
in  ihrer  Stadt  und  ,in  ihrer  Macht'  gefangen  worden  sei,  frei- 
gelassen werde,  zumal  derselbe  mit  seinen  Brüdern  zur  Krone 
Böhmen  gehöre.'^  Die  Wiener  beantworteten  diesen  Brief  nicht, ' 
sondern  theilten  ihn  dem  Kaiser  durch  ihre  in  Neustadt  weilen- 
den Boten  mit.5  Denn  eben  damals  wurden  am  Hofe  des  Kaisers, 
wo  sich  auch  Sigmund  Eizinger  und  eine  Botschaft  Alb  rechts 
eingefunden  hatten,  über  diese  Sache  Verhandlungen  gepflogen, 
auf  deren  Ausgang  die  Wiener  die  Brüder  Eizinger  zu  ver- 
trösten suchten."  Da  aber  auch  diese  Verhandlungen  resultatlos 
blieben,  beriefen  (18.  März)  von  Schrattenthal  aus  die  Brüder 
Oswald  und  Stephan  Eizinger  auf  den  , nächsten  Montag  nach 
den  Osterfeiertagen'  (3.  oder  10.  April?)  ihre  Freunde  zu  einem 
Tage  nach  Hedersdorf  (am  Kampflusse)  ein,  um,  nachdem  das 
jRechtbot',  das  die  Regenten  und  Stände,  sowie  sie  selbst  dem 
Herzoge  Albrecht  angetragen,  von  diesem  nicht  angenommen 
worden  sei,   über  die  Mittel  zu  berathen,    welche,    ohne    gegen 


'  Copoyhucli    112,   nr.  LX. 

2  Ebd.    11:J,  iir.   LXI.     Vfjl.    111,  nr.    LIX. 

3  Ebd.   115,  nr.  LXIII. 

*  Fontes  rer.  Austr.  II.  Alitli.  XX,   \.'u. 

^  (Joj)eybuch    118. 

•i  Vgl.  Copeybuch   103.   Ebd.    111,  nr.  LXII. 
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,die  gnädig-ste  Herrschaft'  und  wider  Land  und  Leute  etwas  zu 
verwirken,  zur  Befreiung'  Ulrichs  zu  ergreifen  seien.'  Wir 
kennen  den  Verlauf  des  Hedersdorfer  Tages  nicht.^  Wohl  aber 
erfahren  wir,  dass  sich  zur  Zeit,  da  diese  Zusammenkunft  er- 
folgen sollte,  Stephan  Eizinger,  der  auch  in  Mähren  begütert 
war,  an  den  Landtag  zu  Brunn  mit  seiner  Klage  wendete  und 
dass  die  dortigen  Herren  seine  Sache  zu  ihrer  eigenen  machten.  '^ 
Es  dürfte  hier  am  Platze  sein,  endlich  auch  unsererseits 
die  Frage  nach  der  wahren  Ursache  aufzuwerfen,  welche  Herzog 
Albrecht  zu  einem  so  auffallenden  Schritte,  wie  es  Eizingers 
Verhaftung  war,  bewogen  haben  dürfte.  Freilich  sind  wir  bei 
der  Dürftigkeit  der  Quellen  und  dem  Dunkel,  in  das  sich  ihrer 
Natur  nach  die  Motive  zu  diesem  Vorgehen  gegen  Eizinger 
verbergen,  nur  auf  Vermuthungen  hingewiesen,  unter  denen 
wohl  jene  der  Wahrheit  am  meisten  entsprechen  dürften,  die 
das  Ereigniss  mit  der  kurz  zuvor  (2.  März)  erfolgten  Wahl 
Georgs  von  Podiebrad  in  causale  Verbindung  bringen.^  Nur 
dürfte  der  vermuthete  Zusammenhang  nicht  so  sehr  in  der 
gewaltigen  Erbitterung  zu  suchen  sein,  die  des  Herzogs  sich 
auf  die  Kunde  der  Vorgänge  in  Prag  bemächtigte,  da  ja  von 
Seite  der  Habsburger,  soweit  wir  wissen,  so  gut  wie  nichts 
geschehen  war,  der  eingetretenen  Wendung  der  böhmischen 
Sache  vorzubeugen  und  auch  ein  nachträglicher  Protest  dagegen 
nicht  erhoben  wurde.  So  würde  denn  auch  die  Thronbesteigung 
Georgs  in  Böhmen  an  sich  nur  ungenügend  die  Thatsache  zu 
erklären  im  Stande  sein,  dass  sich  Albrechts  Zorn  gerade  gegen 
Eizinger  wendete.  Wo  wir  nicht  irren,  lag  vielmehr  das  Motiv 
zu  Eizingers  Verhaftung  näher  und  war  die  Thronbesteigung 
Georgs  nur  der  Avillkommene  Anlass,  um  einen  von  Pierzog 
Albrecht  vielleicht  schon  früher  gehegten  Plan  auszuführen. 
Denn  zwischen  dem  Erzherzoge  und  Eizinger  bestand  alte 
Feindschaft,  die  einst  über  die  bekannten  Verhandlungen  beider 

'  Copcyhuch  132,  nv.  LXX.  Djisselbe  Schreiheu  an  die  Stadt  Krem.s  lioi 
Kinzl  a.  a.  0.  54. 

2  Dass  derselbe  stattfand  ergibt  sicli  aus  den  späteren  Absagebriefen  der 
Eizinger  an  die  österr.  Stände  s.  n. 

3  Copeybuch   129,  nr.  LXVIII  s.  auch  unten  S.   121. 

*  So  sclion  Palacky,  Gesdiichtc  von  Bölmion  IV,  2,  MI,  \v('it(M-  ausgeführt 
von  A.  ]{ac.hinanu,  Ein  Jaiir  büliniischer  Gcsc-iiiciite  im  Arcliiv  f.  K.  ij. 
G.  LIV,   103. 
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betreffend  den  Verkauf  von  Forchtenstein  ausgebrochen  war.^ 
Schon  damals  fand  Albrecht  Gelegenheit,  den  unzuverlässigen 
Sinn  Eizingers  zu  erproben.  Wir  erfahren  zwar  nichts  Näheres 
über  die  Stellung,  welche  Eizinger  im  gegenwärtigen  Erbfolge- 
streite zwischen  den  hadernden  Fürsten  einnahm.  Immerhin 
aber  durfte  sich  Albrecht  in  dieser  Hinsicht  von  einem  alten 
Gegner  nichts  Guten  versehen,  zumal  Eizinger  als  einer  der 
ständischen  Verweser  an  der  Spitze  der  Regierung  des  herren- 
losen Landes  und  des  österreichischen  Adels  stand.  Daher 
war  Eizingers  Sturz  bei  Herzog  Albrecht  wohl  eine  schon 
längst  beschlossene  Sache.  Denn  so  wenig  Herzog  Albrecht 
es  gelegentlich  verschmähte,  die  Opposition  aristokratischer 
Elemente  zu  seinen  Gunsten  auszubeuten,  so  hatte  er  doch  erst 
jüngst  an  den  Gradnern  in  Tirol  gezeigt,  wie  man  im  Inter- 
esse einer  festen  landesfürstlichen  Gewalt  den  überwuchernden 
Bestrebungen  ehrgeiziger  Emporkömmlinge  begegnen  müsse. 
Albrecht  bedurfte  nur  eines  Anhaltspunktes,  um  Eizinger  in  den 
Augen  des  Landes  und  seines  eigenen  Hauses  zu  vernichten. 
Eben  dazu  war  jetzt  der  Augenblick  gekommen  als 
Georg  von  Podiebrad  den  böhmischen  Thron  bestieg.  Bewies 
dieses  Ereigniss  nicht,  dass  die  umlaufende  Sage  Wahrheit 
sprach,  indem  sie  Georg  beschuldigte,  er  habe  den  jungen 
König  durch  Gift  aus  dem  Leben  geschafft,  um  sich  selbst  des 
Thrones  zu  bemächtigen?  Und  bezeichnete  nicht  das  Volkslied 
auf  den  Tod  des  Königs  Ladislaus  Eizinger  als  Mitschuldigen 
an  jener  schwarzen  That,^  von  dem  folgerichtig  zu  erwarten 
stand,  dass  er  nach  dem  Beispiele  und  mit  Hilfe  des  Hussiten- 
königs  darnach  trachten  werde,  in  Oesterreich  dauernd  die 
höchste  Gewalt  an  sich  zu  rcissen?  War  Eizinger  wirklich 
an  der  Vergiftung  des  jungen  Königs  betheiligt  gewesen,  stand 
dann  nicht  zu  besorgen,  dass  sich  derselbe  dieser  dunklen 
Künste  auch  wider   die   anderen  Habsburger   bedienen   werde? 

*  Vgl.  liierdbor  unter  anderem  A.  G.  Siippaii,  die  vier  lotzton  rjebeiisjalirc 
des  Grafen  Ulrich  II.  von  CiUi.     Wien   I8Ü8,  S.  21. 

^  Auch  In  anon.  chron.  Austr.  41.  heisst  es:  jüeniselhen  ICizin}<;er  das  f^ciiiaiu 
volckh  gross  scliueldt  gah,  wie  er  iren  herrn  um  das  leben  gen  Prag 
aus«  dem  landt  Oosterreieli  gefüert  lieett.  Und  erstucndt  red  uudcr 
dem  volkh,  wio  man  dem  un.scliueldigen  lämbiein  und  gottfürchtigen 
fiirHten,  der  in  seiner  jugent  was  ein  liebliaber  der  gerechtigiihait,  ein 
heHchirmci'  der  armen,  Holt  vergeben   haben'. 
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Darum  sprach  Albrecht  von  , falschen  Briefen  und  Gift',  mit 
denen  Eizinger  , seine  fürstliche  Person  antreffend  gehandelt 
habe',  und  fand  auch  andererseits  die  Meinung,  dass  ihn 
Albrecht  wegen  der  angeblichen  Mitschuld  an  dem  Tode  des 
Königs  Ladislaus  verhaftet  habe,  weite  Verbreitung.*  Wohl 
hatte  Albrecht,  wie  aus  dem  Verlaufe  der  Sache  hervorgeht, 
keine  Beweise  dafür  in  Händen,  Ja  es  bleibt  dahingestellt, 
ob  der  Herzog  mit  dieser  Anklage  auch  nur  seiner  subjectiven 
Ueberzeugung  Ausdruck  geben  wollte,  eine  Frage,  deren  Ent- 
scheidung überhaupt  mehr  für  die  Beurtheilung  Albrechts  als 
für  die  Sache  selbst  ins  Gewicht  fällt.  Für  den  Herzog  be- 
stand jedesfalls  noch  ein  besonderer,  sehr  persönlicher  Grund, 
um  dessentwillen  er  die  Beseitigung  Eizingers  wünschte.  Da 
sich  nun  aber  durch  diesen  Grund  die  Verhaftung  nicht  recht- 
fertigen Hess,  so  knüpfte  Albrecht  an  die  im  Volke  verbreiteten 
Verdächtigungen  Eizingers  an,  und  warf  sich  zu  deren  Anwalt 
auf.  Ohnedies  riefen  jene  Lieder  im  Volke,  die  zur  Verbreitung 
der  Anschuldigung  das  meiste  beigetragen  haben,  gerade  Al- 
brecht als  Rächer  der  vermeintlichen  Unthat  auf.^ 

Durch  die  Gefangennehmung  des  auch  sonst  verhassten 
Mannes  3  mochte  daher  Albrecht  im  Sinne  einer  starken  Partei 
im  Lande  zu  handeln  meinen  und  deren  Dankbarkeit  sich  zu 
erwerben  hoffen.  Zugleich  suchte  er  durch  Gregor  von  Haimburg 
auf  die  Bürgerschaft  zu  seinen  Gunsten  einzuwirken,  indem 
er  an  das  verdächtige  Benehmen  Eizingers  und  Georgs  von 
Podiebrad,  als  sie  (am  2.  August  1457)  die  Donaubrücke  nicht 
überschreiten  wollten,  und  den  jungen  König  zur  Reise  nach 
Prag  zu  bewegen  wussten,  sowie  an  die  Willkür  erinnerte, 
mit  welcher  einst  Eizinger  den  Stadtrath  abgesetzt  und  seine 
Anhänger  ans  Ruder  gebracht  hatte.  Aber  freilich  hat  sich 
Albrecht  in  seinen  Berechnungen  getäuscht.  Wie  bereits 
früher,^    so  prallte  auch  diesmal    der  Versuch  Albrechts,  unter 

'  Dlugosz,  hist.  Poloii.  1.  XIII,  pag.  2-22.  Roseiiberger  Clirüuik  zum 
J.   1458.    (Font.  rer.  Auatr.   I.  Abth.,  VI.  Bd.,  S.  78.) 

2  Dass  sowie  in  dem  Gedichte  nr.  106b  bei  Liliencron  a.  a.  O.  S.  495, 
auch  in  dem  Liede  nr.  107,  S.  500,  Herzog  Albrecht  .«tatt  Herzog  Fried- 
rich zu  lesen  sei,  ist  auch  mir  gewiss. 

3  8.  die  Beschuldigungen  eines  Ungenannten  gegen  Herrn  IJlrirli  von 
Eitzing  circa  1457,  hsg.  von  M.  iUilini  im  Notizblatte  d.  \V.  Akad. 
7.  Jahrg.,   1857. 

*  S.  oben  S,  98. 
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deu  Bürgern  Parteiungen  hervorzurufen,  an  der  festen  Haltung 
des  Stadtrathes  ab.  Für  den  Adel  aber  musste  das  Schicksal 
Eizingers  ein  warnendes  Beispiel  dessen  sein,  was  er  selbst 
einst  bei  einem  vollständigen  Siege  des  Herzogs  zu  erwarten 
hatte.  So  schlug  also  die  That  eher  zum  Schaden  als  zum 
Vortheile  Herzog  Albrechts  aus,  der  überdies  den  starken 
Rückhalt,  den  die  Eizinger  an  Georg  von  Podiebrad  finden 
sollten,  nicht  in  Rechnung  zog.  Andererseits  dürfte  die  Lauheit, 
mit  welcher  der  österreichische  Adel  die  anfangs  so  lebhaft 
angestrebte  Befreiung  Eizingers  aus  seiner  Haft  betrieb,  durch 
den  Hass  zu  erklären  sein,  den  sich  der  hochfahrende  Mann 
selbst  bei  seinen  Standesgenossen  zugezogen  hatte.  Bei  manchen 
wirkte  wohl  auch  die  Abneigung  gegen  seineu  Verbündeten  und 
Anwalt,  den  ketzerischen  Böhmenkönig,  mit.  Dass  Eizinger, 
wenn  es  auch  an  Beweisen  seiner  Schuld  fehlte,  derselben 
fähig  sei,  mochte  gar  manchem  bezüglich  eines  Mannes  einge- 
leuchtet haben,  von  dem  man  sich  die  Aeusserung  erzählte,  er 
wolle  nicht  um  50.000  Gulden  wetten ,  dass  er  nicht  noch 
Herzog  von  Oesterreich  werden  würde.' 

Es  wurde  oben  erwähnt,  dass  der  Wiener  Stadtrath  das 
Schreiben  des  Kaisers  vom  1.  März  vorläufig  unbeantwortet 
liess.  Die  Aufregung,  welche  Eizingers  Verhaftung  hervorrief, 
hatte  bewirkt,  dass  sich  die  Antwort  bis  zum  9.  März  ver- 
zögerte. Sie  sähen,  so  schrieben  nunmehr  die  Bürger,  den 
Kaiser  und  die  Kaiserin  gern  in  ihrer  Mitte.  Von  Wider- 
sachern des  Kaisers,  die  sie  bei  sich  beherbergten,  sei  ihnen 
nichts  bekannt,  da  ja  alle  Einreitenden,  mit  Ausnahme  der 
Räthe,  des  Hofgesindes  und  der  Diener  der  gnädigen  Herren 
von  Oesterreich,  ein  Gelübde  an  den  Thoren  leisten  müssten, 
und  deren  Namen  dem  Bürgermeister  jeden  Abend  schriftlich 
verzeichnet  übergeben  würden.  Wenn  dem  Kaiser  oder  einem 
andern  der  gnädigen  Herren  bei  ihnen  etwas  widriges  begegnen 
sollte,  so  würde  ihnen  solches  herzlich  leid  sein.  Gern  seien 
sie  bereit,  was  sie  ihrerseits  vermöchten,  zu  deren  Sicherung 
beizutragen.^ 


'  Ebendorfcr  U'21,  der  freilich  oin  |icrsüiiIi(;lior  (iej^fiier  Eizingers  war,  aber 
l)eliauj)tet,  er  liabo  S(j  vcrnomiiicii  ,veri(iica  rclatione  ciiiusdain  ,  qui  se 
affirmabat,  hIc  in  siia  presentia   ipsuni  e  auo  ore  verba  protiilis.se'. 

2  Copeybucb    lOO,  iir.   LIII. 
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Allein  diese  Antwort  entsprach  den  Wünschen  Herzog 
Albrechts  nicht.  Denn  offenbar  besorgte  er,  der  Kaiser  werde 
mit  bewaffneter  Macht  nach  Wien  kommen  und  gestützt  auf 
dieselbe  den  Erbfolgestreit  zu  seinen  Gunsten  wenden.  Darum 
nahm  er,  wie  es  scheint,  erst  jetzt  auch  seinerseits  Söldner 
auf,  und  suchte  dieselben  in  die  Stadt  zu  bringen  wozu  ihm 
der  schon  lange  geplante  Zug  wider  Ledwenko  den  passenden 
Vorwand  bieten  sollte.  An  sich  betrachtete  ja,  wie  wir  sahen, 
der  Herzog  schon  seit  längerer  Zeit  mit  Misstrauen  und  Be- 
sorgniss  die  Stellung,  welche  Ledwenko  im  Marchfelde  ein- 
nahm. Konnte  es  nicht  geschehen,  dass  der  Kaiser  eben 
diesen  Rottenführer  neuerdings  in  seinen  Sold  nahm?  Dem 
sollte  durch  ein  Unternehmen  wider  den  letzteren  begegnet 
werden,  das  zugleich,  wenn  es  gelang,  das  Ansehen  des  Her- 
zogs im  Lande  erhöhen  und  seinen  Einfluss  mehren  musste. 

So  erging  denn  von  Seite  Herzog  Albrechts  an  den  Adel, 
sowie  an  die  Stadt  Wien  die  Aufforderung,  ihm  zur  Be- 
kämpfung Ledwenko's  mit  Volk,  Zeug  und  Pulver  beizustehen. 
Zugleich  verlangte  er  (9.  März)  von  der  Stadt,  ihm  zu  ge- 
statten, ,ein  merkliches  Volk'  hereinzulassen.  Die  Bitte  Avurde 
freilich  abgeschlagen.  Sie  wollten  jedoch,  setzten  die  Bürger 
begütigend  hinzu,  auch  den  Kaiser  ersuchen  lassen,  nur  wenig 
Volk  mit  sich  zu  bringen,  worauf  Albrecht  mit  dem  Gegen- 
vorschlage erwiderte,  dass  entweder  er  oder  die  Stadt  eine 
Anzahl  Leute  aufnehmen  sollte,  und  dass  der  Kaiser  und  des- 
gleichen Herzog  Sigmund,  wenn  er  käme,  jeder  mit  ebensoviel 
Volk  eingelassen  werden  sollte.' 

In  Folge  dessen  schickte  der  Stadtrat!)  neuerdings  Boten  2 
aus  seiner  Mitte  an  den  Kaiser,  3  denen  ein  mit  den  in  Wien 
weilenden  Adeligen  vereinbartes  , Memorial'  (19.  I\Iärz)  mit- 
gegeben wurde,  worin  dem  Kaiser  der  Vorschlag  Albrechts 
mitgetheilt  und  derselbe  gebeten  wurde,  seinerseits  nur  wenig 
Volk  nach  Wien  mitzubringen.  Auch  wurde  dem  Kaiser  die 
Aufforderung  Albrechts  zum  Kriege  gegen  Ledwenko  an- 
gezeigt,  letzteres  offenbar  in  der  Absicht,  dieses  Unternehmen 


«  Copeybuch   103  — lUÖ,  iir.  LV. 

2  Die  Kathsherreu  Thoman  Swarcz,  Cristan  Wisinger,  die  Gonaniiton  Niklas 
Ernst  und  Sebastian   Ziegelhauser. 

3  Copeybucli   117,  nr.  LXV.      18.  März   1458. 
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des  Charakters  einer  blos  von  dem  Herzoge  ausgehenden 
Action  zu  entkleiden. >  Endlich  überbrachten  die  Gresandten 
nochi  ein  besonderes  Schreiben,  worin  dem  Kaiser,  im  Falle, 
dass  ihm  zu  Wien  Leides  widerfahre,  der  Beistand  der  Stadt 
in  Aussicht  gestellt  wurde. - 

Die  Antwort  des  Kaisers  lehnte  den  Vorschlag-  Albrechts 
als  seiner  kaiserlichen  Würde  nicht  entsprechend  ab.  Es 
könne  dies  nur  eine  Entfremdung  der  drei  Fürsten  zur  Folge 
haben,  während  doch  eine  derartige  Vorkehrung  um  so  weniger 
nöthig  sei,  da  sie  unter  einander  versippt  und  befreundet  seien 
und  keine  Fehde,  noch  Feindschaft  zwischen  ihnen  bestehe. 
Er  werde  ja  auch  nicht  wissentlich  Landesfeinde  nach  Wien 
führen,  sondern  die  Fürsten,  Grafen  und  Herren  seiner  Um- 
gebung, sein  Hofgesinde,  seine  Diener  und  fromme  Landleute, 
und  falls  ihnen  jemand  mit  Gewalt  begegnen  wolle,  werde  er 
ihnen  seinen  Beistand  nicht  versagen,  sondern  mit  Bruder  und 
Vetter  friedlich  nach  Rath  der  Landschaft  sich  einigen,  sowie 
er  auch  von  den  beiden  anderen  Fürsten  erwarte,  dass  sie 
nicht  seine  und  des  Landes  Feinde  bei  sich  halten  würden, 
sondern  ihr  Hofgesinde,  Diener  und  ehrbare  Leute,  so  viele 
sie  wollten,  es  sei  von  der  Etsch,  aus  Schwaben  oder  aus 
anderen  ihrer  Erblande.  —  Bezüglich  Ledwenko's  endlich 
berief  sich  der  Kaiser  auf  die  Weisungen,  die  von  ihm  an 
den  Hubmeister,  betreffend  die  Aufnahme  von  Söldnern,  er- 
gangen seien.  ^ 

So  wurde  denn  der  Zug  gegen  Ledwenko  ^  mit  des 
Kaisers  Zustimmung,  wenn  auch,  wie  es  scheint,  ohne  dessen 
thatsächliche  Unterstützung  ins  Werk  gesetzt.  Denn  trotz 
aller  Verheissungen  Friedrichs  hören  wir  von  kaiserlichen 
S()ldnern  auf  dieser  Heerfahrt  nichts.  Nur  von  seinen  eigenen 
Leuten,  von  den  Söldnei-n,  die  er  selbst  angeworben  hatte, 
und  von  den  Streitkräften,  welche  ihm  ein  Theil  des  Adels 
und  die  Stadt  Wien  zur  Verfügung  stellten,  begleitet,  rückte 
Herzog    Albrecht    am    2!l.    März    1458 -"^    ins    Feld.     Ledwenko 

1  Copeybucli    117  —  118,  iir.  LXVI. 

•^  Ebd.   116,  tir.   LXIV. 

^  Ebd.    118  ir. 

''   Von   Ijichnowflky,   Goscli.   il.    II.    Ilahsljiirfr   VII,   '.),    wird    dieser   Ziip:    irrig 

erst   riacli  der  Ankunft  (ins   Kaisers  in   Wien   angesetzt. 
'•>  C'<jpeybucli   120.     Anon.  ehr.  AflBtr.  bb. 
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hatte  zwei  befestigte  Lager  —  Täber  oder  Possatkin,  •  wie 
man  sie  damals  nannte  —  angelegt.  Die  eine  dieser  Ver- 
schanzungen hig  zu  Hoff  ,im  Marchort',  d.  h.  zu  Hof  an  der 
March,  unfern  der  Mündung  dieses  Flusses  in  die  Donau,  die 
andere  jenseits  der  March  ,auf  dem  Steine',  d.  i.  zu  Rotten- 
stein -  oder  Rötheistein,  zwischen  Hainburg  und  Theben,  einem 
alten  Raubneste,  das  Ladislaus  Suntheim  in  der  Beschreibung 
des  Donauthales  als  ein  ,zerprochen  slos',  einst  den  Myssen- 
dorfern  gehörig,  bezeichnet,  und  von  welchem  noch  jetzt 
Ruinen  sichtbar  sind.''  Beide  Täber  wurden  genommen,  wobei 
auf  Seite  der  Herzoglichen  Gerhard  Fronauer,  der  Bruder  des 
später  so  berüchtigten  Gamaret  Fronauer,  den  Tod  fand.  ^ 
Ueber  fünfhundert  Feinde  wurden  zu  Gefangenen ''  gemacht 
und  nach  Wien  gebracht,  wo  man  während  der  Osterwoche 
(2.—  8.  April)  mehr  als  dreihundert  derselben  theils  ^  vor  den 
Thoren  hängte,  theils  '  ersäufte.  Bloss  der  , Schreiber  und 
Geschützmeister'  derselben,  ein  Wiener  von  Geburt,  wurde 
mit  dem  Schwerte  gerichtet.*  Der  Rest  dieser  ,Teberer'  wurde 
in  den  Kärnthner-,  Fiber-  und  Rothenthurm  geworfen,'^  wo  die 
meisten  Hungers  starben.'"  Nur  wenige  erlangten  später  die 
Freiheit  wieder. 


1  Vgl.  Fontes  rer.  Austr.  XX,  149. 

2  Ebendorfer,  chron.  Austr.  bei  Pez  II,  889. 

^  Jahrb.  f.  vaterläiul,  Gesch.,  1.  Jahrg.,  Wien  1861,  S.  294:.  Darstellung 
des  Erzherzogtliuins  Oesterreich  u.  d.  Enns  von  Schweickhart-Sickiiigen, 
V.  U.  d.  W.  W.  V,  147  ff. 

'  An.  chron.  Austr.  .56.  Er  fiel  nach  eben  dieser  Quelle  88  vor  dem  Tabor 
,im  Marchort'. 

5  Anon.  chron.  Austr.  ,bei  400'.  Alle  anderen  Quellen:  Copeybuch  121, 
Thomas  Ebendorfer  1.  c,  Font.  rer.  Austr.  1.  c,  nennen  500  Gefangene. 
Nach  dem  Copeybuche  wurden  am  1.  April  ;iOO  eingeliefert,  am  4.  April 
weitere  226.  Vgl.  Schlager,  Wiener  Skizzen.  Neue  Folge  III,  165.  Vitus 
Arcnpcck  (Pez,  SS,  11,  1292)  nennt  550. 

6  Dritthalbhundert  nach  Font.  rer.  Austr.  XX,  149;   80  nach  Arenpeck  1.  c. 
''  Font.  rer.  Austr.  1.  c.  Vgl.  auch  ann.  Mellic.  14.59:  suspenduntur  amplius 

ducenti. 
*  Ebendorfer  1.  c. 

^  Schlager,  Wiener  Skizzen  a.  a.  O. 
'"  Der  Ausdruck    des  anon.  ehr.  Austr.  .56:    ,die  andern  stürben  zuainczing 

in  den  turnen'  ist  dunkel.    Sollte  dies  heissen:  ,zu  zwanzig'?  Ebendorfer 

1.  c.  sagt:    ,re8iduos  ad  tringcntos    in   turri  Carinthianorum    pane  doloris 

reseruari  fecit'.     Vgl.  ann.  Mellic.  a.  14.59. 
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Obgleich  nun  die  Stadt  Wien  diese  Gefangenen  durch 
ihre  eigenen  Söldner  in  Hainburg  und  Fischamend  über- 
nommen hatte,'  um  sie  nach  Wien  zu  transportiren,  so  war  es 
bei  der  grossen  Zahl  der  Täberer  doch  unvermeidlich,  dass 
ein  Theil  der  Söldner  Albrechts  zu  deren  Escorte  verwendet 
wurde.  Auch  konnte  nach  dem  errungenen  Erfolge  die  Stadt 
dem  Herzoge  billigerweise  die  Erfüllung  des  Wunsches,  seine 
Söldner,  achthundert  an  Zahl,  ^  in  Wien  abzulöhnen,  nicht 
versagen.  Sie  gestand  ihm  dies  unter  der  Bedingung  zu,  dass 
die  Truppen  in  drei  bis  vier  Tagen  die  Stadt  wieder  verlassen 
müssten,  und  setzte  von  diesem  Beschlüsse  sofort  auch  den 
Kaiser  in  Kenntniss.  ^  Sie  könnten  —  meinte  der  Stadtrath 
—  dies  um  so  eher  thun,  ,als  die  Stadt  eines  solchen  oder 
mehreren  Volkes  wohl  gewaltig  sein  möchte'.  Und  in  der  That 
war  dies  auch  der  Fall,  da  die  Stadt  während  des  Jahres  1458 
im  ganzen  etwa  300  Pferde  unter  15  Rottmeistern  und  5184 
Mann  zu  Fuss  unter  18  Rottmeistern  besoldete.^ 

Gleichwohl  zögerte  Albrecht,  seine  Zusage  zu  erfüllen,  viel- 
leicht, weil  es  ihm  an  den  Mitteln  zur  Abdankung  der  Söldner 
mangelte,  vielleicht  auch,  weil  er  zuvor  die  Ankunft  Herzog 
Sigmunds  erwarten  wollte,  der,  bisher  durch  die  beginnenden 
Streitigkeiten  mit  Nicolaus  von  Cusa  festgehalten,''  endlich, 
nachdem  er  am  12.  März  zu  Innsbruck  die  Regierung  von  Tirol 
für  die  Zeit  seiner  Abwesenheit  seiner  Gemalin  Eleonora  über- 
geben hatte, ^'  zu  Anfang  April  in  Wien  eingetroffen  zu  sein 
scheint.  Am  12.  April  weilte  Herzog  Sigmund  bereits  in  dieser 
Stadt.^  Aber  schon  am  14.  April  finden  wir  ihn  in  Neustadt,^  wo 
damals  auch  Gesandte  Herzog  Albrechts  weilten,  '^  denen  dieser 
bald  selbst  dahin  folgte.  Denn  inzwischen  hatten  sich  die  drei 


'  Schlager  a.  a.  O. 

'  Copeybuch  136. 

3  Ebd.   120,  nr.  LXVII.    3.  April  1458. 

*  Sclihiger,  Wiener  Skizzen  a.  a.  O.  162  — 163. 

•'  Vgl.  A.  Jäger,    Kegesten   und  iirkundl.  Daten    über   das  Verhältniss  des 

Cardinal«  Nicoians  von  Cusa  zum  Herzog  Sigmund.  (Arcliiv  f.  K.  ö.  G.-Q. 

18.00,   1.  Hd.,  S.  312  flP.j 
'■'  Lichnowsky,  Reg.  nr.  20.    Jäger,   Kcg.    u.  .s.  f.  a.  a.  O.  .'Uö,  ur.   187. 
■'  Lichnowsky  nr.  33. 
*"  Copeybuch   13.0,  nr.  LXXIV. 
9  Font.  rer.  Austr.,  II.  Abth  ,  II.  Bd.,  pag.  XXXI,   nr.    11. 
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Fürsten  bereits  über  den  Landtag  geeinigt ,  den  jeder  von 
ihnen  besonders,  der  Kaiser  am  9.  April,'  Herzog  Sigmund  am 
14.  April,2  Herzog  Albrecht  am  20.  April  ^  auf  Floriani  (4.  Mai) 
einberief.  Und  auch  sonst  scheint  jetzt  eine  grössere  Annäherung 
der  drei  Fürsten  erfolgt  zu  sein,  wie  wir  vielleicht  aus  der 
Haltung  derselben  in  der  mährischen  Frage  schliessen  dürfen. 
Bisher  hatten  nämlich,  wie  wir  unten  sehen  werden,  die  beiden 
Herzoge  und  der  Kaiser,  jeder  Theil  für  sich  seine  Ansprüche 
auf  jenes  Land  geltend  zu  machen  gesucht,  während  nunmehr 
(17.  April)  Friedrich  dieselben  im  Namen  des  ganzen  Hauses 
dem  damals  bevorstehenden  Brünner  Landtage  anmeldete. 

Am  15.  April  kündete  Herzog  Albrecht  den  Wienern 
auf  dem  Rathhause  durch  Gregor  von  Heimburg  seine  Absicht 
an,  sich  persönlich  zum  Kaiser  zu  begeben,  mit  welchem  er 
und  Sigmund  sich  vermuthlich  noch  vor  der  Eröffnung  des 
Landtages  über  einige  Vorfragen  zu  einigen  entschlossen  waren. 
Sollte  eine  Einigung  zu  Neustadt  nicht  gelingen,  so  verlangte 
der  Herzog,  dass  er  selbst  und  Sigmund  in  Wien  wieder  ein- 
gelassen werden,  und  dass  es  bei  den  alten  Zusagen  verbleiben 
sollte.  Ihre  Wohnung  sollte  in  der  Zwischenzeit  unangetastet 
bleiben  und  aucb  kein  Anschlag  zur  Befreiung  Eizingers 
unternommen  werden.  Die  Wiener  sagten  die  Erfüllung  dieses 
Wunsches  zu,  und  da  Albrecht  auch  vor  einem  etwaigen  An- 
schlag von  aussen  her  sichergestellt  sein  wollte,  waren  die 
Bürger  hiezu  ebenfalls  bereit.  Nur  baten  sie,  dass  der  Herzog, 
damit  sie  das  gegebene  Versprechen  desto  sicherer  erfüllen 
könnten,  endlich  die  fremden  Söldner  aus  der  Stadt  entferne. 
Albrecht  scheint  dies  zugesagt  zu  haben,  verlangte  aber,  sowie 
in  einem  früheren  Falle  auch  diesmal,  dass  ihm  die  Antwort 
der  Stadt  schriftlich  gegeben  werde.  Doch  der  Rath  bat  ihn, 
ihnen  aufs  Wort  zu  glauben.  Wie  in  jenem  früheren  Falle 
wurde  die  versammelte  Bürgerschaft  befragt,  ob  das  gesagte 
ihre  Meinung  wäre,  und  als  darauf  der  allseitige  Zuruf:  Ja! 
erfolgte,  setzte  der  Bürgermeister  hinzu,  sie  wollten  sich  die 
gegebene  Zusage  von  niemandem  verbieten  lassen. ' 


1  Copeybuch   13.5,  nr.  LXXIII. 

2  Ebd.    Viö,  nr.  LXXIV. 

3  Ebd.   143,  nr.  LXXVIII.    Climel,  Reg.  3586,    Lichnowsky  3fi.    Vgl.  anon. 
cbr.  Austr.  57.    Antwort  der  Wiener  vom  23.  April  im  All)recht  ebd. 

*  Copeybucli    134.    1.5.  April   14.58. 
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Wirklich  wurden  jetzt  endlich  (17.  April)  die  Söldner 
Albrechts  —  meist  Böhmen  —  abgefertigt,  und  dieselben  ver- 
liessen  die  Stadt/  freilich  nur,  um  sich  ins  Gebirge  zwischen 
Mödling  und  Wien  zu  legen  und  die  Gegend  ringsum  zu 
belästigen.2  Der  Stadtrath  von  Wien  aber  sendete  (18.  April) 
neuerdings  Boten  ^  an  den  Kaiser,  um  diesen  von  den  Vor- 
gängen bei  der  Einlassung  und  der  Entlohnung  der  Söldner 
Albrechts  zu  unterrichten,  ihm  deren  erfolgte  Entfernung  aus 
der  Stadt  anzuzeigen,  auf  diese  Weise  jeden  Argwohn,  sowie 
die  falschen  Gerüchte  über  Zwietracht  innerhalb  des  Rathes 
und  der  Gemeinde  zu  zerstreuen  und  ihn  zu  bitten,  nach 
Wien  zu  kommen,  wie  er  zugesagt,  da  sie  hofften,  sein  Er- 
scheinen werde  zur  friedlichen  Beilegung  des  Streites  in  hohem 
Grade  erspriesslich  sein.^ 

Die  Abgeordneten  fanden  (20.  April)  von  Seite  des  Kaisers 
einen  freundlichen  Empfang.  Er  billigte  das  Verhalten  der 
Stadt  in  der  Söldnerfrage,  mahnte  blos,  in  Zukunft  , solch  Volk^ 
nicht  einzulassen,  zeigte  sich  erfreut  über  die  Eintracht  der 
Bürgerschaft  und  bereit,  auf  den  Landtag  zu  St.  Florian  doch 
,als  römischer  Kaiser  und  Fürst  von  Oesterreich'  und  unter 
den  schon  früher  bezüglich  seines  Gefolges  gestellten  Bedin- 
gungen nach  Wien  zu  kommen,  und  forderte  endlich  die  Stadt 
auf,  falls  Albrecht  zu  ihm  in  die  Neustadt  herüberkomme, 
auch  ihrerseits  Abgeordnete  zu  senden.  Andererseits  miss- 
billigte der  Kaiser  die  Ausschweifungen,  welche  die  Söldner 
Albrechts  sich  in  Oesterreich  erlaubten;'  auch  die  Sache 
Eizingers  kam  wieder  einmal  zur  Sprache.  Denn  inzwischen 
war  von  König  Mathias  Corvinus  ein  Drohbrief  (vom  6.  April)  ** 
an  die  Wiener  eingetroffen,  worin  derselbe  für  den  Fall,  dass 
Eizinger  nicht  freigelassen  werden  würde,  sich  zu  gemeinsamen 
Schritten  mit  dem  Böhmenkönige  vereinigen  zu  wollen  erklärte. 


'  Copeybuch  136. 

'  Anon.  ehr.  Austr.  57.    Copeybuch   140. 

^  Friedrich  Ebmer,  Thoinan  Swarcz,  Cristian  Wissinger  ans  dem  Rathe, 
Niiilaa  Ernst,  Wilhelm  Sambseii,  Wolt'gaiifjf  Holiibriiiiiiür  und  Bartholomäus 
Zech  aus  den  Geuaiiuten,  und  Sebastian  Ziegelhäuser  und  Valentin  Liep- 
bart  aus  der  Bürgerschaft.      Vgl.  Copeybuch   l'd'6,  nr.  LXXII. 

*  Copeybuch   mß  ff". 

'■'  Ebd.    138  ff-. 

f-  Ebd.  132,  nr.  LXXI.  • 
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Und  am  8.  April  schrieben  auch  die  Herren  von  Mähren,  ,die 
in  der  Samung  zu  Brunn  bei  einander  gewesen  sind*^,  im  Namen 
Stefan  Eizingers,  der  sich  an  sie  gewendet  hatte,  in  gleichem 
Sinne  an  die  Stadt, '  so  dass  die  Brüder  Oswald  und  Stefan 
Eizinger  in  einem  neuen  Schreiben  an  den  Kaiser  (18.  April)  - 
nicht  ohne  Genugthuung  von  ihren  Freunden  in  Ungarn,  Böhmen, 
Oesterreich  und  Mähren  sprechen  konnten.  Die  Eizinger  riefen 
in  diesem  Schreiben  neuerdings  die  Vermittelung  des  Kaisers 
an;  falls  diese  nicht  zum  Ziele  führen  würde,  verlangten  sie 
für  Ulrich  vor  Friedrich  als  Kaiser,  als  Aeltesten  von 
Oesterreich  und  obersten  Richter  der  Christenheit,  Recht.-^ 
Das  Schreiben  des  ungarischen  Königs  legten  nunmehr  die 
Abgeordneten  der  Stadt  Wien  dem  Kaiser  voi*,^  während  die 
Stadträthe  das  Schreiben  der  mährischen  Herren  schon  zuvor 
(11.  April)  mit  der  Erklärung  erwidert  hatten,  dass  sie  gegenüber 
dem  Herzoge  als  , ihrer  gnädigsten  Herrschaft'  über  kein  anderes 
Mittel  als  ,demüthige  Bitte'  verfügten. 

Was  in  dieser  Sache  weiter  zu  Neustadt  verhandelt  wurde, 
ist  uns  nicht  bekannt.  Nicht  besser  sind  wir  über  jenen  Theil 
der  Verhandlungen  unterrichtet,  welche  sich  auf  den  Erbfolge- 
streit bezogen.  Endlich  (zwischen  dem  22.  und  24.  April)  traf 
auch  Herzog  Albrecht  in  Neustadt  ein,  wo  derselbe  Zeuge  der 
Scene  war,  als  Herzog  Sigmund  (24.  April),  dem  damals  der 
Kaiser  alle  seine  Privilegien  bestätigte,  ^  sich  von  letzterem 
mit  seinen  Ländern  belehnen  Hess  und  den  Vasalleneid  leistete.'' 
Auch  die  Stadt  Wien  kam  jetzt  der  wiederholten  Aufforderung 
des  Kaisers  (vom  22.  April) '  nach  und  sendete,  nachdem  sie 
zuvor  auch  bei  den  beiden  Herzogen  vorsichtig  angefragt  und 
ihre  bejahende  Zuschrift  {26.  April)  erhalten  hatte,  den  Bürger- 
meister Jacob  Starch  mit  mehreren  aus  dem  Rathe,  den  Ge- 
nannten und  der  Gemeinde  nach  Neustadt  ,an  alle  drei 
Fürsten'.  ^ 


1  Copeybuch   1-20,  nr.  LXVIII. 

2  Ebd.  Ul,  nr.  LXXVI. 

3  Ebenda. 

*  Ebd.   131,  nr.  LXIX. 

*  Lichnow.sky,  Reg.  nr.   10.     Climel,  Reg.  nr.  M.587. 

6  Chmel,  Reg.  3587,    Victus  Arenpeck  bei  Pez,  SS.  r.  A.  1.  c.   1292. 
■>  Copeybuch    110,  nr.  LXXV. 
^  Ebd.    142,  nr.  LXXVII. 
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Wenn  wir  nun  aber  auch  über  den  Verlauf  der  Neu- 
städter Verhandlung-en  nicht  unterrichtet  sind,  so  dürfen  wir 
doch  vermuthen,  dass  dieselben  die  drei  Fürsten  kaum  ein- 
ander näher  brachten,  dass  vielmehr  die  erst  kürzlich  in  der 
mährischen  Frage  erfolgte  Verständigung  neuer  Spannung  Platz 
machte.  Dies  beweist  nicht  nur  die  Haltung  der  Fürsten  auf 
dem  folgenden  Landtage,  sondern  auch  der  Umstand,  dass  bald 
nach  ihrer  Rückkehr  nach  Wien  —  schon  am  4.  Mai  weilte 
Albrecht  wieder  in  der  Stadt  —  Albrecht  und  Sigmund  mehrere 
wichtige  Verträge  mit  einander  schlössen,  in  denen,  so  wie  in 
den  einst  zu  Innsbruck  geschlossenen,  von  dem  Kaiser  nicht 
die  Rede  war. 

Am  10.  Mai  verzichtete  nämlich  Albrecht  zu  Gunsten 
Sigmunds  auf  den  ihm  durch  einen  früheren  Vertrag  ^  ein- 
geräumten Besitz  der  Vorlande-  mit  Einschluss  von  Burgau, 
das  er  demselben  bereits  früher  verpfändet  hatte.  -^  Auch  ver- 
sprach derselbe,  gemäss  einer  schon  zuvor  (29.  März  1458) 
getroffenen  Uebereinkunft,  •*  seinem  Vetter  die  Herrschaft 
Hohenberg,  die  er  von  den  Reichsstädten  an  sich  gebracht 
und  seiner  Gemalin  Mechthild  auf  Lebenszeit  verschrieben 
hatte,  sammt  der  Stadt  Rothenburg  bis  Martini  ledig  zu  machen 
und  an  ihn  und  seine  Erben  abzutreten,  ausgenommen  das 
Schloss  Hohenberg,  wofür  Sigmund  Mechthilden  die  Summe 
bezahlen  sollte,  mit  welcher  dieselbe  es  an  sich  gebracht,  und 
Haigerloch,  Stadt  und  Schloss,  bezüglich  dessen,  falls  Mech- 
thilde  es  veräussern  wollte,  Sigmund  das  Vorkaufsrecht  zu- 
gestanden wurde.  '^  Dagegen  überliess  Herzog  Sigmund  dem 
Herzoge  Albrecht  die  Regierung  über  das  ihm  zustehende 
Drittel  des  Landes  Oesterreich,  und  behielt  sich  blos  die 
Renten  desselben  vor.  Daher  sollte  denn  auch  Albrecht  diesen 
zunächst  ideellen  Theil  nicht  mit  Steuern  und  , Reisen^  be- 
schweren dürfen,    es  sei  denn,    dass    solches    durch    die  ,ganze 


'  S.  oben  S.  62. 

2  rhmol,  Materialien  II,  152,  nr.  CXXII.    Derselbe,  Regesten  3601. 

3  V(,'l.  Liclinovvsky,  Reg.  nr.  20.    13.  Januar   1458. 

1  Lichnowsky  nr.  30.  Ernst  Martin,  Er/.hcrzojrin  Mechthild,  Geinalin  Ai- 
brechts  VI.  von  Oeaterreich.  (Zeitschrift  der  Cdselisehaft  für  Beförderunj; 
der  Geschieht»-,  Alterthums-  und  VolknUniide  von  Freiburg,  dem  Breisgan 
u.  s.  f.,  II.   Bd.,   1872),  S.   204. 

'-  Chmel,  .Materialien  II,   153,  nr.  (JXXIII.    Krg.  3603. 
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Landschaft'  und  um  des  Landes  ^gemeiner  Nothdurft'  willen, 
wie  dies  von  Alters  Herkommen  sei,  beschlossen  werde.  Zu- 
gleich sollten  in  Folge  dessen  alle  Briefe  und  Verabredungen, 
welche  sie  mit  einander  zu  gemeinsamer  Verfolgung  ihrer  An- 
sprüche auf  Oesterreich  eingegangen  waren  —  also  namentlich 
der  im  Jahre  1450  geschlossene  Vertrag  —  kraftlos  sein,  aus- 
genommen, dass  sie  jemand  von  ihrem  Drittel  dringen  wollte. ' 
Hierüber  stellte  Albrecht  einen  entsprechenden  Revers  aus.^ 
Am  11.  Mai  setzte  Herzog  Sigmund  von  dieser  Vereinbarung 
die  Bewohner  des  Landes  ob  uud  unter  der  Enns  in  Kennt- 
niss.-'  Am  12.  Mai  endlich  einigten  sich  die  Herzoge  über 
das  ihnen  beiderseits  zustehende  Vorkaufsrecht,  falls  einer  von 
ihnen  etwas  von  seinem  Drittel  der  Renten  vertauschen,  ver- 
kaufen oder  verpfänden  wollte.^ 

So  war  also  zwischen  beiden  Fürsten  bereits  die  vollste 
Verständigung  erfolgt,  als  endlich  der  Kaiser  den  lange  an- 
gekündigten Vorsatz  ausführte  und  nach  Wien  kam.  Wie  es 
scheint,  hatte  die  Stadt  den  Kaiser  nochmals  gebeten,  nur  mit 
geringem  Gefolge  nach  Wien  zu  ziehen,  wogegen  indess  dieser 
umsomehr  Bedenken  hegen  mochte,  da  die  Söldner  Albrechts 
zwar  die  Stadt  verlassen  hatten,  aber,  wie  es  scheint,  durch 
Leute  Sigmunds  vermehrt,  nunmehr  1500  Pferde  stark  '^  in  den 
Bergen  bei  Wien  lagerten  und  jeden  Augenblick  von  ihren 
Soldherren  herbeigerufen  werden  konnten.  Daher  verlangte 
der  Kaiser  genügende  Sicherstellung  gegen  feindlichen  Ueber- 
fall,  was  die  Bürger  Wiens  bewog,  sich  neuerdings  an  Albrecht 
zu  wenden  und  zugleich  sich  zu  erbieten,  den  Kaiser  und 
seine  Gemalin  mit  einer  städtischen  Schutzmannschaft  zu 
Ross  und  Fuss,  800  Mann  stark,  aus  Neustadt  herüber  zu 
geleiten."  Doch  erst,  als  auch  die  beiden  Fürsten  und  die 
Stände,  welche  zum  Landtage  bereits  eingetroffen  waren,  die 
Zusage  bezüglich  der  Söldner  gegeben  hatten,  machte  sich  der 
Kaiser  auf  den  Weg. 


'  Kurz,  Oesterreich  unter  K.  Friedrich  IV.,  I,  279,  Beil.  iir.  XVI. 

2  Copeybuch   150  ff.,  nr.  LXX.XI. 

3  Kurz  a.  a.  O.  280,  Beil.  nr.   XVII. 

*  Ebd.  282—283. 

*  Anon.    ehr.   Austr.   07.    Vitus   Arnpeck    spricht    sogar    von    ,trla    circiter 
equitum  millia'. 

6  Copeybuch   IM,  nr.  LXXIX. 
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Es  war  gewiss  ein  eigenthümliches  Schauspiel,  das  sich 
den  Bewohnern  des  Landes  darbot,  wenig  geeignet,  das  An- 
sehen des  , Hauptes  der  Christenheit"'  zu  erhöhen,  als  der 
Kaiser  am  13.  Mai  1458,  umgeben  nicht  von  eigenem  bewaff- 
netem Gefolge,  sondern  von  der  Mannschaft,  die  ihm  zum 
verabredeten  Geleit  die  Wiener  entgegengesendet  hatten,  von 
Neustadt  nach  Wien  zog.  Unterwegs  in  unheimlicher  Nähe 
zeigten  sich  den  Blicken  des  Kaisers  die  Söldnerschaaren 
seines  Bruders.  Wenn  auch  nicht  genügend  verbürgt,  so  doch 
bezeichnend  für  die  herrschende  Stimmung  ist  jene  Anekdote, 
die  uns  Veit  Arnpeck  überliefert  hat.  Ein  Söldnerführer, 
heisst  es,  habe  sich  Albrecht  angeboten  mit  den  Worten: 
, Willst  Du,  so  mache  ich  Dich  heute  noch  zum  Herrn  von 
Wien  und  Oesterreich.  Denn  was  hindert  mich,  den  Kaiser 
und  sein  Gefolge  aufzugreifen?  Befiehl,  und  die  Erbfrage  ist 
gelöst.  Dem  Sieger  sind  die  Gesetze  und  die  Menschen  hold^ 
Darauf  habe  Albrecht  nach  einigem  Bedenken  erwidert:  ,Ich 
würde  Dir,  wenn  Du  dies,  ohne  mich  zu  fragen,  gethan,  es 
verziehen  haben.     Aber  gebieten  kann  ich  es  Dir  nichts' 


'  Ich  möchte  indess  diese  Anekdote  eben,  wie  gesagt,  nur  als  Ausdruck 
der  damals  herrschenden  Stimmung  gelten  lassen.  Dieselbe  für  wahr  zu 
halten ,  nehme  ich  Anstand .  da  Veit  Arnpeck  im  Zusammenhange  damit 
noch  eine  andere  Anekdote  erzählt ,  die ,  wie  ich  glaube ,  völlig  un- 
begründet ist,  und  sogar  den  Stempel  der  Sage  an  sich  trägt.  Sigmund 
und  Albrecht  —  so  erzählt  Arnpeck  —  hatten  sich  durch  einen  Eid  ver- 
pflichtet, noch  in  dieser  Nacht  den  Eingang  in  die  Burg  mit  Waffen- 
gewalt zu  erzwingen,  auf  keinen  Fall  aber  heimzukehren,  ohne  in  der- 
selben gewesen  zu  sein.  Die  Wiener  hatten  nun  davon  Wind  bekommen, 
griffen  zu  den  Waffen  und  legten  grössere  Besatzung  in  die  Burg.  Der 
Bürgerkrieg  war  also  in  nächster  Aussicht  und  kein  Zweifel,  dass  die 
beiden  Fürsten  sich  nur  zu  ihrem  grössten  Naclitheile  auf  einen  Kampf 
einlassen  konnten.  Man  war  lange  unschlüssig,  was  unter  solchen  Um- 
ständen zu  thun  sei.  Der  Entschluss  der  Bürger  stand  fest,  die  Burg 
zu  halten;  für  die  Fürsten  schien  es  schmählich,  angesichts  des  Eides, 
den  sie  geschworen,  unverrichteter  Dinge  abzuziehen.  Zuletzt  einigte 
man  sich  daliin,  den  Fürsten  ein  kurzes  Verweilen  in  der  Burg  zu  ge- 
.•statten,  und  zwar  so  lange,  um  ein  Glas  Wein  zu  sich  nehmen  zu 
können,  wornach  sie  die  Burg  wieder  verlassen  mussten.  So  ward  die 
Forderung  des  Fides  mehr  umgangen  als  erfüllt.  Zwei  Tage  darnach 
ward  die  Biirg  in  drei  Theile  getheilt;  zwei  erhielten  Albrecht  und 
Sigmund,  den  Rest  der  Kaiser.  —  Allein  es  muss  bemerkt  werden,  dass 
die  Theilung    der    Burg   vielmehr    erst    am    29.    Mai    erfolgte;    überdiess 
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Wenigstens  in  Wien  entschädigte  den  Kaiser  für  solche 
Demüthig'ung  ein  gebührender  Empfang.  Die  Herzoge  Albrecht 
und  Sigmund  ritten  ihm  entgegen,  und  in  feierlicher  Procession 
trug  ihm  die  Priesterschaft  bis  zum  Heiligen  Geist-Spital  vor 
dem  Kärnthnerthor  das  ,Heilthum^  entgegen.  Vermuthlich 
schloss  der  Tag  mit  einem  Tanze,  der  zu  Ehren  der  Kaiserin 
bei  dem  Apotheker  Vincenz  (am  Graben)  ^  stattfand.  Doch 
blieb  den  Fürsten  auch  jetzt  noch  der  Eintritt  in  die  Burg 
versagt,  die  vielmehr  vorläufig  noch  immer  im  Namen  der 
Stände  bewacht  wurde.  Dem  Kaiser  wiesen  die  Wiener  das 
Haus  des  Peter  Strasser,  der  Kaiserin  jenes  des  Hans  Steger 
zur  Herberge  an.  Herzog  Ludwig  der  Reiche  von  Baiern- 
Landshut,  der  mit  dem  Kaiser  von  Neustadt  herüberkam  und 
diesem  bei  dem  Einzüge  in  die  Stadt  das  Schwert  vortrug, 
wurde  in  des  .Kornmesser  Havxs'  gegenüber  der  Herberge  des 
Kaisers  untergebracht.  Albrecht  und  Sigmund  bewohnten  das 
Praghaus.  2 

Nach  der  Ankunft  des  Kaisers  konnte  endlich  der 
Floriani-Landtag  eröffnet  werden,  auf  welchem  die  Stadt 
Wien  durch  ihren  Bürgermeister  Jacob  Starch  und  je  vier 
Mitglieder  des  Rathes,  der  Genannten  und  der  Gemeinde  ver- 
treten war.  3  Bei  der  Eröffnung  —  der  Tag  ist  uns  nicht 
überliefert  —  war  der  Landtag  nur  spärlich  besucht;  erst  all- 
mälig    fanden    sich    die    Landherren    in   grösserer  Anzahl    ein.^ 


befremdet  es,  dass  das  sonst  so  reichhaltige  Copeybuch  der  Stadt  Wieu 
so  wenig  als  eine  andere  gleichzeitige  Quelle  von  diesem  Vorfalle  irgend 
eine  Erwähnung  macht,  obgleich  der  Anschlag  wesentlich  durch  die 
Wachsamkeit  der  Bürger  vereitelt  worden  sein  soll.  Es  ist  daher,  wenn 
überhaupt  dieser  Erzählung  irgend  eine  Tliatsache  zu  Grunde  liegt, 
höchstens  anzunehmen,  dass  Herzog  Albrecht  schon  damals  einen  Ueber- 
fall,  wie  ein  solcher  späterljin  wirklich  erfolgte,  im  Schilde  führte,  dasa 
er  aber  denselben  angesichts  der  Haltung  des  Adels  und  der  Hürger- 
schaft  unausgeführt  Hess. 

>  S.  oben  S.  7:^. 

2  Anon.  ehr.  Austr.  58.  Oopoybuch  144,  nr.  LXXIX.  LXXX  und  145. 
Schlager,  Wiener  Skizzen.  Neue  Folge,  183'.»,  S.  97  ff.  Auch  ein  , Lehen- 
stuhl' wurde  bei  dieser  Gelegenheit  am  Hof  errichtet,  und  .sodann  von 
Niklas  Zehentner,  ,vnsers  genedigsten  herrn  des  kaisers  stuhlsetzer', 
um   fünf  Pfund  gelöst. 

^  Die  Namen  im  Copeybuche   14:^. 

*  Ebendorfer  1.  c.  890. 


126  [126] 

An  den  Verhandlungen  nahm  anfangs  auch  der  Baiernherzog 
Theil.  Doch  verliess  er  während  derselben  Wien,  nachdem  er 
zuvor  noch  den  Ständen  den  Rath  ertheilt,  dass  sie  als  fromme 
Landleute  handeln  und  es  nicht  zu  einem  Kriege  zwischen  den 
Fürsten  kommen  lassen  sollten.  • 

Wie  auf  dem  Agnesenlandtage  schritt  man  auch  diesmal 
sofort  zur  Wahl  eines  Ausschusses  von  achtundvierzig  Personen 
aus  den  vier  Ständen.  Dieser  einigte  sich  nach  längerer  Be- 
rathung  zunächst  über  eine  Anzahl  von  Artikeln,  welche  den 
drei  Fürsten  am  16.  Mai  in  Gegenwart  des  Herzogs  von  Baiern 
in  Peter  Strassers  Hause  übergeben  wurden.  ^ 

Ausser  der  Bitte  an  die  Fürsten  sich  unter  einander 
freundlich  zu  einigen,  und  der  von  Seite  derselben  auf  dem 
früheren  Landtage  gegebenen  Zusage  gemäss,  das  Land  un- 
getheilt  zu  lassen,  alle  Rechte  und  Freiheiten  sowohl  des 
ganzen  Landes  als  aller  einzelnen  insbesondere  aufrecht  zu 
erhalten  und  alles,  was  etwa  früher  gegen  einen  der  Fürsten 
geschehen  sei,  zu  vergeben,  enthielten  die  Artikel  eine  Reihe 
von  speciellen  Forderungen,  die  zum  Theile  schon  bei  früheren 
Anlässen  von  den  Ständen  erhoben  worden  waren,  zum  Theile 
noch  später  in  den  nächstfolgenden  Jahren  der  eigentliche 
Angelpunkt  der  ständischen  Opposition  werden  sollten. 

Die  zur  Regierung  des  Landes  bestellten  Räthe,  Amtleute 
und  Pfleger  sollen  nur  aus  den  Landleuten  genommen,  das 
Recht  soll  bezüglich  der  vier  Stände,  d.  h.  der  Ständemitglieder 
nach  Landrecht,  in  den  Städten  nach  Stadtrecht,  auf  dem  Lande 
nach  altem  Herkommen  gehandhabt  werden.  , Redliche^  Ver- 
schreibungen,  rückständiger  Sold  und  andere  Geldschulden  aus 
den  Zeiten  der  Könige  Albrecht  und  Ladislaus  sollen  anerkannt 
und  bezahlt  werden;  kein  Jude  soll  im  Lande  häuslich  ange- 
sessen sein,  wie  dies  König  Albrecht  zugesagt  und  bisher  ge- 
halten wurde.  Die  Fürsten  sollen  ferner  für  eine  gute  dauerhafte 
Münze  Sorge  tragen,  zumal  deshalb  das  ümgeld  entrichtet 
werde,  einem  jeden  die  Belehnung  init  seinen  Lehen  ertheilen 
und  sie  durch  die  Kanzlei  nicht  beschweren  lassen.  Endlich 
baten  die  Stände,  dass  ihnen  diese  Zusage  schiiftlich  und 
zwar    dem  Lande    unter    und    jenem    ob    dov   Knns    in   je    vier 


'  Ebfindoifer,  800.  Anon  dir.  Anstr.  58. 
'  Cüjieybuch    115. 
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Exemplaren    für   jeden    der    vier    Stände    ausgefertigt    werden 
möge.  ^ 

Die  drei  Fürsten  sagten  die  Bestätigung  dieser  Artikel 
zunächst  blos  mündlich  zu,  da  deren  schriftliche  Bekräftigung 
erst  nach  der  Beendigung  des  Erbfolgestreites  erfolgen  konnte. 
Daher  trat  diese  Frage  neuerdings  in  den  Vordergrund,  um- 
somehr  als  jetzt  alle  drei  Fürsten  sich  zu  der  Zusage  be- 
quemten, dass  bis  zur  Entscheidung  ihrer  Sache  keiner  von 
ihnen  eine  Stadt,  einen  Markt  oder  eine  einzelne  Person  um 
Huldigung  angehen  wollte.  2  Da  die  Fürsten  sich  bereits  für 
die  Untheilbarkeit  des  Landes  ausgesprochen  hatten,  han- 
delte es  sich  nunmehr  vor  allem  darum,  einen  Weg  ausfindig 
zu  machen,  auf  welchem  unbeschadet  jenem  Principe  den  An- 
sprüchen aller  drei  Fürsten  Rechnung  getragen  werden  könne. 
Am  ehesten  war  dies  hinsichtlich  der  Renten  möglich,  be- 
züglich deren  nach  der  Analogie  früherer  Fälle  eine  gleiche 
Theilung  beschlossen  wurde. ^  Der  Schwerpunkt  und  die 
eigentliche  Schwierigkeit  lag  aber  in  der  Frage  betrefiend  die 
Regierung  des  Landes,  worüber  man  sich  auch  jetzt  nicht  zu 
einigen  vermochte,  da  dieselbe  der  Kaiser  im  Gegensatze  zu 
den  Wünschen  und  Anschauungen  Albrechts  noch  immer  als  der 
Aelteste  für  sich  in  Anspruch  nahm,  wobei  er  sich  auf  die 
Bestätigung  des  maius  durch  Kaiser  Friedrich  IL  von  1245^ 
berufen  zu  haben  scheint.  ^  Der  Kaiser  machte  den  Vorschlag, 
dass  der  Landtag  aus  seiner  Mitte  zehn,  sechszehn,  oder  mehr 
oder  weniger  Personen  ersehen  möge,  die  es  versuchen  sollten,  sie 
unter  einander  in  dieser  Frage  gütlich  zu  einigen.  Allein  wenn 
zugleich  der  Kaiser  vorschlug,  jenem  Ausschusse  die  Frage 
zur  Entscheidung  zu  überlassen,  ob  er  oder  Herzog  Albrecht 
allein  regieren  sollte,  so  konnte  diese  Fragestellung  nicht  nach 
Albrechts  Geschmackc  sein,  da  leicht  vorauszusehen  war,  in 
welchem  Sinne  die  Stände  die  also  lautende  Frage  beantworten 
würden.  Auch  hatte  ja  Albrecht  schon  früher  einmal  erklärt,  dass 
die  Erbfrage  nicht  nach  dem,  was  zwei,  drei  oder  vier  davon 
halten,    sondern    vor    der    gemeinen     Landschaft    entschieden 

1  Chnicl,  M.iterialieii  II,    1;J3  ff. 

^  Copoybiicli    100. 

3  Ebd.   1Ö3. 

*  Archiv  f.  K.  ii.  G.-Q.  VIII,   117. 

'"  Vgl.  Ebendorfer  H9Ü. 
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werden  sollte,  '  während  der  Kaiser  erst  dann,  wenn  jener 
Ausschuss  eine  Einigung  auf  gütlichem  Wege  nicht  erzielen 
würde,  die  Sache  vor  die  ganze  Landschaft  bringen  wollte. 
Albrecht  und  Sigmund  erblickten  daher  in  diesem  Vorschlage 
nur  ein  Hinausschieben  der  Entscheidung,  zu  der  sie  beide 
drängten:  Albrecht,  ,da  er  keine  Regierung  habe  und  doch 
der  Lande  der  Fürsten  von  O esterreich  viele  und  ihrer  blos 
drei  seien',  Sigmund,  indem  er  erklärte,  er  sei  gezwungen,  sich 
baldigst  nach  Schwaben  zu  begeben.  Sie  schlugen  also  vor, 
dass  die  Angelegenheit  vielmehr  vor  die  Landschaft  selbst  ge- 
bracht und  von  dieser  entschieden  werden  sollte. 

Diese  Auseinandersetzung  fand  am  18.  Mai  bei  den  weissen 
Brüdern,  d.  i.  bei  den  Karmelitern,  am  Hof'^  statt.  Als  am 
Nachmittage  die  achtundvierzig  Ausschussmitglieder  sich  bei 
dem  von  Maidburg  befanden,  um  zu  besprechen,  was  sie  am 
folgenden  Tage  der  Landschaft  zu  hinterbringen  hätten,  kamen 
zu  ihnen  die  Räthe  des  Kaisers  mit  der  Meldung,  dass,  da 
Albrecht  seine  Sache  an  eine  gemeine  Landschaft  gesetzt  habe, 
auch  er  dieselbe  , nicht  von  der  Landschaft'  setzen  wolle,  da 
er  zu  einer  friedlichen  Ausgleichung  bereit  sei. 

Die  Landschaft  selbst,  der  man  dies  hinterbrachte,  fand 
indessen,  dass  das  Anerbieten  der  Fürsten  und  jenes  des  Kaisers 
nicht  auf  dasselbe  hinausliefen.  Denn  die  Fürsten  erböten 
sich,  ohneweiters  (vngeverlich  von  der  regierung  wegen)  die 
Entscheidung  der  Stände  anerkennen  zu  wollen,  der  Kaiser 
hingegen  erkläre,  auch  er  wolle  die  Sache  ,nicht  von  der  Land- 
schaft setzen^,  vorausgesetzt,  dass  ihm,  wie  billig,  allein  die 
Regierung  übertragen  werde  (ob  er  pillich  allein  regirn  sult). 
Die  Stände  baten  daher  beide  Theile,  ihr  Ansinnen  schriftlich 
zu  übergeben,  um  ihrerseits  darüber  zu  berathen,  ,da  sie  sich 
allzu  gering  und  wenig  verständig  däuchten,  zwischen  solchen 
Fürsten  sich  in  Dingen,  die  ihre  fürstliche  Würde  und  Re- 
gierung beträfen,  auszusprechen'.  Diesem  Wunsche  kamen 
die  drei  Fürsten  nach,  indem  sie  am  2G.  Mai  ihr  Begehren 
den  bei  den  Augustinern  versammelten  Ständen  schriftlich  über- 
geben Hessen.  •' 


'  S.  <>.  p.  S.  Hli. 

2  S.  Kfirl  Lind,  I'lan  der  Stadt  Wien  ans  der  i-rsteii  Iliflftc  dia  XV.  .111.  S.  24. 

3  ('opeybuch   14r>  — 147. 
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Nach  mannigfachen  Verhandlungen  und  Vorbereitungen 
wurde  am  29.  Mai  wenigstens  ein  Knoten  der  Verwickelungen 
durch  die  friedliche  Theilung  der  Burg  gelöst.'  Die  Aus- 
gleichung ging  unter  Vermittlung  der  vier  Stände  des  Landes 
vor  sich.  Das  Copeybuch  der  Stadt  Wien  gibt  hierüber  folgenden 
Bericht:  ,Es  war  verabredet,  dass  am  Montag  vor  St.  Petronell, 
d.  i.  den  29.  Mai,  um  acht  Uhr  Morgens  der  Kaiser  und  die 
beiden  Herzoge,  als  die  Erben,  in  ihre  Burg  einziehen  und 
sie  einnehmen  sollten.  Zu  diesem  Behufe  kamen  sie  in  des 
Marschalls  Hause  zusammen,  jeder  Fürst  mit  einer  kleinen 
Anzahl  seines  Kriegsvolkes.  Gegenwärtig  waren  aus  den  vier 
Ständen  des  Landes  je  acht  Personen.  Herr  Rüdiger  von 
Starhemberg  richtete  zuerst  das  Wort  an  die  Fürsten,  indem 
er  sagte:  Da  sie  die  Angelegenheit  der  Laudesregierung  und 
ihre  Einführung  in  die  fürstliche  Burg,  sowie  die  Vertheilung 
der  Räume  derselben  der  Landschaft  anheimgestellt  hätten,  so 
bitte  er  die  Herren,  den  Kaiser  wie  die  beiden  Herzoge,  im 
Namen  und  auf  Verlangen  der  Landschaft  um  dasjenige,  was 
vor  allem  Noth  thue  zu  ihrejn  Heil,  dass  sie  sich  nämlich 
gegenseitig  das  Versprechen  gäben,  die  Burg  gemeinschaftlich 
und  friedlich  zu  betreten,  und  dass  sie  sich  zu  diesem  Behufe 
nach  reiflicher  Ueberlegung  folgendes  Gelöbniss,  wozu  der 
Landesherr  und  Kaiser  bereits  seine  Zustimmung  gegeben  hätte, 
mit  fürstlichem  ftandschlage  gegenseitig  ertheilten,  in  folgenden 
Worten,  die  er  ihnen  schriftlich  vorhielt:  ,Da  jetzt  alle  drei 
Herren  ihren  Einzug  in  die  Burg  nach  Verabi-edung  mit  dei- 
Landschaft  hielten,  und  diese  der  Ansicht  sei,  dass  die  Herreu 
durch  ein  fürstliches  Gelöbniss  Sicherung  ertheilen  sollten,  so 
sollten  sie  alle  drei,  ihrer  selbst  und  der  ihrigen  wegen,  dort 
in  Freundschaft  wohnen  und  diese  aufrecht  erhalten,  keiner 
dem  anderen  irgend  etwas  Unfreundliches  in  übler  Absicht 
zufügen,  sondern  jeder  von  ihnen  den  anderen  ohne  Schaden 
daselbst  lassen,  ihrer  selbst  willen  und  der  ihren  wegen,  keiner 
den  anderen  bedrängen,  oder  Unbilliges  gegen  ihn  untei-- 
nehmcn,    sondern    sich    gütlich    gegeneinander    halten    und  nWc 


'  Für  (Ins  Kolf^onde  vgl.  v.  Kfir.ij.iii,  Die  alte  Kaiserbui{j  in  Wien  (aus 
ilmn  VI.  Hände  der  Schritten  des  AlUTtlium.svereines  in  Wien  besonders 
abgedruckt),  Wien  1803,  wo  die  betreffenden  Fragen  wohl  erschöpfend 
behandelt  sind. 
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vereinbarten  Punkte  redlich,  freundlich  und  aufrichtig'  be- 
folgen, treu  und  ohne  Gefährde/ 

^Nachdem  die  Gelübde  ertheilt  und  auch  mit  Niclas 
Druchsess,  der  die  Burg  innehielt,  gesprochen  war,  dass  er 
sie  nämlich  den  Herren  allen  dreien  abtrete,  gingen  sie  durch 
den  rückwärtigen  Theil  des  Marschallhauses  in  die  Burg,  be- 
sichtigten die  Archive  und  Aufbewahrungsorte  der  Kleinodien, 
die  Thüren  und  Gemächer,  welche  alle  versiegelt  waren,  und 
fanden  alles  der  Aufzeichnung  gemäss,  nichts  von  allem  vor- 
enthalten. Hiernach  ward  den  dreien  Fürsten  ein  Verzeichniss 
verlesen  über  die  Austheilung  der  Zimmer  in  der  Burg."  ' 

Im  Copeybuche  folgt  hier  ein  kurzer  Auszug  aus  dem  er- 
wähnten Verzeichnisse,  dessen  Wortlaut  ein  günstiges  Geschick 
vollständig  erhalten  hat.  Es  ist  dies  die:  ,Ausczaigung  der 
zimer  in  der  purkh  zu  Wienn,  vnserm  herren  dem  Kaiser, 
ertzhertzog  Albrechten  vnd  Hertzog  Sigmunden  durch  die 
lanndtleut  beschehen'.  -     Sie  lautet,  wie  folgt. 

, Zuerst  ist  für  unseren  allergnädigsten  Herrn  den  Kaiser 
ausgeschieden  und  zugeordnet  worden  der  Tract  gegen  St.  Mi- 
chael, von  oben  bis  unten,  sammt  den  zwei  Thürmen,  dem, 
welcher  St.  Michael  und  dem,  welcher  dem  Hause  des  Mar- 
schalls (von  Ebersdorfj  gegenüber  liegte 

,Ferner  die  Küche  an  dem  Thurme  gegen  St.  Michael 
und  die  darüber  liegende  Altane^ 

, Ferner  das  Zimmer  oben  an  die  Capelle  an  und  die 
daranstossende  kleine  Stube;  dann  die  grosse  Kammer  und 
zwei  Stuben,  die  man  mit  einem  Ofen  heizt,  bis  an  den  Thurm, 
der  gegen  das  Marschallhaus  hin  steht,  alles  bis  unter  das 
Dach.  Ferner  der  Keller  unter  diesem  Zimmer,  dem  Thore 
der  Burg  gegenüber  und  der  daranstossende  Graben  unter  der 
(*apelle'. 


'  Copüybucli    1-J7   H'. 

'^  I);is  Original  ist,  bislic^r  uii'iit,  juifj^efuiuleii.  Auch  ilio  alto  Abschrift  !n 
<i(;iii  Copialbuchp,  D.  ll'>iles  Keiciisfiimnzarchivs  in  Wien,  ist  f^egenwärtii;- 
nicht  iriciir  vorhanden.  Doch  beruhen  auf  der  letzteren  die  Abdrücke  in 
Hormayrfl  Archiv  181 1,  von  Hergenstamni  in  dem  zu  Wien  erschienenen 
jProvinzialkalender'  llSlö  und  in  Hormayrs  Geschichte  Wiens,  II.  Band. 
Eine  Absdirift  Schottky's  in  der  Handschrift  der  k,  k.  Hofbibliothek  v.w 
Wi<^n,  Suppleni.  1570,  Kl.  1.'!.'.  tf.  Auf  dicMcii  ('o])ien  beruht  der  Abdruck 
bei   Karajjin  a.  a.   O.    \',W   ll. 
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Dem  Kaiser  war  also  mit  Ausnahme  der  Burgcapelle  und 
des  daranstossenden  Thurmes  die  ganze  nord-  und  südöstliche 
Seite  der  alten  Burg  eingeräumt,  zudem  alle  Theile  derselben, 
welche  gegen  die  Stadt  blickten.  Von  den  beiden  ihm  zuge- 
wiesenen Thürmen  lag  der  eine  in  der  südöstlichen  Ecke  der 
jetzigen  Sommerreitschule,  der  andere  sah  mit  der  nordwest- 
lichen Front  auf  den  heutigen  Burgplatz,  jedoch  so,  dass  seine 
und  der  ganzen  Burg  nordwestliche  Ecke  vor  dem  Beginne  der 
Fenster  der  jetzigen  Schatzkammer  sich  befand.  Der  oben  er- 
wähnte Graben  besteht  noch  bis  zur  Stunde,  wenn  auch  über- 
wölbt. Diese  Ueberwölbung  bildet  den  kleinen,  mit  Steinplatten 
belegten  Hof  zwischen  dem  alten  Burggebäude  und  dem  neuen. 
Man  überschreitet  sie,  wenn  man  vom  Schweizerhofe  auf  den 
Josephsplatz  geht.  Ein  vergittertes  Fenster  in  der  Mitte  des 
Hofes  lässt  Licht  und  Luft  in  den  ehemaligen  Burggraben  hinab. 

,Darnach  sind  verzeichnet  die  Zimmer  und  Gemächer,  so  viel 
deren  für  die  anderen  unsere  gnädigen  Herren,  Erzherzog  Albi'echt 
und  Herzog  Sigmund,  ausgeschieden  und  zugeordnet  sind.' 

, Zuerst  der  Tract  neben  dem  Widraarthore',  einem  Thore, 
das  durch  einen  Thurm  der  Stadtbefestigung  führte,  ,mit  sammt 
den  zwei  Thürmen,  der  eine  am  Widmarthor,  der  zweite  neben 
der  Capelle  gelegen.  Die  oberen  Zimmer  in  diesem  Thurme, 
oberhalb  der  Sagräre'  —  (sacraria)  d.  i.  jener  beiden  Gemächer, 
in  denen  die  Kirchenparamente  und  das  Archiv  der  Burg 
verwahrt  wurden  —  ,und  der  Tract  zwischen  den  beiden 
Thürmen  von  oben  bis  unten,  mit  Ausnahme  des  grossen  Tanz- 
hauses', welches  sich  hinter  der  heutigen  sogenannten  Bot- 
schafterstiege, zu  ebener  Erde  befand.  , Ebenso  der  grosse 
Keller  unter  denselben  gelegen.  Ferner  der  Thurm  neben  dem 
Widmarthore,  ebenfalls  von  oben  bis  unten,  und  dazu  noch 
der  ober  dem  Widmarthore;  betindlichc  Thurm.  Ebenso  die 
zwei  Küchen,  eine  zunächst  am  Thore,  die  zweite  zunächst 
am  Brunnen  gelegen.  Ferner  die  grosse  ( Josindestube  (Dürnitz) 
an  den  Speisesaal  (Muoshaws)  vor  der  Capelle  stossend,  sammt 
dem  kleinen  Zimmerchen  uiul  der  Kammer  daneben.' 

, Ferner  diestillxni  unsere  gnädige  Ib^rron  dürfen  sjcli  auch 
einen  Gang  aus  dem  unteren  Zimmer  in  d<;n  (Jarten  machen 
lassen.'  ' 

'  Vgl.  dazu  die  Stelle  in  einem  Briefe  des  MarkfjiafeM  Albrecht  von  Ilrandeii- 
Imrg  ("24    Mai   Utll)    im  Arohiv  (.  K.  ö.  G.-Q.  VII,   'M:     ,Das  sagt  vnns 

y* 
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, Ferner  soll  von  den  oben  g-eiianuten  Zimmern  Herr 
Herzog  Albrecht  die  ober  dem  grossen  Tanzliause  gelegenen 
Zimmer  innehaben  bis  unter  das  Dach,  sammt  den  Gemächern 
in  dem  Thurme  ober  demselben  Tanzhause,  den  Thurm  ober 
dem  Widmarthor  und  die  Küche  zunächst  am  Brunnen/ 

jFerner  das  untere  Zimmer  unterhalb  des  grossen  Tanz- 
hauses, sammt  dem  Gewölbe  daneben  in  dem  Thurme  oberhalb 
des  Widmarthores.  Die  Küche  am  Burgthor  sammt  dem  Zimmer, 
im  Zwinger  gelegen,  soll  unser  gnädiger  Herr  Herzog  Sigmund 
inne  haben/ 

, Ferner  soll  der  grosse  Keller  unter  demselben  Zimmer, 
sammt  der  Speisevorrathskammer  (Zergadem),  dann  die  grosse 
Gesindestube,  anstossend  an  den  Speisesaal  vor  der  Capelle, 
sammt  dem  kleinen  Stüblein  und  der  daneben  liegenden  Kammer, 
wie  schon  oben  angezeigt  ist,  beiden  Fürsten  zugehören/ 

, Zudem  sollen  den  obengenannten  unseren  allergnädigsten 
Herren  allen  dreien  gemeinschaftlich  zugehören :  zuerst  die 
Capelle,  dann  die  zwei  Sagräre,  einer  unten  an  die  Capelle 
stossend,  worin  die  Kleinodien,  der  andere  Sagrär,  ober  dem- 
selben gelegen,  worin  die  Urkunden  liegen/ 

.Ferner  das  grosse  Tanzhaus,  vom  oberen  Sagrär  be- 
ginnend und  ohne  Unterbrechung  bis  an  den  Thurm  zunächst 
dem  Widmarthore  reichend,  und  die  Gänge  von  demselben 
Tanzhause  bis  zum  Thurme  ober  dem  Burgthore  sammt  diesem 
Thurme  selbst  und  dem  Thorstüblein,  unten  daran  gelegen/ 

, Ferner  der  obere  und  untere  Speisesaal,  wo  man  in  die 
Capelle  geht,  dann  der  Brunnen,  das  Burgthor  und  der  hintere 
Ausgang  über  das  Schlagthor.-  Dann  der  Garten  sammt  der 
Badstube  und  der  Röhren  Wasserleitung  in  demselben/ 

, Ferner  bei  allem  dem,  was  denselben  unseren  gnädigsten 
Herren  allen,  wie  jetzt  gesagt  wurde,  gemeinschaftlich  gehört, 
sollen  sie  auch  alle  Baukosten  gemeinschaftlich  tragen/  ' 

Nach  der  Angabe  einer  im  allgemeinen  wohl  unterrichteten 
Quelle  fand  damals  auch  eine  Theilung  der  Kleinodien  statt, 
wobei  jr'dem  der  di'ei  Fürsten  (iOO  Mark  Silberwerth  an  Perlon, 
Hingen  und  , Hefteln'  zufielen.  - 


Hein  Gnnd  (der  KaiHer)    zu    im  fenst.er  als  seiu  Giuid  im  nitl  sass  iu  der 

Htuben  da  man  in  den  garten  geet'. 
'  Vgl.  Karajan  33—34. 
2  Anon.  ehr.  Austr.  ö7. 
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Bezüglich  der  anderen  Streitfragen,  um  deren  Erledigung 
es  sich  nach  der  ,Auszeigung^  der  Burg  noch  handelte,  geschah 
nun  ebenfalls  ein  entscheidender  Schritt,  indem  sowohl  der 
Kaiser  als  auch  Herzog  Albrecht  der  Landschaft  , Hindergangs- 
briefe' ausstellten  und  zugleich  versprachen,  wie  auch  deren 
Ausspruch  lauten  würde,  dies  die  Landherren  oder  deren  Erben 
nicht  entgelten  lassen  zu  wollen.  '  Es  hatte  also  der  Kaiser 
bereits  seinen  früheren  Anspruch  aufgegeben,  wonach  er  die 
Entscheidung  der  Stände  nur  unter  der  Bedingung  anerkennen 
wollte,  dass  ihm  allein  die  Regierung  des  Landes  vorbehalten 
werde.  Von  diesem  Vorbehalte  ist  vielmehr  in  dem  Hinder- 
gangsbriefe des  Kaisers  nicht  mehr  die  Rede,  der  sich  von 
jenem  Albrechts  überhaupt  nur  darin  unterschied,  dass  dieser 
den  Ständen  die  Sache  schlechthin  zu  rechtlicher,  der  Kaiser 
in  erster  Linie  zu  gütlicher  und  erst,  wenn  dies  nicht  gelänge, 
zu  rechtlicher  Entscheidung  überliess.  Von  Sigmund  wurde 
ein  ähnlicher  Hintergangsbrief  nicht  ausgestellt,  da  man  sich 
über  die  Rententheilung  schon  zuvor  geeinigt  hatte,  die  Frage 
der  Regierung  aber  ihn,  seitdem  er  seinen  Antheil  daran  auf 
Albrecht  übertragen  hatte,  nicht  betraf. 

Es  trat  somit  der  Augenblick  ein,  in  welchem  die  Landschaft 
selbst  zwischen  den  beiden  Fürsten  vermitteln  oder  rechtlich  ent- 
scheiden sollte.  Indem  nun  aber  die  Stände  auf  die  Streitsache 
selbst  eingingen,  mussten  sie  bald  inne  werden,  dass  die  von 
ihnen  gewünschte  Aufrechthaltung  der  Integrität  des  Landes  und 
die  dadurch  bedingte  Gemeinsamkeit  der  Regierung  derselben 
gegenüber  dem  tiefen  Misstrauen,  das  die  fürstlichen  Brüder 
entzweite,  nicht  wohl  zu  erzielen  war.  Zwar  machten  die  Stände, 
wie  wenigstens  Ebendorfer  angibt,  -  vorerst  den  Vorschlag, 
dass  der  Kaiser  Oesterreich  regieren  und  zwei  Theile  der 
Renten  Albrecht  und  Sigmund  bekommen  sollten.  Der  Vorschlag 
wurde  aber  abgelehnt.  Daher  gingen  sie  von  ihrem  bisher  fest- 
gehaltenen Standpunkte  theilweise  ab,  indem  sie  nach  längeren 
Verhandhingen,  die  zum  Theile  im  Propsthofe  stattfanden, 
den  Fürsten  drei  ,Wege'  in  Vorschlag  brachten,  von  denen 
wenigstens  zwei  die  Theilung  Oesterreichs  zur  Grundlage 
hatten,     ein     Entschluss    von    tiefer     Bedeutung,     wenn     nuui 


'   Copeybiich    1  l'.i,    l.")(i.     CIikhI,   MateriHlicMi,    II,    löT. 
2   Eb.'ufloif.r   1.   f.   SOO. 
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bedenkt,  dass  hier  zum  ersten  Male  der  historische  Zu- 
sammenhang des  ältesten  habsburgischen  Erblandes  zerstört  zu 
werden  drohte. 

Der  , erste  Weg'  lautete:  Der  Kaiser  und  Herzog  Albrecht 
sollen  gemeinschaftlich  regieren,  einen  Rath,  eine  Kanzlei, 
einen  Landmarschall,  einen  Hauptmann  ob  der  Enns  und  einen 
Hubmeister  haben,  welcher  alle  Nutzungen  und  Renten  zu  der 
drei  Herren  Händen  einnimmt.  Diese  Amtleute  geloben  dem 
Kaiser  zu  ihrer  aller  drei  Händen  in  der  Fürsten  oder  ihrer 
Anwälte  Gegenwart.  Sollten  einer  oder  mehrere  dieser  Amt- 
leute wechseln,  so  findet  das  Gelöbniss  der  an  ihre  Stelle  treten- 
den neuen  Amtleute  in  derselben  Weise  statt.  Der  Kaiser 
ertheilt  alle  Lehen  in  seinem  und  Herzog  Albrechts  Namen, 
ausgenommen  die  Gnadenlehen,  die  sie  beide  alternii'end  ver- 
geben. Alle  Pfleger,  alle  Amtleute  leisten  allen  drei  Fürsten 
das  Angelöbniss.  Jeder  der  drei  Fürsten  soll  in  jedes  Schloss, 
so  oft  er  will,  eingelassen  werden  und  darin  verweilen,  doch 
ohne  Schaden  für  die  andern.  Keiner  von  ihnen  soll  ohne 
Wissen  und  Willen  der  andern  Krieg  anfangen.  Alle  Nutzungen 
und  Renten  stehen  allen  drei  Herren  gleich  zu,  jedem  ein 
Drittel.  Jeder  von  ihnen  kann  entweder  für  sich  oder  mit 
den  andern  zusammen  Pfänder  und  Ijcibgedinge  einlösen. 
Endlich  werden  die  Fürsten  noch  einmal  an  jene  Artikel  er- 
mahnt,   deren  Erfüllung    sie   den  Landherren   zugesagt   hatten. 

Der  , zweite  Weg',  den  die  Ijandschaft  vorschlug,  lautete: 
Der  Kaiser  regiert  in  Oesterreich  unter  der  Enns,  verleiht  hier 
die  Lehen,  übt  die  Gerichtsbarkeit  und  alle  andern  Regierungs- 
rechte aus.  Die  Pfleger  und  Amtleute  im  Lande  Oesterreich 
unter  der  Enns  leisten  dem  Kaiser  zu  seinen  und  Herzog  Sig- 
munds Händen  das  Gelöbniss.  KSigmund  hat  das  Recht,  in  die 
Schlösser,  so  oft  er  will,  einzureiten,  doch  unbeschadet  der 
zwei  Drittel,  die  dem  Kaiser  überall  zustehen.  Desgleichen 
hat  der  Kaiser  dasselbe  Recht  doch  ohne  Schaden  für  Herzog 
Sigmunds  Drittel.  Keine]-  von  beiden  darf  von  einem  der 
Schlösser  des  Landes  oder  vom  Lande  aus  Krieg  beginnen 
ohne  Willen  des  andern.  Sigmund  erhält  ein  Drittel  d(!r  Renten. 
Wechsel  der  Amtleute  erfolgt  mit  Zustimmung  Sigmunds  und  die 
neuen  Amtleute  leisten  olxuilalls  zu  bciider  Mandtwi  ihr  Gelöbniss. 
Dagegen  erhält  Herzog  Albiecht  die  Regierung  im  Lande  ob 
der  Enns  in  demselben  Umfange  und  mit  denselben  Rechten,  so 
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wie  mit  dem  gleichen  Vorbehalte  für  Sigmund,  wie  der  Kaiser 
das  Land  unter  der  Enns.  Der  Kaiser  nimmt  den  Herzog: 
Albrecht  zu  Rath  und  Diener  an  und  gibt  ihm  ,um  Erstattung 
der  Regierung  und  zu  Rathsold^  jährlich  sechs-  bis  achttausend 
Pfund.  Bezüglich  der  Einlösung  von  Pfändern  und  Leibgedingen 
und  bezüglich  der  ständischen  Artikel  gelten  dieselben  Be- 
stimmungen, welche  der  , erste  Weg^  enthält. 

Der  , dritte^  Weg  lautete:  Dem  Kaiser  fällt  das  Land  unter 
der  Enns  mit  allen  Städten,  Burgen,  Einkünften,  Lehenschaften 
und  sonstigem  Zubehör,  nichts  ausgenommen,  sammt  der  Re- 
gierung desselben  auf  Lebenszeit  zu.  Desgleichen  dem  Herzog 
Albrecht  das  Land  ob  der  Enns.  Damit  sollen  alle  Forde- 
rungen, welche  Albrecht  und  Sigmund  in  der  Cilli'schen  An- 
gelegenheit und  ,der  Geldschuld  halben'  erhoben  haben,  abge- 
than  sein.  Herzog  Sigmund  soll  für  sein  Drittel  der  Einkünfte 
und  für  seine  Ansprüche  auf  das  Cilli'sche  Erbe  mit  Schlössern, 
Gülten  und  Geld  vom  Kaiser  abgefunden  werden  und  falls  sie 
sich  hierüber  nicht  zu  einigen  vermöchten,  so  sollten  sich  beide 
an  die  Landschaft  wenden.  Mit  der  Einlösung  von  Pfandschaften 
und  den  ständischen  Artikeln  soll  es  bei  diesem  dritten  Wege 
wie  bei  den  vorigen  gehalten  werden.' 

Vergleicht  man  diese  Vorschläge  der  Landschaft  mit 
den  Ansprüchen,  welche  von  den  streitenden  Fürsten  erhoben 
wurden,  so  muss  es  befremden,  dass  der  Kaiser  gerade  den 
, ersten  Weg'  als  unannehmbar  bezeichnete,  da  derselbe  doch 
wenigstens  in  einem  Punkte  —  in  jenem  der  Belehnungen  — 
ihm  einen  unverkennbaren  Vorzug  vor  seinem  Bruder  zu  Theil 
werden  liess.  Es  mögen  ebensowohl  staatsmännische  Ueber- 
zeugungen  als  aiich  die  persönlichen  Beziehungen  zu  den  beiden 
anderen  Fürsten  den  Ausschlag  gegeben  haben,  wenn  nunmehr 
der  Kaiser  den  Vorschlag  einer  gemeinsamen  Herrschaft  der 
drei  Fürsten  als  für  das  gemeine  Wohl  und  eine  , ordentliche 
Regierung'  unerspriesslich  rundweg  ablehnte,  dagegen  in  Ueber- 
einstiniinung  mit  einer  uns  nicht  überlieferten  bereits  früher 
im  Propsthofe  den  Ständen  abgegebenen  Erklärung  den  , zweiten 
Weg'  als  einen  solchen  bezeichnete,  auf  den  er  wohl  eingehen 
könne.  Nur  müssten  von  der  Vereinbarung  Steyer  und  Neu- 
burg   am     Inn    ausgenommen,    sowie    von    der    Vereiduug    der 
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Pfleger  und  Amtleute  ob  und  unter  der  Enns  für  Sigmund  ab- 
gesehen werden.  Auch  gegen  den  , dritten  Weg',  den  der  Kaiser 
als  einen  ,fast  endlichen',  d.  h.  als  einer  definitiven  Theilung 
gleich  jener  von  1379  nahe  kommend  bezeichnete,  da  er  nicht  für 
etliche  Jahre,  sondern  auf  die  Lebenszeit  beider  Fürsten  Kraft 
haben  sollte,  erhob  er  keine  Einwendung,  ausser  dass  Steyer 
und  Schloss  Neuburg  am  lun  ihm  belassen  werden  müssten. 
Doch  erklärte  er  sich  bereit,  Steyer  und  Neuburg  mit  einem 
anderen  Schlosse,  mit  Geld  oder  Nutzungen  ,nach  Rath  der 
Landschaft'  zu  ersetzen  oder  es  sollte  Neuburg  ,in  ihrer 
Händen'  bleiben.  Bezüglich  des  ,Verkümmerns'  und  Verkaufens 
der  Schlösser  und  Gülten  wollte  der  Kaiser  ,eine  Satzung  und 
einen  Anschlag'  darüber  wie  der  eine  Fürst  dieselben  von  dem 
andern  nehmen  sollte  aufgestellt  wissen.  Bezüglich  Sigmunds 
erklärte  sich  Friedrich  bereit  nach  Rath  der  Landschaft  zu 
handeln.  Ferner  verlangte  er,  dass  redliche  Schulden  von  den 
drei  Fürsten  und  ihrem  Erbtheil  bezahlt  werden  sollten.  Die 
Freiheiten  und  das  ,alte  löbliche  Herkommen'  versprach  er  den 
Ständen  zu  bestätigen.  Sollte  der  dritte  Weg  gewählt  werden, 
so  verlangte  Friedrich,  dass  diese  ,Auszeigung'  auf  Lebenszeit 
von  ihm  als  Kaiser  bestätigt  und  dass  von  den  drei  Fürsten 
erklärt  werde,  dass  diese  Theilung  dem  Hause  Oesterreich 
in  Zukunft  an  seinen  Freiheiten,  Gnaden,  Rechten  und  altem 
löblichen  Herkommen  keinen  Schaden  bringen  dürfe.  Vor  allem 
aber  sei  es  nöthig  die  Einkünfte  von  ob  und  unter  der  Enns 
gegen  einander  zu  überschlagen,  damit  sowohl  die  Fürsten  als 
auch  die  Landschaft  als  Taidinger  in  der  Sache  desto  billiger 
zu  handeln  im  Stande  seien.' 

Ganz  anders  lautete  die  Antwort  Albrechts  und  Sigis- 
nmnds.  Sie  eigneten  sich  zwar  im  allgemeinen  den  , ersten 
Weg',  den  einer  gemeinsamen  Regierung  an,  doch  unterwarfen 
sie  denselben  einer  partiellen  Ueberarbeitung.  Namentlich  ent- 
lii(;lt  die  Antwort  derselben  nähere  Bestimmungen  bezüglich  der 
Belehnung.  Darnach  sollte  der  Kaiser  nur  jene  Lehen,  welche 
wegen  des  Todesfalles  des  Königs  Ladislaus  neu  verliehen 
werden  mussten,  in  seinem  und  Albreclits  Namen  verleihen, 
doch  so,  dass  der  Lehensträger  beiden  Fürsten  den  Eid  des  Ge- 
horsams leiste.    Lelien,  die  nach  flem  Tode  des  Königs  I^adislaus 
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bis  zur  Stunde  ledig  geworden,  sollen  von  beiden  Füi'sten 
gleich  geliehen  werden  und  zwar  so,  dass,  wer  in  die  Gewähr 
eines  geistlichen  Lehens  gekommen  sei,  darin  ruhig  verbleibe. 
Die  fortan  ledig  gewordenen  Lehen  ohne  Unterschied,  Gnaden- 
lehen oder  Erbfallslehen,  geistliche  oder  weltliche  soll  in  einem 
Monate  der  eine,  im  nächsten  der  andere  Fürst  verleihen,  und 
zwar  soll  der  Kaiser  mit  dem  Montag  des  nächsten  Juli  den 
Anfang  machen.  Auch  die  Bestimmung  über  die  Lösung  von 
Pfand  und  Leibgeding  sollte  einer  anderen  Fassung  weichen. 
Will  nämlich  —  so  lautete  der  Gegenantrag  —  von  den  drei 
Fürsten  einer  Pfand  oder  Leibgeding  lösen,  so  soll  er  dies  den 
andern  anzeigen,  auf  dass  dieselben  bei  der  Verhandlung  zu- 
gegen sein  oder  sich  vertreten  lassen  und  sich  erkundigen 
könnten,  wie  es  sich  mit  der  Verschreibung  oder  dem  betreffen- 
den Herkommen  verhalte,  und  ob  das  Pfand  oder  Leibgeding 
mit  der  ganzen  Summe  oder  minder  abgelöst  werde,  damit  die 
anderen  Fürsten  nicht  dabei  zu  Schaden  kämen.  Da  nun  aber 
Albrecht  —  so  behaupteten  wenigstens  die  beiden  Fürsten  — 
durch  die  Annahme  des  ersten  Weges  , einen  ganzen  drittail 
(nämlich  das  ihm  von  Sigmund  ttberlassene  Drittel  der  Re- 
gierung) der  gewaltsam  in  gemain  inwirffet'  so  fordert  dieser 
dafür  eine  , Erstattung',  die  er  zu  der  Landschaft  setzen  will. 
Zu  Wien  soll  der  Stadtrichter  abwechselnd  immer  auf  ein  Jahr 
von  einem  der  drei  Fürsten  eingesetzt  werden:  doch  soll  ein 
jeder  Richter,  durch  welchen  Fürsten  er  auch  eingesetzt  wird, 
allen  drei  Fürsten  den  gewöhnlichen  Eid  leisten  und  soll  der 
Kaiser  damit  dies  Jahr  den  Anfang  machen.  Endlich  soll 
jeder  von  den  drei  Fürsten  seinen  Anwalt  im  Rath  haben,  wie 
dies  auch  vor  Zeiten  der  Fall  gewesen  sei.' 

Bei  so  verschieden  lautenden  Gegenvorschlägen  war  an 
flie  Bewerkstelligung  einer  freundlichen  Vereinbarung  nicht  zu 
denken.  Beide  Theile  verlangten  vielmehr,  dass  die  Stände  nun- 
mehr einen  Rechtsspruch  fällen  sollten.  Auch  jetzt  noch 
suchten  sich  dies«;  der  Nothwendigkeit,  ein  Erkenntniss  aus- 
zusprechen, zu  (mtzichcn.  Sie  verwahrten  sich  gegen  den  Vor- 
wurf, dei'  sie  treffen  könnte,  als  hätten  sie  nicht  alle  Mühe 
daran  gewandt,  die  Fürsten  zu  einer  gütlichen  Vereinigung  zu 
bewegen.     Sie    baten    nochmals    und    drini^ond    dieselben,    sich 
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freundlich  zu  verständigen.  Sollte  es  aber  doch  auf  einen 
Rechtsspruch  von  ihrer  Seite  ankommen,  so  bat  die  Landschaft, 
dass  ihr,  wie  dies  in  den  , Hintergangsbriefen*  der  Fürsten  zuge- 
sagt war,  die  Freiheiten,  Theilb riefe  und  sonstigen  Urkunden, 
auf  die  sich  die  Fürsten  stützten,  in  beglaubigten  Abschriften 
übergeben  würden,  um  auf  Grund  derselben  Rathes  zu  pflegen. 
Zugleich  bat  man  die  drei  Fürsten  anzuordnen,  dass  der  Hub- 
meister zu  ihrer  aller  Händen  alle  Reuten,  Nutzungen  und  Gülte 
im  Lande  ob  und  unter  der  Enns  einnehme  und  davon  alle 
Schlösser  und  Städte  bewahre,  auch  alle  sonstigen  unvermeid- 
lichen Ausgaben  bestreite,  dass  die  Fürsten  während  der  Zeit,  ehe 
der  Rechtsspruch  falle,  dem  Lande  in  Fällen  der  Noth,  Hilfe, 
Rath,  Beistand  und  Beschirmung  erweisen,  sowie  dass  sie  der 
Landschaft  darüber  Aufschluss  geben,  welche  Vorkehrungen  sie 
zum  Schutze  des  verwaisten  Landes  zu  treffen  Willens  seien.  Es 
sollten  ferner,  so  lange  der  Spruch  nicht  geschehen  sei,  weder 
Städte,  Märkte  und  Schlösser  noch  überhaupt  Land  und  Leute 
von  einem  oder  mehreren  der  Fürsten  um  Huldigung  augegangen 
werden.  Die  Fürsten  sollten  endlich  alle  ihre  Privilegien  und 
Freiheiten  bestätigen  und  das  Landrecht  besetzen  lassen.^ 

Es  ist  uns  leider  nicht  bekannt,  wann  die  ,drei  Wege' 
von  den  Ständen  vorgeschlagen  wurden  und  wann  die  Gegen- 
vorschläge der  Fürsten  erfolgten,  sowie  auch  wann  von  Seite 
der  Landschaft  die  zuletzt  erwähnte  Erklärung  abgegeben 
wurde.  Auch  wissen  wir  nicht,  ob  und  welche  weiteren  Ver- 
handlungen gepflogen  wurden,  bevor  die  Herzoge  zu  einem 
gewaltsamen  Mittel  griffen,  welches  darauf  berechnet  war,  eine 
ihnen  günstige  Entscheidung  herbeizuführen. 

Ausserhalb  des  Widmer-  (Burg-)  Thores,  in  der  Vorstadt, 
auf  der  die  ganze  Stadt  beherrschenden  Anhöhe  lag  das  Fran- 
ciscanerkloster  S.  Theobald  (S.  Tibolt)  auf  der  Laimgrube. 
Hier  schloss  die  Vorstadt  nach  aussen  hin  ein  Zaun  mit  einem 
Sclihigthor  ab.'^  Ueber  diesen  Zaun  schlüpften  in  der  Nacht 
vom  25.  auf  den  2(3.  Juni  zwischen  zwei  und  drei  Uhr  Morgens 
oine  Anzahl  Söldner  unter  Nankelreuter  in  die  Vorstadt,  Hessen 
das  Schlagthor  nieder,  drangen  mit  gespannter  Armbrust  auf 
die  Wache    in    dem   Bollwerke    des    Thores    ein    und    zwangen 
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sie,  dem  Herzoge  Albreclit  ihrem  Herrn  Gehorsam  zu  geloben. 
Sodann  öffneten  sie  das  Thor  und  Hessen  die  drausseii  harrenden 
Reisige  und  Fussknechte  ein.  Herzog  Albrecht  aber  und  Herzog 
Sigmund  befanden  sich  bereits  in  voller  Rüstung  an  dem  Widmer- 
thore,  welches  auf  ihren  Befehl , aufgehackt'  wurde,  um  das  Kriegs- 
volk in  die  Stadt  einzulassen,  welches  die  Gassen  sofort  besetzte.  ^ 
Der  Kaiser  war  hierüber  ebenso  erzürnt  als  bestürzt.  Er 
sendete  sofort  an  Albrecht  und  Sigmund  und  liess  sie  fragen, 
wie  er  dies  Beginnen  zu  deuten  habe.  Die  Antwort  war:  der 
Kaiser    möge    unbesorgt   sein,    sie   wollten  mit  dem  Volke  nur 


1  Die  beste  und  zuverlässigste  Nachricht  gibt  das  Copeybuch  160 — 161. 
Auch  die  Zeitbestimmung  desselben  dürfte  gegenüber  Thomas  Ebendorfer 
und  dem  Anon.  chron.  Austriae  festzuhalten  sein.  Ebendorfers  Dar- 
stellung dieser  Vorgänge  ist  etwas  verworren.  Dennoch  difterirt  seine 
Zeitbestimmung  von  jener  des  Copeybuches  nur  um  einen  Tag,  wobei, 
da  dieselbe  eine  indirecte  ist,  ein  Irrthum  von  seiner  Seite  leicht  ent- 
stehen konnte.  Nach  ihm  1.  c.  891  fand  nämlich  die  Einlassung  der 
Söldner  am  27.  Juni,  d.  i.  am  Tage  vor  der  definitiven  Vereinbarimg  der 
Fürsten  statt,  welche  er  (890)  auf  den  Vorabend  von  St.  Peter  und  Paul, 
d.  i.  28.  Juni,  ansetzt,  während  dieselbe  nach  dem  Actenstücke  im  Copey- 
buche  161  am  27.  Juni  zu  Stande  kam.  Es  dürfte  also  Ebendorfer  auch 
die  Einlassung  der  Söldner  um  einen  Tag  zu  spät  angesetzt  haben,  zumal 
dies  Ereigniss  wohl  kaum  au  dem  Tage  stattgefunden  haben  dürfte,  an 
welchem  die  Ausgleichung  erfolgte.  Noch  auffallender  ist  die  Angabe 
des  sonst  wohl  unterrichteten  Anon.  chron.  Austr.  59,  wo  die  Einlassung 
der  Söldner  auf  den  Morgen  des  19.  Juni  verlegt  ist.  Aber  die  Quelle 
ist  auch  sonst  an  dieser  Stelle  ungenau.  Sie  weiss  nämlich  zu  erzählen, 
dasa  es  am  Tage  vorher  (18.  Juni)  zu  einem  förmlichen  Bruche 
zwischen  dem  Kaiser  und  den  Herzogen  gekommen  sei,  da  diese  das 
Land  Oesterreich  und  die  Stadt  Wien  nur  getheilt  mit  dem  Kaiser  haben 
wollten  , damit  ain  jeder  fürst  innsonderhait  sein  regier  hett  geliabt,  das 
inen  aber  die  landschaftt  niclit  wolt  überliengen'.  Dass  diese  Schilderung 
des  Herganges  der  Wirklichkeit  nicht  entspriclit,  zeigt  die  Vergleichung 
mit  unserer  im  Texte  dem  Copcybuche  folgenden  Darstellung.  Dazu 
kommt,  dass  es  heisst,  die  Herzoge  hätten  das  Thor  bei  S.  Nicla.s  in 
der  Vorstadt  (Landstrasse)  aufhacken  lassen.  Dies  alles  kann  auch  in 
die  Zeitangabe  der  Quelle  kein  Vortrauen  einflössen.  Uebrigens  scluint 
die.ielbe  darauf  zu  licrnlKui,  dass  der  Einzug  der  Söldner  wirklich  an 
einem  Montag  früh  Morgens  stattfand,  i\nr  das.s  der  Chronist  um  eine 
Woche  fehlgriff.  Auch  liegt  in  der  Angabe  des  Chronisten  p.  57,  dass 
die  Verliandlinigt;n  ,vv<il  aclit  woclien'  dauerten,  eine  mittelbare  Be- 
stätigung der  Richtigkeit  der  Zeitln'stimmung  des  Copeybuches.  Vgl.  auch 
den  Bericht  des  Stadtrathes  von  Znaiin  .in  König  fleor^'  von  Bölmi  u  in 
Fontes  r^T.  Austr.  X^,   l'if.,  nr,    16.;. 
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Ihrem  väterlichen  Erbe  nachstellen.  Der  Bürgermeister  und 
Stadtrath  aber,  an  die  sich  der  Kaiser  gleichfalls  wendete^ 
indem  er  sie  an  ihr  ihm  zu  Neustadt  geleistetes  Versprechen 
erinnerte,  entschuldigten  sich  damit,  dass,  was  vorgefallen,  ohne 
ihr  Wissen  und  ohne  ihren  Willen  geschehen  sei  und  dass  sie, 
was  geschah,  um  so  weniger  hätten  hindern  können,  da  die 
beiden  Fürsten  selbst  am  Thore  gestanden  hätten.  Uebrigens 
suchten  sie  den  Kaiser  zu  beruhigen,  indem  sie  erklärten,  für 
seine  persönliche  Sicherheit  Sorge  tragen  zu  wollen.  In  der 
That  legten  sie  in  das  Haus  des  von  Eisarn  zweihundert  Söldner 
zu  seinem  persönlichen  Schutze. 

Auch  an  die  Landschaft  wendete  sich  Friedrich  mit  der 
Klage,  dass  ihm  solches,  nachdem  alle  drei  Fürsten  ihre  Sache 
an  die  Stände  gesetzt,  widerfahren  sei.  Mit  Mühe  brachten  ihn 
diese  von  dem  Vorhaben  abzureisen  ab.' 

Man  wird  es  dem  Drucke,  den  dieses  Ereigniss  auf  die 
Verhandlungen  ausübte,  zuzuschreiben  haben,  dass  die  letzteren 
bereits  am  folgenden  Tage  (27.  Juni)  im  Propsthofe  -  zum  Ab- 
schlüsse kamen.  Die  durch  die  Stände  bewirkte  Ausgleichung 
der  Erbansprüche  an  des  Königs  Ladislaus  Hinterlassenschaft 
führt  den  Namen  einer  ,Besprechung',  welche  die  Landschaft 
zwischen  den  streitenden  Fürsten  nach  Inhalt  der  ,Anlass'briefe 
bewerkstelligt  habe.  In  allen  Hauptpunkten,  ja  dem  Wortlaute 
nach  wurde  diesem  Ausgleiche  der  , zweite  Weg'  zu  Grunde  ge- 
legt, wonach  also  der  Kaiser  im  Lande  unter  der  Enns,  Albrecht 
in  jenem  ob  der  Enns  die  Regierung  in  der  oben  angeführten 
Weise  übernehmen  sollte.  Jedoch  werden  hieven  die  Regierung 
der  Stadt  Wien,  ferner  die  Städte  Steyer  und  Neuburg  am  Inn 
ausgenommen.  Die  , Besprechung*  enthält  ferner  einige  der  von 
den  Ständen  geforderten  Artikel:  so  bezüglich  der  Besetzung  der 
Schlösser  und  Aemter  mit  Landleuten,  bezüglich  der  Bezahlung 
,redliclifj-'  Geldscluilden,  von  denen  jeder  Fürst  ein  Drittel  be- 
zahlen sollte  und  bezüglich  der  Anerkennung  ,i'edlichcr  Verschrei- 
bungen'  von  Seite  derselben.  Bezüglich  der  nothgedrungenen 
, Verkümmerung'  von  Seite  eines  der  drei  Füi-sten  wird  bestimmt, 
dass  er  das  betreffende  Gut  zuerst  den  beiden  andern  anbiete 
und  fM-ßt,  wenn  diese  oder  einer  von  ihnen  dasselbe  nicht  nehmen 


'   Aiif>n.  cliroii.   AuHtr.   60. 
2  Ebd.  61. 
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wollte,  es  einem  andern,  aber  stets  nur  einem  Landmanne, 
verkümmere.  Doch  bleibt  es  den  beiden  andern  Fürsten  vor- 
behalten, sobald  einer  von  ihnen  das  verkümmerte  Gut  um 
den  Werth,  um  den  es  hintangegeben  wurde,  für  sich  nehmen 
wollte,  dies  noch  nachträglich  und  zwar  einen  Monat  nach 
erfolgter  Verkümmerniss  zu  thun.  Es  soll  auch  keine  Ver- 
kümmerniss  in  der  Weise  erfolgen,  dass  dadurch  das  Gut 
dauernd  dem  Fürstenthum  entfremdet  werde.  Bezüglich  der 
Pfand-  und  Leibgedingsablösung  acceptirt  die  ,Beredung^  den 
in  der  Antwort  der  beiden  Herzoge  gemachten  Vorschlag. 
Endlich  wird  noch  bestimmt,  dass  kein  Fürst  etwas  vom  Lande 
erblich  vergeben  oder  verkaufen,  keiner  ohne  der  andern  Willen 
und  Wissen  Krieg  führen  dürfe,  sondern  dass  sie  vielmehr 
verpflichtet  seien  sich  gegenseitig,  falls  einer  oder  zwei  von 
ihnen  angegriffen  würden,  beizustehen.  Diese  Vereinbarung  soll 
durch  drei  Jahre,  von  dem  Datum  des  Briefes  an  gerechnet, 
Geltung  haben.  Während  dieser  Zeit  sollten  sich  die  Fürsten 
,nach  Rath  ihrer  Freunde,  ihrer  Räthe  und  Unterthanen'  mit 
einander  entweder  über  eine  neue  Abkunft  oder  über  die  Fort- 
dauer des  gegenwärtigen  Vertrages  einigen.  Sollte  jedoch  eine 
Einigung  in  dem  einen  oder  im  andern  Sinne  während  dieser 
Zeit  nicht  erfolgen,  so  wird  für  die  Landschaft  neuerdings 
die  Vollmacht  wirksam,  sie  entweder  in  Güte  oder  durch  einen 
Rechtsspruch  zu  vereinigen,  welcher  fortan  zu  gelten  habe. 

An  diese  Vereinbarung  schliessen  sich  weitere  Bestini- 
ujungen  über  jene  Punkte  an,  über  welche  es  nicht  gelungen 
war,  die  Fürsten  gänzlich  übereinzubringen.  Zu  den  letztern 
gehörte  vor  allem  das  Regiment  der  Stadt  Wien,  an  welchem 
Albrecht  einen  Antheil  forderte,  gleichwie  ihm  in  der  Burg  zu 
Wien  seine  Wohnung  ausgezeigt  worden  sei. '  So  wurde  denn 
vereinbart,  dass  der  nächste  Landtag  hierüber  einen  Rechts- 
spruch fällen  sollte.  Einstweilen  sollte  aber  die  Stadt  allen 
drei  Fürsten  den  Eid  und  die  Huldigung  leisten,  welche 
bis  zur  Entscheidung  der  Rechtsfrage  zu  gelten  hätten.  Be- 
züglich der  Einsetzung  des  Bürgermeisters,  des  Richters,  des 
Rathes  und  der  Anwälte  der  Stadt  hoffte  die  Landschaft,  dass 
die  Fürsten  sich  selbst  noch  einigen  würden  ;  sollte  dies  nicht 
der  Fall    sein,    so    wurde    bestimmt,    dass  tler  nächste   Landtag 


1  Anon.  chroD.  Au»tr.  61. 


142  [U2] 

von  allen  drei  Fürsten  die  Vollmacht  erhalten  sollte,  zu  ihrer 
aller  drei  Händen  jene  Stellen  einstweilen  und  bis  zur  Aus- 
tragung der  Sache  zu  besetzen.  Zu  diesem  Zwecke  sollten  die 
Anlass-  und  Hintergangsbriefe,  die  vormals  der  Landschaft 
ertheilt  wurden,  erstreckt,  es  sollte  auf  Lichtmess  nächsten 
Jahres  (1459)  die  Landschaft  nach  Wien  einberufen  und  es 
sollten  derselben  schon  jetzt  beglaubigte  Abschriften  des  , Privi- 
legiums' (des  malus  ?)  des  Theilbriefs  (von  1379),  der  , Ver- 
zeihung^ (d.  i.  des  Reverses  vom  1.  Dec,  1439)  und  aller 
anderen  Documente,  auf  die  sich  die  Fürsten  berufen  zu 
können  meinten,  zu  reiflicher  Prüfung  übergeben  werden. 

Steyer  sollte  die  drei  Jahre  über  in  Albrechts  Händen 
bleiben,  mit  Vorbehalt  des  Drittels  der  Renten  und  der  Gelübde, 
welche  Sigmund  daran  zukommen.  Doch  sollte,  da  die  Stadt 
an  der  Grenze  der  Lande  des  Kaisers  und  an  der  Salz-  und 
Eisenerzstrasse  liege,  die  Benützung  der  letzteren  beiden  Theile 
in  gleicher  Weise  zustehen.  Auch  sollte  weder  Albrecht  von 
Steyer  aus  den  Kaiser  noch  dieser  von  Steiermark  aus  den 
Erzherzog  mit  Krieg  überziehen. 

Was  hingegen  Neuburg  am  lun  betraf,  so  bestimmte  die 
Landschaft,  da  diese  Stadt  nicht  im  Lande  gelegen  sei,  dass  sie 
im  Besitze  aller  drei  Fürsten  verbleiben  und  in  ihrem  Namen 
pHegweise  von  einem  Landherrn  verwaltet  werden  sollte.  Die 
Besetzung  der  Aemter  sollte  Albrecht,  der  Genuss  der  Einkünfte 
Sigmund  zustehen.  Könnten  sich  über  den  Pfleger  die  drei 
Fürsten  nicht  einigen,  so  sollte  dessen  Ernennung  der  Land- 
schaft zustehen. 

Gemeinsame  Ausgaben,  wie  jene  auf  die  , Schule'  zu 
Wien,  d.  i.  die  Universität,  auf  Pfleger  und  Amtleute  uuter 
und  üb  der  Enns  sind  aus  den  gemeinsamen  Renten  und 
Nutzungen  zu  bestreiten,  doch  so,  dass  die  , Burghut'  auf  den 
Schlössern  unter  der  Enns  von  dem  Lande  unter  der  Enns, 
jene  im  Lande  ob  der  Enns  von  diesem  Lande  ausgerichtet 
werde.  Alle  Heilthümer  in  der  Burg,  alles  Zeug,  gross  und  klein, 
bleiben  unverkümmert,  unvertheilt  und  uiiverrückt  zu  aller  drei 
Fürsten  Händen.  Die  Freiliciten  und  Privilegien,  sowie  die 
andern  von  der  liandschaft  vorgelegten  Artikel  werden  bestätigt.' 

'  (Jliiiiel,   Matoiialieu  II,  lö4,  nr.  CXXV.    In  diesem  ActenstUcke  wird  l>e- 
rcit«  tiwäiiiit,  iluHs  iiiii  28.  Jim!  ilic  Stadt  den  drei   Fürsten  nacii  Inhalt 
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Am  folgenden  Tage  (28.  Junij  leistete  dem  Vertrage 
gemäss  die  Bürgerschaft  von  Wien  im  Propsthofe  den  drei 
Fürsten  den  Eid  der  Treue  auf  so  lange,  bis  in  Güte  oder 
auf  dem  Wege  des  Rechts  ausfindig  gemacht  sein  werde,  wem 
die  Regierung  der  Stadt  gebühre.  Hierauf  empfahlen  die  drei 
Fürsten  in  des  Propstes  Gesindstube  dem  Bürgermeister,  Richter 
und  Rath  die  Verwesung  der  Aemter  und  Rathsstellen,  wobei 
der  Kaiser  dem  Hans  Angeruelder  neuerdings  den  Bann  lieh, 
während  ihm  denselben  bereits  zuvor  Herzog  Albrecht  ver- 
liehen hatte.'  Am  1.  Juli  wurde  der  Gemeinde  auf  dem  Rath- 
hause  zu  Wien  der  Inhalt  der  Abrede  zwischen  den  Fürsten 
mitgetheilt.'-  Aber  schon  zuvor  (am  29.  Juni)  hatte  der  Kaiser 
dem  der  Aufenthalt  zu  Wien  durch  die  Anwesenheit  der  Söldner 
verleidet  worden  war,  mit  seiner  Gemalin  Wien  verlassen.^ 

Ohne  das  Geringste  für  die  Verwaltung  des  ihm  zuge- 
fallenen Landes  voi-gekehrt  zu  haben,  kehrte  er  bei  strömen- 
dem Regen,^  geleitet  von  Herzog  Sigmund  und  einer  Schaar 
von  Wiener  Söldnern  nach  seinem  stillen  Neustadt  zurück.-^ 
Doch  begab  sich  Herzog  Sigmund  nochmals  nach  Wien,  wo 
er  bis  um  den  10.  Juli  weilte.  Er  ertheilte  seinem  Rathe 
Rüdiger  von  Starhemberg  (2.  Juli)  Vollmacht,  das  ihm  zuge- 
fallene Drittel  des  Landes  Oesterreich  in  seinem  Namen  als 
Anwalt  zu  verwalten  und  wies  ihm  dafür  dreihundert  Pfund 
Pfennige  Jahressold  zu.''  Am  10.  Juli  verbürgte  sich  der 
Herzog  den  Wienern  für  sechstausend  Ducaten,  welche  sein 
Vetter  Albrecht  zur  Ablöhnung  seiner  Söldner  von  der  Stadt 
auf   zwei  Jahre    zu    leihen    nahm.     Zu    diesem  Behufe    erhielt 


des  Vertrages  gehuldigt  habe.  Demnach  liegt  uns  hier  nicht  das  Orl- 
ginalactenfltück  des  durch  die  Stände  vereinbarten  Vertrages  selbst  vor, 
sondern  wir  haben  dasselbe  wohl  als  eine  später  erfolgte  Kundmachung 
desselben  anzusehen,  worauf  auch  der  Ausdruck:  »Vermerkt-  zu  Anfang 
hinweist.  So  wurde  z.  B.  der  Stadt  Wien  der  Vertrag  am  1.  .Juli  öffent- 
lich bekannt  gemacht. 

1  Copeybuch  161,  nr.   LXXXII.  Anon.  thron,  .\ustr.  t'i"J.  Fontes  rc-r.  .\iistr. 
XX,  lüG,  nr.  163. 

2  Copeybuch   162. 

'  Ebd.     162.     Anon.     chron.    Austr.     68.     Fontes     rer.     .\ustr.     XX,     156, 

nr.  163. 
■•  ,Etiam   pluvio  coniitante',    Kbendorfer  890. 
'"  Ebeudorfer  H\)\. 
*  Li(!hnowsky  nr.   tjl,  tlfi,  66. 
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Herzog  Sigmunds  Amtmann  zu  Gmunden  den  Auftrag,  den 
Wienern  jene  Schuld  binnen  zwei  Jahren  von  seinem  Dritttheil 
an  der  Saline  und  der  Mauth  zu  Linz  zu  entrichten,  während 
Herzog  Albrecht  versprach,  seinem  Vetter  die  Summe  von 
seinem  Theile  der  Aemter  und  Mauthen  Strudem  und  Wels 
wieder  zu  vergüten.  ^  Am  16.  August  treffen  wir  den  Herzog- 
Sigmund  wieder  in  Innsbruck. ^ 

Eine  dringende  Mahnung  für  die  Fürsten  sich  rasch  zu 
verständigen  niusste  vor  allem  in  der  drohenden  Haltung  liegen, 
welche  Georg  von  Podiebrad  einnahm,  der  am  2.  März  1458 
durch  freie  Wahl  auf  den  böhmischen  Thron  gelangt  war.  War 
ja  schon  dies  Ereiguiss  selbst  durch  den  habsburgischen  Familien- 
zwist mächtig  gefördert  worden,  der  wohl  vor  allem  daran  Schuld 
war,  dass  die  Mitglieder  dieses  Hauses  es  versäumten,  ihre  An- 
sprüche auf  den  erledigten  Thron  Böhmens  geltend  zu  machen.'' 

Während  wir  daher  von  Seite  der  Habsburger  keinem 
Versuche  begegnen,  dem  Gubernator  die  böhmische  Krone  zu 
bestreiten,  war  dies  bezüglich  Mährens  allerdings  der  Fall. 
Hier  gab  es  zwei  Parteien,  von  denen  die  eine  Podiebrad 
günstig  gesinnt  war,  während  die  andere  von  einer  Aner- 
kennung des  neuen  Königs  nichts  wissen  wollte  und  zu  den 
Habsburgern  hinneigte.  Zu  jener  Partei,  der  bei  weitem  zahl- 
i-eicheren,  gehörte  der  grösste  Theil  des  Adels;  zur  Gegenpartei 
zählten  vor  allem  die  sechs  Städte  Brunn,  Iglau,  Znaim,  Olmütz, 
M. -Neustadt  und  Hradisch.  Eine  mehr  unentschiedene  Stellung 
nahm  der  Bischof  von  Olmütz,  Protas  von  Boskowitz,  ein.  Auf 
dem  Brünner  Landtage  (seit  8.  April) '  trat  die  Spaltung  deutlich 
hervor.  Die  Mehrheit  der  versammelten  Stände  fasste  den 
Beschluss,  Georg  unter  gewissen  Voraussetzungen  anzuerkennen 
und  schickte  eine  Gesandtschaft  nach  Prag,  um  von  Georg  die 
Annahme  der  Bedingungen,  namentlich  Religionsfreiheit  und 
die  Bestätigung  der  alten  Landesprivilegien,  zu  erwirken.  Die 
Minderheit  des  Landtages  aber,  darunter  neben  einer  kleinen 
Anzahl  mährischer  Barone  besonders  die  sechs  Stildte,  hielt 
sich  von  diesem   Schritte  ferne. 

'  Liclinowsky  iir.  tJ'J,  7(»,   71.    l'cz,  Tlio.s.  ■•mrcdut.  VI,  H87. 
'  Lif.liiiowsky   iir.   SU. 
•   3  Vgl.    für  da«  Folffciidc  A.    Maclunaim,    Kiii  .l.ilir    iMilmiiHclu'r  Ueschichte. 
(Archiv  f.  K.  ö.  O.  LTV.) 
*  Copeybuch   129,  ur.  LXVIll. 


ri45]  145 

Die  Habsburger  -  namentlich  Albrecht  und  Sigmund  — 
suchten  die  letzteren  in  dieser  Riclitung  zu  bestärken.  Am 
10.  April  1458  richteten  die  beiden  Herzoge  an  die  auf  dem 
Brünner  Landtage  anwesenden  Stände  ein  Schreiben,  worin 
die  Ansprüche  des  Hauses  Oesterreich  aus  der  wiederholt  er- 
neuerten Brünner  Erbverbrüderung  von  1364  und  bezüglich 
Mährens  noch  insbesondere  aus  dessen  V^erschreibung  als 
Heiratsgut  der  an  Albrecht  V.  von  Oesterreich  vermalten 
Tochter  König  Sigmunds  hergeleitet  werden,  und  die  Auf- 
forderung, die  Verträge  anzuerkennen,  ausgesprochen  ist.  Zu- 
gleich werden  die  Städte  ermahnt,  auf  den  8.  Mai  Boten  nach 
Wien  zu  senden,  um  mit  denselben  alles  nöthige  zu  berathen. 
Sollte  dies  nicht  möglich  sein,  so  wollten  die  Herzoge  selbst 
eine  Botschaft  auf  den  nächsten  Landtag  nach  Brunn  abgehen 
lassen.  '  Auch  der  Kaiser  meldete  bei  den  zu  Brunn  ver- 
sammelten Ständen  schriftlich  seine  Ansprüche  au.  - 

Indessen  war,  als  das  Schreiben  der  Herzoge  Albrecht 
und  Sigmund  eintraf  (12.  April),  '  der  Landtag  bei'eits  ge- 
schlossen und  selbst  die  Städte  boten  für  die  habsburgischen 
Bestrebungen  keine  feste  Stütze  dar.  Vielmehr  tinden  wir, 
dass  am  13.  April  Bischof  Protas  von  Olmütz  und  die  Städte 
sich  ebenfalls  über  gewisse  Punkte  einigten,  gegen  deren  An- 
nahme auch  sie  bereit  waren,  Georg  von  Podiebrad  als  Landes- 
fürsten die  Huldigung  zu  leisten.  Vor  allem  sollte  der  König 
in  den  Schooss  der  römischen  Kirche  zurückkehren,  ferner  die 
Städte  bei  dem  Genüsse  des  Abendmahls  unter  einer  Gestalt 
unbeirrt  lassen,  den  TJtraquisten  keine  Pfründe  noch  Pfarre 
in  denselben  verleihen,  ihnen  nicht  gestatten,  sich  in  den 
Städten  anzusiedeln  and  Häuser  zu  kaufen  und  endlich  den 
römisch  Katholischen  nicht  zumuthen,  den  Utraquisten  wider 
iin-e  Ritusverwandton  beizustehen. ' 


1  Fout.  rcr.  Aiistr.  II.  Ahth.  11.  p.  XXX  und  Font.  ror.  Austr.  II,  Abtli.  XX, 
146.  Die«  .Sclirciben  ist  wohl  mir  an  die  8tädte  gericlitet,  was  sich 
dadurch  ci-klärt,  dass  (.'liniei  eben  das  für  dio  Stadt,  Znaim  bcstiuinitc 
lOxemphir  aus  dem  Znainuir  «Stadtarcliivc  niittlieilt.  Dass  aber  das 
Schreiben  an  alle  Stände  Mährens  gericlitet  war,  ersieht  man  aus  dem 
Schreiben  a.  a.  O.  nr.   14,  p.  XXXIII. 

■^  Lichnowsky,  Uep.  nr.  Mj. 

•'  Font.  rer.  Austr.   11.  Abtli.   II,  p.  XXXI,   nr.    12. 

*  Kbd.  ur.   l.'J,  welches  ActenstücU   Hacinuann   übergelit. 

lü 
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Auch  sonst  legten  mit  Ausnahme  von  Iglau  die  Städte 
wenig-  thatsächlichen  Eifer  für  die  Fürsten  Oesterreichs  an  den 
Tag.  Zwar  theilte  Brunn  den  Schwesterstädten  Znaim  und 
Olmütz  alsbald  das  Schreiben  Albrechts  und  Sigmunds  mit. 
Aber  mit  der  Absendung  der  Boten  an  die  letzteren  beeilte 
man  sich  nicht,  sondern  der  Stadtrath  von  Znaim  rieth  den 
anderen  Städten,  vorerst  die  Rückkehr  der  nach  Prag  ent- 
sendeten Boten  abzuwarten.  ^ 

Am  19.  April  sollte  abermals  ein  Landtag  zu  Brunn  ab- 
gehalten werden,  um  über  die  Sache  weiter  zu  berathen.  ^  Der 
Kaiser,  hievon  unterrichtet,  wendete  sich  am  17.  April  an  den 
erwählten  Bischof  von  Olmütz,  an  den  von  Dobetschau,  Haupt- 
mann in  Mähren,  an  den  Abt  von  Brück  und  andere  Herren 
mit  dem  Ersuchen,  auf  jenem  Landtage  seine,  seines  Bruders 
und  seines  Vetters  Ansprüche  auf  das  Land  kräftig  gegen 
jedermann  zu  vertreten.  '^  Da  trat  aber  mit  der  Krönung  König 
Georgs  zu  Prag  (7.  Mai)  eine  für  die  habsbiirgische  Sache 
ungünstige  Wendung  ein.  Schon  hatte  sich  Bischof  Protas 
dem  Könige  zugewandt  und  wohnte  sogar  der  Krönung  des- 
selben bei.  Ausser  w^enigen  Herren  widerstrebten  in  Mähren 
nur  noch  die  sechs  Städte  der  Anerkennung  Georgs  und  auch 
in  diesen  neigte  sich  nach  der  Krönung  ein  Theil  der  Bürger- 
schaft immer  entschiedener  zur  Versöhnung  mit  Böhmen  hin.  ^  In 
Iglau  und  Znaim  kam  es  darüber  zu  Tumulten.  Da  zugleich 
Georg  Podiebrad  Anstalten  zu  einem  Kriegszuge  traf,  um  den 
letzten  Widerstand  in  Mähren  mit  Gewalt  zu  brechen,  wendeten 
sich  die  Anhänger  der  Habsburger  in  den  zunächst  bedrohten 
Städten  an  Albrecht  um  Hilfe.  Die  Iglaucr  sandten  ihren  Stadt- 
richter nach  Wien,  wo  derselbe  am  3.  Mai  mit  Herzog  Albrecht 
über  wichtige  Dinge  unterhandelte.''  Sie  erhielten  wohl  in  Folge 
dieser  Unterhandlungen  von  dem  Herzoge  Truppen  unter  Wolfgang 
Kadauer "    und   von  den  Wienern  Pulver '  zugesandt,    worüber 


'  Font.  rer.  Austr.  II.  Abtli.  JI,  p.  XXXI,  iir.   lü. 

2  Ebd.  XXXIII,  nr.   ir>. 

•'  hiclinowsky,  Keg.  nr.  35. 

*  lijicliinann  a.  a.  O.   147. 

'■  <'liliirii((rky,  Regesten   1,   1,  .'iU. 

^  Kbenda. 

T  Schlager  a.  a.  O.   162. 
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sich  Georg  auf  dem  Florianilandtage  beschweren  Hess.  ^  Auch 
den  Städten  Olmütz,  Brunn  und  Znaim  wurde  von  Albrecht 
einiges  Kriegsvolk  überlassen.  ^ 

In  den  ersten  Junitagen  rückte  König  Georg  mit  Heeres- 
macht in  Mähren  ein,  wo  Iglau  zwar  auch  jetzt  noch  mit  seiner 
Anerkennung  zögerte,  Znaim  und  Brunn  dagegen  sich  unter- 
werfen mussten.  Und  nun,  noch  bevor  ganz  Mähren  dem 
Könige  gehorchte,  fasste  er  auch  bereits  Oesterreich  ins  Auge. 
Das  Vorgehen  des  Erzherzogs  Albrecht  gegen  Eizinger,  gegen 
den  er  alte  Verpflichtungen  hatte,  sowie  die  von  Albrecht 
den  mährischen  Städten  gewährte  Unterstützung  hatten  den 
König  sehr  erbittert.  Dazu  kam,  dass  Albrecht  auch  in  Schlesien 
dem  Böhmenkönige  entgegenwirkte,  indem  er  sowohl  an  den 
Fürstentag  zu  Breslau,  ^  als  auch  später  an  den  schlesischen 
Bund  auf  dem  Tage  zu  Liegnitz  ^  in  seinem  und  Sigmunds 
Namen  Briefe  gelangen  Hess,  in  denen  von  alten  Rechten 
seines  Hauses  die  Rede  war.  Daher  unterhandelte  schon 
von  Znaim  aus  König  Georg  mit  den  Brüdern  Eizingers  und 
verhiess  ihnen  seinen  Beistand,  wenn  es  nicht  gelinge,  den 
Gefangenen  zu  befreien.  Zu  diesem  Zwecke  und  wohl  noch 
aus  anderen  Ursachen  wollte  der  König  au  den  Kaiser  eine 
Gesandtschaft  schicken  und  verlangte  durch  eine  Botschaft 
vom  Herzog  Albrecht  freies  Geleite.  Als  nun  aber  dieser,  wohl 
in  der  Besorgniss,  dass  es  auf  ein  Bündniss  beider  wider  ihn 
abgesehen  sei,  das  verlangte  sichere  Geleite  verweigerte,  ■'  erliess 
der  König  am  2.  Juli  1458  von  Brunn  aus  einen  Absagebrief^ 
an  die  Herzoge  Albrecht  und  Sigmund.  Auch  an  die  Wiener 
Bürgerschaft  erging  ein  Fehdebrief,  da  dieselbe  ,zur  Zeit,  wo 
sie  ohne  Regenten  sich  selbst  regierte'  sein  Schreiben  (vom 
13.  März)  in  Eizingers  Sache  unbeantwortet  gelassen  habe.' 
Dieser  Absage  scliloss  sich  des  Königs  Sohn  Victorin  un  ^  und 


'  Copeybuch   146. 

2  Font.  rer.  Austr.  II.  Abth.  XX,   151. 

3  Müller,  Reichstagstheatruni,  1728,  III,  72Ö.  Lithuowaky  nr.  33.  Vg-1.  auch 
Eschenloer,  Gesch.  d.  Stadt  Breslau  (deutsch)  herausg.  v.J.  G.  Kunisch,  S.  53, 
62.  Eschenloer,    Historia  Wratislaviensis  (SS.  rer.  Siles.  VII.  Bd.)  p.  2U. 

*  Fontes  XX,   154,  nr.   160. 

5  Archiv  f.  K.  ö.  G.-Q.  XXXIX,  26">. 

''  Font.  rer.  Austr.  XX,   lö7. 

^  Ebd.   1Ü6  ff.,  nr.   164. 

ä  Auon.  ehr.   Austr.  6.1.     Ebc-ndorfer  892. 

lÜ'^ 
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am  3.  Juli  fertigten  Oswald  uud  Stefan  Eizinger,  sowie  einige 
Parteigänger  derselben  aus  dem  Adel,  '  gleichfalls  Fehdebriefe 
gegen  Herzog  Albrecht,  gegen  die  Stadt  Wien  und  gegen  Prä- 
laten, Grafen,  Herren,  Ritter  und  Knechte  aus,-  welch  letzteren 
besonders  vorgeworfen  wurde,  dass  sie  den  Tag  zu  Hedersdorf 
nicht  besucht  und  den  Brüdern  das  nachgesuchte  Geleit  zum 
letzten  Landtage,  um  Ulrich  Eizingers  Freilassung  zu  er- 
wirken, nicht  verschafft,  auch  auf  dem  Landtage  selbst  nichts 
in  dieser  Angelegenheit  zu  thun  versucht  hätten.  Auch  die 
böhmischen  und  mährischen  Herren,  sowie  die  mährischen  Städte 
—  natürlich  mit  Ausnahme  von  Iglau,  das  der  König  belagern 
Hess  —  sagten  den  Herzogen  ab.  •' 

Georg  Podiebrad  sendete  sofort  die  Herren  Johann  von 
Pernstein  und  Bohuslav  von  Schwamberg  als  Hauptleute  mit 
Truppen  und  einer  Wagenburg  nach  Oesterreich.  ^  Sie  bildeten 
zwar  blos  den  Vortrab  der  Hauptmacht  unter  dem  Könige 
selbst,  der  inzwischen  die  Eroberung  Mährens  vollendete  und 
insbesondere  Olmütz,  Neustadt  und  Hradisch  sich  unterwarf. 
Allein  sie  fanden  die  österreichischen  Herzoge  auf  den  Angriff 
so  gut  wie  unvorbereitet  und  überdies  noch  Verstärkung,  indem 
die  Brüder  Stefan  und  Oswald  Eizinger  und  der  mit  diesen 
verbundene  Adel  sich  ihnen  anschlössen  und  ihnen  ihre  Burgen  "' 
öffneten.  So  tiel  binnen  kurzer  Zeit  das  ganze  Land  nordwärts 
der  Donau  in  die  Hände  der  Eingedrungenen  und  Empörer. 
Selbst  das  Land  ob  der  Enns  wurde  von  ihnen  bedroht. '' 
Am  14.  Juli  wurde  Schloss  Bernhardsthal  (zwischen  Lundeu- 
burg  und  Hohenau)    von    dem  Böhmen    Pschenko    von  Teinitz 


'  Anon.  dir.  Anstr.  63.     Ebendorfer  892. 

5  Clnnel,  Materialien  II,    1.57,   158. 

^  Archiv  f.  K.  n.  G.-Q.  XXXIX,  2(>ö,  nr.  7.  (.lobst  von  Einsiedel  an  Bürger- 
meister und  liatli  von  Eger). 

*  .Tobst  von  Einsiedel  a.  a.  O.  •2G(}.  Font.  rer.  Austr.  II.  Abth.  II,  XXXV, 
nr.    19.      Ebendorfer  892. 

'■'  Nach  .lobst  von  Einsiedel  vicrnndzwanzig  an  Zahl. 

•<  Hierher  gehört  nämlich  uucli  die  Urkunde  (im  Archiv  f.  K.  ö.  G.-Q.  XXXI,  338) 
vom  8.  Juli  14Ö8,  in  welcher  Wolfgang  von  Wallsee,  Hauptmann  ob  der 
Enn«,  da  er  erfahren,  dass  ,Volk'  in  das  Land  heraufgekommen  sei  oder 
noch  kommen  werde,  .lörg  Marsehalh,  seinen  Pfleger  zu  Freistadt  und 
die  Bürger  daselbst  beauftragt,  das  dortige  Schloss  gut  zu  verwahren 
und    keinf  Vf-rdächtifron   olnzulasson. 


[149]  149 

eingenommen. '  Die  Eizinger  bemächtigten  sich  der  nahen  Burg 
Falkenstein  (bei  PoisdorH  und  verheerten  von  da  aus  nament- 
lich die  Aecker  um  Zistersdorf,  dessen  Grundholde  dem  Stifte 
Zwetel  unterthan  waren.  Auch  Ledwenko  tauchte  von  neuem 
in  der  Gegend  auf,  nahm  die  Schnitter  auf  dem  Felde  gefangen, 
überfiel  die  des  Weges  Ziehenden  und  setzte  sich  endlich  wieder 
in  einer  Verschanzung,  ,Alt  Tabor^  genannt,  an  der  ungarischen 
Grenze  fest.  2 

Inzwischen  wurden  in  Wien  Anstalten  zur  Abwehr  des 
Feindes  getroffen.  Am  8.  Juli  erschien  eine  Feuerordnung, -^ 
an  welche  sich  die  Ausweisung  aller  unterstandslosen  Leute 
knüpfte,  sowie  die  Androhung  schwerer  Strafen  wider  die- 
jenigen, welche  heimlich  oder  offen  den  Feinden  Vorschub 
leisten  würden,  und  der  Befehl  an  alle  Gastwirthe  und  andere 
Inwohner  der  Stadt,  niemand  zu  beherbergen,  der  sich  nicht 
mit  einer  Polize  vom  Bürgermeister  ausweisen  könne.  Zugleich 
wurden  neuerdings  Söldner  aufgenommen,  •  zu  denen  Herzog 
Albrecht  seine  eigenen  Leute  stossen  Hess.  Noch  vor  dem 
2L  Juli  ^  zog  dieser  ins  Feld. 

Wir  sind  über  diesen  ersten  Zug  Albrechts  nur  sehr  dürftig 
unterrichtet.  ^    Doch  scheint  es,  dass  die  Böhmen  sieh  vor  ihm 

'  Einander  widersprechend,  lassen  Thomas  Ebendorfer  a.  a.  O.  Bernhardsthal 
von  Ledwenko,  des  Anon.  vhr.  Austr.  64  hingegen  von  Pschenko  von 
Teinitz  eingenommen  werden.  Das  Richtige  hat  liier  nnstreitig  der  Anon., 
wie  man  aus  Jobst  von  Einsiedel  266  ersieht. 

'  Brief  des  Pfarrers  von  Zistersdorf  Nikolaus  Sengingcr  an  Ulrich  Chlem 
de  Dieppach  vom  27.  Juli  1458  bei  Linck,  ann.  Austrio-  Claro-  Vallens  II, 
206 — 207.  Die  hier  erwähnte  Oertlichkeit  .Tabor  vetus  dictum  in  Uu- 
gariae  limitibus'  ist  wohl  das  in  den  Wiener  Stadtrechnungen  bei 
Schlager  a.  a.  O.  16ö  und  bei  Ebendorfer  1.  c.  8517  erwähnte  ,Ungariscli 
Stetten'  an  der  March  (j.  Magyarfalu  oder  Ungarisch  Aidcu,  Angern 
gegenüber?).  Für  die  vermuthete  T^age  bei  Angern  dürften  auch  die 
Stadtrechnungen  von  14.07  bei  Schlager  a.  u.  O.  160  sprechen,  wo  von 
einer  ,Rai8  gegen  den  Ledwenko,  als  er  die  priigk  am  .\nger  besetzt 
hat'  die  Rede  ist. 

'■>  Geschichtsquellen  der  .Stadt  Wien.  I,  '.tl.  nr.   CLVII. 

*  Schlager,  Wiener  Skizzen  III,  163. 

'•'  Vgl.  den  von  diesem  Tage  datirondcn  Hericht  des  .lobst  von  Einsiede! 
a.  a.  O.  266. 

''  Dass  überhaujit  zwei  Züge  Albrechts  /.ii  uuteisrhciden  sind,  dies  erkannt 
zu  haben  ist  ßachm.auns  (a.  a.  O.  Iö9  tf.)  Verdienst,  der  sich  hiefür  auf 
den  Bericht  des  Jobst  von  Einsiedel  stützt,  aus  dem  man  ersieht,  dass 
\Ibrecht  schon  vor  dem  21.  Juli  ins  Feld   zog,    während,  wie  wir  sehen 
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über  die  Grenze  zurückziehen  mussten,  und  dass  auf  diesem 
Zuge  Bernhardsthal  in  heissem  Kampfe  wieder  gewonnen  wurde, 
worauf  es  von  den  Ruckendorfern,  denen  es  gehörte,  ausge- 
brannt wurde,  da  die  Befestigungen  weitläufig  waren  und 
deshalb  eine  starke  Besatzung  erfordert  haben  würden.  • 

Zu  Ende  Juli  war  Oesterreich  von  feindlichen  Truppen 
wieder  ziemlich  frei.  Am  1.  August  weilte  Herzog  Albrecht 
zu  Baden  bei  Wien  und  richtete  von  da  aus  an  Hynek  von 
Vöttau  den  Befehl,  nach  Abzug  der  königlichen  Truppen 
der  Stadt  Iglau    zu  Hilfe   zu  eilen.  ^     Doch  die  grösste  Gefahr 


werden,  der  zweite  Aufbruch  am  11.  August  erfolgte.  Audi  die  Wiener 
Stadtrechnungen  bei  Schlager  a.  a.  O.  163  gewinnen  erst  liiedurch  die 
richtige  Deutung,  da  hier  zuerst  von  einem  , Ausgeben'  auf  die  , soldner 
zu  rossen  vnd  zu  fuessen,  so  nach  absag  der  veint  von  Pehem,  der 
Eytzinger  vnd  andern  widerumb  aufgenommen  vnd  zu  der  statt  not- 
durften sein  gehalten  worden,  vncz  auf  den  freitag  nach  vnser  Frauentag 
der  schidung  (18.  August),  als  man  sich  zu  unsern  genedigen  herrn 
Herczog  Albrechten  in  das  veld  gefügt  hat  (158  phert  auf  5  wochen; 
1582  fussknecht  auf  6  wochen)'  die  Rede  ist,  was  sich  offenbar  auf  den 
ersten  Zug  bezieht  und  sodann  fortgefahren  wird :  ,Ein  ander  ausgeben  auf 
die  rais  wider  die  veint  von  Pehem,  als  man  zu  unseren  genedigen  herrn 
H.  Albrechten  gen  Korneuburg  in  das  veld  geezogen  ist,  zu  rossen,  zu 
fuessen  142  phert  auf  1  moneid,  1800  fussknecht  auf  1  moneid',  was 
sich  offenbar  auf  den  zweiten  Zug  bezieht.  Dagegen  bereitet  die  Ein- 
ordnung der  einzelnen  Ereignisse  manche  Schwierigkeit.  Die  Wieder- 
einnahme von  Bernhardsthal  bereits  auf  den  ersten  Zug  zu  beziehen,  den 
Ebendorfer  nnd  der  Anon.  ehr.  Austr.  nicht  deutlich  von  dem  zweiten 
unterscheiden,  dazu  veranlasst  mich  der  Ausdruck  des  letzteren  a.  a.  O.  64, 
wonach  man  , dafür  (vor  Bernhardsthal)  zue  stundt',  d.i.  alsl)ald,  somit 
jedesfails  noch  im  Monate  Juli  zog  und  es  wieder  einnahm.  Auch  dürfte 
zu  beachten  sein,  dass  in  dem  Arion.  ehr.  Austr.,  welches  die  Begeben- 
heiten selbst  auf  Kosten  ihres  inneren  Zusammenhanges  in  chronologischer 
Reihenfolge  zu  erzählen  pflegt,  die  Wiedereinnahme  von  Bernhardsthal 
von  dem  zweiten  Zuge  durch  die  Vorgänge  zu  Wiener  Neustadt  getrennt 
wird.  Eine  Andeutung,  dass  die  Böhmen  sich  zu  Ende  Juli  vor  Albreclit 
zurückziehen  mussten,  finde  ich  auch  in  dem  Umstände,  dass  das  Con- 
tingent  der  Znaimer,  die  am  26.  Juli  den  Herzogen  von  Oesterreich  ali- 
gesagt  hatten  (Fontes  r.  Boh.  II,  2,  XXXV,  nr.  20)  am  9.  August  bereits 
wieder  grösstentheils  heimgekehrt  war  (ebd.  XXXVI,  nr.  22).  Von  einem 
zweifachen  Zuge  weiss  übrigens  auch  Dlugosz,  Hist.  Polen  1.  XIII,  p.  235 
zu  erzählen.  P>  sagt  nämlich:  ,Dum  enim  gentes  suae  (Georgs)  duplici 
helh)  pcrpesso  turpitei-  ab  Alberto  duce  Austriao  profligatae  refugissent, 
personaiitei'  ipse  .   .  .'. 

'   Anon.  ehr.  Austr.  64.     Schlager  a.  a.  O.   162,    164. 

2  Chlumecky,  Regesten  I,  1,  .30.  Wiederholt  (9.  August)  eingeschärft,  ebenda. 
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Avar  damit  keineswegs  g-eschwunden.  Nur  der  Vortrab  des 
Böhmenkönigs  war  zurückgewichen.  Dieser  selbst  hatte  bisher 
noch  nicht  in  den  Krieg  eingegriffen.  Während  er  die  Sorge 
desselben  fürs  erste  seinen  Hauptleuten  überliess,  war  er 
selbst  nach  Glatz  gezogen,  wo  er  mit  den  Schlesiern  ver- 
handelte. Sodann  kehrte  er  nach  Prag  zurück,  wo  er  am 
28.  Juli  eintraf.  '  Und  nun  bereitete  er  sich  auch  zur  Wieder- 
aufnahme des  Krieges  mit  Oesterreich  in  umfassender  Weise  vor. 
Während  Boten  zu  König  Mathias  nach  Ungarn  eilten,  um  die 
diesem  einst  überlassenen  Truppenabtheilungen  zurückzuver- 
langen und  ihn  zur  Hilfeleistung  aufzufordern,  rüstete  König 
Georg  selbst  mit  seinen  Getreuen.-  Schon  um  den  27.  Juli 
machte  man  sich  auf  einen  Einfall  desselben  in  Oesterreich 
gefasst;  man  meinte  damals,  dass  der  König  Zistersdorf 
belagern  werde.  ^ 

Die  furchtbaren  Verheerungen,  welche  die  feindlichen 
Heerschaaren  in  Oesterreich  angerichtet  und  die  neuerdings 
drohende  Gefahr  drängten  nicht  blos  dazu,  alle  Kräfte  für  den 
Widerstand  aufzubieten,  sondern  mahnten  die  hadernden  Fürsten 
zugleich  eindringlich,  nun  endlich  den  verderblichen  Zwist  zu 
Vjeenden.  Zwar  zerschlug  sich  eine  persönliche  Zusammenkunft 
Friedrichs  und  Albrechts  zu  Neustadt,  da  man  sich  noch  immer 
nicht  wegen  des  Besitzes  von  Neuburg  am  Inn  und  Steyer  zu 
einigen  vermochte.  Unverrichteter  Dinge  ritt  Albrecht  nach 
Wien  zurück.  Aber  Mittelsmänner  beider  Parteien  setzten  ihre 
Bemühungen  fort,  so  dass  am  3.  August  1458  eine  Einigung 
zu  Stande  kam.  Hiernach  sollte  dem  Kaiser  im  Lande  unter 
der  Enns,  dem  Herzog  Albrecht  im  Lande  ob  der  Enns  die 
Regierung  erblich  zufallen,  es  sei  denn,  dass  sie  später  hier- 
über sich  in  anderer  Weise  einigen  würden.  Dagegen  trat 
Albrecht  seinen  und  seines  Vetters  Antheil  an  der  Regierung 
und  den  Nutzungen  der  Stadt  Wien,  sowie  den  Antheil  au  der 
Burg  daselbst  dem  Kaiser  gänzlich  ab,  jedoch  unbeschadet  der 
Rechte,  welche  Sigmund  im  Lande  ob  und  unter  der  Enns 
kraft  des  früheren  Vertrages  zuständen.  Albrecht  entsagte  ferner 
seinen  Ansprüchen  aus  der  Cilli'schen  Erbschaft  und  gewissen 


'  Bachmaiiii  a.  a.  0.   151   ff. 
2  Ebtl.   163. 
{{rief  des  Pfarrers  Niculaus  Senginger  s.  o.  S.   1 JI».   Amn.   J 
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Geldforderungen  gegen  dem,  dass  Friedrich  ihm  32.000  Pfund 
Pfennige  bezahle,  von  denen  (3000  sofort  entrichtet  wurden, 
14.000  innerhalb  vierzehn  Tagen  vom  Datum  des  Vertrages  an 
gerechnet  entrichtet  werden  sollten,  der  Rest  dem  herzoglichen 
Kammerschreiber  Ulrich  Röchlinger  gut  geschrieben  wurde, 
Ueberdies  einigte  man  sich  dahin,  dass  das  Schloss  Neuburg 
am  Inn  dem  Kaiser  zufallen  sollte,  wogegen  Albrecht  den 
Liechtenstein  und  die  Stadt  Brück  an  der  Leitha  bekam,  die 
zu  diesem  Behufe  von  dem  Grafen  Michael  von  Maidburg,  der 
sie  pflege  weise  inne  hatte,  eingelöst  werden  musste. '  Aus  dem 
Vertrage  vom  27.  Juni  wurden  in  den  neuen  Vertrag  die  auf 
Geldschulden,  Verpfändung  und  Kriegführung  bezüglichen  Ar- 
tikel wörtlich  herübergenommen.  In  Bezug  auf  die  Nachmauth 
zu  Wien  und  Stein  gegen  die  Mauthen  zu  Linz  und  Gmunden 
soll  das  alte  Herkommen  aufrecht  erhalten  werden.  ,Heilthümer 
und  Gefässe  zu  Gottes  Gezierde'  in  der  Burg  zu  Wien  sollen 
daselbst  unverrückt  bleiben,  was  aber  an  Zeug,  Büchsen,  Ge- 
schossen, Pulver  u.  dgl.  in  der  Burg  sich  befindet,  soll  zu  des 
Kaisers  und  Albrechts  Händen  daselbst  bleiben  und  zu  des 
Landes  Nothdurft  verwendet  werden;  was  an  Urkunden,  Privi- 
legien, Freiheiten,  das  P"'ürstenthum  Oesterreich  betreffend,  im 
Sagrer  zu  Wien  liegt,  soll  ebenfalls  unverrückt  liegen  bleiben, 
zu  gemeinem  Gebrauche  der  Fürsten  und  des  Landes.  Endlich 
wurden  in  diese  Vereinbarung  die  Grafen  Hans  und  Sigmund 
von  Pösing,  Heinrich  von  Liechtenstein,  Perchtold  von  P]ller- 
bach,  Ulrich  Grafenecker,  Andreas  Paumkircher  und  Hans 
Enzesdorfer  sammt  ihren  Helfern  aufgenommen. 

So  lautete  der  Vertrag,  jnit  welchem  der  langwierige  P]rb- 
folgestreit  fürs  erste  abschloss.  Die  betreffende  Urkunde  '^  datirt 
allerdings  von  Neustadt  21.  August  und  erst  am  22.  August 
gab  Albrecht  die  neue  Einigung  mit  seinem  Bruder  öffentlich 
bekannt.''  Die  Vereinbarung  selbst  aber,  die  dem  Vertrage 
zu  Grunde  liegt,  kam  schon  am  3.  August  zu  Stande  '  und 
diese  Thatsache   sowohl    als    wenigstens    die    Hauptpunkte    der 


'  M.  von  M;iiflljiirf;.s   l'flcgcif^veiH  über  IJnuk  u.  d.  ]j.     Cliiiiel,  Keff.  3616. 
2  Kurz,  Oestcrr.  unter  Friedrich   IV.   1,  'JK-i.   Heil.   nr.   XVIII. 
^  Chmcl,  Reg.  36'20. 

*  Anon.  ehr.  Austr.  (».')-(»(;,  wonacli  ;iu(ii   Stcyer  iiii  Herzog  Albrecht  kam, 
wovon  jeflofih   in  der  Theiliuipsiltkundp  kfiinp  RrwHhnnnp  sich  findet. 
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Uebereinkunft  sind  schon  wenige  Tage  darnach  zur  Kenutniss 
weiterer  Kreise  gelangt.  ' 

Aber  auch  sonst  machte  sich  schon  vor  der  förmlichen 
Verlautbarung  der  Neustädter  Vertrag  in  seinen  Folgen  nach 
aussen  hin  fühlbar.  .Das  Feld  wird^,  heisst  es  in  dem  Berichte 
eines  Ungenannten  an  den  Stadtratli  zu  Breslau,  ,mit  des  Kaisers 
Wissen  und  Willen  gemacht'.  2  Und  wenn  Ebendorfer  ^  sagt, 
dass  Georg  von  Podiebrad  ohne  vorhergehende  Ankündigung 
des  Krieges  in  Oesterreich  eingefallen  sei,  so  kann  dies,  da 
dem  Autor  die  früher  ergangenen  Fehdebriefe  wohl  bekannt 
sind,  nur  so  verstanden  werden,  dass  dem  Kaiser  als  dem 
nunmehr  alleinigen  Herren  des  Landes  unter  der  Enns  kein 
Krieg  angesagt  worden  war.  Denn  nichts  ist  irriger,  als  die 
Meinung,  dass  der  Zug  Georgs  nach  Oesterreich  auf  Wunsch 
oder  zu  Gunsten  des  Kaisers  wider  Albrecht  unternommen 
worden  sei.^  Nach  aussen  hin  wenigstens  gingen  seit  der  Ver- 
einbarung vom  3.  August  die  Politik  Albrechts  und  jene  des 
Kaisers  Hand  in  Hand,  Avie  man  unter  anderem  daraus  ersieht, 
dass  der  letztej-e  eben  damals  den  Breslauern  seine  Anerkennung 
über  ihr  Verhalten  gegen  König  Georg  aussprechen  liess.  ■'• 

1  So  kam  es,  dass  jener  Ungenannte,  welcher  am  15.  August  au  deö  Stadt- 
rath  von  Breslau  über  die  Vorgänge  in  Oesterreich  Bericht  erstattete 
(Font.  rer.  Austr.  II.  Abth.  XX,  158,  nr.  166),  wohl  bereits  wusste,  dass 
sich  die  fürstliclien  Brüder  geeinigt  hätten,  nicht  aber  wie.  Uebrigens 
schreibt  der  kais.  Münzmeister  Erwin  von  Stege  schon  am  12.  August  1458 
nach  Frankfurt  von  Wr.  Neustadt  aus:  Die  Streitenden  sind  nun  gütlicli 
«resühnt  in  der  Art,  dass  der  Kaiser  gewaltiger  Regierer  des  Landes 
Oesterreich,  aucli  der  Stadt  Wien  ist,  um  welclie  letztere  man  am  meisten 
haderte.  Und  Herzog  Albrecht  behält  das  Regiment  des  Landes  ob  der 
Enns.  Doch  hat  sich  der  Kaiser  im  Lande  ol)  der  Enns  vorbehalten  in 
der  Berichtigung  die  zwei  festen  Schlösser,  nämlich  Steyer,  Stadt  und 
Schloss,  und  Neuburg  auf  dem  Inn,  zwei  Meilen  von  Passau.  S.  .lanssen, 
Frankfurts  Reich.scorr.  IT,  2,   1.S9,  nr.  218. 

2  Font.  rer.  Austr.  II.  Abth.  XX,  158,  nr.  166.  Schon  am  SA.  Juli  er- 
nannte der  Kaiser  Hans  Frodnacher  zum  Haujitmann  der  Städte  Krems 
und  Stein  für  Kriegsdauer-,  am  "J.  August  .sagte  er  den  letzteren  Hilfe 
zu.     Kinzl  a.  a.  O.  56. 

3  1.  c.  H93. 

*  Vgl.  Baclimiiuu  .i.  ;i.  <  >.  Kid  f1.  Die  Ansiciit  gelit  auf  Dlugnsz  1.  c.  und 
auf  Johann  von  Gubens  Jalirbiicher  iSS.  rer.  Liisatii-arnm.  N.  Folge 
1,  80)  zurück. 

•'  Font.  rer.  Aui^tr.   II.  Ahth.  X\.   \>.   I.'»h.  nr.   \i\t\. 
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So  zog  denn  Herzog  Albrecht  mit  einem  Theile  des  Adels, 
mit  den  eigenen  Söldnern  und  mit  der  Mannschaft,  welche  die 
Stadt  Wien  aufgebracht  hatte ,  '  neuerdings  ins  Feld.  Am 
11.  August  verliess  er  Wien. - 

Es  war  in  der  That  die  höchste  Zeit.  Denn  wohl  verhielt 
sich  der  König  von  Ungarn  ruhig.  Seinerseits  weilte  damals 
—  um  den  12.  August  —  eine  Gesandtschaft  beim  Kaiser  in 
Neustadt,  wie  es  hiess,  um  diesen  zur  Auslieferung  der  Stephans- 
krone zu  bestimmen.  3  Aber  die  Böhmen,  durch  eiligst  zuge- 
sandte Verstärkungen  auf  5000  Mann  ^  gebracht,  hatten  neuer- 
dings die  Grenzen  Oesterreichs  überschritten  und  nach  drei- 
maligem Angriffe  des  Marktes  Göllersdorf  sich  bemächtigt, 
dessen  Insassen  nach  tapferer  Gegenwehr  grossentheils  er- 
schlagen wurden,  worauf  sich  die  Eizinger  hier  festsetzten  und 
dem  umliegenden  Lande  grossen  Schaden  zufügten.'' 

Albrecht  zog  gegen  Korneuburg,  wohin  ihm  die  Böhmen 
entgegenzogen  (15.  August).  Sie  lagerten  sich  unter  dem  Kreuzen- 
stein bei  Leobendorf  (zwischen  Korneuburg  und  Stockerau)  und 
bildeten  eine  Wagenburg,  des  Angriffes  der  Oesterreicher  ge- 
wärtig. Dazu  aber  kam  es  nicht.  Da  brachen  die  Böhmen 
am  dritten  Tage  wieder  auf  und  wandten  sich  gegen  Mähren 
zurück,  indem  sie  allenthalben  raubten  und  brannten.  Albrecht 
aber  folgte  den  Feinden  bis  Laa,  über  welche  Stadt  damals 
Sigmund  Fritzesdorfer  Hauptmann  war.  •• 

•  Unter  den  Hauptleuten  Niclas  Teschler,  Sij^iuund  Maroltinger,  Christof 
Ozesdorfer  und  Christof  Pempflinger.  Anon.  clir.  Austr.  fi7.  Schlager 
a.  a.  O.  163.  Copeybuch  162.  Am  6.  August  wurde  Maroltinger  als 
Hauptmann  aufgenommen.     Vgl.  Copeybuch  234. 

2  So  nach  des  Herzogs  eigener  Aussage  bei  (Jhlumecky,  Regest.  1,  1,  30 
(9.  August)  und  des  Anon.  ehr.  Austr.  67:  , Freitag  nach  Sauet  Lorenzentag". 
Damit  stimmt  überein  der  gleichzeitige  Bericlit  (vom  1.5.  August  1-158) 
in  Font.  rer.  Austr.  II.  Abth.  XX,  158,  nr.  166:  ,Am  freytage  vor  data'. 
Erwin  von  Stege  bei  Janssen  a.  a.  O.  II,  2,  131t,  nr.  218  (Brief  vom 
12.  August  1458):  ,Also  sol  als  heute  sich  herczog  Albreclit  mit  2000 
und  die  stat  Wienn  mit  2000  mannen  zu  velde  sclilalien,  denselben  Be- 
heymen   zu   widerstan'. 

^  .Janssen,  Frankfurter  Kelcliscorr.   U,  2,    13<.t,  nr.  218. 

*  Font.  rer.  Austr.   H.  Abth.  XX,   158.  Anou.  ehr.  Austr.  68. 

•'  Ebendorfer  HU'2.    Anon.  ehr.  Austr.  67.   Erwin  Stege  an  den  Frankfurter 

Schöffen  Johann   Hane  bei  Janssen  a.  a.   O.   139,  nr.  218. 
6  Font.  rer.  Austr.  II.  Abth.  II,  S.  XXXVI,  ur.  23. 
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Hier  aber  nahm  der  Krieg  durch  das  persönliche  Ein- 
greifen König  Georgs  mit  einem  Male  eine  andere  Wendung. 
Georg  hatte  inzwischen  ein  grosses  Heer  versammelt,  in  welchem 
man  ungerechnet  das  reisige  Zeug  und  die  Trossbuben  dritt- 
halbtausend  gut  gerüstete  Streitwagen,  manche  davon  mit  zehn 
Personen  bemannt,  rechnete.  '  In  Eilmärschen  zog  er  über 
Znaim  2  heran  und  näherte  sich  der  Stadt  Laa,  in  der  Absicht 
den  Herzog  zu  überfallen.  Rechtzeitig  gewarnt  trat  Albrecht 
den  Rückzug  nach  Korneuburg  an,  wo  das  Feld  indessen  bald 
verlassen  wurde.  Bios  etliche  vom  Adel  blieben  zu  Korneuburg. 
Der  Herzog  aber  fuhr  die  Donau  hinab  nach  Wien  und  ritt 
von  da  nach  Neustadt  zum  Kaiser,  um  die  Angelegenheit,  an 
der  er  selbst  zu  verzweifeln  begann,  nachdem  er  sie  ebenso 
unüberlegt  begonnen  als  ruhmlos  durchgeführt  hatte,  insbe- 
sonders  die  Sache  Eizingers  ganz  und  gar  in  dessen  Hände 
zu  legen,  auf  dass  er  sie  nach  Gutdünken  schlichte."^ 

Offenbar  in  Zusammenhang  damit  stand  es,  dass  jetzt  erst 
(Neustadt  21.  August)  der  oben  erwähnte  Vertrag  zwischen 
dem  Kaiser  und  Albrecht  auf  Grund  der  Uebereinkunft  vom 
3.  August  zu  förmlichem  Abschlüsse  kam,  sowie  dass  jetzt  erst 
(22.  August)  Albrecht  die  neue  Einigung  mit  seinem  Bruder 
verkündete. '  Am  24.  August  —  von  Korneuburg  aus  —  sprach 
er  die  Wiener  und  die  anderen  Städte  unter  der  Enns  von  dem 
Eide  der  Treue  gegen  ihn  und  seinen  Vetter  Herzog  Sigmund 
los  und  befahl  ihnen,  dem  Kaiser  zu  huldigen.  '^  Eine  weitere 
Folge  des  Vertrages  vom  21.  August  war  es,  dass  der  Kaiser 
und  sein  Bruder  am  25.  August  die  von  ihnen  früher  den 
österreichischen  Landständen  gegebenen  , Anlassbriefe',  vermöge 

'  Jobst  von  Einsiedel  a.  a.  O.  'iBil.  Vgl.  aucli  Kbeiidorter  89i>.  Audi  eine 
Schaar  Polen  soll  Georg  dazu  angeworben  haben.  Vgl.  Dlugo.sz,  Hist. 
Polon.  1.  XIII,  p.  235,  der  aber  in  seinem  Hasse  gegen  den  Ketzerkönig 
die  Streitkräfte  Georgs  als  sehr  geringfügig  darstellt  und  ins  Lächerliche 
zu  ziehen  sucht:  .Nefjue  enim  tanti  fuit  Bohemica  potentia,  quanti  fere- 
hatur.  Compertuin  si(|uideni  fuit,  quod  et  pudet  scribere,  Gcorgium  non 
nisi  duobus  equitum  et  sedecim  peditum  millibus  ex  proprio  et  inerce- 
nario  milite  bellum  contra  Australes  egisse,  saepiusque  suorum  paueitate 
conspecta,  ne  ah  Australibus  opitrimeretur,  grandi  pauore  timuisse'. 

2  Font.  rer.  Au.str.  II.   Abth.  II,  |..  XXXVII,   nr.   21. 

•^  Anon.  ehr.  Austr.  6!t. 

<  Chmel,  Regest.  3620. 

!•   Kbd.  3621.     Copeybueh    l(i2. 
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deren  sie  diesen  die  Vermittlung  übertragen  hatten,  für  un- 
giltig  und  kraftlos  erklärten, '  vind  dass  Albrecht  (an  demselben 
Tage)  dem  Hans  Maroltinger,  Pfleger  zu  Neuburg  am  Inn, 
befahl,  dem  Kaiser  Gehorsam  zu  leisten.  ^  Am  folgenden  Tage 
quittirte  Albrecht  seinen  Bruder  Kaiser  Friedrich  über  20.000 
Pfund  Pfennige.  -^  Am  1.  September  1458  nahm  dieser  den 
Herzog  Albrecht  von  neuem  als  Rath  mit  4000  Pfund  Pfennigen 
Jahrsold  auf.  ^ 

Am  26.  August  erschienen  in  Wien  Räthe  des  Kaisers, 
darunter  Ulrich  Riederer,  Hans  Ungnad,  Härtung  von  Cap- 
pellen,  Jörg  von  Tschernembl  und  Hans  Rorbacher  ^  und  Räthe 
Sigmunds.  Diese  beschieden  in  die  Burg  den  Bürgermeister, 
Richter,  Rath,  Genannte  und  Gemeinde  und  lasen  ihnen  die 
Urkunde  (den  , Entschlagbrief )  vor,  durch  den  Herzog  Albrecht 
zu  Gunsten  des  Kaisers  auf  die  Regierung  in  Oesterreich  und 
der  Stadt  Wien  verzichtete,  die  Bürger  ihres  Eides  gegen  ihn, 
vorbehaltlich  der  Rechte  Sigmunds  entband  und  sie  an  den  Kaiser 
■wies.  Hierauf  leisteten  Gemeinde,  Rath  und  Bürgermeister  in 
die  Hände  der  Räthe  dem  Kaiser  und  seinen  männlichen  Erben, 
sowie  auch  Herzog  Sigmund  und  dessen  Erben  den  Eid  und 
Hessen  als  Friedenszeichen  alle  Glocken  in  der  Stadt  läuten. '' 
Inzwischen  hatten  die  Böhmen  unter  der  Führung  ihres 
Königs  und  in  drei  Heerhaufen  '  getheilt  die  Grenzen  neuerdings 
überschritten  und  breiteten  sich  unter  furchtbaren  Verheerungen, 
von  denen  besonders  Priester  und  Kirchen  betroffen  wurden,  '^ 
fast  ungehindert  in  dem  wehrlosen  Lande  bis  zur  Donau  aus. 
Georg  folgte  zuerst  dem  Herzog  Albrecht  nach,  bis  zum  Kreuzen- 
stein,   wo    er   zwei  Tage  lagerte. ''     Unterwegs  setzten  sich  die 

•  Kurz  a.  a.  O.  287,  nr.  XIX. 

2  Chmel  a.  a.  O.  nr.  3623. 

'■>  Ebd.  nr.  3624. 

■•   Kbd.    nr.    362;').      Nach     cjuem     Mriefe    Albrechts    von    Brandenburg    bei 

Hassenholilt-StoikJiciin,  Herzog  .\lbrecht  IV.  von   Maiern  und  seine   Zeit. 

Jicil.    3<.t2    iiiaclitc    den    H(*rzi><r    Albrecht   damals    der    Kaiser    zu    seinem 

llofuiiister. 
'■'  Gewaltbrief  l'iir  (iieselben   vom   22.   August.   ('o])eyhiich    UvH. 
*>  AnüD.  ehr.  Austr.  6'.l  — 71.  Die  Eidesl'ormel  im  CJopeybuc.h  163,  nr.  lAXXV, 

LXXXVl. 
"  .lobst  von    lOinsifdel   a.   :i.   O    26'.». 
•^  DlugoHZ   I.   c.   23.0. 
''  Anon.  <;hr.   Austr.   71. 
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Böhmen  zu  Enzersdorf  im  Langenthai  (nordösthch  von  Ober- 
hollabrunn) fest;  auch  bemächtigten  sie  sich  durch  List  der 
nahen  Weyerburg,  indem  sie  den  Besitzer  derselben,  den 
Ritter  Rosenhart,  unter  dem  Scheine  von  Verhandlungen  aus 
der  Veste  lockten  und  sodann  mit  dem  Zurückkehrenden 
zugleich  in  dieselbe  eindrangen.  Wohl  misslang  den  Böhmen  der 
Versuch,  Dorf  und  Burg  Steinabrunn  (südöstlich  von  Oberholla- 
brunn), welch  letzteres  dem  Wolfgang  Missendorfer  gehörte, 
wegzunehmen.  Dagegen  besetzten  sie  Sehern  (nördlich  von 
Korneu  bürg). ' 

Nachdem  Georg  unter  dem  Kreuzenstein  zwei  Tage  lang- 
gelagert,  wohl  in  der  Erwartung  eines  Zusammenstosses  mit 
Herzog  Albrecht,  zog  er  die  Donau  aufwärts  und  erschien  am 
1.  September  vor  Krems  und  Stein,  ^  welches  Hans  Frodnacher,. 
als  Pfleger  der  Stadt  Krems, "  Michael  Gi-af  von  Maidburg, 
sowie  Leute  des  von  Hohenberg  und  des  Abtes  von  Melk  ver- 
theidigten.  ^  Georg  von  Podiebrad  umlagerte  die  beiden  Orte 
mit  seinen  drei  Heerhaufen.  Der  eine  suchte  durch  einen 
Graben  bei  dem  , gemeinen  Galgen'  in  die  Stadt  einzudringen, 
der  zweite  schlug  bei  Weinzierl  sein  Lager  auf,  der  dritte  auf 
dem  Gebirge,  der  indessen  bei  zahlreichen  Angriffen  vorzüglich 
im  ,Vorthof'  (Fährthof)  ^  empfindlich  Schaden  litt. ''  Bei  dem 
ersten  Angriffe  soll  der  König  mehrere  hundert  geharnischte 
Söldner  eingebüsst  haben. '  Um  so  ärger  litt  das  flache  Land 
ausserhalb  der  Stadt,  welches  von  dem  böhmischen  Kriegsvolke 


'  Ebendorfer  1.  c.  892—893.    Vgl.  auch  .lobst  von  Kinsiedel  a.  a.  O.  268. 

2  Anon.  ehr.  Austr.  71. 

^  Kinzl,  Die  Chronik  der  Städte  Krems,  Stein  u.  s.  f.  S.  öfi. 

*  Keiblinger,   Gesell,  d.  Benedietiner.st.  Molk  I,  .ö9(5. 

•'•  Ebendorfer  1.  c.  892,  893.  Jobat  von  Einsiedel  a.  a.  O. 

**  Ueber  den  Fährthof  i>ei  Krems  vgl.  Schweickhardt  I.  c,  Viertel  ober 
d.  M.-B.  II,  177.  Der  Kaiser  hatte  den  beiden  Städten  zwei  Biichsen- 
meister  und  zwei  Centner  Pulver  zugesendet  und  am  13.  August  forderte 
der  Hubmeister  den  Magistrat  auf,  dass  derselbe  öO  Fusskneclite  auf 
Kosten  des  Kaisers  aufnehmen  solle,  und  meldete,  dass  er  r^O  andere 
senden  wolle.  Kinzl  a.  a.  O.  öG.  Dem  Pfarrer  zu  Maigen  wurde  ein 
Haus  in  der  Vorstadt  Schmidtgasso  der  böhmischen  Holagerung  wegen 
niedergeri.<<8on;  der  Kaiser  befiehlt  .'iber,  des  dabei  gelegenen  Weingartens 
zu  schonen. 

"  Ebendmfer  1.  v. 
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ausgesogen  wurde.  Die  Böhmen  lasen  in  den  Weinbergen  um 
Krems  selbst  die  unreifen  Trauben  ab  und  nahmen  Vieh  und 
Futter  aus  den  Ställen.  ^ 

In  diese  Zeit  fällt  der  Hilferuf,  welchen  die  von  dem 
Kriege  mit  Böhmen  unmittelbar  betroffenen  Landleute  durch 
Georg  von  Eckartsau  und  Gamret  Fronauer  an  den  Kaiser 
ergehen  Hessen.  Dieser  erklärte  sich  in  der  That  bereit,  ein 
Aufgebot  zu  erlassen,  auch  sich  an  das  , Reich'  sowie  an  seine 
anderen  Erblande  um  Hilfe  zu  wenden.  Desgleichen  wolle 
er  gegenwärtig  eine  Botschaft  an  den,  ,der  der  wal  im  König- 
reich gebraucht',  d.  i.  an  Georg  von  Podiebrad  und  an  die 
andern  böhmischen  Herren  ins  Lager  senden,  um  mit  den- 
selben zu  unterhandeln.  Die  Landleute  möchten  sich  ihrerseits 
an  Herzog  Albrecht,  seinen  Bruder  wenden,  damit  auch  dieser 
mit  den  Streitkräften  des  Landes  ob  der  Enns  Beistand  leiste, 
was  er  als  abgesagter  Feind  Georgs  und  überdies  ihm,  dem 
Kaiser  und  dessen  Landen  und  Leuten  zu  thun  schuldig  sei 
nach  Inhalt  ihrer  Vereinigung  und  nach  dem  ganzen  Verlaufe 
dieser  Angelegenheit.  Der  Kaiser  selbst  habe  sich  deshalb 
persönlich  an  Albrecht  und  auch  an  Sigmund,  der  ja  ebenfalls 
Georgs  abgesagter  Feind  und  dies  schon  wegen  seines  Antheiles 
au  den  Nutzungen  des  Landes  schuldig  sei,  gewendet.  Nur 
mahne  er  auch  die  Landleute  selbst,  sich  mit  ihm  zu  einer 
kräftigen  Abwehr  des  Feindes  zu  verbinden.  - 

Wirklich  traf  nunmehr  in  Georgs  Lager  vor  Krems  eine 
Gesandtschaft  des  Kaisers  ein.  Die  Räthe  des  letzteren  stellten 
dem  Könige  vor,  wie  sich  dadurch,  dass  Albrecht  auf  das  Land 
unter  der  Enns  ganz  und  gar  verzichtete,  der  Charakter  des 
Krieges  völlig  geändert  habe.  Sie  deuteten  an,  dass  er  nun- 
mehr nicht  Albrecht,  sondern  ohne  Absage  den  Kaiser  und 
dessen  Land  bekriege  und  forderten  Georg  daher  auf,  die 
Feindseligkeiten  einzustellen  und  die  Vermittlung  des  Kaisers 
anzunehmen.  Georg  war  beieit  hiezu  und  so  kam  man  über- 
ein,    dass    am    Samstag    vor  St.  Lambert  (16.  September)    eine 


'  Ebendorfer  1.  v. 

'  Cliiiiel,  M!it,eri)ili(!U  II,  tif)«,  mit  diT  üiirii'htig-on  Zeitbestimmung  14ül, 
wie  flchoii  Bac.hmann,  Biiliinin  iiiui  seine  Nachbarländer  S.  205,  Note  2, 
richtig  erkannt  hat.  Der  Ausdruck  , königliche'  ist  in  , kaiserliche'  gnaden 
umzuwandeln. 
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Zusammenkunft  beider  Fürsten  zwischen  Kreuzenstein  und 
Korneuburg  stattfinden,'  inzwischen  aber  die  Waffen  ruhen 
sollten.  2 

Der  König  hob  in  Folge  dessen  die  Belagerung  von  Krems 
auf  und  wendete  sich  östlich  gegen  Stockerau,  wo  er  am  9.  Sep- 
tember lagerte.'^  Der  Kaiser  kam  aber  erst  am  18.  September 
mit  seinem  Bruder  nach  Wien,  wo  er  von  der  Burg  Besitz  nahm, 
während  Albrecht  im  Praghaus  wohnte.* 

Da  somit  der  für  die  Zusammenkunft  anberaumte  Tag 
verstrich,  ohne  dass  Friedrich  sich  in  Stockerau  einfand,  er- 
öffnete Georg  die  Feindseligkeiten  von  neuem.  Er  nahm  Pilich- 
dorf  weg,  zündete  Wolkersdorf  und  Ulrichskirchen  an,''  und 
lagerte  zuletzt  zu  Aspern  an  der  Donau.  •>  Auch  überfielen 
damals  die  Eizinger  und  Apel  Viztumb  die  Güter  des  Georg 
von  Ekhartsau,  und  richteten  auf  denselben  grossen  Schaden  an." 

Jetzt  erst,  da  der  Nothruf  der  bedrängten  Bevölkerung 
immer  lauter  zu  Friedrich  drang,  bot  dieser  die  Hand  zu 
neuen  Verhandlungen,  wovon  Erzherzog  Albrecht  am  21.  Sep- 
tember den  Iglauern  Nachricht  geben  konnte,  indem  er  die 
Hoffnung    eines    erwünschten    Ausganges    derselben    aussprach 


'  Vgl.  Fontes  rer.  Austr.  XX,  161,  nr.  168.  Aiioa.  chron.  Austr.  72. 
Eschenloer,  Hist.  Wratisl.  30. 

2  Ebendorfer  1.  c.  893  sagt  dies  zwar  niclit  ausdrücklich;  doch  geht  es 
daraus  hervor,  dass  dem  Könige,  als  er  später  Pilichdorf  u.  dgl,  beranute, 
von  Ebendorfer  der  Vorwurf  gemacht  wird,  den  Waffenstillstand  gebrochen 
zu  haben.  Vgl.  Ebendorfer  896,  B.  Da  nun  aber  der  Kaiser  die  ver- 
abredete Zusammenkunft  nicht  einhielt,  so  trifft  eigentlich  den  Böhmen 
der  Vorwurf  eines  Friedensbruches  nicht,  woferne,  wi6  doch  anzunehmen 
ist,  der  Waffenstillstand  nur  unter  der  Voraussetzung  der  Zusammenkunft 
fortdauern  sollte. 

3  Eschenloer,  Hist.  Wratisl.  30.  Fontes  rer.  Austr.  XX,  161,  ur.  168.  Wir 
lernen  hier  einen  Tlieil  der  böhmischen  Adeligen  kennen,  die  den  König 
auf  dem  Zuge  begleiteten. 

*  Anon.  chron.  Austr.  73. 

^  Ebendorfer  1.  c.  893,  der  aber  darin  von  des  Anon.  chron.  Austr.  72,  ab- 
weiclit,  dass  nach  ihm  Wolkersdorf  und  Ulrichskirchcn  von  di'ii  Böliiiu'ii 
wohl  berannt,  nicht  aber  eingenommen  wurden. 

**  Copeybuch   164.     Chmel,  Materialien  II,   161. 

''  Ebendorfer  1.  <;.  896.  Vermuthlich  bezieht  sich  liiernul'  ancli  die  lütte 
der  Städte  Krems  und  Stein  vom  21.  September,  denen  von  lladersdorf 
zu  schreiben,  dass  sie  den  im  August  zwischen  den  Regenten  geschlossenen 
Frieden  halfen  sollen.    Kinzl  a.  a.  0.  56.    Vgl.  auch  Eschenloer  1.  c.  31. 
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und  zugleich  das  Versprechen  hinzufügte,  dass  er  sich  der 
Iglauer  bei  diesem  Anlasse  bestmöglich  annehmen  werde.* 

Es  wurde  also  abermals  eine  Zusammenkunft  festgesetzt, 
die  nun  auch  wirklich  am  25.  und  26.  September  zwischen  den 
Donaubrücken  bei  Wien  stattfand,  zu  welchem  Zwecke  hier 
zwei  Gezelte  errichtet  wurden.  Den  König  von  Böhmen,  der 
zur  äusseren  Donaubrücke  kam,  führten  zwei  Ritter  vor  den 
Kaiser,  der  seiner  an  der  mittleren  Brücke  harrte.  Als  Georg 
des  Kaisers  ansichtig  wurde,  kniete  er  vor  ihm  nieder.  Fried- 
rich hob  ihn  auf  und  führte  ihn  in  eines  der  Gezelte,  wo  als- 
bald, nachdem  die  österreichischen  und  böhmischen  Herren 
gleichfalls  eingetreten  waren,  die  Berathungen  begannen.'-  Die- 
selben stiessen  auf  mancherlei  Schwierigkeiten  und  kamen, 
nachdem  Erzherzog  Albrecht  (29.  September)  gelobt,  dem 
Vergleiche  des  Kaisers  mit  König  Georg  nachzukommen,  ^ 
erst  am  2.  October^  zu  völligem  Abschlüsse. 

Darnach  nahm  Georg  die  Vermittelung  des  Kaisers 
zwischen  ihm  selbst,  Oswald  und  Sigmund  Eizinger,  den  An- 
hängern der  letzteren  im  österreichischen  Adel,  ferner  Niklas 
Schlick  und  seinen  Helfern  einer-,  und  Herzog  Albrecht,  den 
Landleuten  von  Oesterreich  und  der  Stadt  Wien  andererseits  an. 
Alle  Gefangenen  sollten  beiderseits  innerhalb  vierzehn  Tagen 
ohne  Lösegeld  freigegeben  werden,  alle  unbezahlten  Schätzungen 
und  Huldigungen,  gleichviel  ob  verbürgt  oder  nicht,  ab  sein. 
Alle  Schlösser,  Häuser,  Aemter  und  Grundstücke,  welche  beider- 
seits besetzt  wurden,  kehren  innerhalb  acht  Tagen  an  ihre 
früheren  Besitzer  zurück.  Alle  Absagebriefe  von  beiden  Theilen 
werden  innerhalb  vierzehn  Tagen  dem  Bürgermeister  von  Znaini 
überantwortet.  Alle  15efestigungcn,  welche  der  Feind  im  Laude 
angelegt,  werden  innerhalb  acht  Tagen  abgethan,  alle  Wege, 
Strassen  und  Flussläufe  wieder  freigegeben.  Ulrich  Eizinger 
wird  ohne  Lösegeld  freigelassen  und  binnen  vierzehn  Tagen 
depi  Kaiser  oder  dessen  yVnwalt  zu  Wien  übergeben,  und  von 
diesem   innerhalb   der    nächsten    acht  Tage    nach   Sclirattenthal 


1  Clilumecky,  Regesten  1,   1,  .10. 

2  Arion.   cliroii.    An.ttr.    7S-71.     .lohst   v.    Kiiisiodcl   ;i.  ;i.   ü.   2^\^.     Sclilag:ei' 
a.  n.  O.   102. 

»  Liiiiip,  (;.  (iorni. '1.  I,  I  170.  SoiiimurslKM-;^-,  SS.  r.,  Silcs.  1,  ln-i;"..  LiclmnwMky, 

II r.  97. 
••  Uaelimiiiiii   Ji.  a.   O.    170  .su-^l   fälsclilicli :   :i.   Octclicr. 


flßi]  161 

ausgeantwortet  werden.  Doch  muss  Ulrich  Eizing-er  darüber 
eine  Verschreibung-  geben,  dass  seine  Verwandten  und  Freunde 
seine  Gefangenschaft  an  niemandem  vergelten.  Vielmehr  sollen 
die  Ansprüche,  welche  entweder  die  Herzoge  Albrecht  und 
Sigmund  an  die  Eizinger  oder  diese  an  jene  geltend  machen 
wollen,  vor  dem  Kaiser  gütlich  oder  im  Wege  Rechtens  aus- 
getragen werden.  Sollten  indess  die  Eizinger  oder  einer  ihrer 
Anhänger  dem  zuwiderhandeln,  so  soll  dies  denen  von  ihnen, 
die  sich  an  der  Schuld  nicht  betheiligen,  keinen  Schaden 
bringen.  Jedoch  dürfen  sie,  auch  König  Georg,  den  diesem 
Vertrage  Zuwiderhandelnden  nicht  Beistand  leisten ;  sie  sind 
vielmehr  dem  Kaiser  und  den  Herzogen  Albrecht  und  Sig- 
mund in  diesem  Falle  zur  Hilfeleistung  verpflichtet,  wessen 
sich  Stefan  Eizinger  noch  in  einem  speciellen  Vertrage  an- 
heischig machte.  Zwischen  den  Herzogen  Albrecht  und  Sig- 
mund und  ihren  Landen  einer-  und  Georg  andererseits  besteht 
fortan  Frieden.  Die  Herzoge  verpflichten  sich,  Georg  in  seinen 
Ländern  keine  Irrung  zu  bereiten.  Dasselbe  sagt  ihnen  Georg 
hinsichtlich  ihrer  Länder  zu.  Die  beiden  Herzoge  werden  sich 
noch  insbesondere  urkundlich  zur  Beobachtung  dessen  ver- 
pflichten, was  unter  des  Kaisers  Vermittelung  vereinbart  worden 
ist.  Endlich  berührt  der  Vertrag  noch  eine  Reihe  anderer  bis- 
her unausgetragener  Fragen,  meist  persönliche  Forderungen,' 
bezüglich  deren  ein  Tag  zu  Wien  zu  Lichtmesse  des  nächst- 
folgenden Jahres  angesetzt  wird,  welchen  Georg  beschicken 
und  auf  welchem  eine  Ausgleichung  erzielt  werden  soll.  Auch 
wurde  vereinbart,  dass  die  bei  Asparn  liegenden  Truppen  am 
Tage  dieser  Uebereinkunft  aufbrechen  und  sich  ,fürderlich' 
heimwärts  wenden  sollen  und  zwar  so,  dass  sie  sich  bei  ihrem 
Abzüge  bescheiden  verhalten  und  allen  Unfug,  wie  Brand- 
schatzung;, Huldigung  der  Leute,  ,Fursleg  und  Zcrrcissung' 
vermeiden."^ 

Dies  der  Inhalt  des  Vertrages,  der  zwischen  den  Brücken 
bei  Wien  geschlossen  wurde.  Wir  erfahren  indess  aus  anderen 
Quellen,  dass  zu  Zwischenbrücken  auch  noch  über  andere 
Dinge    verhandelt    wurde,    welche    wohl    deshalb,    weil    sie  mit 


'   Dio   if.li    für  (lio.sni.'il    als    dem   Z\Vfcki>    dieser   Aliliaiiiliiiii>jr    ferner    liotr<"ii<l 

iilterf^elie,. 
2  Climel,  Materialien   II,    IGl-lOS. 
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dem  Streite  zwischen  König  Georg  und  Herzog  Albrecht  nicht 
unmittelbar  zusammenhängen,  in  jenem  Vertrage  nicht  be- 
rührt werden. 

Vor  allem  musste  selbstverständlich  das  Verhältniss  Georgs 
zum  Kaiser  zur  Sprache  kommen.  Der  anonyme  Verfasser  der 
österreichischen  Chronik  von  1454 — 1467  bemerkt  hiezu:  ,der- 
selb  von  Böhaimb  tet  menig  ander  begerung  und  forderung, 
die  im  aber  genzlich  abgeschlagen  wuerden'.^  Ganz  im  Gegen- 
satze hiezu  zeigt  sich  Jobst  von  Einsiedel,  der  damals  im 
Dienste  Georgs  stand,  in  einem  an  Bürgermeister  und  Rath 
von  Eger  gerichteten  Schreiben, ^  mit  den  Resultaten  der  Zu- 
sammenkunft sehr  zufrieden.  Nach  ihm  einigte  man  sich  dahin: 
,dass  sich  der  Kaiser  zu  Georg  halte  als  ein  römischer  Kaiser 
sich  zu  einem  böhmischen  König  und  obersten  Kurfürsten  halten 
soW.  ,Auch',  setzt  Jobst  hinzu,  , werden  die  Lehen  meinem 
Herrn  geliehen  und  viel  gute  Sachen  geschehen,  was  ihr  hienach 
vernehmen  werdet/ 

Zwischen  diesen  einander  direct  wiedersprechenden  An- 
gaben liegt  die  W^ahrheit  so  ziemlich  in  der  Mitte.  Eine  volle 
und  directe  Anerkennung  seiner  Königswürde  hat  Georg  damals 
wohl  nicht  erlangt,  wie  man  deutlich  aus  der  Fassung  des  Titels 
ersieht,  der  ihm  in  der  Vertragsurkunde  wiederholt  beigelegt 
wird.  Deun  er  wird  hier  nicht  etwa  schlechthin  als  König  von 
Böhmen  bezeichnet,  sondern  als  ,Herr  Jörg,  der  von  den  vonn 
herrn,  rittern  und  knechten  vnd  vonn  der  lanndtschaft  des  kunig- 
reichs  zu  Behem  erwellt  und  gekrönt  ist'.  Dagegen  ist  aus 
Jobsts  Bericht  ersichtlich,  dass  der'Kaiser,  der  ja  bereits  indirect 
Georg  anerkannte,  indem  er  mit  ihm  in  Verhandlung  trat,  dem- 
selben in  dieser  Hinsicht  wenigstens  bestimmte  Zusagen  machte.'^ 
Auch  lag  eine  indirecte  Anerkennung  Georgs  darin  ausge- 
sprochen, dass  dieser  zufolge  des  vom  Kaiser  vermittelten  Ver- 
trages in  seinen  Landen  von  den  Herzogen  Albrecht  und 
Sigmund  nicht  beirrt  werden  sollte,  was  so  ziemlich  der  For- 
derung an  sie  gleich  kam,  den  Ansprüchen  auf  die  Krone  von 
Böhmen  zu  entsagen. 

Zwischen  den  Brücken  wurde  endlich  auch  die  Ange- 
legenheit llölzler's  beigelegt.     Für    seine  Ansprüclie  an  diesen 

'  1.  c.  74. 

2  (l.  (1.  ß.  Octo))cr   MTiH.  Are.liiv  f.  K.  i"..  G.-Q.  XXXIX,  2C,7  ff. 

3  Vgl.  KürHclinor  zu  der  citirton  Stelle  JoliHt  von  Eiiisicdels. 
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wurden  dem  Böhmenkönige'  16.000  Gulden  zugesprochen, 
welche  Summe  zur  Entlohnung  der  böhmischen  Söldner  ver- 
wendet werden  sollte.'  Der  Kaiser  wendete  sich  an  die  Wiener 
mit  dem  Ansinnen,  dass  sie  sich  dem  Könige  von  Böhmen  für 
diese  Summe  verschreiben  sollten.  Allein  diese  beantworteten 
das  Anbringen  des  Kaisers  vielmelir  mit  einer  Schilderung  der 
traurigen  Lage,  in  der  sich  zufolge  der  bösen  Zeitläufte  die 
Finanzen  der  Stadt  befänden.  Daher  möge  sie  der  Kaiser  für 
diesmal  der  zugemutheten  Bürgschaft  entheben.  Da  aber  der 
gegenwärtige  Krieg  und  die  geschehene  Absage  ebensowohl 
die  Landschaft  als  die  Stadt  Wien  berühre,  so  sei  es  billig, 
dass  die  ganze  Landschaft  für  die  Summe  aufkomme,  in 
welchem  Falle  die  Stadt  ihren  Antheil  daran  zu  leisten  be- 
reit sei. 2  Wie  diese  Angelegenheit  beigelegt  wurde,  ist  uns 
nicht  bekannt. 

Albrecht  gab  zu  dem  Vertrage  vom  2.  October,  wie  es 
scheint,  sofort  in  seinem  und  seines  Vetters  Sigmund  Namen 
die  Zustimmung,-^  wogegen  ihm  Friedrich  die  Zusage  machte, 
dass  er  Eizinger  nicht  freilassen  werde,  bevor  Albrecht  von 
demselben  und  seinen  Brüdern  versorgt  sei.^ 

Bezüglich  des  Abzuges  der  böhmischen  Truppen  wurde 
näher  vereinbart,  dass  derselbe  am  4,  October  erfolgen  und 
dass  das  Heer  in  vier  Abtheilungen  getheilt  auf  vier  ver- 
schiedenen Wegen,  in  der  Richtung  gegen  Zwetel,  Znaym,  Laa 
und  Nikolsburg  heimkehren  sollte.''  Wirklich  brach  Georg  von 
Podiebrad  am  4.  October  von  Aspern  auf  und  führte  sein  Heer 
in  vier  Colonnen  der  Heimat  zu.''  Dagegen  kehrten  sich  die 
böhmischen  Schaaren  an  die  Zusage,  bei  dem  Abzüge  nirgends 
Schaden  anzurichten,  keineswegs.  Jene  Abtheilung,  die  in  der 
Richtung  nach  Nikolsburg  abzog,  bezeichnete  ihren  Weg  mit 
Raub  und  Brand.  Besonders  schlimm  hausten  die  Böhmen  auf 
den  Besitzungen  der  Brüder  Johann  und  Heinrich  von  Liechten- 
stein. In  Mistelbach  und  einigen  anderen  Dörfern  der  Liechten- 
steiner trieben  sie  das  Vieh  und  die  Pferde  aus  den  Ställen  und 

'  Vgl.  Stafi  lotoptsowe  cesstj   iir.  öl'.l  in  SS.  rer.   Holicni.  T.  III,   171. 

2  Copeyhiich   164  flf. 

3  Archiv  f.  K.  ö.  G.-Q.  X,  217,  ur.  -27."). 

*  Ebd.  ur.  276. 

'■>  Fontes  rcr.  Austr.   II.  Abth.   II,  p.  XXXVJI,  iir.  24. 

*  Anoii.  cliroii.   Austr.  7.0. 
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führten  den  Most  aus  den  Kellern  mit  sich  fort.'  Beim  Fort- 
ziehen zündeten  sie  die  Ortschaften  an,  so  dass,  wie  wenigstens 
Ebendorfer  erzählt, ^  in  Veldsberg  und  Mistelbach  nicht  ein 
Haus  unversehrt  blieb.  Die  Folge  dieser  Frevelthaten  war, 
dass  Heinrich  von  Liechtenstein  zu  Nikolsburg  am  10.  October 
von  Dürnholz  aus  den  Ständen  Böhmens  Fehde  ansagte,  welchem 
Beispiel  sich  eine  Anzahl  anderer  Adeliger  anschloss.^ 

Nach  dem  Abzüge  der  Böhmen  wurden  die  Verhand- 
lungen zwischen  dem  Kaiser  und  seinem  Bruder  über  einige 
noch  nicht  erledigte  Fragen  fortgeführt.  Am  12.  October  1458 
übernahm  der  Kaiser  jene  Schuld  von  sechstausend  ungarischen 
Gulden,  die  Albrecht  von  der  Stadt  Wien  auf  zwei  Jahre  ge- 
liehen und  für  die  sich  Herzog  Sigmund  verbürgt  hatte. ^  Am 
13.  October  versprach  Hans  Enzesdorfer  der  Vereinbarung 
zwischen  dem  Kaiser  und  Herzog  Albrecht  nachzuleben  ^  und 
dasselbe  geschah  wohl  auch  von  Seite  der  anderen  Herren, 
welche  in  den  Neustädter  Vertrag  vom  21.  August  aufgenommen 
worden  waren.  Am  14.  October  überliess  Herzog  Albrecht  dem 
Kaiser  Schloss  und  Stadt  Brück  an  der  Leitha,  das  ihm  im 
Neustädter  Vertrage  eingeräumt  worden  war,  da  er  anderwärts 
dafür  entschädigt  worden  sei."  Am  26.  October  erfolgte  von 
Seite  Albrechts  die  Auslieferung  Eizingers  an  den  Kaiser." 
Nachdem  sodann  (3.  November)  Oswald  und  Sigmund  Eizinger, 
sowie  Oswald  Lutmansdorfer,  Wolfgang  Hinterholzer,  Leo 
Snegkenreutter  und  Jörg  Lewprechtinger  für  Ulrich  Eizinger 
Bürgschaft  geleistet  und  gleich  ihm  selbst  den  geforderten  Re- 
vers ausgestellt  hatten,*  erfolgte  die  Freilassung  Eizingers,  den 
der  Kaiser  nach  seiner  Behausung  Schrattenthal  geleiten  Hess." 

Am  18.  November  1458  wurde  zu  Wien  im  Namen  des 
Kaisers  und  der  Herzoge  Albrecht  und  Sigmund  ein  öflfentlicher 


^  Fontes  rer.  Austr.  II.  Abtli.   II,   ]i.  XXXVI,   ur.   2ü.     Vgl.   auch   Jobaiia 
von  Guben  a.  a.  O. 

2  1.  c.  894. 

3  Fontes  rer.  Austr.  1.  e.  p.   XXXVII,    wo    mau    ilic    Namen    der    übrigen 
Adeligen  aufgozälilt  findet. 
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«  Ebd.  3C35. 
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Aufruf  erlassen,  wonach  alle  die,  welche  Verschreibungen  oder 
Schuldansprüche  aus  den  Zeiten  der  Könige  Albrecht  und 
Ladislaus  zu  haben  meinten,  dieselben  zwischen  Weihnachten 
und  Lichtmesse  1459  bei  den  genannten  Fürsten  oder  den  dazu 
bestellten  Käthen  derselben  anmelden  und  vorlegen  sollten,  um 
sich  darüber  entweder  gütlich  zu  vergleichen  oder  wo  das  nicht 
gelingen  würde,  ,nach  Rath  und  Erkenntniss  der  Käthe  und 
Landleute'  den  Weg  Rechtens  zu  betreten.' 

Am  8.  November  1458  befand  sich  Herzog  Albrecht  zu 
Linz ;'-  um  dieselbe  Zeit  scheint  man  im  Lande  ob  der  Enns 
die  Huldigung  geleistet  zu  haben.  Denn  einem  Schreiben  des 
Erzherzogs  an  die  Bürger  von  Freystadt  vom  16.  September  1458 
ist  folgender  Zettel  beigeschlossen:  Der  Eid.  Ihr  werdet  schwören 
Erzherzog  Albrechten  von  Oesterreich  etc.  und  seinen  Erben 
getreu,  gehorsam  und  gewärtig  zu  sein,  seiner  Gnaden  Schaden 
zu  wenden  und  Frommen  zu  fördern  nach  all'  Eurem  Ver- 
mögen, getreulich  und  ungefährlich.  Doch  Herzog  Sigmunden, 
seinem  Vetter  und  dessen  Gerechtigkeit  des  Drittels  der  Gülte 
unvergrifFen^'^ 

Jetzt  (13.  October)  erfolgte  endlich  auch  die  lange  von 
den  sächsischen  Käthen  sollicitirte  Antwort  über  Wilhelms  Erb- 
ansprüche in  Böhmen,  Oesterreich  und  Ungarn,  nachdem  schon 
zu  Ende  Juli  oder  Anfang  August  zwischen  dem  Kaiser  und 
Albrecht,  unter  dessen  Käthen  Gregor  von  Haimburg  sich  be- 
fand, einer-,  Konrad,  Marschall  von  Pappenheim  und  Dr.  Peter 
Knorr  andererseits  zu  Wiener-Neustadt  über  diese  Dinge  unter- 
handelt worden  war.'  Jetzt  —  am  13.  October  —  erklärte 
der  Kaiser,  er  wolle  nach  erfolgtem  Abzüge  der  Böhmen  mit 
seinen  Miterben  sich  besprechen  und  sodann  Herzog  Wilhelm 
eine  Antwort  geben,  die  billig  werden  solle.  Auch  des  Heirats- 
gutes  geschieht  Erwähnung  und  der  Kaiser  scheint  die  For- 
derung zuzulassen.''' 


<  Copeybuch   1G6.     Archiv  f.  K.  ö.  G.-Q.  X,  218,  nr.  284. 

-  F.  X.  Plitz,  Geschichte  des  Landes  ob  der  Enns  II,   136. 

3  Archiv  f.  K.  ö.  G.-Q.  XXXI,  3H8. 

*  Anonymer  Bericht  ans  Wienor-Nenstadt  von  Ende  Juli  t läS  (angedruckte 

Urkunde  de.s  kön.  sächs.  Arcliivs)  cit.  von  narlnnann  a.  a.  O.  IfiO.  Anm.  1. 
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Wohl  war  nunmehr  der  Erbfolgestreit  fürs  erste  beendet 
und  auch  der  Friede  mit  Böhmen  wieder  hergestellt.  Dagegen 
wirkten  die  Leiden,  welche  jener  Streit  und  dieser  Krieg  zur 
Folge  hatten,  noch  lange  nach.  Trotz  des  Friedens  mit  dem 
Böhmenkönige  währte  die  kleine  Grenzfehde  ununterbrochen 
fort.  Erst  im  nächstfolgenden  Jahre  (20.  April  1459)  wurden 
diese  Streitigkeiten  nothdürftig  beigelegt.  ^  Auch  an  der  unga- 
rischen Grenze  kam  es  nicht  zur  Ruhe.  Noch  immer  beun- 
ruhigte Ledwenko  von  seinem  Tabor  bei  Ungarisch-Stetten  aus 
das  Marchfeld/^  so  dass  noch  im  Laufe  des  Jahres  1458  ein 
Aufgebot  wider  denselben  erlassen  werden  musste.^  Erst  am 
3.  März  1460  erfolgte  die  Aussöhnung  Ledwenko's  mit  dem 
Kaiser.^  Am  traurigsten  aber  war  der  materielle  Rückschlag, 
den  die  steten  Unruhen  auf  den  Wohlstand  des  Landes  übten. 
Seit  dem  Tode  des  Königs  Ladislaus,  rechneten  die  Wiener 
Bürger  dem  Kaiser  vor,  habe  die  Stadt  auf  Söldner,  Bot- 
schafter, Behütung  der  Stadt  und  andere  Bedürfnisse,  mehr  als 
20.000  Pfund  Pfennige  ausgegeben.  Die  Gesammtschuld  der 
Stadt  belaufe  sich  auf  40.000  Pfund.  Dazu  komme,  dass  seit 
vielen  Jahren,  namentlich  aber  in  den  beiden  letzten,  der  Wein, 
der  das  Haupteinkommen  der  Bürger  bilde,  missrathen  sei. 
Handel  und  Wandel  liege  in  Folge  der  beständigen  Kriege 
darnieder.''  In  einer  zweiten  Eingabe  (6.  März  1459)  beziffern 
die  Wiener  die  Schuld  auf  44.212  Pfund,  worin  15.847  Pfund 
inbegriffen  seien,  welche  sie  im  vergangenen  Jahre  noch  über 
alle  Nutzungen  und  Renten  der  Stadt  hätten  entlehnen  müssen,'' 
eine  Summe,  die  wohl  kaum  zu  hoch  gegriffen  sein  dürfte, 
wenn  man  bedenkt,  dass  die  Ausrüstung  und  Erhaltung  der 
Söldner  während  des  Jahres  1458  allein  8914  Pfund  Pfennige 
gekostet  hatte.'' 

Elementarschäden  trugen  das  ihrige  dazu  bei,  diese  Drang- 
sale zu  erhöhen.  Am   19.  und  20.  April  1458  erfroren  die  Wein- 


>  Archiv  f.  K.  ö.  G.-q.  XI,   150— 15"2. 

2  ScJilager  a.  a.  O.   lf!5.     Ebcudorfer  1.  c.  81)7. 

:•  Notizblatt  d.  W.  Akad.  1850,  S.  5G7.     J.  Kiii/,1  a.  a.  O.  S.  56. 
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6  Ehd.   ]70-17-.i. 
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gärten  bei  Wien  in  der  Ebene  und  im  Gebirge.'  Auch  herrschte 
das  Jahr  über  solche  Dürre,  dass  der  Same  an  vielen  Orten 
nicht  aufging  oder  von  den  Mäusen  aufgefressen  wurde.  In 
Folge  dessen  kostete  der  Scheffel  Weizen  sechs  Pfund  Pfennige, 
der  Achter  (octaua)  gewöhnlichen  Weines  sieben  bis  acht 
Pfennige,  der  Achter  besserer  Sorte  zehn,  zwölf  bis  vierzehn 
Pfennige.  Im  Jahre  1459  herrschte  bis  April  Feuchte  und 
Kälte,  im  Mai  aber  ein  Regen  und  eine  Kälte,  wie  man  lange 
nicht  mehr  erlebt  hatte.  Sodann  folgte  eine  ebenso  grosse 
Trockenheit,  so  dass  es  bis  September  kaum  drei  Mal  regnete. 
Auch  in  diesem  Jahre  erfroren  viele  Weingärten,  namentlich 
im  Gebirge;  aber  auch  in  der  Ebene  erhielt  sich  nur  der  dritte 
Theil  der  Reben.  Dazu  gesellte  sich  ein  heftiges  Fieber,  von 
welchem  viele  Personen  befallen  wurden. ^  In  der  Gegend 
nördlich  von  der  Donau  Hess  der  letzte  Einfall  des  Böhmen- 
königs manche  Spuren  zurück.  Es  gab  Dörfer,  in  welchen  den 
Einwohnern  von  den  Böhmen  kein  einziges  Stück  Vieh  im 
Stalle  oder  im  Gehöfte  gelassen  worden  war.^  In  Folge  dessen 
wurde  eine  Brandsteuer  ausgeschrieben,  die  selbst  die  Klöster 
trotz  ihrer  Freibriefe  zu  tragen  hatten.^  Aber  auch  das  Land 
ob  der  Enns,  obgleich  von  dem  Einfalle  der  Böhmen  nicht 
betroffen,  ging  einer  trüben  Zukunft  entgegen.  Die  frühere 
schlechte  Verwaltung  des  Landes  und  Albrechts  VI.  Verschwen- 
dung hatten  das  Volk  in  solches  Elend  gestürzt,  dass  die  Leute 
in  Oberösterreich  sagten :  , Sähen  sie  nicht  an  ihr  Weib  und 
Kinder,  so  wollten  sie  ihr  Erbe  lassen  liegen  und  bloss  davon 
gehen,  denn  sie  vermöchten  solches  Geben  nicht  mehr^'^  Das 
schlimmste  aber  war,  dass  in  Folge  der  Münzverschlechterung 
Arbeitslohn  und  Waare  im  Preise  stiegen  und  dass  wegen  des 
herrschenden  Misstrauens  gegen  die  cursireude  Silbermünze 
jeder  seine  Waare  nur  mehr  nach  dem  Werthe  des  Gulden 
verkaufen  wollte.^'  Die  Arbeitslöhne  stiegen,  während  auch 
die  Herren  im  Lande  über  die  Verluste  khigten,  welche  sie  an 


«  Copeybuch    134.     Ebendorfer  1.   c.   890:    21.   Ai)ril.     V<^1.    .■iiich    Cpey- 
buch   165. 

2  Ebendorfer  896.     Kalend.  Zwetl  a.   1458.   (SS.  IX,  698.) 

3  Ebendorfer  893. 

*  Wichner,  Geschichte  von  Adniont  III,  403,  nr.  5H-2. 
^  Preuenhiiber,  Annale«  Styrcnaes   112. 
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ihren  Nutzungen  und  Renten  in  Folge  der  Münzversehlechterung 
erlitten.'  Die  Unzufriedenheit  war  allgemein  und  nahm  bald 
bei  dem  Streben  der  Stände  nach  Erweiterung  ihrer  Macht 
einen  gefährlichen  politischen  Charakter  an. 

Was  diese  letzteren  betrifft,  so  hat  man  ihr  Benehmen 
während  des  Erbfolgestreites  wohl  als  anmaassend  ^  bezeichnet, 
was  indess  völlig  unbegründet  ist.  Ihr  Verhalten  war  vielmehr, 
wie  die  obige  Darstellung  zeigt,  ein  überaus  vorsichtiges,  ja 
ängstliches.  Was  sie  anfangs  zu  hindern  sich  bemühten,  war 
blos  die  Theilung  des  Landes.  Sie  drangen  mit  diesem  An- 
sprüche nicht  durch.  Sie  gaben  vielmehr  zuletzt  hierin  den 
Wünschen  der  Fürsten  nach.  Das  Land  Oesterreich  wurde 
getheilt  und  man  kann  sagen,  dass  mit  dieser  Thatsache  die 
unglückselige  Theilungspolitik  der  Habsburger  ihren  Höhepunkt 
erreichte.  Denn  bisher  war  es  zwar,  wie  wir  früher  sahen, 
häufig  geschehen,  dass  man  die  Länder  beliebig  bald  diesem 
bald  jenem  Fürsten  zuwies.  Eine  Theilung  der  Länder  selbst, 
eine  Zerreissung  dessen,  was  durch  Jahrhunderte  zusammen- 
gehört, hatte  man  bisher  vermieden.  Eine  Theilung  Oester- 
reichs,  das  man  als  ein  für  sich  bestehendes  Reichslehen 
betrachtete,  war  bisher  nicht  erfolgt.'^  Hier  aber  begegnete  es 
zum  ersten  und  glücklicher  Weise  auch  zum  letzten  Male, 
dass  man  ein  Land,  das,  wenn  auch  in  manchen  Dingen,  wie 
z.  B.  in  Bezug  auf  die  höhere  Gerichtsbarkeit  —  die  Land- 
schranne —  dualistisch  eingerichtet,  in  anderer  Hinsicht  doch 
stets  als  ein  Glied  des  Hausbesitzes  betrachtet  wurde,  in  zwei 
Theile  auseinanderlegte,  dass  man  die  Einheit  gerade  des  Kern- 
landes, nach  welchem  alle  Fürsten  des  Hauses  sich  benannten, 
auflöste.  Darin  liegt,  wenn  ich  nicht  irre,  die  eigentliche  Be- 
deutung des  Erbfolgestreites,  den  ich  im  einzelnen  darzustellen 
suchte,  in  seinen  Folgen  nach  innen. 

Nach  aussen  hin  aber  lähmte  dieser  Streit  in  einer  für 
die  nächste  Zukunft  verhängnissvollon  Weise  die  Kraft  des 
österreichischen  Fürstenhauses.    Die  Zwietraciit,  d(;r  Habsburger 


'  Anon.  cliroii.  Austr.  9ß. 
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erleichterte  die  Vorgäng-e  im  ungarischen  wie  im  böhmischen 
Nachbarlande  und  setzte  sie  ausser  Stand,  in  würdiger  und 
nachdrucksvoller  Weise  ihr  eigenes  gutes  Recht,  das  dabei  auf 
dem  Spiele  stand,  zu  verfechten.  Darum  vergleicht  Michael 
Beheim  in  dem  Gedichte  ,von  den  hern  von  Oesterreich^  den 
Kaiser  und  seinen  Bruder  mit  zweien  kämpfenden  Löwen.  Er 
sehe,  fährt  der  Dichter  fort,  in  der  Nähe  derselben  manches 
Thier  sich  kühn  erheben,  das,  wären  die  Löwen  unter  sich 
einig,  niemals  sich  auch  nur  zu  regen  gewagt  hätte.  Doch  so 
gehe  es,  Friedrich  und  Albrecht  kämpften  um  Oesterreich,  das 
ihnen  niemand  streitig  mache,  während  Ungarn  und  Böhmen 
und  manches  andere  Land  sich  von  ihnen  wende.  Sie  haschten 
nach  einer  einzelnen  Feder  und  Hessen  sich  das  volle  Flaum- 
bett entschlüpfen.  Nur  Einigkeit  könne  hier  noch  helfen,  und 
dazu  rathe  des  Dichters  Strafrede. ^ 


Excusacio  contra  comniuiiem  wulgi  opiiiioiieiii  contra  Alber- 
tnni  (Inceni  Anstrie  in  capliiiitate  Udalrici  Eyczingeri  in 
oppido  Wienuensi,  que  facta  fuit  per  d.  Gregorluni  Heini- 

berg  etc. 

Scio  ego  viri  doctissimi,  quid  senciat  wlgus  imperitum, 
quidue  machinentur  emuli,  quorum  Studium  est,  summorum 
virorum  optime  acta  carpere  et  coraprchendere,  wulgarc  funda- 
mentum  iacientes,  videlicet  in  apsentem  nicliil  dici  debere  et 
si  qua  dicantur,  nil  preiudicare.  Plura  sunt,  que  wlgo  iactantur, 
quibus  Omnibus  affatim  et  habunde  respondctur.  Nisi  cnim 
iure  publico  prouisum  esset  ex  indiciis  et  coniecturis  occasione 
accepta  ad  ueritatis  inquisicionem  procedendum  esse,  iam  vtique 
futui'is  non  posset  caueri  periculis,  si  quidem  corum  euentus 
a  primatibus  poptilorum  velud  a  dormientibus  expectari  debcret. 
Omnes  quipi)c  nostis  et  qui  liberalibus  studiis  opcram  datis  et 
qui  Icgalibus  disciplinis  ingenii  neruos  intenditis,  esse  in  assensu 
animi  hnniani  sicud  in  abis  passionibus  nostris  quasi  quosdam 
gradus    intcnsionis    et    rcmissionis   eorundcm,  in   quorum  priino 


Tli.  G.  V.  K.arajan,  Zolin  Gedichte  Miclmcl  Bcheims  in  Quellen  und  Kor- 
sclinngen  •/,.  viiterländ.  Geschichte,  Literattir  und  Kunst.  Wien  1849, 
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vel  infimo  gradu  reponimus  apparenciam/''  que  ab  existencia 
plurimum  distat.  At  nil  per  se  fert,  nisi  quod  animum  exuscitat 
ad  cogitandum  et  ad  coniecturas  eliciendum  et  hec  coniectura 
ex  tarn  variis  causarum  iiguris  duciintur,  vt  omnes  thopice 
doctrine  pro  indagandis  illis  et  euoluendis  vix  sufficiant.  Idque 
lege  docemur,  non  ad  vnam  probacionis  speciem  auimum  alli- 
gari  oportere,  quisquis  de  rebus  dubiis  habeat  consultare.  Hinc 
illud  iam  wlge  vsurpatum  descendit  prouerbiuin,  que  singula 
non  prosunt,  multa  collecta  iuuant.  Per  hasce  coniecturas  animus 
discurrens,  ab  infimo  apparencie  gradu  ad  suspicionem  ascendit, 
ac  inde  per  credulitatis  gradus  vim  suam  exporrigens  ad  fidem 
vsque  pertingit.  Hie  pretereo  id  quod  altiore  scola  disputatur, 
scilicet  in  illo  ascensu  graduum  excursus  quosdam  et  recursus 
solere  contingere,  vt  inter  coniecturas  supradictas  alia  aliam 
corrodat,  imminuat  et  extenuet,  alia  aliam  ex  aduerso  confirmet 
et  corroboret,  donec  ad  fidem  ascendant.  Dixi  fidem,  quia 
sciencia  in  rebus  humanis  frustra  queritur,  quas  sola  regit 
opinio.  Scire  quidem  ad  dyalecticos  pertinet,  plena  credu- 
litas,  quam  fidem  vo.cant,  in  rethorum  campo  limitem  ponit 
terminalem.  Nunc  ad  rem  venio  institutam  et  vt  institueram, 
vt  ecce  quot  sunt  gradus  assenciendi,  tot  sunt  iudicum  officia, 
tot  sunt  in  rebus  dirigendis  iudiciales  funcciones,  ex  quarum 
quibusdam  ad  capturam  quam  realem  citacionem  vocamus  pro- 
ceditur,  ex  aliis  ad  torturam,  tandem  ad  supplicium  peruenitur. 
At  in  presenti  casu  coniecturas  singulas  explicare  plus  esset 
auisare  et  monere,  quam  latentem  vcritatem  indagine  subtiliori 
explicare.  Constat  regem  Ladislaum  trans  flumen  ob  vi  um  iisse 
illis,  qui  tantam  maiestatem  vsque  ad  cubiculum  requirere  de- 
buissent,  in  quorum  grege  facciosus  ille  velud  dux  uel  auriga 
fiiit.  Notnm  est  vobis,  quod  ille  ipse  quietis  impaciens  magi- 
stratus  liuius  vrbis  pro  libito  sue  voluntatis  instituit  dcstituit- 
que,  donec  oninia  nutu  suo  disposita  videret,  cum  Mathiam 
Hunyad  vsque  in  suam  suorumque  conplicum  forciam  fere 
perduxisset.  Omnibus  tandem  machinationibus  consummatis  La- 
dislans  innocens  spiritum  cxulauit  (!)  vitaqn(!  cum  gcmitu  fugil 
indignata  sub  vmbras.  Sed  spiritus  illinc  rodiit,  vnde  pro- 
fectus  erat.  Illuc  nos  rcduci  laciat  dous  igno(y)  reuerti.  Valete! 
(ITicmit  f>nfl(!t  das  Stück.) 
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